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Vorwort. 



In allen Gebieten der menschlichen Existenz 
gewinnt das Leben täglich eine grössere Vielseitig- 
keit und Mannichfaltigkeit und seine Entwicklung 
ist, soweit der endliche Verstand zu blicken vermag, 
noch nicht zum Abschluss gekommen. In jedem 
Zeitpunkt wird ein neuer Plan ersonnen, ein neues 
Bedürfnies in der Menschheit rege, im nächsten hat 
der schöpferische Geist die nöthigen Mittel schon 
entdeckt. Wenn die menschliche Gesellschaft im 
Aufschwung stets begriffen ist , dann ist jede Gegen- 
wart der höchste Punkt und kann mit Stnlz auf die 
hin ab geschiedenen Geschlechter sehen. Sei es also, 
dass eine jede Zeit sich für die grösste halten darf, 
so gestaltungsreich als die Gegenwart ist kein Mo- 
ment der Vergangenheit Unsere Tage scheinen un- 
geheure Kräfte , mehr als je geschehen , zu entfalten, 
um die Cultur so weit als möglich auszubreiten , und 
sich in ihr so tief als möglich auszuleben. 



Mit den Bedürfnissen und Genüssen mehren sich 
die Aufgaben des Lebens , ■wachst die Arbeit in dem- 
selben für die Gesammtheit wie für den Einzelnen. 
Die vollkommene Erfüllung der Zwecke erfordert 
eine Theilung der erhöhten Arbeitslast Dieselbe 
Kraft, die früher grosse Gebiete beherrschte, kann 
nunmehr nur ein kleines Bereich behaupten, -wenn 
sie nützen will 

In den socialen Sphären , besondere in der "Wirth- 
sebaft, hat sich das Naturgesetz der Arbeitsteilung 
schon langst vollzogen , ehe menschliche Einsicht 
seine Vortheile erkannte. In der Staatspraxis und 
in der Wissenschaft, dem Reiche der Freiheit, zeigt 
sich dieses Gesetz erst nach der Erfahrung und tritt 
im Verlauf der Zeit immer mächtiger hervor. Nun 
theilt sich das historische Studium iu die alte und 
neue Zeit, ja in einzelne Perioden. Die Naturwissen- 
schaften trennen sich von den medicinischen und in 
den Staatswiascnsehafton die Rechtslehre von der Po- 
litik- und Wirthschaftelehre. ■ Ein Lektionskatalog 
der Universitäten aus dem vorigen Jahrhundert konnte 
uns beschämen , so weit haben uns die damaligen 
Dozenten an Umfang der Leistungen üb ertroffen, 
wüsste man nicht, dass bei dem unendlichen Fort- 
schritt der Wissenschaften, dieso Quantität der Ar- 
boit für den Einzelnen eino Unmöglichkeit geworden 
ist, wenn man nicht an Qualität der Leistungen 
der Vergangenheit gleich oder noch unter ihr 
stehen will. 

In der Regierungspolitik erlangen die Reformen 
der Bcr ufsson dorung eine grössere Ausdehnung, da- 
runter ist die Trennung der Justiz und Administra- 



vn 

tion für das politische Leben die wichtigste; Ohne 
sie 'fehlt-:. es der Justiz an der vollen Gerechtigkeit, 
der Administration an der wahren Zweckmässigkeit 
und damit dem politischen Leben an Ereüheif. 

.'-i Nur mit schwerem Herzen und zögerndem 
Schritt hat sich, die Staatapraiis von dem alteu 
System der Einheit beider Gebiete entfernt. Die 
Justiz entschied zuweilen gern mit den Gründen 
der administrativen i Gewalt und diese wünschte 
im Gebiet des Rechts auch ihren Scepter hoch zu 
schwingen, i ■ ■■ -. .' . *:' . 

. Wenn .eine Umgestaltung des Staatslebens nur 
langsam vor sich geht, so : ist freilich auch nicht 
immer die .Regierung die hemmende Gewalt , son- 
dern es liegt oft der Grund in der unvollkommenen 
Reife: des politischen Lebens. Wo das Bedürfniss 
wirklich und lebendig sieh gebildet hat, da vermag 
keine Gewalt dasselbe ohne Gefahr zurückzudrängen 
und die Mittel zur Befriedigung zu versagen. Und 
wem die politische Entwicklung in Deutschland zu 
gemessen erscheint , der verkennt das Wesen seines 
Volks- und Htaatelebens. Die Freiheit und Einheit, 
die Macht und. Grösse Deutschlands wächst lang- 
sam, so langsam als die deutsche Eiche, aber um 
desto tiefer zu :wurzolu, um sich' desto höher zu 
entfalten.-! 'i ' ■.'■■!•:, ; - ü • 

In der Gegenwart ruft der Geist der Zeit mit 
lauter und gehobener 'Stimme nach den Reformen 
für Freiheit und Recht und das ist auch ein Beweis 
der .Fähigkeit des 'Volkes 1 für diese Güter. In -sol- 
chen .Zeiten darf und muss man geben. Diö Völ- 
ker haben grosser Fortechritte in politischen Dingen 



gemacht, sie haben ein grösseres Verst&ndniss von 
ihren Rechten und Pflichten, von den Aufgaben und 
Gewaltbefugnissen der Regierung, von den Zwecken der 
Administration des Staates. In der Gesellschaft herrscht 
eine weit grössere Bildung, als die Staatsmänner und 
die Bureaukratie anzunehmen pflegen, denn der Geist 
des Volkes denkt und arbeitet mehr, als ihm durch 
politische Bevormundung erlaubt ist. lieber beide, 
Volk und Regierung, hat der Fortschritt der Zeit 
ein unsichtbares' machtiges Riehteramt, die üffentliche 
Meinung gestellt, dio mit strenger und unbestech- 
licher Justiz das Gute gebietet, das Schlimme ver- 
folgt. Wenn aller Fortschritt der Staaten geläugnet 
werden könnte, dio eigenthli in liehe Erscheinung dos 
öffentlichen Urtheils unserer Tage erhält uns allein 
das ßewusstaein einer fortschreitenden Entwicklung. 
Oder hätte, eine Zeit bessere Staaten aufzuweisen 
als die unsrige? oder gereichte die Kultur der Ge- 
genwart einer göttlichen Vorsehung schon zur hiieh- 
eten Ehre, dass sio dio Wfllt nun beruhigt stehen 
lassen könnte ? — . 

Dio Guten und Verständigen sehen das Bediirf- 
niss der Reformen wohl ein, aber Tugend und Ver- 
nunft kommen nicht immer zur Herrschaft der Welt, 
sondern häufig ihr Gegentheil, sonst könnten un- 
möglich, so viel Blut und Schande die Geschichte der 
Menschheit entehren. 

Wollen die Regierungen das rechte Vertrauen 
zwischen sich und dem Volke herstellen, sein Wohl 
und damit auch ihr Heil begründen , so müssen sie 
den Geist der Zeit erfassen und ihm folgen. So 
lange dieser friedlich wirkt, darf man ihm Alles ge- 
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währen. Ein Volk verlangt Im Frieden nie, nur im 
Streit zu viel, wo dio Herrscher dann mehr geben 
müssen , als jenem gehört. Desshalb erfolgt auch die 
Reaktion durch Verkürzung der Errungenschaften 
nach den stürmischen Tagen der Revolution. In 
der Zeit der Ruhe und Sicherheit müssen die Regie- 
rungen die besonnenen Petitionen des Volkes hören 
und gewähren, das ist der wahre Weg politi- 
scher Fortentwicklung und Freiheit Die Regierung, 
welche im Friedeu gibt, hat in der Noth nichts zu 
furchten. 

Eine solche gesunde Umgestaltung durch Re- 
formen wird einen grosseren Boden gewinnen, je 
mehr die Völker unter sich, sowie diese und die 
Staatsgewalten sich zu nahem und zu verstehen suchen. 
Hiezu haben wir die beste Hoffnung; denn dio Macht 
der Schrift und des Wortes wird täglich durch neue- 
Mittel ihre Herrschaft weiter ausdehnen und tiefer 
in das Leben dringen, um die Geister inniger und 
starker zu verbinden. 

Wir täuschen uns nicht, wenn wir schon jetzt 
die Revolutionen verschwinden sehen. Wie viele 
Widerspruche und Krisen finden nicht ihre friedliche 
Lösung durch die Reform, dio in früherer Zeit eine 
gewaltsame Erhebung hervorgerufen haben würden! 
Das ist eine Folge grösserer politischer Bildung und 
höherer sittlicher Entwicklung. Denn die Revolution 
ist gewiss mehr der Ausbruch des gemeinen Unver- 
stands und roher Leidenschaft als der edlen Begei- 
sterung für Freiheit und Recht 

Man könnte durch einen Fingerzeig auf die 
Wirklichkeit betroffen werden, so sehr scheint sie 
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das Gegentheil zu sein. Sehen wir nicht, wie sich 
die Völker jenseits und diesseits des Meeres in Hu- 
tigen Bürgerkriegen zerfleischen , dass überall in der 
Politik die Lüge das empfehlende Princip geworden, 
in unserem eigenen Vaterland niedrige Parteisucht 
\ind kleinlicher Partikularismus zersplitternde Zwie- 
tracht säen und Volk und Regierung in widerwärtigem 
Hader leben? 

Und doch glauben wir Recht zu haben. Dem 
jungen Kulturlando in der neuen Welt und dem al- 
ten des Continents mag noch manche Prüfung be- 
Bchieden sein, die von den übrigen Culturvölkcrn über- 
standen, oder noch in weiter ferne für sie Hegen. 
Auch für jene sind die Tage des Kampfes flüchtiger 
als in früherer Zeit. Kriege und Revolutionen sind 
seltener und wenn sie vorkommen von schnellerem 
Verlaufe. Im Uebrigen spricht die ganze Kultur- und 
(Jeistesentwickhuug für unsere Behauptung. Man 
muss nur nicht jeden Entwicklungsprocess als eine 
gefährliche Krisis, nicht jede solche als eine Revolu- 
tionbetraehten. Wenn Itegierung und Volk sich wirk- 
lich streiten , so geht es immer auf bessere Tage zu, 
ist Aussicht auf Errungenschaft Die verträglichen 
Zeiten deuten nicht immer auf guto Beziehungen, 
sind oft nur besonnene Duldung des Unvermeidlichen 
durch den Verständigeren. Denn genau genommen 
leben selten liegierung und Volk in i'rieden. 

"Wir -wiederholen es , die Reformen sind die Re- 
volutionen der Zukunft und diess gilt wenn für kein 
Land, so doch für Deutschland. 

Wir wissen allerdings, dase die Vorsehung den 
Nationen gegenwärtig schwere Zeiten bereitet und 
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eine grosse Verstimmung die Herzen der Völker be- 
unruhigt, die sich zuweilen in bitteren Klagen laut 
vor der Welt verkündet. 

Um so grösser ist der Triumph eines Landes, 
das sieh mitten in den Wehklagen der Völker der 
Segnungen des wahren Friedens in grossen Errun- 
genschaften erfreut. Es ist keine Redensart, wenn 
man Bayern , das die Natur so mütterlich ausstattete 
'<*— was man zur Ei-klarung seines Wohlbehagens nie 
übersehen sollte — in den letzten Jahren auch 
politisch glücklich nennt. Eine seltene Einmüthig- 
keit zwischen liegierung und Volk , eine gleich grosse 
Opferwilligkeit beider in der grossen Sache für 
Freiheit und Hecht, haben in den jüngsten Tagen 
ein bedeutsames legislatorisches Werk vollendet. 
Solche Resultate politischer Fortbildung können nur 
in dem Staate sich LT.^taltiT] , in di.-m «tim^c JJuirouteii- 
tugenden den Scepter führen. Denn in allen Ver- 
hältnissen , die durch verschiedene Kräfte sieh bilden 
und entwickeln, votiren wir den Dank des Guten, 
und geben die Schuld des Bösen der stärksten Kraft, 
und als solche tritt die Staatsgewalt hier auf. 

Der erfreulichste Fortschritt unter den Errun- 
genschaften liegt in der endlich gründlichen Schei- 
dung des Hechts- und Verwaltungsgobtetcs. Sie ist 
keine zufällige und willkürliche Erscheinung, son- 
dern ein organisch gewordenes Bedürfnis« des politi- 
schen Lebens. Die Wissenschaft hat das Prineip 
dieser Trennung längst anerkannt und vorbereitet und 
es ist nun ihr Beruf, im Gebiet der Administration, 
deren Selbständigkeit sich in den Kulturstaateh 
immer weiter ausbildet, die ihm angehörigen Wis- 
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senschaftch zu eultiviren und zu einem einheitlichen 
systematischen Ganzen zu verbinden. Diese Aufgabe 
liaben wir uns in dem folgenden Werke gestellt. 
Es soll dem Studirenden und Verwaitungsbeamten 
ein geordnetes Hilfs- und Lclirbuch in allen den 
Disciplinen sein , deren Studium zur Ausbildung und 
Vervollkommnung im administrativen Berufe erfor- 
derlich ist. Wir bieten aber damit nicht bloss den 
Angehörigen des Verwaltungsfaches in Bayern und 
anderen Staaten ein besonderes Bildungsmaterial ; 
sondern jedem gebildeten Staatsbürger, der dem öf- 
fentlichen Leben sein Augenmerk zuwenden will und 
muss, möge unser Werk eine Quelle der Belehrung 
sein. Bayern's. Reorganisation der Behörden war uns 
nur ein Aufruf, zur Herausgabe des Werkes zu 
achreiten. 

Wir sind uns wohl bewusst, an welche schwie- 
rige und umfassende Aufgabe wir uns wagen. Dieas 
konnte uns um so weniger entgehen, als wir zuerst 
dieselbe zu lösen versuchen. Denn alle hier nennens- 
werten Werke, wie die von w. Mohl, Zackariae, 
Schmitthenna- , v. liotteck haben nicht ein besonderes 
System der Verwaltungslehre gegeben , sondern die 
einseldägigeu Wissenszweige in einem grossen System 
der Staatswissensehaften cursorisch und nicht im 
Hinblick auf die sich durchbildende mehrberegte Tren- 
nung der Regierungsgebiete behandelt. 

Die Kunst , Systeme und Encyklopädicn zu 
schreiben , hegt in dem Paradoxon : Viel wissen und 
wenig sagen. Es ist uns fraglich, ob wir sie be- 
sitzen. Wir sind uns zunächst nur die Vortheila 
einer gewissenhaft bestandenen Praxis und eines viel- 



jährigen Studiums in dem vorliegenden Gebiete be- 
wusst und in Wahrheit mit Liebe und Begeisterung 
ans Werk gegangen. Die Liebe zur guten Sache 
gibt den Glauben an dieselbe und stärkt Geist nud 
Herz in der Arbeit für sie. 

Die Wissenschaft -verdient auch diese Hingebung; 
sie ist in der Welt mit ihren unendlich vielen 
schmerzlichen Widersprüchen, mit ihren zahllosen 
trüben Täuschungen das einzige Bereich der Ver- 
söhnung und der Wahrheit ; man muss nur auch die 
niedrigen Leidenschaften , die kauflichen Absichten, 
die feindlicho Selbstsucht der Menge weit, weit von 
sich ferne halten. 

Wer freilich mit grossen Hoffnungen und hoch- 
gespannten Ansprüchen in das Eeich der Wissenschaft 
sich begibt, der wird das gerühmte Glück nicht 
durch sie finden , am allerwenigsten im akademischen 
Leben. Wer sich hier nicht selbst vergisst um der 
Wissenschaft willen und sich ihr aufopfert, den ver- 
gisst die wissenschaftliche Welt Ihr wahrer Jünger 
geht ganz aus sich selbst heraus und kommt ihr 
dadurch am nächsten, selbst aber zu höherer Voll- 
endung. 

Leider sind unsere Pflanzstätten der Wissenschaft 
und des Geistes nicht jenes ideale Bereich, das sie 
sein sollten und könnten. Nicht weil sie zu wenig, 
oder zu viel Autonomie haben, sondern sie sind 
auch vom Materialismus ergriffen, theilweise un- 
frei und der Heerd engherziger Parteibestrebun- 
gen, leidenschaftlicher Vorurtheile geworden und 
was das Schlimmste ist, sie sind mit dem Blei-, 
gewicht alter längst unbrauchbarer Institute belastet, 



die den freien Flug des edleren und besseren Gei- 
stes der Zeit hemmen. 

Nichte desto weniger nennen -wir sie das Ideal 
der Berufe , dem man auch in" den trübsten Tagen 
die aufopfernde Hingebung nicht versagen soll. 

Auch das vorliegende Werk ist eine Frucht 
akademischer Begeisterung. Möge es unseren jün- 
geren Freunden, den Studirenden, eine. Beiehrung 
und Ermunterung zu ihrem Berufe, den Praktikern 
eine Belebung und Erneuerung ihrer Studien Bein. 

Wir wollen dem Leser keine ausgemachte, unfehl- 
bare Lehre aufdringen, wir wurden uns schon be- 
lohnt sehen, wenn sich derselbe zum Studium über 
Staat und Staateverwaltung durch unsere Arbeit an- 
geregt fühlte , und diess ist möglich , wenn auch Le- 
ser und Autor verschiedener Meinung sind. 

Wir werden bei unserer Arbeit zwei Standpunkte 
für die Methode fordern , auf die wir auch den Leser 
einzugehen ersuchen. Man muss ein Mal bei der 
Betrachtung des staatliehen Lebens stets den Begriff 
des Organismus festhalten , jede politische Thatsache 
immer nur aus dem Totalchar akter des Staateorga- 
nismus erklären und diesen selbst wieder durch den 
Spiegel des grossen Volks- und Staatelebens der 
Welt beobachten. Der Staat ist in jeder Richtung 
Einheit und Totalität ' - 

Hat man nun das Ürtheil in sachlicher Bezieh- 
ung der organischen Maunichfaltigkeit und Einheit 



mgepas 



: Hinsicht der 



griff des organischen Werdens nicht aus dem Augo 
zu verlieren. 

; Wir werden uns besonders beneissen, Überall hi- 
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s torische Betrachtungen anzustellen, wo es Bich um 
dio Lösung eiuer zweifelhaften Frage handelt. Denn 
nur durcli dio geschichtliche Prüfung ist eine gründ- 
liche Untersuchung und ein sicheres Resultat möglich. 
Diese Methodo ist dringend nothwendig, wo ver- 
waltungspolitische Regeln und Vorschlüge gegeben 
werden sollen. Wer nicht iu die Vergangenheit zu- 
rückblickt, der kann die Gegenwart nicht verstehen 
und der Zukunft nicht rat hon. Ohne Geschichte ist 
keine Gründlichkeit möglich. Mau kann -vielleicht 
ohne jene recht gefällige und bequeme Darstellungen 
geben , aber wissenschaftliche , die Gründlichkeit vor- 
aussetzen, gewiss nicht 

Die einzelnen Regebenheiten im Staate sind ohne 
geschichtliehen Sinn gar nicht zu verstehen. Er ist 
eben kein fertiges gegebenes Produkt, sondern eine 
fortlaufende Entwicklung, eine ewig auf 's Neue sich 
gestaltende Thatsache. Die Zustände der Gegenwart 
sind nur eine Folge dessen, was geschehen ist und 
wie sie die Frucht der früheren Saat bilden , so tra- 
gen sie den Keim zukünftiger Gestaltungen in ihrem 
Schoose. 

Wir haben aber wieder nicht bloss die Geschichte 
eines Staates, sondern des Staates überhaupt, als 
integrirenden Theil der Weltgeschichte zu verfolgen, 
um das Gesetz des Werdens zu begreifen. Die Völ- 
ker und Staaten sind Glieder des grossen Weltorga- 
nismus. Was sie gedacht, gewollt und erstrebt ha- 
ben, dient uns zur Belehrung , Mahnung und Bes- 
serung. . . 

Auf dieser Methodo baut man richtige Systeme 
auf. Aus dem was geschehen ist, muss man das , was- 
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geschehen Boll , construiren , desshalb muss man aber 
durch die historischen Betrachtungen in der Vergan- 
genheit nicht aufgehen, und durch das romantisch« 
Dämmerlicht derselbon den Blick sich nicht trüben 
lassen. 

Man Boll nicht bloss rückwärts sehen, sondern 
auf dem erhöhten Standpunkte der Vergangenheit 
die Gegenwart Ubersekauen und das Auge mit freiem 
Bück vorwärts richten, um die Zukunft vorzuberei- 
ten und auf ihre Thaten gefasst zu sein. Die Re- 
densart: „Nichte Neues unter der Sonne" wäre die 
schlimmste Frucht der historischen Studien. Wäre 
diess wahr, so gäbe es eigentlich keine verborgene 
Zukunft mehr für uns. „Jode Zeit soll Original und 
nicht Copie einer anderen sein." (Jhering.) 

Indem wir jode Erscheinung auf dem Gebiete 
des Staatslebens in ihrer Beziehung zum Ganzen zu 
ergründen suchen, ist unsere Methode eine organi- 
sche, und indem wir sie zugleich als eine werdende, 
in der Entwicklung begriffene und durch die Ge- 
schichte des Staates entstandene betrachten, ist un- 
sere Methode eine historische. "Wer nicht organisch 
verfährt, gleicht dem Ärzte, der die Lunge ohne 
den Herzschlag untersucht und wer nicht historisch 
verfährt, gleicht dem Vater, der seinem Knaben Unter- 
richt und Bekleidung für alle Lebensalter bieten will. 

Die organische Methode veranlasst auch die 
Entwicklung unserer Ansicht Uber das Vcrhäitnise 
des Staates /.um Ethos. Wir werden auch den sitt- 
lichen Beruf dos Staates dem klügelnden Verstand 
der modernen Welt gegenüber absichtlich mit brei- 
ten Spuren verfolgen. 



. ..: : ,Wv; werden uns auch niclit bedenken, bekannte 
wahre Gedanken zu wiederholen , wenn sie zum Ver- 
ständnis . beitragen. Die 'Wahrheit kann ohnehin 
nicht oft genug; wiederholt and verkündet werden. 

Es i wird auch wohl Niemand an ein so umfas- 
sendes, i cncyclopädischcs Werk dio Forderung stellen, 
dass.allo Gedanken, einzig und allein in derGeistcs- 
werksiiitte des Autors erzeugt .worden sind. Die Aus- 
dehnung des Werkes fordert auch die periodische 
Herausgabe in Bünden. 

\ Pie,. allgemeine Einleitung Uber die Idee und 
das Wesen des Staates , der Stastsgowalt etc. und 
über die Anordnung der Disciplinen und ihre Be- 
ziehung zu den. verwandten Wissenschaften war noth- 
wendig, wenn das System auf Einheit, Vollkommen 
heit und Klarheit Anspruch machen wollte., j, , i 
/ Pio , eigentümliche Ausscheidung von Text, 
Zusätzen und ..Citatcn kommt von unserer persön- 
lichen] Abnoigung gegen die Unterbrechung des Tex- 
tes, durch , dio gedankenspaltenden Anmerkungen. 
Dinge, die .wohl zur Sache gehören, aber in den 
Text . verweben , den Zusammenhang stören , könn- 
ten,, wollen wir den Paragraphen, mit welchen 
sie in. Verbindung stehen, als Zusätze folgen lassen 
und, ,wir. glauben , dass sich diese Anordnung als 
zweckmässig erweisen wird. Die Citate sollen nur 
Quellenangaben. enthalten für jene, welche der Sache 
tiefer nachzugehen geneigt sind. 

Hiemit übergeben wir in dem ersten Theil den 
Plan, dessen Ausfuhrung unsere innerste Herzensan- 
gelegenheit geworden ist. Der Bau wird , so Gott 
will, in zweiJahren vollendet sein. Mögen diejenigen,. 



denen er gewidmet ist, eine heimische Wohnung 
darin finden. 

Wenn die Mühe, Ausdauer und die Ungunst 
der Verhältnisse, welche ein Werk begleiten, fin- 
den Werth desselben und seino Aufnahme bürgten, 
dann könnten wir das unsrige getrost dem kritikfähigen 
Publikum übergeben. Aber die Welt sieht nur auf das 
Eesultat der Arbeit: nur auf das, was, nicht wie, 
es geworden, was freilich sehr unhistoriseh ist. 

Wenn man in die niissliche Lage versetzt ist , die 
meisten Bücher zu einem Werke aus Bibliotheken 
herbei zu holen, so erklärt sich ein massiger Ge- 
brauch der Literatur. Es hat dieser auch sein 
Gutes. Unmässigkeit in der Lektüre fülirt, wie im 
Genuss der Speisen, Un Verdaulichkeit herbei. Es 
kommt nicht auf die Menge der Bücher, sondern 
auf die Wahl derselben au, und in dieser glauben 
wir gewissenhaft gewesen zu sein. Wer über einen 
Gegenstand die besseren Werke , deren Anzahl eben 
nicht die grösste ist, gelesen und verarbeitet hat, 
der wird auch aus einem solch' kleinen Büchervor- 
rath reiche Belehrung* und guten Rath schöpfen 
können. „Das Lesen vieler Schriftsteller und aller 
Arten von Schriften", sagt Seneca, „hat viel Schwan- 
kendes und Unstätes. Will man aus Büchern etwas 
schöpfen, was sich dem GemUthe fest eindrückt, so 
muss man bei gewissen Schriften verweilen und sich 
damit gleichsam nähren. Wer aller Orten ist , ist 
nirgend." Auf die Mittel, durch die Darstellung 
zu gewinnen, verstehen wir uns schlecht , um so we- 
niger als wir lieber verletzend aber wahr, denn 
wohlthuend und unwahr sein wollen , soweit von Ver- 
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letzung im Gebiete der Wissenschaft, wo nur der 
Stoff, nicht die Person gilt, die Redo sein kann. 

Gegen Leidenschaften und Vorortheile haben 
wir uns nicht zu wahren, auch werden wir nicht 
altcrirt, wenn uns die Schlauheit belächelt, die Ein- 
falt verkennt; aber das Eine verlangen wir von 
der Kritik, ausschliesslich um der Sache und der 
"Wissenschaft willen und keines anderen Zweckes 
halber unser Werk zu beurtheüen. Wir verlangen 
diess ausdrücklich, weil es so selten geschieht. Wenn 
es aber der Fall ist , dann danken wir jedem , selbst 
dorn härtesten Urtheilc und schliesscn mit den Wor- 
ten: „Es gibt auch im Gebiete der Gedankenwelt 
eine Erscheinung des Gemilths, die friedlich viele 
Irrthiimer verzeiht, wenn man nur die Spur einer 
aufrichtig gesuchten Wahrheit findet." (Stein.) Eine 
solche Spur wird dem ernsten Leser vielleicht doch 
nicht verborgen bleiben. 

G. 
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ERSTES CAPITEL. 
Vom inneren EnlstehangsgrniMl des Staates. 

§• 1- 

Historische Befrachtung. 

Das Studium Uber die Genesis des Staates, der geheimnis- 
vollen Offenbarung der Menschheit, übt auf den denkenden 
Geist einen besonderen Reiz. Die grosse vülkerjtsyohologischo 
Thntaache und das tief verborgene Gesetz, welches in der Ent- 
stehung der Staaten liegt, ziehen ihn gleich mächtig an. Fällt 
doch die Betrachtung Uber den wahren Grund des Staates mit 
der Frage nach der letzten Idee und Bestimmung, nach der 
ganzen Geschichte des Menschen, des grlissten Rttthsels im Be- 
reiche der wissenschaftlichen Forschung, zusammen. 

Wir erkllhnen uns nicht nach den vergeblichen Versuchen 
der grünsten Denker die endliche Lösung geben zu wollen. 
Die unverkennbare göttliche Natur des Staates hat dessen Ur- 
geschichte dem menschlichen Verstände entrückt Noch ist kein 
menschlicher Geist in das gc heim niss volle Dunkel gedrungen, 
welches uns den Uranfang des Staates verhüllt und aus dem 
die Menschheit an das Tageslicht der Geschichte tritt. Desshalb 
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träumen die Vöikcr so gerne von Mythen und Sogen Uber eine 
goldene Zeit, Uder ein Gütlerleben auf Erden vor dem Beginne 
der Geschichte. ') 

Diesel ho Ergebung in die Unmöglichkeit der Ergründung 
des Uranfangs des Staates gibt schon Mala kund; „Wagst du 
es, zu liiscn," sagt er, „wie lange es sei, dass Stanten ent- 
standen, Menschen in bürgerliche Gesellschaft getreten sind? 
Ich halte es für unmöglich, man verliert sich dabei ins Unend- 
liche«.*) 

Wir wollen hier nur das Endliche, für uns klare und er- 
kennbare Wesen des Staates in's Auge fassen, treu den fest- 
stehenden Wahrheiten längst vorausgegangener Forschungen. 
Wir haben uns in jlt(ioksiobt auf <Jch Zweek unseres Werkes 
mehr vor Neuem ngssu eh t, ' als Wicderbofung zu hüten. 

Suchen.-itir ..nach,, deni. lotfiftn: Gr}mdo ,.dps; fygfx, so 
müssen wir vor Allem den so häufig begangenen Fehler ver- 
meiden, welcher die innere letzte Ursache und die äussere for- 
male historische Tiiatsaehe, wodurch der Staat zur Erscheinung 
kommt, vermischt J) ■ > t 

Trennen wir beide Momente des staatlichen Lebens, so 
können wir für den inneren Entstehungsgrund drei Hauptan- 
sichterl Aufstellen, die jede andere F.imhcilung in sich auf- 
nehmen und daher unnötliig machen. Man gründet den Stakt 
entweder auf ein Naturgesetz, oder ausschliesslich auf göttliche 
Ajifjrthiung , oder auf die freie Selbeterkenntniss, den .freien 
WiUcn.der Mitglieder.*) ,. . •• .'! ,,. .;- 

: Natal» dec: ersten Ansicht ist e» ein der Menschheit inoeh 
wohnendes. Gesete der Notwendigkeit, welche :die Lebcniform 
des Staates.] erzeugt. Die Menschen werden imbewusst von dem 
Bande staatlicher Gemeinschaft umschlungen und sehen sich in 
derselben, ehe sie es bedenken. Es-driingt *ie ein unabweisbares 

u I) Plofp de Icgttiu», Buch III, 678,' „„ .,;.„. . ...,„ „. ,i, ..,(.,;,! 

") ilzgsl _ Grandliaicn der fiechtopliilosopbic 1S_>1. §. iirt, S. Bi2 u. f. 
— Zu/j/JnmiKteitic iIch ji I !(,'.!( min i.Ti urjfi o'^liliiti:)iieH-]ii"Miiilii«lirnSlM!.i- 

cechta. in. Aufl. d. r, s. 01, 5. au - ■■ '- ■ 11 ,T "' 

■ <) Andere EihtneilunH fSVgft l.o. & fit li. f.-!' - ''■ U'-n-.I'. ■■ f, 
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Bedllrfniss, sieh anznscftliessen, sieh zu verbinden. Man hat 
dir-äs Bedürfniss bald Gesell igkeits-, bald Sclbstorlial tu ngs trieb, 
bald das ewige Eedilrfniss gegenseitiger Uneutbehrlichkeit ge- 

i Diese Ansieht, welche den Staat als eine dem Menschen 
angeborono, unzerstörbare, nothwendige Bedingung seines Da- 
seins erkennt, ist schon von ArUtotde» mit dem treffenden, 
unvergänglichen Worte ausgesprochen: „Der Mensch ist von 
Natur aus „Cuh* ntAinxo'v" ij. Ebenso treffend Jiat er die Idee 
des absoluten Daseins des Staates in soinor Entwicklung vor 
dem Individuum und vor seiner Erkenn tniss dürch dasselbe mit 
dorn bekannten Worte aasgedrückt; Das domo soi nolhwundig 
früher nh derTheD. 1 ) In gl eieber Weise gebt auch I'lato von 
einem natürlichen Bc<Hirfuiss6 nach Momeinsi ui I Ergänzung 
durch Andere aus.') 

Dic*c Naturthcorie, wie wir sie nennen möchten, begognet 
un-< in di*n beiden Itt '.iriir-i ib uiitil.cn i'bilu-ijpbie Über- 

haupt, • -. •• sie sich nur dieser Frage zugewendet haben. Der 
Eatatebung'gruitd ■ efl Staates an sich hatte sio eben weniger 
i«im Philosophiren, angeregt. Der Staat war ihnen eine unbe- 
streitbare notwendige Thatsachc, die man, wie sio glaubton, 
mehr nur erklären, als ergründen und rechtfertigen könne. Da- 
gegen hatten sie vornoliniüch diu Ideen Uber das Wesen und 
die- Bestimmung des einmal geordneten Staates bewegt Aristo- 
(efo meiht: „Wir SctHch einen Staat voraus, wie wir ihn etwa 
wünschen, Und Überlassen es dem Schicksale, ob ein solcher zu 
finden ist; denn diesös leitet die Dinge".«) , . 

Eine gleiche Anschauung leuchtet auch aus Ciccros Politik 
hervor. Im Staat erkennt er eine „•nitlvralä qiiaedam homivam 
congregatio". 5) Cicero , . der mehr praktisch denkende und thS- 



1} Ariitottla Politik, lib. I, cnp. i, Abs. S. »■.'■■ 

i) Arittottla L e. Abs. 11 n. IS. ' ' 

J) Phao de n publica II. 3G!). ' . ... 

*) AritttfoUt Politik lib. I u. VII, cap. 18, A.ba. 5. — 3. noch Wtittd 
OacliicLtu o>r {HRatswiMaucluift. Bd.I, S. bb. - Zacharias viertig Bücher 
vom Htant. 1839. Bd. I, S. 69. . e 

9 Cktro da n publica, lib. I, top. t&\ -. . - i 
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tige, als theoretisch speculntivc Staatsmann, — müsste er nicht 
Römer gewesen sein — hat seine Ansicht vom Wesen und Leben 
des Staates im Ganzen der Philosophie der grossen Denker 
Griechenlands entlehnt') 

Auch in der Philosophie der Neuzeit treffen wir die An- 
sicht von einem natürlich notwendigen Princip m der Staats- 
bildung, so bei Spinoza,*) und nach diesem bei Schetliiu) 3 ) und 
lieget*) in einer geistig und ethisch geläuterten Auffassung. 
"Was wir ein natürliches Bedürfnis* , ein Princip in der Ent- 
stehung des Staates genannt haben, wird von ihnen in tiefer 
und gewaltiger Denkweise als ein grosses, notwendiges Gesetz 
in dem Werden des gesammten Natur- und Weltorganismus 
entwickelt. 3 ) 

Die zweite Ansicht von der göttlichen Stiftung des Staates 
thcilt sich in zwei Richtungen', indem bald eine unmittelbare, 
bald eine mittelbare Einsetzung des Staates durch den göttlichen 
Willen angenommen -wird. 

Die erste Richtung findet ihre praktische Verwirklichung 
in der theokraüschen Staatsfonn, von der uns die Geschichte 
im mosaischen Gesetze und Staate ein grossartiges Beispiel 
Überlieferte. ■ ■ ■ ■ • ■ ' 

Die Auffassung von der mittelbaren Beziehung Gottes zum 
Staate spielt in mehreren Varietäten, die unter den christlichen 
Völkern ihren Lichtpunkt in den Worten von Paulus an die 
Römer finden: „Jedermann sei unterthan der Obrigkeit, die 
Gewalt Uber ihn hat; denn es ist keine Obrigkeit ohne von 
Gott verordnet". *) Vom Geiste dieser Worte war besonders 



<) Siald die Pfaitoaopbis de« Rechta. 3. Aufl. Bd. I, 8. M. 

>) Spiaaia ttictalua theologieo-politicni 1BT0. - WeiUÜ GetcMchU 
der Staatswiswiischaft, Bd. I, S. 18*. 

S) Schilling VorleauDgen Gbor die Methode dos acadcmisdicu Studium*. 
1813. S. Amg. ß, SS6 n. f. 

•) Hegd Onrndlinion der Philosophie des Rcchis. %. S56 u. f. 

9 S. noch ZSpfl Grandaltae ia «Hgemsirien ond «nutttationell-monw- 
chlichoa Staafcireohta», 3. Aufl. Bd. I, f. i3. - Boutach die Perioden der 
KechUphilo«opIiio. 18J3. S. S20 u. f. 

«JßEmtrJny cp.Xin, 11; Joh.UX, 11; Titui m, 1 ; ftUttit. JLXU, IL 
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die Politik der christlichen Staaten •während des Hittelalters 
erfüllt. Im strengsten Sinne deutet sie das römisch-katholische 
Kirchenrecht, indem es lehrt, dasa alle Gewalt, die geistliche 
und -weltliche von Gott ausgehe. Die eine sei der Kirche zur 
Bewahrung der Gerechtigkeit und Furcht Gottes, die andere 
den Fürsten zur Erhaltung der Zucht und Ordnung unter der 
Menge gegeben; die letztere komme aher wieder von der 
ersteren und sei ihr unterworfen. 

Gegen eine solche Lehro und ihre Consenuenz eines mass- 
losen Umsichgreifens der päbstlichen Macht erhebt sich be- 
kanntlich die als Grundgesetz des deutschen Reiches anerkannte 
eotaübUia Ludomci Bavari von 1338. ') 

Die Uebenseugung eines göttlichen Berufes, eines Amtes 
von Gottes Gnaden in der weltlichen Regierung lebt noch in 
der Gegenwart fort; nicht allein durch das katholische Dogma 
unterstützt, welches diesem Gedanken durch die bei der Krö- 
nung übliche Salbung besonderen Ausdruck verlieh, sondern 
auch durch die protestantische Lohre gefördert In der Augs- 
burger Confession heisst es; „dass alle Obrigkeit in der Welt 
und geordnete Regiment und Gesetze, gute Ordnung, von 
Gott geschaffen und eingesetzt sind". 1 ) 

Einen lauttönenden aber einsamen Widerhall findet diese 
Ansicht in der Lehre Stahls von der göttlichen Institution des 
Staates. 3 ) Ihm ist der Staat seiner Einrichtung und seinem 
Inhalte nach ein sittlich intellectuelles, ein göttliches Reich, das 
Gottes Gebot handhabt, Gottes Herrschaft vertritt Zur Ver- 
wirklichung eines solchen Reiches auf Erden müsse aber die 
menschliche Gemeinschaft ihre staatlichen Verhältnisse selbst 
schaffen und gestalten und dadurch werde der Staat zugleich 
das Erzeugniss einer freien Thal dieser Gemeinschaft zwischen 
Gott und den einzelnen Menschen, und erhebe sich als selb' 
ständige Gewalt über diese ohne Widerspruch mit der göttlichen 



<j OUnttMagir erläuterte Stuttgcichiobte det romischen Ksiaerthunm 
In der I. Hüllte des XIV. Jenrh. Frankfurt. 1765. Urtamdenbaee, S. ISS 
o. f. 

») Aaftburjtr Confadon %. 1530, ert. 18. 
)) BIM 1. c Bd. II, b. 3. Hl u. f. 
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Herrschaft, welche der Staut nur bleibe. Die Gewalt des 
Staates sei nicht blos im Allgemeinen, wie alle Kechfe, Eigcn- 
thum, Ehe, väterliche Gewalt, sondern im speeifiachen Sinuc 
ein Werk Gottes, das er versehe, und er herrsche kraft Gottes 
Ermächtigung, in Gottes Namen, in Folge einer göttlichen 
Mission. D» null Stahl nicht Um der Staat überhaupt, sondern 
überall dio bestimmte Verfassung und die bestimmten Personen 
der Obrigkeit Gottes Gebot sind und Gottes Sajiction lmben> so 
weiss man freilich nicht, wic : man sieh unter Umstünden, in den 
(,'onsecjuenzon vor derTIicokrntie rciii-i:, ii.nl (Ii;- Krt-ilit-Et de; 1 \\ il- 
lensriclitung gewahrt bleiben soll. Doch wird in dieser Finge die 
Lehre S/nM's häutig falsch beuel heilt, und ihrzu viel imputirt. 
Man darf Kur gerechten Würdigung diTsclltcu folgenden Uedan- 
iten Slaltl't nicht übersehen: Dio Menschen haben unbedingte 
MaclmmdFug, diese oder jene Verfassung festiusettsen, denEinen 
oder Anderen zum Fürsten zu machen. Nur die wenn auch 
froi gewollte aber einmal eingesetzte Verfassung, diese ist es, 
welche Stahl als eine gott verordne In von dein mens ei liehen 
Willen loagclosto über demselben stehende Autorität betrachtet, 
so dass die Verfassung nur naoh den bestellenden Gesetzen 
geändert, der Fürst nur nach seinem Willen entfernt worden 
könne. ') 

Als Theorie aber erscheint die Idee von einem göttlichen 
Ursprung der Staaten abgeschwächt und vcrbl.tsst, wenn 
man endlich das güttlicho Walten in denselben allgemein nur 
als jeno Offenbarung erkennt, wie sie jeder- Gottgläubige im 
grossen Unwert um überhaupt bewundert i) 

Auf einen ganz rinderen Grund stützt sich die Ansicht, 
welche die Bildung des Stantes von dem freien bewusateii Willen 
seiner Mitglieder ausgehon liL«st. Dur Staat ist Vernunftfor- 
derung und das freie Wullen und Erkennen desselben begrün- 
det, rechtfertigt und erklärt ihn. Ihren Mittelpunkt findet dieso 
Ansicht in der sogenannten Vcrtragstheorio, wonach dio an- 

l) Sla/U h c 8, M6 u. f. , . ' ' .' . . 

!) Iu dienet Rii-ljUiu;.- licwfjrun Ti'icL AJam iiiillrr, f. Kranit, d» 

3lainlre, tli In iltrmtiit, Chateaubriand. In B«ug nuf den krilhichon älnnd- 
l>unkt sieucr. J/orjt»j;mi Mensch, Volksleben unrt5la»t-> Uli. J, S, 16U u. f. 
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erkannte YcrniiiLfilWilenmir <K'- frlnüU-.-i durch ttlt; LVliLTcInkiiiitY 
Aller iliro [•rnklisdie Verwirklichung Bildet Ks ist eine mis. 
driickliclie uilt-r Hillsrliweigciule I.'ebei'i'in^inimiing der Men- 
schen über Recht und Pliicht, Ilerr.-elinft und ( Ulioream, Frei- 
heit und Beschränkung-, wodurch der i^taat in'a Lehen gerufen 
wird. Die 'Manschen von Natur aus frei verlassen den Nntur- 
stond, wollen, belieleii den Blast und contrnhiren nach Forin 
und Inhalt Uber ihn; sit stehen über demselben, bilden die 
Quelle der Gewalt, Souveränität und Majestät des Staates! 

Diese Theorie, zur Vertlicidi^ung roher, drastischer Gewalt, 
wie zitc Bcgünstigim;; wild'-r Y.w ijiijnni^' uiul lievulutiun ulricli 
bereit, hat in dum ( i unter Biirsrer lluuxni'ati ') ihren renommirtesten 
Vertreter gefunden. Sio ward «her sciion längst vor ihm 
durch Botliia^, s) Hugo GroüA,*) Hahlen, *) PufimdorfS) und 
jmcVre wöbt ose Haft lieh OohnmJiii: und Houstean I itto nur, »in 
ei gewöhnlich geht, djs Verdienst, dieio I i ... ■ in -Ii rech- 
ten Spr«rlin und lur rechten Zeit einer grnssorn Welt vtv 
t, ländlich ; <■ ■ cht zu ImbcD. Dies» wnr um so leichter", »Ii 
sie in ihren d cm oera tischen l 'i)nn(i| Uenzen don her rech enden 
eitlen GclUDtcD nach nriis vorstand euer Freiheit und" Öcrbauln. 
digkeit hilf gefllligo Weise frnhnte Uie Stimmung dar Zeit 
gegen don um rieh gicifeiiden inssslosen Absolutismus drangt« 
Rousseau zu seinem contrat social, wie einst Hobbea mitten in 



') 3. X Awmhiu du cunlrol Eutin], uu princij.es du drr.il i.uliliijue. 
1T88 imnt. ' 
.' V J. Baiinu» do repiibl. 158J. US: VL 
, J ) Hugo Grotiut de jore belli et peeis llbri tree, in quibua jus ruiluma 
et gentium ii^ui juris publici prnniiipu» cxiiHcnnlilr. ItiHS.. 

civitatn eccIcgiHstica at (i ua civiii. lliOl. ^ ^ 

i) -Pußendorf tlcBientajurisprudcntloe universalis 16&U. — Dioio Eich- 
ung; iatnuch von Kaal, metaphys. Anfangspriinde der llcchtslehro 1708, and 
aoinoi ganien Schule (FcMrbneh, OrOtt, Krug ani Jlolfar*), eben e 0 durch 
JYcAle Nattareoht. Tab I, §. 18, Tbl. II, 9- 17 u. F, vertreten. — Sieh« 
bauender» o. Äon«t, Lehrbuch dnsVcrnuottrecht8.Bd.il, fi. JB., §, 2. — Den 
grüneren Beigen der hioher gchSHgen Sehriftetctler s. c. HoAl linrydopadis 
der Staatswiucnictuiflenä. not. 3; such' d essen Geschichte und Lilcrntur 
der ijtaatavfiiseuschaftlu. Dd. 1, B. Mf n. f. ' 
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schrecken vollen, blutigen Bürgerkriegen bei der scheinbar fried- 
lichen Vertragstheorie Rettung suchte, indem er sich eben durch 
Vortrag gewollten, absoluten König dachte, der mit schranken- 
loser Gewalt vor solchen Gräueln sichern könnte. ') Ist aber 
damit nicht eine neue Gefahr heraufbeschworen? i.'u,, ö-jfl 

Die Ansichten Hovsttau't fanden grosso Verbreitung weit 
über Frankreichs Grenzen hinaus und wurden begreiflicher 
Weise mit am so stürmischerem BeifaJle aufgenommen , je 
fühlbarer bei dem einen oder anderen Volke der Widerspruch 
zwischen individueller Freiheit und der Staatsverfassung und 
Regierung war. 

In deutschen Landen war diese Theorie längst historisch. 
Schon das älteste Kocht z. B. der snlischen Franken führte die 
Bezeichnung Vertrag, pacta» Jfranconum. 2 ) Man kann aie 
als eine ursprüngliche belichte Anschauung des deutschon Vol- 
kes bezeichnen, das trotz der Begriffo von der göttlichen Ab- 
kunft der kaiserlichen und königlichen Gewalt in der Legislation 
einen Vertrugsact und in der lex selbst einen paetw contractu* 
erblickte, aber freilich Kouiteaut Ansicht gegenüber mobr nur 
im formellen Sinne. 

Cor Fatrimonialstaat des Mittelalters, in welchem alle staat- 
lichen und öffentlichen Zustände durch die Grundsätze des Pri- 
VHtrechtes begründet und geordnet wurden, war dieser Auffas- 
sung besonders günstig. 

In der neueren Zeit geht dieselbe mit der Tlioorie vom 
Rcchtsstoato Hand in Hand. Diese moderne Bezeichnung wird 
auch auf den mittelalterlichen Staat wegen seines privatrecht- 
lichen Charakters um so passender zurück bezogen, als der Pa- 
trimoniolstaat und der Rechtsstaat beide der Vertragstheorie 
huldigen.') Von Robtrt von Mohl und Eöti-Ös weiden Rcehts- 

I) Hönbach Lcbonselimenlo der Staaten. 181«. B. 68. — Roeuler 
Sjitcm der Staalilcbro. 1858. S. 303. 

»; Siebe capitul. Ladovici Pii t, J. 813 boi Malaiin, dpltalarla ngnm 
Frinroram Tom. I, Fat. 1P77. p. Mi, tnlroito». — Siehe Zacharias, ]. 
c Bd. I, 8. Sä u. f. — UM KysUra rl« V iTfHssiinprci-.il ti! 5 dar mo- 
n«real»cben Staaten. Tli). I, S. SB«, D. 3. 

*) BlvMttMi Allgemeine» 8t«tireeht. Bd. I, 8, 3*J, Ziff. 8. - UM, 
Entyrlorüdio der StMtewi.Kilscbaftcn. 8, 308, n. B. 
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Staat und Vcrtrngstheoric hauptsächlich vortreten, ohne da» von 
ihnen die Möglichkeit eines anderen Entstehungsgrandes aus- 
geschlossen wird. Eigentümlich ist beiden die Negation des 
sogenannten Naturstandcs und die Annahme des Ueberganges der 
Menschheit aus dem gesellschaftlichen Zustand in den Staat 1 ) 
Unter den Vertretern der Vertragstheorie werden drei 
Arten von Vertrügen aufgestellt: der Vereinigungs-, Unter- 
werfungs- und Verfassung«- oder Ordnung* vertrag. Diese drei 
Vertrage, deren Inhalt durch den Namen deutlich bezeichnet 
ist, werden, wie behauptet wird, wirklich geschlossen, oder 
sind doch zu fingiren, um den Staat in's Leben zu rufen. 1 ) 
$n Zus. 1) Die Theorie der Uebermacht konnten wir 
nicht aufführen. Die Gewalt begründet den Staat nicht, er- 
klärt auch sein inneres Wesen nicht , ' 
itf'i Ii -Vi „Wo rohe Kräfte sinnlos walten, 
.il/\- l t :: -. Da kann sich kein Gebild gestalten.'' 

Nur in eiuzelnen Fällen ist die Gewalt der äussere 
historische Entstehungsgrund des Staates, aber such hier 
rousslo Uebermacht, wenn sie einen lebenskräftigen, dauern- 
den Staat errichten wollte, ein rechtliches und sittliches 
i Motiv, das sie selbst nicht enthält, vertreten. Die Gewalt 
i ist für sich eine verwerfliche Ursache; sio kann höchstens 
als Mittel mit Nachsicht geduldet werden. Rouateau be- 
merkt treffend : „Der Stärkste ist niemals stark genug, 
um immer Herr zu bleiben, wenn er seine Macht nicht in 
Recht und den Gehorsam nicht m Pflicht umzugestalten 
.. weiss". s ) 

Die rohe Gewalt, das sogenannte Recht des Starkern 
als die letzte Idco des Staates zu erklären, ist eine unwür- 
dige Darstellung des Staatsbegriffes. Die Wissenschaft 
kann sich nicht hiezu bekennen. Eine solche Ansicht mag 



■) v. McM 1. e. S. äi u. f. Gcäclichto und Littcratac der Stjuits wiest n- 
achnfttn. Bd. I, B. SO. — ETHröt der Einfluss du herrechendon Idnen. 
TU. D, 8. 68 n. f. 

») Schmitthmntr imilf BBcIm «mStast». Bd. I, R tS «. « - Ficht) 
Natal-recht. TU. II, §. 17. 

*) BoHwtau da contrat social. Lib, I, ep. 8. 
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Brcnnun, der Feldherr einer gallischen Kr iegerhordo ebne 
Herabwürdigung laut Tortroten, wenn ihn P lutarch reden 
lliMt: „Gegen diese Völker fährt ihr Ii Jimer Krieg, Trenn 
sie euch nicht von ihren Gütern mitthoilen; fährt nie in 
' ' ■ dio Sclaverci, plündert sie, aerslört ihre Städte. Dadurch 
handelt ihr nicht ungerecht, anndern folgt dem ältesten 
aller Gesetze, welches von Gott nuf dioThicrc hinalircieht 
' und dem Stärkeren die Herrschaft ilW die Gtltor der 
SciwTiio'hOTen^gibt*^ : ■ ■. ■<'■■: ■ ■■■ .! 

2) Dieser Theorie der (lewalt Anerkennung, wenn 
' fluch nur scheuche, tu ertheilcn, weil sie da« dem Staate 
unentbehrliche Moment der Macht hervorhebt, können wir 
nicht billigen :}) denn sie verzerrt und discredirirt vielmehr 
die Machtvollkommenheit ili'.- Stantps. welche in den Ifegrif- 
fen des Rechtes und der l'Hieht edlere und stärkere. Motive 
und 3' rj i [ .fi'lil im ;r ilmlri. Drs^halli sind die obigen Worte 
'Itotw&aifa so wnlir. : 

S) In der liierarischen Welt betrachtet man Heäleri) 
■ ■ als den Ha ipttitt reter dieser Rtchlung. Die UoberniBcht 
: 'dcr Starke ist ihm allerdings Ausgangspunkt und Quelle 
aller flerrachnft und olles Gehorsams. Er fuhrt diese An- 
- " Sieht mit grosser Schroffheit durch, hat jedoch diö Härte 
tmd 'IVlvialitSt, welche in dieaer AnwchaoMÄg an sich' liegt, 
' dui-eh manche schöne, und edle Gedanken in der MntiTlrung 
1 ; utld Ausführung gemildert. Kr nennt die Ueb erlegen Ii eit 
des Stärkeren ein Naturgesetz, sieht (Win eine ewige, un- 
abänderliche ( Inlunng ( ioltos und die Schranke der Gewalt 
in deni Gesetz der Gerechtigkeit und i.icoc. Es' leuchtet 
ftögtir eine gläubige Anschauung ans seiner Doelrin, 

' Ki- streift auch in die Vertrags theo rie hinein, indem er 
eine Reihenfolge einzelner Verträge zwischen den Mächtigen 
und Hilfsbedürftigen als den Weg einer allmäiigen StaaU- 

l) Flularch Lüben des Cmailliu. 17. 
. I) JH»il«r«i 1. c S. '23(1.' — /.Onß L c : a 6«, S. 4J, 
J) E. f. Jlalter Restauritiun der Staats wissonsclaft, IWO— 1ÖJ&. Bd. I, 

S. 18 n. /. • * I 



grUndung annimmt und dadurch den Gedanken der Gewalt 
erträglicher macht. ') 



Vermlttslung dtor verBOhiedonon Ansichten. Das Naturgesetz 
Im Staate. 

Prüfen wir die drei entwickelten ürund an sichten mit ern- 
stem und unbefangenem Micke, so löst sich aller Unterschied 
und Widerstreit, der unter ihnen gesucht -werden will. Allo 
Bind anzntrkennen und nllc zu verwerfen. Das erstcre; wenn 
jede nur neben und mit den anderen gelten, das letztere, wenn 
jede nur für sieh nllein die Wahrheit in Anspruch nehmen wiH. 

Zunächst liegen diese Theorien historisch nicht auseinander. 
Die Geschichte zeigt uns, duss sie in der Pliilosophio und der 
Volksansehaumig aller Zeiten enthalten sind, nur tritt die eine 
oder die andere in den verschiede neu Eulwickel ungsstnfen der 
Menschheit mtlchtigor hervor. ■' 

Schon aus den Lehren der grossen Philosophen des classi- 
sclicn Altertlmins, die in einem dem Menschen innewohnenden 
natürlichen Bedürfnisse den Ausgangspunkt des Staates suchen, 
Bcliimmert der Gedanke von dem KinHufs des Vertrages und 
der freien Selbstbestimmung dcsSIenschcn auf die Entwicklung 
des Staates durch. Ist dicss nicht der Fall , wenn l'lato den 
Svcratca sagen liisst: „Du handelst jetzt wie der verworfenste 
Sklave, indem du ku entrinnen suchst, ganz gegen die Ver- 
trügo und Zusagen, denen gemäss im Staate zu leben du mit 
uns übereinkamst. Vor allem steh' uns zu Kode, ob wir mit 
Itccht behaupten, dass du nicht sowohl durch Worte, als durch 
die That stillschweigend beigestimmt hast, nach unseren.' Vor- 
schriften im Staate zu leben. 1 ) 



i) notier ]. c 8. 410 n. f. — ZatharUt 1. c S. li. — t.'&tahl Eoej-do- 
pSdie der SUstawiMcnnrhaften. S. D«, Ann.. 4. - Siehenoch Übirr .lit'ffdtfcr'- 
etta« Boclrin ShmUdU I. t 3. MS. n. 8. >- Brjei K ■>. B. 215. Anm. 
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Lesen wir nicht bei Arietotelet: „Es ist zu begreifen, dasa 
Einiges im Staate schon vorhanden »ein, Einiges von dem Ge- 
setzgeber erst zu Stande gebracht werden müsse . . *. <) 

Cicero, der den Staat eine f naiuralu qvaedam hominam con- 
ffregatio" nennt, bezeichnet ihn auch ols „coetvs muUüudinü juris 
consensu et iilüitatia contmnnione sociatva," odar Cr sagt; ,cietta» 
Mi cmimietndo popaU*.*) 

Selbst dos mosaische Gesetz, das erhabene ewige Bild theo- 
cratiscb er Staatsverfassung hat mit dem Begriffe des Staates die 
Vcrtragsidec verbunden, indem das Verhältnis« zwischen Jehova 
und dorn Volke als Bund, Vertrag betrachtet wird. ä ) 

Das Mittelalter wird nach dem Zeugniss der Geschichte 
von dem Widerstreite zweier Thcorieon bewegt Es kämpft die 
Vertragsideo mit dem Glauben an den göttlichen Ursprung des 
Staates und der Staatsgewalt. 

Die späteren wissenschaftlichen Vertreter der ersteren 
gehen zum Thcil nicht von dein blossen abstracten Begriff des 
Vertrages aus, sondern suchen nach einem weiteren letzten 
Motiv und finden es, wie Hugo Grolivt gleich Aristoteles im 
G es elligke iistrieb, und Halbes gleich Pinto im Bedürfnis« nach 
gegenseitiger Hilfe, im Selbsterhaltungstrieb.') 

Die Gegenwart, in welcher alle drei Theoricon sich kreuzend 
und berührend auftreten, mups sich demnach schon zu dem 
domllthigendcn Bckenntniss cntschlicsscn, keine neue Wahrheit 
verkündet zu haben.') 

Die drei Grundansichlen widersprechen sich aber auch in der 
Sache selbst nicht, stehen vielmehr in inniger Beziehung und 
ergänzen sich gegenseitig, und damit gelangen wir zu unserem 
Scblussresultat 

Ein tieferer Blick in die Natur und Geschichte des mensch- 
lichen Daseins drängt uns zu der Ansicht, das« der Staat ein 
von dem Leben des Menschen und der Menschheit untrennbare 



■) Arülolilei Politik, üb. VII, c r . 13, Abs. 5. 

i) Ci<*r D do repnblica. üb. J, cp. SS u. 16. 

»j II. fl. Mob. cp. IM; V. B. cp. 6, 7, 10, Ifl, !8, 2». 

i; UwstUr L t 6, S. 300 u. t 

I) BlonlKhU 1. c Bd. L, 3. IT n. f. 
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Tbatsacho ist. Es ist ein der Menschheit in ihrer Kindheit nickt 
bewusates Gesetz der Nothvrcndigkc.it und des Bedürfnisses, 
welches den Staat in dir erzeugt. "Wir können uns keinen 
Menschen ohne ihn denken, und wo wir ihn wirklich staaten- 
los fänden, würde sein Zerrbild nur für den Staat beweisen. 
„Ausser dem Staate ist der Mensch entweder ein Thier oder 
ein Gott". ') Schon mit dem Gcschlcchtsunterschied zwischen 
Mann und Weib ist der Keim und das Urbild des Staates ge- 
geben. Der Mensch weilt stets in ihm, wenn auch nicht immer 
in einer sehr entfalteten Form desselben. „Was man in der 
Beschreibung ungebildeter Völker NatursUind nennt, ist nur ein 
minus der Stnatsthätigkcit, welches au» einem unentwickelten 
Bewußtsein desStiiates stammt".') Jede Entwicklungsstufe der 
Menschheit lüsst uns staatliches Leben erkennen. Der Staat tritt 
aber nicht aus der Mensehhcit, wie Athene aus dem Haupte des 
Zeus, fertig und vollendet hervor ; er ist ein organisches Loben, 
das keimt, blüht und verfällt. Den Samen zu diesem Leben 
bildet das dem Menschen angeborene Bedürfnis», die ihm inne- 
wohnende Sehnsucht nach dem Staate , um sich grösser und 
mUclitigei-, wie er «einer Anlage nach ist, zu entfalten, um die 
in ihm schlummernde Gottähnlichkeit auszubilden. 

Ursprünglich hat er aber vom Staate und dem zu ihm 
treibenden Agens keine Kcnntuiss und kein Bewusstsein. In der 
Zeit seiner Entstehung reüectirt man noch nicht Dort herrscht 
statt des klllgelnden'und speculircndeii Gedankens dos inalinkt- 
artigo Gefühl naturwüchsiger Menschen. 3 ) Auf den Staat zu 
speculiren bevor er bestand, wäre einem staatenlosen, d. h. thio- 
rischen Menschen nicht möglich. *) Die Vorstellung und das 
Bewusstsein einer unausgeführten objectiven Idee kann nur Gott 
haben. 



i) Arufctofa Politik IIb. I, »p. l, Abt. 13. — Watotl, 1. & Bd. I, 
B.HI. 

*) SoUnunn die Politik auf den Grand und du Hui der gegebenen 
Zustände inrüikgefohrt. 9. Aufl. Bd. I, 8. 1, f 4. 

*) Wrüni 1. 1. B. I, B. 1. BbtnUddi Psycho log Luthe Studien Uber Sum 
und Kirche 1841. S. !5. 
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Zu*. Mit dem Naturgesetz ist der Natnrstand nicht 
- 10' verwechseln. Der letttere, welchen entweder -finsterer 
Argwohn gegen menschliches Wesen, oder heitere unbe- 
fangene) Unschuld iüs Paradies ersinnt, existirt nach unseren 
Erörterungen nicht. 1 \ . ., 

Die Annahme des Natu ratendes »tauch ein unnützer und 
ärmlicher Versuch, durch dos grause Gegentbeil eines 
staatlichen Zustandes die Vernünftigkeit und Notwendig- 
keit oinos solchen zu beweisen. 1 ) il—n AI tst*f .rfreHg 

i !i Dagegen künnen wir mehr der Ansicht v. Möhra boi- 
fliebten, welclier den Staat aus der socialen Gemeinschaft 
hervorwachsen lasst') Das Kcimlebcn dos Staates hat aller- 
dings eine vorherrschend sociale Natur und Form, die erat 
mit der fortschreitenden Entwicklung mehr und mehr int 
politischen Loben untergeht, und darin verborgen bleibt, 
bis mit dem allmäligen späteren Aufblühen wahrer- go-. 
aünder, individueller Freiheit die Gemeinschaft der Indivi- 
duen, als ein freies, persönliches Ganzes, d. i. die Gesell- 
„ sohaft in dem Staate sich erhebt 3) *';, ■- :1^-Cn&f<(f 

n-l fit . ,i-i ■1-if* »jkii -.' -it iShJtrti4jr> 

.,. . ..; Der EututohungBgrujid dos Staates in Gott 

Mit der Hinwcisung auf das in der menschlichen Natur 
liegende Bedürfnis!» des Staates ist aber die Frage nach dem 
Entstchuugsgrumi nicht befriedigend gclüst, ist die Frage, woher 
dieses Bcdürfnlss kommt, warum es vorhanden, nicht vermieden. 

Der Trieb, die Sehnsucht nach dem Staate kann nicht vom 
Menschen selbst kommen. Sie sind ein Bestandteil seines ei- 

n. Ztfcfl ). c 8. 17, Nr. 4. 
i >) gl Mahl EnejclopuJio der StaalawisaenMhaltea B. 11, Gesrii. um] 
Ut der StaatawiM. Bd. F, B. 90. u. f. i .., 

3) 8. onttn dal Cup. „Gnellachirt un.l Staat" und Ober den NatunUnd 

noch lllunlichli 1. o. B. I, S. Sil. o. f., ! dar eine diu« AmisU gaiwlnde 
Stalle am SkaiupM** „Sturm" oltirt; — Xwhaiiae -fiuntg Blieb« vom 
Staate, Bd. I, B. 49 u. f. — adauähemir, L e. B. 10. u; f. - (Offl 

c. B. 18. n. f . x .1 - I ■ ! • ■ ... 



geneniinnerston ■ Wesen«. So. -wenig sicll der Mensch selbst, in 
die Welt seteon kennte, so wenig Iiat er sich jenes Bediirfniss 
ursprünglich einpflanzen oder durch Gewohnheit und Uebung 
beilegen können. Nur Gott hat in der Totalität und Einzelheit 
den Grund seiner Existenz in sich selbst, nicht aber eine end- 
liche Erscheinung, wie der Mensch. 

Da dieser den letzten Grund seines Daseins in Gott suchen 
muss, so muss er auch diu Anlage und das Bcdürfniss zum Staate 
als., ein Stück seines Wesens aul den göttlichen Willen, die Ur- 
quelle aller Existenz zurück beziehen. Es ist der Staat nun einmal 
unleugbare, absolute Bedingung für die Entwicklung der Mensch- 
heit, für die ganze Wcltorduung, dcsshalb mussto : aueh der 
Suhöpfcr, welcher die, Menschheit und die Weltordnung ; schuf 
und hjnkt, diese absolute Bedingung vorhergesehen und den 
Staat, gewollt haben. Soll Gott, den wir fljs den Schöpfer aller 
Dinge, von den Tiefen der Erde bis zu den leuchtenden Ge- 
stirnen am Hirn mclszeltc anbetend bewundern, der den einzelnen 
Menselfen, die Krone seiner Schöpfung, mit liebender Vaterhand, 
schätzt und leitet, soll dieser Gott den Staat, die schönste grqss- 
artjgstü Lebensform für die ganze Menschheit losgerissen haben 
von seinem Willen und seinem Gesetze? „Die. Natur", sagt 
IJegel, „soll. man begreifen als die wirkliche Vernunft, die ihr 
innewohne, ihre ewige Harmonie ihr immanentes Gesetz und 
Wesen -sei. . Aber in der sjttlichcnWclt im Staate will man 
diese .verwirklichte Vernunft nicht erkennen, er. soll gottypr- 
lassen sein".') . ..; .. ,: . ,|,., ...,<„. 

. , , Diese* zweite Moment der göttlichen Einwirkung ist auch, 
der deutüchsto Grund für die Unmöglichkeit, den.ßiaat in seiner 
I(ptttehuogÄU sehen und zu erkennen. Kein menschliches We- 
sen .iann die GpUhcit i;: diren Handlungen bolfluschaa, 

,, : i; Mit;.der Behauptung, der Staat, sei ein natürliches. Gesata 
im, Menschen, igt also, von. selbst, auf. den göttliphea Ursprung 
desselben hingewiesen. Dicss hat lilwitedüi in schöner und 
treffender Kürze ausgesprochen: „Das Bcdürfniss des Staates 
ist mit der (arischen) Menschheit geborenund der Trieb zum 



i) Uycl Grundlinien der Pailosopbio des Bcouti, 1831. Vorrede 3. IX. 
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Staate von Gott in die menschliche Natur gelegt, i) Ebenso 
treffend sagt eiu Anonymus: „Die Sätze, der Mensch ist ein 
politisches Thier und der Stent ist von Gott sind durchaus 
gleichbedeutend*.:') 



§■ 4. 




Es ist aber noch ein dritter Factor bei der Bildung des 
Staates wirksam. 

Ist die Notwendigkeit des Staates ein durch die Gottheit 
in die menschliche Natur gesetztes Bedlirfniss , so soll damit 
nicht bloss ein sinnlicher, unbezähmbarer Trieb, das Walten einer 
den menschlichen Willen beherrschenden Naturkraft, sondern 
ein das menschliche Leben in seiner Totalitat und Einheit erfül- 
lendes Verhältnis«, eine Wesenseigenscliaft des Menschen be- 
zeichnet sein. Diese ist aber nicht nur sinnliches an das Gesetz 
der Materie, d. i. der Notwendigkeit gebundenes Dasein, 
sondern noch ein höheres sittlich geistiges Leben. Trotz der 
Herrschaft der ihn umgebenden und belebenden Naturgesotze 
vermag sich der Mensch mitten in der irdischen Welt mit 
freier Kraft zum Geistigen, zum Göttlichen aufzuschwingen. Im 
Wesen des Menschen lebt Natur und Geist, Nc-th wendigkeit 
und Freiheit, ein reales und ein ideales Gesetz. — Der Staat als 
BcdUrfniss seiner Wesenheit ist deshalb nicht bloss ein sinnlicher 
Trieb, sondern auch ein sittliches fiedtlrfniss. Als ethisches 
Postulat gehört er aber dem Reich der Freiheit an. Die ethische 
Welt ist durch freie, bowusste, gewollte That bedingt 

Gott hat also den Staat auch als eine ethische Welt gesetzt, 
als solche in die Hand des bewnssten freien Menschen gelegt, 
und ihn durch diesen unendlich hohen Beruf selbst erhöht „Daa 
erste Wunder ist die Schöpfung, das zweit« und höhere die 
FreilassuDg des Menschen". 1 ) 

t)BlunticMi 1. c Bd. L, S. 333. 

») Orundiölz« dir BtalpeUtik angewendet auf die (UatlicW Zustünde 
DentushUndi. Stuttgart 1SB3. S. 1. 

1) SrKmittheivwr, L c. Bd. I, S. SO. 
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Jenes Stadium mangelnder Erkenntuiss und unbewußter 
Gründung und Bildung des Staates gehurt iler ursprünglichen, 
keimend™ Entwicklung, einem primitiven Leben an, Sobald der 
Staat begonnen, schwingt sich der Munscli stufenweise zu immer 
höherer Form der staatlichen und dadurch geistigen Vei liinduug 
empor, er erkennt den Staat, wird sich dessen bewusst, und 
damit wird dieser auch seine Idee und sein Werk. „Wenn ein- 
mal ein Staat vorhanden ist, dann ist es nicht mehr Werk dos 
Schicksals, sondern der Weisheit und des Verstandes, dnss er, 
gut und angemessen sei." ') Das Naturgesetz iat sein Anfang, das 
Gesetz der Freiheit scino Entwicklung und sein Ziel. Gewiss 
ist die Entstehung des Staates der menschlichen Einsicht und 
Macht ferner gerückt, als sein späteres Geschick und Endo 1 ). 
Der Mensch kann seine Wiege nicht bauen, aber seine spätere 
Fortentwicklung bestimmen, sieh Grab und Tod bereiten. Die 
Römer hatten sich weniger den Uranfang ihres Staates zu 
danken, als die Schuld seines schmachvollen Untergangs auf- 
zubürden. 

',. m' : : 

ii ,1,11 Gründe gegen die Vertragstneorie. .',..< 
Der Beruf und die Möglichkeit des Menschen als sittliches 
Wesen den Staat mit Freiheit zu bilden und auszuleben, ist die 
einzige Spur tob Wahrheit in der Vortragstheorie. 5 ) 

Im Begriff des Vertrages liegt das Recht und die Fähig- 
keit der freien Selbstbestimmung. Insofern dadurch auf die 
Kraft und dtia Ziel der -Menschheit hingedeutet wird, den 
Staat sum Werke seiner Freiheit, Kunst und Wissenschaft 
M machen , kann man die Vertragstlieorie emigermnssen dul- 
den. Nie aber' darf sie behaupten , dass der Vortrag a priori 
den Staat und «in Recht gründe, da er diese Begriffe vor* 
aussetzt, er kann nicht das geben, was ihn erat gibt. Der 

.. «. Politik, IIb. VJJ, oap. IS. AbB. 5. — Schntitthenmr I.e. 6- 

li,. fl. is.«, f. i, '. ■' im . i .' ,„„':. i ü . ' i ■, 

fj #ou&ach L t ; S. 71. Il\ f. „ . ; 

*) liiutUKhli 1. o. ltd. I, 8. Iii. - M L c.' 8. 299. 
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Vertag kann, da er ausser Freiheit noch Willkür und Zu- 
fälligkeit ist, auch aus dia»em Grunde den Staat, der eh ge- 
setemässiges , organisches Leben ist, nicht schaft'en. 

Ein Vertrag kann ferner, wenn er eine Verbindung be- 
zwecken will, nur nach Grundsätzen den Fl ivatrciihtes ') eine 
toeietas, eine Einheit vieler Willen, die wandelbar ist und immer 
gelöst werden kann , gründen , nicht aber eine (juriatisrho) ewige, 
öffentliche Persönlichkeit, wie eio der Staat ist, nicht den 
einheitlich cn Willen, wie ihn der Staats- und Volkswille bil- 
det. Der allgemeine Wilie der staatlichen Gimieiuschaft , sei 
er Einstimmigkeit, oder Majorität, ist etwas ganz Anderen, 
als die Verbindung 1 der cinsolnen Willen durch ContracL 
.Tencr ist Subjectivitüt , Persönlichkeit, dieser zeigt sich aber 
nur objectiv in einem Vertragsgegenstand. 

Da endlich der Staat selbst erst bewusstc Freiheit und 
Selbstbestimmung schafft, so miissten unfreie Menschen Uber 
ihn contmhirt haben. Wie kann nher der unfreie Mensch du 
setzen, was ihn selbst erst frei macht? 

Zweifelsohne kann der Vertrag nicht dio letzte Idee, der 
letzte innere Grund des Staates sein. Inwiefern er als for- 
maler historischer Entstehungsgriind in Betracht kommen 
künntc, davon weiter unten.*) 

>M ." <."„ ■ ■". 

' 1 Ergebniae der Outenmohunff. ■'■ 

Um bleibt der leüte- untere ErUiirungs- und Entstohmgs- 
gnuid der Von Gott in die menschliche Natur, gelegte Trieb 
zum Staate, welcher sich mit der fortschreitenden Entwiok- 
lung zur bewußten Freiheit : und B olbstbes (immun g erhebt, 
mit der er den Staat fortbildet, von ihm selbst gebildet, Um 



■) BlmtUeW 1. o. Bd. I, 8, 233. 

*) Andern Widcrlcffimtrea «Lehe Be^st 1. 3. 3« 'u. t. "iJ Zacha- 
rias L c, B. I, 8. TS ii. f. — BtaJd I. c. Bd. II, 0, B. Uf, ff. ii.'^ 
BlanüeMi L o. Bd. I, S. SSI a. C - fei)« I t. 8. 67 v. T. — 
T. JfefytiK/«™ Menaiih/'VolkBliiben urfd Staat ' I| 8. i3ff : BJ 'ft '"' 
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Um&t^iHW ihm selbst bewahrt. So ist der Staat ein 
durch Gott angeordneter Bildungsgang der Menschheit von 
der Natur nur Freiheit, eine Lebensform, durch -welche die 
ewige Vorsehung die Menschheit einem hohem Ziele, ihrer 
irdisch möglichen Vollendung entgegenführt. ') „Der Staat iso- 
lirt einen Theü der Menschheit, um ihn der ganzen veredelt 
zwrüekeagebän." (Zadtarias Werner) 

■ .Mit der Freiheit des Menschen im Staate ist aber die 
Geschichte- des Staates der göttlichen Fügung und Macht 
nicht entrückt Der Geist der göttlichen Vorsehung lenkt 
dennoch die Herzen der Einzelnen und die Geschichte der 
Staaten^ im Grossen. Der Staat ist aucli Gottes Werk, frei- 
lich: nicht durch eine unmittelbare, sichtbare That, sondern 
durch eine vermittelte, der menschlichen Einsicht verborgene 
Fugung. Und umgekehrt liegt auch in der Behauptung kein 
Widerspruch , dass der Staat ein Werk der Freiheit des Men- 
schen und zugleich ein Gesetz des w elthistorischen , gCttlichcn 
Geistes sei. . -" ..>:'■■ < . 

Die .Freiheit und Kraft dos Menschen ist nämlich 
relativ und' hat- ihr beschränktes Gebiet; darin kann er 
schaffen und wirken für Wahrheit und Recht, geistiges und 
leibliches Wohl; soll er nutzen dem Staat, wolehen ihm die 
Gottheit als Talent gegeben. Allein die Bedingungen der 
Geschichte der Menschheit und Staaten reichen über dieses 
Gebiet menschlicher Anlagen und Kräfte hinaus, fordern die 
Thal einer höheren Freiheit, einer grosseren Macht. Wenn 
diese die göttliche Vorsehung entfaltet, so erfüllt sie eben 
Zwecke, die- über und ausser dem Bereiche menschlicher 
Kräf|e liegen. Da also mit der Annahme, der Staat ist eine 
That Gottes, gesagt -wird, dass Qott in höheren und grosse- 
re*. Dingen vollbringt, was der Mensch nicht kann, oder 
win% BÖ liegt in jener 'Annahme keine Beschränkung seiner 
irdischen Freiheit und Grösse. 
: Daas Natur und Geist Und der göttliche Wille mit und 



i) Sentfd'Hj VortesnnBon über dio Methode de» akadomiicbtn Sta- 



in einander wirken, sehen wir. Das innerste, ewige Gesetz 
freilich, -wonach Notwendigkeit und Freiheit mit dem un- 
endlichen (reiste der göttlichen Providenz die Weit und ihre 
Organismen gestalten, wird dem endlichen Geiste ein stets 
verborgenes RSthsel bleiben. <■■■■. • 
Zus. 1. Wir haben bei der Untersuchung über den 
letzten Grund des Staates don -Ausdruck- „ Rechtagrund H 
vermieden , well dadurch Irrthum und Miss Verständnis s 
unvermeidh'ch sind. Itocht und Staat sind coOgruento 
Begriffe; jenes ist vielmehr durch diesen gegeben, 
und man könnte eher fragen» in welcher Staats- 
idee dos Recht seinen Grund habe. Der einmal entstan- 
dene und bestehende Staat hat seinen Rechtsgrund in 
sich und durch sieh seihst. Nach dem Rechtsgrunde des 
Staates fragen, Iieisst nach dem Rechtsgrunde des Rech- 
tes forschen; ,-<->. '. .. 

2. Man bat gemeint , mit der Ansicht einer 
mittelbaren Offenbarung des göttlichen Willens in der 
Entstehung des Staates sei für die Erkenntnis* seiner 
letzten Idee Nichts gewonnen; da darin nur ein Merk- 
mal gelegen, welches dem Staat mit allen übrigen Er- 
scheinungen der Natur und Welt gemein sei.') Dage- 
gen haben wir zu bedenken, dass dieses Merkmal de* 
göttlichen Naturgesetzes im Staate schon dadurch speci- 
fisch erscheint, dass es nicht in der äusseren leblosen 
und belebton Stoff- und Sachonwelt, sondern in einer or- 
ganischen Mehrheit von Menschen, auftritt '.'< 
Es ist aber nooh mehr mit der fraglichen Ansicht gegeben. 
Die Entstehung des Staates als eine göttliche provi- 
dentiefle That bezeichnen, heisst nicht bloss seinen Ur- 
sprung an sich, sondern seine ganze Wesenheit und Be- 
stimmung feststellen. Denn in der letzten Ursache eines 
organischen Lebens — und das ist doch der Staat — 
schlummert Bchon sein Zweck und seine Vollendung als 
verborgener Keim. Die Annahme einer göttlichen That 



<) r. MorgtnUtm Mengen, Volksleben wä Btaat, Bd. 1, 8. 
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ist nothwondig, aber mich hinreichend, den Staat zu ver- 
stehen. Der Grund desselben liegt nun ein Mal, wie 
jeder ehrlicho und redliche Forseher zugeben wird, in 
einer unendlichen, dem endlichen Menschenverstände un- 
i erreichbaren Tiefe. Der Uranfang des Staates bleibt ein 
dunkles Gcsetas, weil er eben, obwohl irdischer und 

ii menschlicher Art, doch eine Manifestation des göttlichen 
Willens, eine ewige Erscheinung ist. Bei allen Dingen 
aber, deren Grund und Wesen tiefer, als menschliche 

- Weisheit und Kunst geht, in einem göttlichen providen- 
tiellen Willen und Walten sieh bescheiden, ist nicht eine 

■ . ■ > sentimentale Gerailtossn'mmung , sondern ein natürliches 

. und wissenschaftliches Bedürfnis». „Die alles entscheidende 

■ Hauptsache in der Philosophie der Geschichte, wie in 
il jeder echten Wissenschaft und im ganzen menschlichen 

Leben", sagt Lamuh , „ist die, dass man von Gott aus- 
. geht, und ihn als das erste, die Natur als das zweite 
betrachtet) niqhtabor, wie es heute Üblich geworden , die 
du! i Natur, voranstellt, und den Herrn der Natur nur als 
nWi Liickcnbüsscr zu Hilfo ruft, wenn man nicht mohr wei- 
ter kann." ') 

Wer: das letzte Siehbescheiden in Gott bei der Be- 
trachtung der Entstehung des Staates als ungenügend er- 
achtet, und desshalb verwirft, oder noch tiefer dringen 
iil will, vergeht sich durch Unwissenschaftlich koit wie IToch- 
muth gleich stark und wirkt verderblich auf das politi- 
vsehe Leben der Gesa Buntheit. 
bfcv Möchte die Idee eines göttlichen Gesetzes und liegi- 
li ments im Grund und Wesen dos Staates lauter und all- 
überall verkündet werden. Und wenn damit zunächst 
nicht mehr erreicht wäre, als dass der Gedanke einer 
göttlichen providenü'ellcn Fügung tiefer in die Herzen 
1 der Völker dränge, so wäre schon unendlich viel ge- 
gewonnen. Auf dem Bilde unserer Tago leuchtet aber 
diese Idee nur mit schwachen Strahlen. Mit welch' eit- 
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ler Selbstüberhebung und leerer Nüchternheit denkt und 
handelt der Einzelne und das ganze Volk im Gebiete 
Beines staatlichen Berufes. Der Staat ist Vielen athei- 
stisch, sie kennen keinen Gott in ihm und für ihn. 

Ks bleibt uns immer eine schmerzliche, Erinnerung, 
dass 1846 im Frankfurter I'nrhmiento (luv Antrag, die 
Verhandlungen zu dem grossartigon , für Deutsch Linda 
Zukunft sii hochwichtigen Werke mit einem Gebete zu 
dem Herrn zu beginnen, mit stürmischem Bravo zurückge- 
wiesen wurde. ') Da waren die 1 lenket* dca Alterthums doch 
demüthiger und dctshalb grosser, als die unserer Zeit. 
l'bsto meint: .Zur < iiwlzgebuiig sind der Aufbau von Tem- 
peln und Opfer und sonstige den Göttern zu zollende Ver- 
ehrung nölldg, und der Dienst der dort Waltondcn." ') 
„Es ziemt sich vor Allem," sogt Arittatdea, „dass die 
Bürger den Göttern ihre Verehrung darbringen." 3 ) 
l'lutardi meint, es könne eine Stadt leichter ohne einen - 
Boden gegründet -werden, als ein Slaat sich bilden oder 
beziehen ohne Glauben an Gott; der Glaube an Gott 
sei das Band und der Kitt aller menschlichen Gesellschaft 
und die Stütze der Gerechtigkeit. Und Franklin halte 
einst in gläubiger L'cberzcugung von der Wahrheit: „dass 
Gott die Angelegenheiten der Mcuncben lenkt - , an die 
Versammlung zur Vcrfassungsburalhung den Antrag ge- 
stellt, die Verhandlungen jeden Morgen mit einem Gc- 
beto zu oröftnen. ■*) 

Gewiss erfüllt echter, auch im handelnden Dnsein be- 
wahrter Glaube die Völker ebenso mit Lebenskraft und 
Gluck, wie Unglaube und Gottlosigkeit ihnen Krankheit 
und Tod bereitet. Dio Geschichte aller Völker zeugt von 



*) Slcnographiaclitr lieriM über die Yprhindl ungen der deutschen uo- 
atitiiireiiikn Natioiialv, rwuiuiilung tu Frankfurt, llirouigflgtben von Wi- 
ymrt. Bd. T, ??. L J, 

I) rialo de rr-nublicB lib. IV, J27. 

3) AtittOttM Politik lib. Vn, ciip. 8. Ab«. 8 : . ' 1 
') .Benjamin 1'ranUiai Leben und Schriften. IIirBBBfPgTbQn von Dr. 
B.W. 182». TW. III, S. iu.i u. E. 
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ihrer BlUibo und Macht , so lange sie der Väter alten 
Glauben und alte Siüo in Treue heilig gehalten. Das 
mosaische Volk war nur in Jehova gross. Als es seinen 
Gott nicht mehr fürchtete, ging es seinem Verfall un- 
aufhaltsam entgegen. Geschah ea mit Athen und Rom 
etwa anders? Als hei den Griechen und Römern der 
Glaube der Ahnen in frevelhafte Irreligiosität sich ver- 
kehrte , der Gottesdienst nls hergebrachto Mode durch 
Schaugcprähgc und Festlichkeiten mehr zur Unterhaltung 
als Erbauung geübt wurde, ab man der Anrufungdcr Götter 
zu jeder Scbnndtliat sich nicht scheute, und so sündhaf- 
tes Spiel mit, tynen [trieb, d» trat der Wendepunkt vom 
Leben zum Sterben in beiden Volkern ein. Der Glanz 
^tbggi fing an : EJi erbloicheu, uniL.dor rtiesenkörper des 
Römerreiches sank , wie von einem Gifltrunk innerlieh 
benagt, elend dabin, bis jugendliche, krafterfiillte Ger- 
manen tämme ihm den Todcsstoss versetzten. Cicero 
warnte vergebous seine Mitwelt mit den Worten: „Durch 
den Verfall der Gotlesvcrehruiig muss alle Treue, dio 
Verbindung Am inciiH-hlirlirii Geschlechtes und die vor- 
trefflichste aller Tugenden, die Gerechtigkeit zerstört 
werden.-' 

Wo unsere Gegenwart steht, welche Zukunft ihr be- 
Boliieden, ist liier niolit mit wenigen Worten zu sagen. 
Jedenfalls hat unser Geschlecht nütlug, zu einer gläubi- 
geren Anschauung, au einem sittlicheren Leben sich 
emporzuschwingen, wenn dio Völker nicht einem schmach- 
vollen Ende, sondern einer schöneren und höheren Voll- 
endung entgegengehen sollen. 

Manche sind durch ihre Regierungen , dio diesen Na- 
men nicht verdienen, krank und mutldus. Hier ist es 
um so grösaero PÜitlu; dur Volksglieder, die Einsieht, 
Macht und Beruf haben, unablässig für Recht, Wahrheit 
und Tugend zu k&npfeni und zu arbeiten. 1 ) ,< \ij 

•) Ö, nwh JänatuAIt I. ol Bd. I, S 1 2*3 u. f. — Zacharias V o. 
Bl ü 0. f. — Sa« 1. o. BA II, A.S.HJ* u. f. mit Kciüriciion. - ZSjjl 
L c. Bd. i, Ö. 64 u .f. - li-ueharM I. t. Ö.'IB u. -i :., ■ >. .- .'I .-j 
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:r; Zweites catoel : 

Tom historischen Eni sieh nppule des Staates. 

Allgemeines, Die Familie. Die religiöse Autorität. 

! ' Der oben entwickelte innere Grund des Staates, den wir 
gleichsam als seine Seele mit ihren dreifachen Urgrund 
(Öort, : Natur und Freiheit) bezeichnen dürfen, kümmt in ver- 
schiedenen äusseren' historischen Formen zur Erscheinung. 
Obwohl selbst nbsolut ist der Staat nn bestimmte relative Er- 
scheinungsformen gebunden, um sur vollendeten Entwicklung 
in Wirklichkeit zu gelungen. '' -'' 

■Als solclie Äussere historische Mittelpunkte, um welche 
sich die Staatsidee practisch verwirklicht, bezeichnen wir: 
"" 1. Die Familie. Dio ata ntsgr und endo Autorität kann die 
väterliche Gewalt sein, um welche und aus weleber sich der 
Gwiammlorganismua des Staates bildet Auf diese Thatsacho 
lässt sich auch der Ausdruck „Landesvater" zurückfuhren. 

Die Ansicht, welche die Entstehimg des Staates -Uber- 
haupt auch noch seiner inneren Bedeutung auf die Erschein- 
ung der Familie stütat, wird als da* PatruürchaJprincip -.auf- 
geführt. Schon Anstaute lässt aus der natttrifchent Vorbini 



m 

düng' der FairiiKen und - der Gemeinden den Staut empor- 
kamen.«) " 1 *"'■'' ■' ' •"-> 
2: 'Kann eine religiöse Persoriichkcit -das Susgere -wirk- 
same Element der Sfaatenbildung sein. Es tritt B . aüj 
dem Volke, das namentlich ein lebendiger Glaube an einen 
besonderen Nationalgott erfüllt, ein prophetischer Geist her- 
vor, und gibt als Gottgesandter dem Volke staatliches Leben 
und staatliche Form. Anf diese Weise- entsteht die Theo- 
kratie, wie sie im mosaischen Staate vollendet war. 1 ) 

-. : „.t' ,,■..■!■;!. i i-t. -^!:;|/a.'... c.m».*. 

''!?{*» *\ ''■">•■' f. PatrimonialitftC '"^ ^ ['^ 

' ; : 5>'!Em Mittelpunkt der Stsafsgründung kann ferne* die'QeV 
■Walt über Grund und Boden, die Patrimonisliutt sein. DeTCba<- 
racter dieser Herrschaft ist gleich dem Besitz am Boden ein 
privatrechtlicher. Um eine solche individuelle Herrschaft, ru- 
nSclwt im engen peraönliehen Kreise, sehen ■wir besonders in 
Deutschland die grössere,' allgemeine; staatliche Gemeinschaft 
und Macht sich 1 entwickeln; man spricht hier von einer Pa- 
trimonialtheorie. Uns gilt sie nur, söferne sie die äussere 
th'afaächlicnc Form der SlaafsbildUng, nicht den 1 inneren 
StMragrubd' bezeichnen wül: 1 ' r— ! ■ f. >■'.< -i-vv..i 
' : J Je; nachdem man nun in dem schon entwickelten Staate 
deH pertöhlichen Inhalt der PatrimonialitSt entweder in der 
Volksgesammtheit oder in : hervorragenden Familien und TCot- 
porationen, oder in einem fürstlichen StaataoberhaUpte : er- 
kennt; iriiierscheidet man eine demokratische aristocratiBche 
oder monarchische Auffassung; dieses Pnncips. Emen histori- 
schen- WÜcrtctiein dieser ■ Entsteh ungsfbrhi werfen noch die 
kleineren tlcntwlien Staaten in die ( Segen wart herein, wiih- 



') AriHaMt, Politik lib. I. , eap. I , Ab». 4 ... f. - ZUjfH ßrnnd- 
»aiie de« nltgemciiicn HD*.' constitntionell-monushisrhen K taute rirbto 

M.'i,'8.-'»7, §. «[ ■■(.. I-'- S ■ ' 

S. 74 ii. f. i?'. .» -U I) £ 



□igitized by Google 



ir- 
rend sie sich bei den grösseren in ilircr ferner liegend on LnV 
stehungsgeschichte verliert Desshalb bezieht man auch die 
schwächere landesherrliche Macht auf dieses Frincip, die grös- 
sere kaiserliche Regiernngsgewalt auf üottes VfWfh-V^-JUf 
Ordnung zurück,?) jtfbmUä nfe ifeitewaiwi Ith frtlt* nrab 

-t..( ii t.: i-.ii ■i!.[..Tj !■;■> . iImim n-.-!m.ii.,z 

n-UI W.«hvti* «4'-/ wA|p-*Vi**rn.*1 ** Mm hnu ,it 
.i.till i. ■ " !i>er .jrilBemeine Vplkswilie.' ^ ^'j^' 

4) Kann durch die Kundgebung und Constituirung des a)l- 
gemeinen oder überwiegenden 'Willens einer beliebigen Menge 
der Staat Beine formelle Entstehung finden, wie -wir es z. B. 
in der Niederlassung' von Auswanderern in sclbststiindigcn Co- 
lopien, In dey. Grftndaag, der, Republik, Island -ihn ,J«dwe 930, 
ftdea des|St*flteapjtlifprnien 1849Behea, soweit ioloteterem 5W» 
^ter.defifllwrschafti der Union, von einen besonderen Staaten- 
bi)dung; dio -Rede sein kften. .; .] ,. ■,„; , , , | .-, ,.]-:iirii ,v:i\:<i 
„i ,AHcJi..dipXV>>btog%k<iteerUBrung, der. nordamerilwo*- 
«eben Freistaaten vom 4. Juli X776. stutat. die Regißrongig«- 
ws^lt, ^orm./aad] Pauer ...de* neuen ÖU»tes,aflf Zialioimjjng 
mä .Vertrag .der Regierten, , ,,, | .-,'„, . Iii .iii-.uhl 

„ Solche Tlutsachpn waren das Irrlicht, welche» : in der 
neueren Zeit die Ansichten von der Staatagründung auf den 
Abweg der Vertriigstbeorie lenkte. 1 ) Und doch liegt, kein 
Vertrag naeh den gewöhnlichen Begriffen des Privat- und 
Staatsrechtes vor , wenn auch , der einstimmige oder mchrzähligc 
Wille einer Menschengruppe einen Staat zu gründen sich 
laut erhebt. Die Form gibt nur zuweilen den Schein des 
Vertrage*. Picser Wille ist ein organisch entwickelter, ein- 
heitlicher, persönlicher, der als Gesell Uber dem Willen der 
Individuen steht, die dasselbe nur dureb jenen selbst wieder nn> 
gestalten und fortbilden können. Der Vertrag ist aber nur 

0 2W l- c 3, «B.V«. - ■«. JT«im*«'L «ML I, B. 1S8 u. f. 
i; Boondcn wird die GeicMchte CaKfornlem hicfiir MugebfnM*, 

.»■ JMftrf« Kinwmrm Wli «»IT »«iiM tartM^ wi« "»»* ba. 

XXVII, (. W». ■ .-, „ |T J 



cino zufällige Verbindung mehrerer Einzclwillcn , die im Ge- 
» Vertrag stehen, , und deren Veränderlich- 
. Man kann sich auch die Par- 
■ Vertrag schliessen sollton, 
Annahme seine 




Die Uebermftelit. 



... 5) Endlich kann auch eine an Starke und Klugheit über- 
legene Person den Ausgangs- und "Mittelpunkt, staatlichen 
Lebens bildou. Es ist dies besonders begreiflich, sofern die 
concreto Entstehung des Staates weit in die Zeit der Üncul- 
tur zuruckragt, wo die körperliche Kraft allein Grund der 
Auszeichnung und Autorität ist. Vergleichen wir z. B. das 
naturwüchsige Roehlslcben der Germanen mit dem ausgebil- 
deten System der Pandekten, so treffen wir dort viele Insti- 
tute, welche mit der Bedingung physischer Thatkrafit und 
Uoberlegenheit zusammenhängen , während die Romer nur 
rrinoipien des logischen Geistes gelten lassen. So itn .Err>- 
recht. Bei den Germanen war die That, bei den Römern 
der Begriff das Mass der Berechtigung. 

Es wird aber nicht eino Theorie der Gewalt zugestanden, 
sondern nur gesagt, dass eine mächtige Persönlichkeit zum 
uranfänglichen Träger der Stnotsidcc werden kann. Die Per- 
sönlichkeit ist nicht rohe TTebcrnincht, sondern oine überle- 
gene Kraft, die ein tieferes Bedürfnis* repräsentirt. In bloss 
roher, thierischer Stärke liegt die Idee staatlicher Ordnung 



■) 8. oben 8. 17 n. f. - Dann Thilo derStul mit Hinsicht tuf Weien, 
Wirklichst and UnproDg rar EntoeheidoDg 4er Frage, ob *r ■*! einem 
Vertrag betone, 1827. Are*, ArUt^tot^oeUL , i.. ., i 



nicht' Wenn nur eine selche entscheiden -würde, so könnte 
die Gesatnmtneit der Gehorchenden in jedem Augenblicke 
mit grosserer Kraft gegen die geringere Anzahl der Regie- 
renden sich auflehnen und diese wieder unterwerfen. Dbb 
wäre dun n das ewige bellum omitiiim contra oninea und kein 

'6Wt.- : -••■'•■'•>■■ -■■ i. 

Eine solche rasch vorübergehende , anarchische Auflösung 
und Zersetzung tritt dann ein, wenn die Regierten diu blutige 
Panier der Revolution ergreifen; denn diese ist nichts Anderes 
als die Erhebung der rohen Volksgewalt gegen die herr- 
schende Regierung, die allgemeine Anarchie durch die Ge- 
waltthätigkoit des Individuums. Wir sagen aber vorüberge- 
hend, weil ein Volk" nicht staatenlos sein kann, wie es in 
der Anarchie der Fall vitro. 1 ) Schliesslich sei die Gewalt 
letzte Begründuogsform einer gültigen Staatsordnung, das 
'iiussersto Mittel nach vergeblichen, friedlichen Versuchen!*) 
Die Geltendmachung jeder Gewalt stiftet Uhfrieden. 

, Jn diesen 5 Thatsachcn , dio noch von den verschieden- 
artigsten Ncbcnunjständen begleitet sein können, liegt der 
Anfang der äusseren concreten Gestaltung des Staatslcbcns. 
Keine unter ihnen hat den Vorzug, in jeder derselben kann 
die Verwirklichung der Staatsidee ihren Ausgangspunkt neh- 
men. Hiezu ist jedoch Folgendes zu bemerken: Zerlegen wir 
den Lebensgrund des Staates nach seinen 3 Elementen, dem 
göttl ich -providenti eilen, dem natürlich-nothw endigen und dem 
geistig-freien, so tritt bald das eine, bald das andere in den 
verschiedenen äusseren Iiistorischeu Erscheinungsformen leben- 
diger hervor; das göttlich -providonlielle Element in der Bil- 
dung eines Staates durch prophetische Persönlichkeit , das 
natürlich-nothwcndige in deni Ausgangspunct der Familie, der 
Patrimoniatität und der tlcbermncht , endlich das geistig 
freie, in der Constituirung des allgemeinen ausgesprochenen 
Willens. ' ' ; ' 

Ziehen wir dio Staatsformen in Betracht, so entwickelt 

') ». MM EncydopÄdU dar «iuMMHeUkk 1 S/W.- - 



Digiiizcd by Google 



29 



sich die demokratische vorncmlicli in letzterer Bildungsibrm, 
die monarchische in dem Mittelpunkt der religiösen Autorität 
und Ucbermacht, sodann im Familien- und Patriinoiiialprincip 
die aristokratische Staatsfurm diu besten. 

Zus. 1, Indom wir einen inneren Lebensgrund und 
cioe äussere historische Erscheinungsform unterscheiden, 
haben wir zugleich den kritischen Standpunkt gegenüber 
allen Übrigen Theorien und ihrer Einteilung gewonnen. 
Wir stehen ihnen bald nahe, bald fern, je. nachdem sie 
eine Wahrheit nach dieser Ausscheidung enthalten oder 
< nient. •- . ; -vi ■l';'f ' !-.*• i! i a ««Jti.J.'i > ■ 
, ,1 So hat für uns die Patriarcluütheorie nur den Sinn, 
da» die Familie eine äussere Fenn der ßteatenbildnng 
ist, mehr nicht. Den inneren Lebensgrund , das Wesen 
des .Staates erklärt die Familie nicht. Desshulb kommen 
wir auch nicht tu der Inconsequenz, den Staat eine er- 
weiterte .Familie oder das, allgemeine Gesetz.! der Uebcr- 
macht des Stärkeren su nennen. Jene obigen Falle 
bleiben nur die historischen und zwar : ursprünglichen 
Knotonpuncte , um welche die Zellenbildung i): des 
staatlichen Lebens vor sieh geht;, das innere Leben 
und Wesen dieser Zellen haben wir in anderen Ele- 
menten gefunden. - HalUr bat beide Dinge unaufhör- 
lich vermischt-) ■! . , i>'i; >,j 

2) In die Einteilung von. originärer' und derivativer 
Entstehung, wie sie BiunUsddi in geistreicher .Weise 
aufstellt, können wir uns nicht fügen. 3 ) Die Anwendung 
von IV ivatrech tobe grifle n auf die Clescbictito der SUaten- 
bildung ist nicht immer treffend. Die meisten Beispiele 
beziehen sich nur auf. Facta der Gebiets Vergrößerung 
oder Verbindung von bereits bestellenden Staaten, obno 
dasa eigentlich die Bildung eines neuen Staates ..genau 
genommen vor sich ging.. So ist die Eroberung, welche. 

«) ZBjfi L c. 8. OB. S- «. i' 

') Bejtt OruadUnJen dar RtditophilowpWo. S 2« u. f. 

*) aimmm i c-M r, mm * t. w-i '.,.■.< , t i 
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als ein Fall originärer Staaten bil düng angeführt wird, 
kein Weg za einem neuen Staat an sich, Sio sota! eine 
Staatsgewalt, welche erobert, voraus, und ihr Sieg Uber 
ein fremdes Volk und Gebiet hat mir die Ausdehnung 
des erobernden Stentes auf ein grösseres Territorium zur 
Folg«. Eroberung llUst wohl einen Staat untergehen, 
aber keinen neuen entstehen ; sie litsst nur den erobern- 
den sich TOfgrllBsern. 

Alle Fülle der Entstehung neuer Staaten sind der Form 
der historiuchcn Thatsaehc naeh originilror Art ; aber dem 
Gedanken nach sind sie derivativ. Das hoisst jeder neue 
Staat ist eine Tliataaehe für eich, aber die Idee holen 
die Gründer aus anderen bereits bestehenden Stastenre- 
gionen herüber. Kur der erste Staat, der im Bunde 
von Adam und Eva seinen Ausgang nahm , mag der 
Idee und der Form nach originilror Art sein. Aber so 
lange man nicht annehmen darf, da.« Menschen aus dein 
Boden herauswachsen und darauf einen Staat grUndon, 
wird die Idee des Staates immer abgeleitet und nur diu 
Thateachc der Gründung etwas Neues und Originäres sein. 

'S) Nach einer strengen System nt ik sollten wir auch ein 
Cnpitcl Uber die Endigungsarteu de? Staates folgen las- 
sen; alluin wir glauben nicht on den Tod des Staates. 
Der Staat ist ein ewiges Leben und die Staatsidee stirbt 
gleich der Menseliheit nicht, oder dauert wenigstens so 
huige, wie diese. 

Das Ende , dos wir dort beobachten , ist nur der Un- 
tergang einzelner individueller Staaten, deäsen ungeachtet 
das staatliche GesninmtwcseiL fortbesteht, indem auf den 
Trümmern dahingeschiedener Reiche neue, vollendetere 
sich erheben ; wie die ganne Menschheit , obwohl die 
Individuen hinwegsterben , doch in ihrer Totalität und 
Wesenheit fortlebt, indem sie sieh auf den Schultern 
vergangener Jahrhunderte zu immer höherer Vollendung 
emporschwingt. ') 
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Wir könnten also wohl Todesarten einzelner wirklicher 
Staaten aufzählen, deren es gleich den Krankheiten und 
Sterbefallen der einzelnen Individuen in den grossen 
Menschheit allzu viele gibt Bald sind es sittlicher Ver- 
fall , bald materielles Elend-, oder rohe Ucbermacht eines 
Eroberers, oder verratherische Politik und dergleichen 
Thatsachen mehr, die den einen oder anderen Staat ans 
der Reihe der lebenden vertilgen. ') 



.•MIM!/ * \\ v '■■'!! 1-nil i;inX iin.f 
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■ ; DRITTES CAPITEt: V , r, 1 '^. . 
Vom Zweck und Wesen des Staates. 



Historischo Betrachtung;. 

Alle Eiistenxen der lebenden und leblosen Welt tragen 
eine ihrem Wesen entsprechende, im Plane der Schöpfung 
vorhergesehene! unabänderliche Bestimmung in sich. Der 
Staat, die höchste, grossartigste Erscheinung im äusseren 
Menschenleben, kann nicht zweck- und bestimmungslos sein. 

Die Ansichten Uber den /«eck des Statte» sind gleich 
der Lehre Über den letzten Grund seines Daseins ein bunter 
Widerstreit Wir haben nur die hervorragendsten Theorien 
hier aufzuführen und zwar nur die speculativen , indem wir 
sachdienlich von den historischen Staatsswecken, als den von 
der Geschichte in den wirklichen Staaten Überlieforten, ab- 
sehen. 

1. Die älteste Ansiebt, von der Philosophie des classi- 
sehen Alterthuras vertreten, stellt das Sittengesetz, die Ver- 
wirklichung des Guten und Gerechten, als Zweck des Staates 
auf. Diesen Gedanken führt Plato mit einer solchen Tiefe 
und Lebendigkeit de» Geistes und GemUthes durch, ') dasa er 
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die denkende Weit aller Zeiten mit Bewunderung erfüllt. 
Wie von einer göttlichen Inspiration getragen entwirft er 
sein Staataideal. Gab ihm doch auch das Alterthum den Bei- 
namen „Dar Göttliche". Obwohl aber seine philosophischen 
Ideen im Einzeln tu eine hohe Vollendung verrathen, jn eine 
Vorahnung üer christlichen Weltanschauung enthalten, so 
bleiheu sie doch für eine solche ku eng und unvollkommen. 

Wio Plato so sieht auch jlristotela genau genommen in 
der sittlichen Vollendung der menschlichen Gesellschaft, in 
der ethischen Vernunftherrscliaft den Zweck des Staates. 
Sein Begriff der Glückseligkeit und des su Ojv enthält zuletzt 
doch auch den Gedanken der vollkommenen Tugend und sitt- 
lichen Harmonie, nicht die gewöhnliche Wohlfahrtatheorie ') 
der spütcren Politiker. „Der Staat", sagt er, „ist die Ver- 
einigung zu einem vollkommenen und sei bälgen Ii gen den Le- 
hen; darunter verstehen wir aber das glückselig und schün 
leben". 3 ) „Die Glückseligkeit fordert das Vollkommene, daher 
auch äussere Güter. Aber es ist falsch, Glückseligkeit und 
äusseres Glück für einerlei zu halten". 3 ) . 

Derselbe ■ Gedanke liegt auch in Ckero'a lioneale heaUque 

Vivtre.1) .■ !.-. , h , 

i- la dem eigentlich philosophischen Zeitalter der neuen 
Welt begegnet uns als der bedeutendste Vertreter dieser 
Theorie Hegel; er setzt gleich den hellenischen Denkorn als 
Zweck des Staates die rtcnlisirung der ewigen sittlichen Welt, 
der ethischen Vernünftherrschaft. 5 ) Wie treffend ist der pla- 
tonische Staat durch den Ifc s eZ'schen Begriff „Der Staat ist 
die Wirklichkeit der sittlichen Idee" bezeichnet 1 

2. Andere suchen den Zweck des Staates in der allgc- 



>) Vvrhard Der Z*eck des Staates. B. 108 u. f. 
») ArükUctel Politik IIb. m, cap. V, Abi. 14. 
1) ArUtoMm Ethik Üb. TU, cap. 11. 
*} Cicero io republica tib. IV. cap. S. 

'j Heget Grundlinien der Rechtsphilosophie. 8. 241, §. 867 U. f. 
Andre von dieser Ansieht: feuerbatk iu ■Dinoai AnÜ-Hobbes I7M, & »«■ 
— Thilo L c B. SB. — aufstand LthreKiio des KaWrrechU 1780. 
8. 371 u. f. - BoWer System der Staatslehre. 8. 2S3 u. f. 
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meinen Wohlfahrt, der Glückseligkeit- ABor. Diese Ansicht 
gebt iiuf das äö.Ci« des ArisloteUs zurück, uud ist oin vor- 
. blasster Widerschein seiner Theorie ohno ihr :ethisches Sub- 
limat. . '«i ■ ■ i 

Hier begegnet uns 'wieder Cicero, der den grieohisclwn 
Philosophen getreu nauligbg ,und ilire Gedanken mit prnc- 
tiscliem DI icke nach den 'Gesetzen des wirklichen Lebens 
bildßli;, „Salus popuii svpmna Um etto", lesen wir bei 
ihm.') Er int mehr als Anhänger dieser Richtung, denn der 
vorigen zu betrachten. , ■.. ., i ... , 

Wahrend die Griechen den Statt mehr tlieoretisch-saej»- 
üstisch behandelten, so betrachtete ihn Cicero mehr vom prac- 
tisch-politischcn Standpunkte aus, ..i . ' >■! . "■■ 

Diese WolilfahrtslheoriG war die herrschende Ansieht 
während des ganzen Mittelalters und der spateren Zeit bis 
auf Grotiue. Die innere Tugend und Moral hatte man der 
Kirche zugewiesen und der Staat war das Reich der äusseren 
irdischen (■rlüokadigkoit. ■ Audi Baco gibt dies noch deutlich 
zu erkennen. 1 ) 

Vornehmlich stellt auch die politisoho Metaphysik Eons- 
sfnu's das Ziel der äusseren Glückseligkeit als letzten Zweck 
des Staates auf und. mit ihm dachte und denkt der Geist der 
Revolution. In der französischen Constitution vom 24. Juni 
1793 ward die allgemeine Wohlfahrt für den Zweck der bür- 
gerlichen Gesellschaft ausgegeben. 

ä. Eine dritto Theorie vohi Staotszweckc fördert dia 
Verwirklichung der Eeciitaidco , Sicherung und Schatz der 
Hechte durch den Staat. Mit Mhi/ö Grohns hat sich di» 
Speculation nach dieser lüchtong gewendet, dio in Kant >) und 
seiner Schule die vollkommenste Ausbildung gewann. 

Die Siaatswcisqn der Griechen waren weit entfernt, im 
Staate eine blosse Hechts- und Sichcrlioitsnnstnlt zu selten. 1 } 



») Ckevo de legibus tib. III, cnp, 3, 
") Rom Aq nnjm. soitml- 11t>. VIIT. 
3) Kam Kcehtilehn:. Blnl.63. ' 
») llurhanl I.e. S. 221 % t- 
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Im Altcrthum schlägt nur die politische Anschauung der 
Römer in diese Theorie ein. Cicero tritt auch hier wieder 
nuf und irir finden : daher eigentlich die drei Theorien in sei- 
ner Lohre veroiurgt. ') Bis auf ihn JiUBt sie!» demnach dio 
heutzutage so gdiiufige Ansieht des praktischen Lebens von 
einem Doppel b weck des Staates «urtick führen , wonach sowohl 
die Realisirung der Hechtsidce , wie der nllgemcinen Wohl- 
fahrt als Aufgabe der Staatsthätigkeit betraohtet wird. 

' Unter' den neuen Politikern seit Kant sind die Meisten 
Anhänger der Rechtstheorie, indem die einen die Begrün- 
dung einer rechtlichen Herrschaft als einzigen, 3 ) die ande- 
ren ntrr als nächsten ßtaatswoek nnerkonnon. 3 ) 

Kein- Schriftsteller hat aber diesen Uedankcn derber imd 
drastischer ausgespro-ciien nie -A: K. ßchlözer, der den Staat 
cino »findnng nennt und nls eine IlechtKanstnlt betrachtet, 
durch welche nach Art einer Bnuidknsse' die Zwecke der Mit- 
glieder gesichert werden.*) ■ <*• >'■■•■' ■"■> "'■* : 
!■ 4. Eibe eigenthuinlichb Ansicht -vertritt' Sieht Der 
Staat stellt sich ihm zunächst als ein sittlich intellectuclles 
Ii eich dar. In weiterer Oonscqnenz wird er das Lcbensgc- 
biot, in welch cm Gottes Wille- und Reich für den irdischen 
Zustand aufgerichtet werden soll.') Damit stehen wir un- 

— >-w[- •.- ■:. ■ t - ''i 

. ij.Gctr» Ob li'gibw lib. II. tan. 1 a. 6; da ofücili lib. II, pjip. 12. 

■) Bpdifta dp republ. I, II. — Ilarid Hunt oaaaya I, St u. f. — 
Sdimal: Handbuch di-r Kechtsiiliilrwop'liit. 1807. S. 195 u. f. — ' Spittltr 
Viw1i*nn|*cfi Uber Politik. S. SB, "TO. — Bthr System der' Staatslehre. 
Ba.IrS. 4. — Kariorwe 40 Bftchrf vom Staate. Dd. f,- fj.' 1*8 * t — 
Amin Staatsrecht du tonstitationelleii Monarchie. 1824. Bd. L Einleitung. 
- Bollak Lehrbuch de» VanmBftrechtes. Bd. II, 8, ».,§. i. 

S) FISH; Grundriss für ciicycIoplidiSL-Iia Vortrags üljer die. geeammtou 
StnntswissenseJiaitcn. iflSS.- %. S2. — Jacob Grundsätze dir Polin! Gesetz- 
gebung. 1800. Bei I, Absrhn. I S. Ii' n.-f. _' Jfrrij ITandbnch der Phi- 
losophie II. Ud, S. 182 n. f. — Jordan Versuche Über allgemeines 
Staatsrecht. 182M. V. §. 8 u. f. — Menlagam ospril dos lob. XI. 3. — 
Storch «mrs d'oeetmomio politiquo. 1815. vol. I. - c. Hohl Ensj-cloriidia 
der StiuitswiMensdiaft™. 6. TO u. IH ■■ ' - ■ 

*) BchUizfr ABgome.no. ßtaatsreeht und Staalsvm-fsisrjnpilearo. 1703. 
Seite 3. 

>) Stahl PUlojopMo des Rechts. Bd. II, G. B. IM, IU *. f. 
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willkürlich in einer alttestnmentüch kirchlichen Anschauung: 

vom Staatszweck. 

Wüv lassen die übrigen unbedeutenden Richtungen bei 

Seite, um zu unserer eigenen Ansicht zu gelangen. 

Zus. Wir können der Ansicht, dass L'lato und 
Aristolele» in der Lehre vom Staabuwock auseinander- 
gelieu, nicht bcistininien. Die Glückseligkeit , ') in welcher 
dieser das höchste Gut, den obersten Zweck des 
staatlichen Gemeinlcbcns erkennt , ist in letzter Be- 
ziehung mit der sittlichen Vollkommenheit und Freiheit 
Plates eins. Jenem ist ja eil Jjv das euSaifioviu; und 
Kaiiüj Civ- 3 ) Beide sind nur im Ausgangspunct und 
der Methode der Forschung verschieden, ihre Grund- 
gedanken und Gnmdstimmung ist dieselbe. 3 ) Während 
Pinto seinen Staat aus der Idee entwickelt und zu einem 
Staatsideal gelangt, kömmt ArisU/tdes von der Natur 
und Wirklichkeit zum Staatsbegriff. Bei PlaUo wan- 
delt der Geist in einer ßildorreihe vom Allgemeinen 
zum Besondern, bei Aristoteles in einer Abstraction 
und zwar vom Besondern zum Allgemeinen. Während 
jener ein ideales Bild zeigt, gibt dieser nur einen na- 
türlichen wirklichen Begriff.») 

Dieser Unterschied verlockt uns, eine Parallele zwi- 
schen den beiden grossen Philosophen dea Alterthums 
und unseren grossen Dichtern Schüler und GSthe zu 
ziehen. Der wahre Dichter ist doch auch Philosoph. 
Wie Pinto, ist unser Schiila- der Schöpfer des Bildes 
und des Ideals, und gleich Aristoteles ist Qöthe der 
Denker in der Natur und Wirklichkeit Vielleicht liegt 
dieser Gedanke nicht zu fern, um zu einem Verständ- 
niss der Denker dea Alterthums beitragen zu können. 



i) Murhard 1. c 8. S32. 

i) Ariitotda Politik. Üb. m, c*p. 6, Abs. 14. 

1} Stallt L c. Bd. J, Ü. SB u. f. - e^mÜAnmer 9trUt Bücher vom 
SUato. 3. 8, §. 6. 

') Bliuler I. o. B. m. 



67 



* 1* 

Der wahre Zwock des Staates. 

Schon in der Feststellung des Entstehungsgrundcs vom 
Staate haben wir unsere Ansicht vom Zweck desselben ver- 
rathen. Der Grund der Dinge ist ihr keimender Zweck. 

Wir haben auch Iiier die Möglichkeit der Abweichungen 
und Differenzen unter den Thcorieen durch Vermeidung von 
Einseitigkeit und Ausschliesslichkeit auszugleichen. Es liegt 
In jeder von ihnen eine Wahrheit, soferne aic nur auch die 
anderen bestehen lägst Eine jede ist aber falsch, sobald sie 
sich allein behaupten will. Die eine enthält alles, was 
man im Leben sucht und ist zu weit, die andere gibt dem 
Staate einen dürren, kummerlichen Lebensinhalt und ist 

Was soll der Zweck der Glückseligkeit bedeuten? Die 
Menschon', unendlich reich an Hoffnungen und Bestrebungen, 
suchen bald in diesem, bald in jenem Dinge die Quölle ihres 
Glllckes. Wo wäre das Ideal zu finden, in dessen Besitze 
sich alle glücklich preisen? Das Gut miissle ein allgemeines 
über allen stehendes, also ein göttliches sein. Damit hat der 
Gegenstand der Erkcnntniss an Sicherheit und Bestimmtheit 
nicht gewonnen. — "Wie leer und todt ist der Staat als blosse 
Schntzanstalt für Recht und Gerechtigkeit t Wenn nur dieser 
Zweck allein die Bestimmung des Staates enthielte, dann 
hätte die Regierungspolitik eine Menge Handlangen zu unter- 
lassen , die doch veraunft- und erfahrungsgemäss zum Wohle 
des Volkes nothwendig sind. Es hat keinen Staat gegeben, 
der diese Bestimmung allein im Auge behalten hätte, da- 
durch ward die Theorie ungefährlich und hat sich gehalten. 
Das Recht gibt das sichere, aber nicht das gute und Schöna 
Leben. Wollte sie eine Staatspraxis ausschliesslich befolgen, 
dann würde man ihren dürftigen Inhalt bald schmerzlich em- 
pfinden. Wir wollen nicht der wirthschaftlichen Interessen 
der Gesellschaft gedenken, deren Wohl auch zumeist ohne 
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rechtlichen Einfluss des Stnntcs durch die Gesellschaft selbst 
sich erzielen lässt. Aber welches Geschick hätte z. IS. Schule 
und Wissenschaft, deren Lehen nicht durch blosse Rechts- 
normen und Begriffe bestimmt werde» ,l»nn?: Der Staat soll 
Slriitgeft'tzi; gegen Verbrecher geben und handhaben , die 
Gesittung »her nicht fördern, welclic die besto Sohutsuehr 
gegen verbrecherische Handlungen bildet? Wäre der iSlnit 
nur liechtssichcrhoit, dann wäre er für die meisten Staats- 
glieder, sswihchen denen keine Itcohts Verletzungen vorkommen, 
unnüthig. Der Rechtsstaat mit seinem ausschliesslichem Zweck* 
der Itech is herrsch nft und Iicchlssiehorhcit ist oin lebloses, 
ske luttartiges Gebilde, das in seinen iiusscrsfcen' Conscquenzen 
olio nsturgcwilsson socialen Unterschiede nivcJliit und es ist 
nicht zuviel gesagt, — sur urgcrwbtctaio^KgleicMÜt Aller 
führt. Nach der Wange der blinden Gerechtigkeit öder dem 
Courszottol der unruhigen gehngstigten Börse allein zu iebem 
ist gleich trostlos. .-iiii-fw 

Suchen wir einen andern Zweck, so gilt uns zunächst 
die Wahrheit, dass dor Staut mit. der Natur des Mcnscitcri 
und der Menschheit gegeben und untrennbar verwachsen ist. 
Ist der Staat absolute Bedingung des measchUchcn Daseins, 
eine- von Gott gewollte Lobenssehiile der Menschheit, dann 
kann seino Bestimmung nur aus der menschlichen Natur ent- 
räthselt worden. ' <;i, vl-^Fj 

Sciion die Allen haben bei der Erforschung des- Staat« 
Zweckes diesen Gesichtspunkt beobachtet und den Staat als 
einen dem Menschen gleichen Organismus betrachtet. So be- 
sonders riato: „Der Staat ist also der vollkommenste , dor 
mit eüicin einzelnen Menschen die meiste Ac Im henkelt hat" 1 ] 
Und nn einer nnderen Stello heisst es: „Ein gerechter Mann 
und ein gerechter Staat werden in Nichts imtersuhioden , son- 
dern ähnlich sein." ^ Aristoteles gibt dioss in seinem bcrülaa- 
ten Worte: „Der Mensch ist ein politisches Thier" bcicitth- 
uend wieder. Und Cicero , das Echo der hellenischen Denker, 
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vergleicht den Staat mit dem Menschen , nennt das Stants- 
oberltnupt -den Geist, der den Körper beherrscht. ') ■ • . 

Allein die griechischen l 1 Iii losopheh haben den Menschen 
nicht vollkommen erkannt, dessholb musste mich ihr Bild vom 
Staate unvollkommen, sein. Der Mensch galt ihnen nur als 
politisches Wesen, in seiner politischen Natur üessen sie alle 
Beziehungen seines Daseins untergehen. In der p! atonisch en^ 
wio aridtote] lachen Welt war durch die iiberschwiins'-itchi! 
Apotheoso des Staates das iüdividnum und seine Freiheit gc- 
tädtbti und im römischen Staat war der Geist des individuel- 
len: Lebens gleichfalls Abgestorben. Gerade desshalb — ea 
mag paradöx klingen — M ar der Bürger der antiken Staaten 
SO' staatlich gedacht und ercogon oin unvollendeter Bürger. 

■ Der Staat, eine Lebensbedingung, durch die allein der 
Mensch Elim wirklichen Monaden , die Menschheit erst zur 
wahren Menschheit ai eh aualebt, ist: diess nicht bloss für die 
eine oder andere Heuchling der menschlichen Existenz, son- 
dern für den vollen Menschen in seiner Einheit und Tota- 
lität. Der Staat musa einen dem organischen Leben dos Men- 
schen gleichen Organismus im Grossen bilden , wenn jenes 
nach seiner ganzen Natur sich vollenden soll. 

Blicken wir auf die obigen Theorien zurück, so erfüllt 
keine für sich allein das mensch liehe" Wcson vollständig. 
Schon der Begriff des Organischen verbietet uns, iiur einen 
unter den vielen Lebenszwecken einer Gemeinschaft als 
ausschliesslichen btaatszweck aufzustellen. 

Die Betrachtung des Menschen führt uns zur Erkenntnis» 
eines Doppelwescns in ihm. Er ist zunächst ein sinnliches, 
materielles Geschöpf ■ und als solches den Gesetzen der phy- 
sischen Welt unterworfen. Der Mensch ist aber nicht bloss 
Gebilde der Natur, es gesellt sich Iitczu noch ein geistiges, 

.'tj;Cwo,d«iepObrtas. lifo IU.eap. 2&;. - BteitinMi phTsiob^ho 
Studien Über Staat und Kirtlie. b. 1 u. f. Uicscm liaben wir dio Ab- 
bildung- und Verbreitung der iiUi^m Ansicht besonders m danken. Siehe 
nocli dessen «llgemeSiHsj Staatsrecht IM. I, S. 3S u. f. — c. ilurgcmtmi, 
Menarh, Volksleben and Staat. Cd. I, S. 116, §.■ 3» u. f. 
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sittliches Element, das ihn über alle Geschöpfe 3er irdischen 
Welt erhebt. Uebcrall wo unser Auge Loben und Wirken 
der Menschen trifft, sehen wir ihn entweder einein physischen 
Gesetze der Notwendigkeit unterworfen, nach Befriedigung 
materieller Bedürfnisse oder im Reiche der Freiheit nach hö- 
heren geistigen Gütern ringen. Nach diesen beiden Haupt- 
richtungen sucht er im Staate zuerst unbewusst, dann be- 
wusst Entwicklung, Ergänzung und Vollendung. 

Es sind also 2 Hauptzwecke mit dem Staate gegeben, 
das materielle , physische Wohlsein nnd die geistige, sittliche 
Cultur der in ihm geographisch abgegrenzten Menschheit. 
Die Harmonie der menschlichen Existenz und Entwicklung 
in diesen beiden Gnrndgcbieten des Ijcbcns erfüllt erst das 
Dasein der staatlichen Gesellschaft mit allseitiger Befriedigung. 
Sic gestaltet sich aber nicht durch das zufällige Zusammen- 
wirken des Willens lind der That der Einzelnen, sondern 
nur durch eine allgemeine formelle Ordnung, durch das Alle 
beherrschende Hecht und Gesetz. Das Hecht ist nur das Äussere 
Mitte! , ') durch welches dem Lehensinhalte der Gemeinschaft 
harmonische und concreto Gestalt verliehen werden boII. 

Es ist selbst nicht Zweck, sondern um anderer Zwecke 
willen vorhanden. Das Recht dient der Wohlfahrt, nicht 
diese dem Recht 

Damit ist nicht gesagt, dass die Förderung des ganzen 
Lebens nur mittelst Rechtsregeiii geschehen soll , sondern 
Recht bedeutet nur die allgemein giltigo staatliche Form 
und Norm für die Gesellschaft. 

. Für den Staat sind ferner die Interessen des materiellen 
Wohls, der Moral und Bildung nur in sofern Zweck, als aio 
einen Zug der Gemeinschaft haben. Soweit sie nur innerhalb 
des engen Gebietes individueller Wünsche und Tendenzen 
sich bewegen, gebührt dem Individuum die Freiheit dos Wil- 
lens und der Thnt bis zu der Grenze der allgemeinen Norm. 

Wollte man den allgemeinen Begriff der Glückseligkeit 
als Staatszweck beibehalten, so fände derselbe seinen speci- 



i) v. Mohl L e. B. 75. 
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fischen und eoncreton Inhalt nur in der Harmonie von Natur 
und Geist der staatlichen Gesellschaft. 

§. 13. 

Dio houtigon Ansichten über das Vorhaltnies des Staates 
zum Erhoa. 

i Das materielle Wohlsein und die Sicherung der Rechte 
bilden die Schablonen der Anforderungen nn dio Staaten im 
Leben und der Wissenschaft der Gegenwart. Dio Bildung 
unserer Tage geht ungern auf dio Ansichten ein, dass der 
Staat ein sittliches Reich, seine Bestimmung auch dio Ver- 
wirklichung einer sittlichen Wehordnung sei. Wen abstracte 
Deduktionen von dieser Wahrheit nicht überzeugen, der wird 
durch einen Blick in die Geschichte zur Genüge belehrt Uber 
das Dasein und dio Notwendigkeit eines sittlichen Factors 
im Staats- und Monschheitsleben. 

- Ist der sittliche Geist und die sittliche Ordnung aus dem 
Leben der Völker gewichen, dann sterben sie schuldbeladen 
dahin. In siegreicher Macht und Grosse erhebt sich aber ein 
Volk, wenn gute Sitten sein Leben bestimmen und erfüllen. 
Das Ethos ist die Lebenskraft nicht blos der Einzelnen, son- 
dern auch der Volksindividuen und, könnte eines von den bei- 
den Elementen, Nntur und Ethos allein beglücken? Das Be- 
streben, gut eu sein, und besser au werden, gewiss eher 
als die Befriedigung der Natur allein. Reich thum und Ehre, 
Macht und Grosse, politische Freiheit und welche Güter man 
sonst noch im Staate sucht, erhalten nur durch die Tu- 
gend dauernden Wert Ii und Glanz. Ohne sie sind alle Güter 
nur die flüchtige Schminke eines kranken , hinfalligen Daseins. 
Wie glücklich schien zuletzt Rom durch seine strahlenden 
Siege, durch seinen goldenen II ei cht hum , den Raub der Well. 
Mehr als ein Jahrhundert hatte der römische Bürger keine 
Vermögenssteuer eu entrichten. Ein grosses beglückendes 
Wort für das politische Leben. Allein gemeiner Verratb , den 
die Römer an fast allen Völkern der Erde begangen haben, 
hat ein unseliges Ende für sie herauf beschworen. 



Welch' Bchmcraliche Beispiele der 



i tage der Gegenwart^ 
Jeder Tag bringt eine 
niedrigem , politisches 



hat und Kocht im Kampfe- mit ihrem Gcgontlicil vorwärts 
schreiten. Das ist eben der Geist der Zeit, der ■ für die Po- 
litik, das Leben der grossen Vulksüidividiien keine Moral 
kennt. Und doch ist dem Unrecht und der Unwahrheit kein 
dauernder Bestand lnöglich; sie bringen im Entstehen schon 
den' Keim des Unterganges mit sich. Nur ein oberÜÜchlicher 
Blick siebt in einem momentanen Erfolg ein wirkliche« be- 
ständiges Gelingen um so mehr , als die WechsoltiUleira gros- 
sen Yo'lkerlcbon an einen längeren, die Individuen überdauern- 
den Zeitraum gebunden sind. . •' • :'■ . -i ■;. . ..-i «eli 
Es ist schon dicss ein grosser VVidcrepTuoh: dem kurz- 
lebenden Individuum, das spurles ilcin Sliinhe vorfällt, predigt 
mim Tugend und Moml zur Jicgrüudnng seines Heiles, die 
Sterten aber, dio Träger des Geschickes der grossen YSticer- 
individuen Jalu-hundcrte lang, sollen Eriedo und Glück ohne 
sitth'cho Lcbcnsordming Eclmäen? — l -i 'A»\i',i. rfaii 
ai Moral und llcligion zur reinen individuellen, privaten Sache 
machen, hoisst Geist, Seele und Loben aus dem Staut« ver- 
bannen. 1 ) Auch ein bloss negatives Verhalten des Staates xur 
Moral ist ungenügend. *) Ein solcher Staat ist euletat ehorak. 
teilos: und ohne Moral. Diese ist ein eiuniger positiver Begriff 
und es gibt daher entweder eine positive Moral, oder gar keine. 
Iii ■ Schön i mit der Wahrheit, dasa der. göttliche üetst de» 
Trieb zum Staate in dio menschliche Natnr gelogt hat; das» 
die Geschichte der Staaten i ein Ruf, ein Gericht der ewigen 
Vorsehung ist, schon dadurch haben wir das Bedfirfnio einer, 
sittlichen Ordnung in der staatlichen Gesellschaft anerkannt 
Es ist notlrwendig , dnss der Staat ein sittliches Reich dar. 
Bah ^ »dtUi ■•. ■'■'■.| .:• t-si >.- '< 

• " 'y kattkr SvMmii flet Staatslehre^ S. 3a'" " •' 
-oaer SlnswwtMenBhaft«.. S.'TH tt. r. ■■ 



43 

stelle, damit Gott in ihm wohne und ihn mit Liebe leite, den 

er mit Liebe in's Dasein gerufen hnt. 

Zus. Die Tbntsnche , daas die Rechts theorie 1 in den 
Staaten der neueren Welt ein so grosses Ansehen und 
so weite Verbreitung fand, erklärt uns dio Geschichte 
"nahen In den antiken • Staaten w die 1 -Garantie- des 
bürgerlichen Rechts durch die tiefeingroifendo Thtihuhmo 
der Bürger am Stnntsrogiincnle begründet In den spiU 
teron Stnnten wurde die individuelle Freiheit durch die 
allgewaltige Autocrntio "Weniger oder nur eines Einzigen 
vcrschhingon. In einer solchen politischen Lebensform 
war die Ansiebt vom Rechtsstaats eine wohlgtAUigfc 
Theorie. Dos beherrsch to Volk sah darin einen Damm 
gegen schrankenlose Despotie und die herrechenden Throne 
begrüssten in der Ordnung nach Vertrag und liceht ein 
schützendes Schwert gegen revolutionäre Erhebung. Das 
ganaomittelakerlichcStaatBlebenwnroinfortgesetitesItecbts- 
system des Tausches zusehen Rechtsschutz der fürstlichen 
Gewalt und rechtlichen Gouorswn der Lehensunterthanon. 

. 1 §■"■ ' y. 

Das ChriBtanthum und dor Staat. ..j,.. .'. 

'■■ Aber weiche Moral ist die 1 ebensp endende , glückver- 
heissende für die Staaten*? ■ ' ■.<■;;•■• 1 ■■, Ii 

Seitdem der Tug des Heiles den harrenden Yölkcrn er- 
schienen, darf man mit Fraidü und Stote antworten : Dio 
christliche Moral. Ausser dem Ohristcnthume und über' ihm 
gibt es keine Befriedigung. Es ist dio Versöhnung aller Wis 
dersprüche des Lebens, der Sieg über die Leiden der Mensch- 
heit, wenn sie ihm ihr Leben weiht 

- Das Cliristenthum bat das Individuum von der vernich- 
tenden Allgewalt der antiken' Staaten gerettet, und in das 
Reich der Freiheit geführt. Und die Staaten, welche inl 
Bunde mit ihm regieren^ strahlen in dauernder Glorie, sind 
gross und mächtig in den Stürmen des W eltenin ufs. Kann 
man zweifeln an dieser' Kraft der christlichen Moral , deren 
oberstes Princip Gerechtigkeit .und Liebe ist? Dio Liebe, der 
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einzige göttliche Zug im Menschen, denn alle übrigen Tu- 
genden lehrt uns der irdische Verstand. 

Alle grossen Forts eh ritt;idecn der Freiheit und Gleichheit, 
auf politischem und wirt Ii schaftlichem Gebiete, um deren Ver- 
wirklichung die rivilisirten Völker der Gegenwart kämpfen, 
hat das Christenthum schon vor Jahrtausenden verkündet. 

Den Völkern, welchen das Glück seiner Erkcnntniss 
(licht liescliiedei) , ist auch auf immer die culturlichc Vollen- 
dung nbgcHc (mitten; <lio es aber kennen und von sich werfen, 
alorben um so gewisser eines elenden Todes. 

Der düstere, um wölkte Horizont unserer politischen Welt 
liegt nicht in der Natur des Staates , nicht in den Missver- 
hiiltnissen des äusseren Lebens ; die traurigen Verhältnisse, 
die Leiden unserer Zeit verschuldet stum grösseren Theilc die 
sittliche Zerrissenheit der Völker und Hegicrungcn. Die Na- 
tur ist an sich schiin und reich und bietet alles, was das 
Menschen herz begehrt; der Staat ist rein und erhaben und 
■um ewigen Glücke der Menschen nngeihan, aber diese seihst 
verderben die Natur und den Staat. Dns ist die Quelle aller 
Schmerzen und Leiden in unserem irdischen Ilasein, dass der 
BUbjectivG Geist der Menschheit mit den Gesetzen der Natur 
und dem Geiste der ewigen Welionlnung sich in Widerspruch 
setzt. „Gross und herrlich ist die "Welt, wenn sie aus der 
Hand des Schöpfers kommt, aber im Willen der Menschen 
entartet sie", Routteau. 

Wir haben bisher mit der Ausdehnung dcs-StaAtSEw^ctafl 
auf die christliche .Moral vielleicht die Befürchtung der Be- 
schränkung und Bevormundung der individuellen Freiheits- 
sphüic hervorgerufen. 

In das Gebiet des Individuum im sieh einzugreifen, ha- 
ben wir dem Staate schon oben verwehrt. Aber auch die all- 
gemeine sittliche Ordnung hat derselbe nur in dem äusseren 
LebciiBverbande zu verwirklichen und eu fördern. Das Gebiet 
der inneren Moral, das Reich ,'der Gesinnungen und Beweg- 
gründe der Mciischenlieraeti j,( seinem Berufe entritckt. Die 
sittliche That des Einzelnen fiir sich und ihre Motive stehen 
unter einem anderen höheren Richter. 
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„Ueber die Seele kann und will Gott Niemand lassen 
regieren, denn sich allein". (I-tuihtr) Wollte- der Staat auch 
diese seinen Gesetzen und seiner Gewalt unterwerfen, so würde 
er durch den Zwang gegen die individuelle Freiheit die 
Moral selbst verletzen und untergraben: „Der seiner höheren 
Bestimmung getreue Mensch bringt dem Staate jedes Opfer 
des Eigenthums und der Person, nur nicht das Opfer seiner 
höheren Bestimmung selber; alles sein Recht mag er hinge- 
ben, nur nicht das, worüber er kein Recht hat." >) Die Bil- 
dung, Leitung und Beherrschung des inneren Seelenlebens 
ist der Macht der Religion anheimgegeben. Nicht als ob die 
äussere Welt ihrer Hut und Zucht ganz entzogen wäro, son- 
dern der thatsächlicbe Wille findet bei ihr nur Würdigung 
nach seinen sittlichen Motiven. • . . - -i-»r . ■. .-u l j~. s 

■ Die Religion gelangt vom inneren zum äusseren Men- 
schen, der Staat vom äusseren zum inneron. Beide sind selb- 
ständige Mächte, jede auf oinem besonderen Lebensgebiete 
und der anderen nur insofern unterthan, als sie- in das Gebiet 
der Herrschaft dieser sich begibt. 

Es ist ein coordinirtes Verhältnias zwischen beiden, 
keine dient der anderen , sondern beide wirken für einen 
gemeinsamen, grossen, über ihnen liegenden Zweck, Erhebung 
des menschlichen Daseins zum wahren und gerechten, guten 
und schonen Leben. Wollte man doch einen Gradunterschied 
aufstellen, so müssto man der Religion einen höheren Rang 
zuerkennen, da in ihren Gesetzen eine vollendetere Wahrheit, 
reinere Harmonie vorborgen, ihr ganzes Leben dem göttli- 
chen Geiste verwandter ist. Und man kann eher sagen, das« 
der Staat durch seine zwingende Ordnung für dos äussere 
Leben dieses jenem erhabenen, reinen Gebiete näher zu brin- 
gen und für dieses vorzubereiten berufen sei. 

Stetssollen beide Lebensgebiete durch eine höhere Eintracht, 
"Wahrheit und Liebe verbunden sein. In Religion und Staat schh'es- 
sen die Kräfte der Menschheit einen heiligen, ewigen Bund.3) 

i) Dahlmann Politik. 2. Aufl. S. C, §. 10. 

)} Bhmtahb hat diu Analogie »wilehca Stint und Kirch« einer- und 
Hann und Weib audereneite aufgestellt und mit Vorliebe verfolgt. 
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Um schmeralicher berühren Kampf und Streit dieser 
Kräfte, durch menschlichen -Unverstand und, I>cidenschaft 
hervorgerufen; denn weder Religion noch Staat bergen an 
sich den Samen der Zwietracht; jene Boll von ihrer Hübe mit 
dem göttlichen Geiste dio Herzen der Völker und Regierun- 
gen erleuchten und stärken; der Staat seinerseits in der hö- 
heren religiösen Wahrheit und Gerechtigkeit daa Ideal seiner 
Handlungen uud Restrebungen betrachten, jeder Thcil in An- 
erkennung der lMciheit des Andern^ 1 ) > -sa-sBjrf 

Die: Religion toll nicht im Staate untergehen, -wie es die 
antike Welt aoigt; eine Religion, wie sie das Altcrtbum hatte, 
konnte leicht dem Staate preisgegeben wei den, nicht aber das 
Cliriäpjuthum, die oberste, höchste, vollendetste Religion. Der 
Staat soll aber auch nicht in der Religion aufgehen. Diese 
wurde dann zur staatlichen. Gewalt und hätte als solche ihre 
Segnungen mit Zwang aufrecht zu erhalten. Dadurch würde 
dio individuelle Freiheit untergraben , und der Fortschritt fcur 
wahren, ethischen Freiheit und Vollendung geradezu gehemmt, 
ja unmöglich gemacht. Die Küche ist cliristlicher Gottes- 
dienst, der Staat soll nur. christliches Loben sein. I i rwir&.j 

Der Staat soll aber — i was wir noch au sdrucklioh. bemer- 
ken Wollen — nicht dio theologische Kritik, sondern die 
christliche Ethik ' zum Massstahe seines . Urtlioils und zur 
Richtschnur seiner Handlungen nelMnen. Den Geist des 
Chriatcnthums; wollen wir.. ! i i- iu itaslile oä.ytijHftWfe 
■ , Wir-' glauben Übrigens: Wie auf der Stufe der beginnen- 
den, staatlichen Entwicklung beide eine Macht und ein Sooptor 
gewesen 1 ) so wird einst auf dem Höhepunkt dos ausgebilde- 
ten StaatslebenB, vielleicht am Ende aller Dinge, Religion 



WankchX allgemeines SuatsreoU. HJ. I, S. 4G, N. 8. — Doaaen 

chologisclia Staiiioii über Blast roid Kiruho U. — D eri.elba in r. Silier* 
historisd.gr Zeitschrift. Iii. Julirg. I8r.l. S. 4fi u.f. S. 8«. ., ; 

rj lieber (lu VerhHltoiu von Staat unil Chrihteiitliuin n. noch Eoeulcr 
1. c, S. S89 u. f., S. 323 u. 1. ■ ■■ I • ,— 

i) Tlober die Hütrschoti der E.ligion iu den erirten Siefen de» Staats - 
lubcn» Zadunwi J. c, Bd. t, S. S5 u. t, 
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und Staat als ein Reich dio vollendete Menschheit in Liebe 
und Herrlichkeit in sich schliosson.. Dies« Vereinigung is hur 
im Chriatöntuum , der UeJigion der .Menschheit, roBglieh; 
denn alle übrige n Religionen enthalten einen oxcJusivcn Na- 

tionalglaubcii. ■ . .■■ ■ ' ■: i- !■." '■ !■ .1. 1. . > 

Am meisten Verwandtschaft zeigt unsere Erörterung im 
Resultato mit der Anaiolit jenor, welche alle Zwecke der Alen- 
schen, und im allgemeinen, grossen Massslabo die liizichuog 
nnd Förderung des Menachengeschl echtes im ötaatszwecko 
erkennen wollen.') •ri-.-ii ■: -• , ■ ■. ■•, 

• Zus. Man könnte' boniarken, das ohige . Raison nement 
wiire eigentlich ein Kampf gegen Windmühlen, da kein 
. ehrlicher Donker die Notwendigkeit moralischer Grund- 
lage für den Staat bestreitet Esist ganz richtig, dasa die 
Thoorio im Allgemeinen von den oh igen Vorwürfen frei ist. 
Gegen sie ist auch unsere Anklage nicht gerichtet , son- 
dern- gegen die Staatspraiis und das wirkliche liehen. 
Und wer könnt» hier das niedrige Gcbahren gegen Wahr- 
heit und Tugend übersehen ? Alles ist käuflich , jeder 
Mann und jede Handlung hat ihren Preis. Der sittliche 
Adel- der Gesinnungen und Bestrebungen ist aus dein 
Loben geschwunden. Jede moralische Forderung wird 
im besten Fall als unnützer Idealismus bedauert, wenn 
. sie nicht belächelt; und verspottet, wird, Gegen diese 
Wirklichkeit ist unsere Anklage vollkommen begründet 
und wir nehmen . hievon auch nicht das kleinste Wört- 
chen zurück. . - ■ !» 1 ■■:!. -.. ( -r. , • .. 

§■ 15- 

Das Ergebniaa der Betrachtung. 

Damit ist dio Bestimmung des Staates nach dem Plane 
unserer Arbeit festgestellt. Wir haben verlangt, dnss dem orga- 
nischen Leben des Menschen mit allen seinen Anlagen und 
Daseins -Beziehungen im Staate eich auszuleben möglich sei. 

1} Ifurhard L c, S. m u. f. . > - ' . 



Dieser muss desslLalb selbst organischer Natur sein, wenn ein 

Leben dieser Art sich in ihm vollenden soll. 

Wie in der Selifiptunir <it:i' Einzelwesen der Mensch der 

höchste vollendetste 0 rganism iib, so ist in dem Reiche des 

Gcsniiinitlcbens und der Gemeinschaft der Staat die grossar- 
tigslc, vollendetste organische Schöpfung, ein dem Men- 
schen gleiches Doppelwesen von Natur und Geist Es soll 
und kann die Menschheit im Winnie die Verwirklichung üires 
pli_Vfi.H'hi)n . materiellen Wohlseins und die Vollendung 1 ihres 
sittlichen, geistigen Wesens noch allgemeinen, allen gleichen 
und gerechten Nonnen und Handlungen ftlr das äussere Da- 
sein finden.") 

Keines dieser Güter für sich allein ist Staatssweck; der 
Wohlstand für sich führt aur Stagnation und Entnervung; 
das moralische Princip ohne Förderung des materiellen Le- 
bens ist eine Vergeistiguug, welche die Natur verdirbt und 
sich dadurch selbst aerstört. Und im blossen Lieth tabegriffe 
erstarrt das Staatsleben eu einem eisigen, leblosen Krysta.ll- 
gebildc. 

Wohlstand und Genuas , Humanität und Gesittung in 
freien und gerechten Formen sind die Lebensziele eines 
wahren Staates, seine natürliche, gottgewollte, beglückende 
Bestimmung. 1 ) 

Zus. 1. Andere Theorieen kommen in ihrer Consequera 
auf die oben erörterten hinaus, oder wir finden Ansich- 
ten, die einen ganz beschränkten, engherzigen Zweck, 
oder wieder andere, die ein allgemeines , vages Princip 
aufstellen. 



<) Anitoula Politik. Ub. VII , C*p. 7, Abi. £>. — Stein fiyatem der 

StantiwtBHUUcbiift. Bä. II, S. 63, llL n. — Erimma phlloiophiscb« Voi- 

lesungon Üb« den Susi, Hille 1851, S. JB o. t. — «. Mehl Encykl. der 

SUaUw. B. Od. — v. Marpafta-n Mensafa, Volksleben and SU»t. Bd. I, 

8: 112, §. SB. - XmUt&i L c 3. 3B u. I. - IXMmam, Politik. S. Aufl. 
B. i, S- 6. 

■) S. beioaden Jfurtord 1. c S. B6S a. f. 
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-03 -i'ußd. fltelh Avgmiaiie*) den irdischen Frieden, DanU?) 
Bethätigung aller möglichen Intamgewkraft m Frieden, 
Gerechtigkeit und Freiheit als Zweck auf. . 

■ ■.. SonnenfeU sucht in der Sicherheit, Bequemlichkeit und 
in der Volks Vermehrung die Hauptaufgabe dea Staates.3) 
ui ■ Die Hluminaten bezeiclineten Sittlichkeih und Aufklärung 
als Hauptzweck des Staates.*) AneüUm*) und Andere*) 
nehmen möglichst grosse Freiheit Aller als Staatszweck 
an. Manche widersprechen die Wahrheit eines absoluten 
Zweckes und erkennen mehrere und verschiedene Lebens- 
zwecke an, die den einzelnen Vülkerindiviilucn nach Ver- 
schiedenheit ihrer Anlage, welthistorischen Aufgabe und 
Entwicklung zukommen, wie z. B. i>. ilahl.i) i^hte 
■.. i 2) "Wenn vergangene Staaten und noch bestehonde die 
absolute Idee nicht verwirklicht haben, so spricht dies 
nicht gegen eine solche, welche durch zukünftige Staaten 
itj noch erfüllt werden kann. Jone waren auch Staaten, 

ie ,_;*ber unvollkommene, wie Kinder und Jünglinge, welche 
den Früblingsstürtnen erlegen sind, auch Menschen wa- 
ren , aber unreife, die ihre .Bestimmung nicht .erreich- 

t )Ü!>ete&i.' Dean man verwechselt sonst die historischen Zwecke 

i— i;. mit, den speculativen. . .j/ i ! ;! .< i -i-.i » -i 

•nJ. i'..8) Der stete Gebrauch des Begriffs „Organismus, örga- 
I niech» nöthigt uns m einor Rechtfertigung, da mit sol- 

aifi chenAuadrUcken. oft nur Frage mit Frage beantwortet ist. 

,sniiv .Vetterst war uns daran gelegen, die unpassende Be- 
zeichnung „Anstalt" su vermoiden. s ) , yviil) 



i) Augiutmut de civitale Dei. 

") Dnntc ilo mouSlthl«. — Wteelt Diuite'a Leben and Werke, 9.38«. 
*} OiMnen/elt Handbuch dt* Inneren . StattiTCnnlNng. Bd. I, 3. 18 

») Murtiard L C S. SMS u. f. . . ,., 

») Antillen in seiner Schrift Uber die Siaatowiasenichiift laao. 
B. 38 n. f. 

•) Murhard US. S69 a. f. 

I) ff. MM Encyclop. der SUBtowiasenschifteii. S. 88 f. u. 70. 
S) ZtSpfl 1. c. Bd. I, 8. S, N. J. 
OirilBir, 41* OrnndJahnm du SuUivor-Uinii). * 
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Soferne sich nun eine Definition von Organismus ge- 
ben ilLaet, wollen wir folgende Momente liietu «u&lellen. 
Vor Allem trägt das organische Wesen ein Element des 

Lebens in seinen Gliedern, und zoigt daher eine gesetz- 
und regelmässige Entstehung, Entwicklung und Vollen- 
dung in und durch sieh selbst. Der Oj'ganismus ist nichts 
Uemachtes , kein Kunstwerk des menschlichen Geistes, 
sondern er geht diesem und seiner Erkcnntniss voraus; 
wie die Organismen vor der Naturwissenschaft bestanden, 
so der Staat vor der Staats Wissenschaft. 

Eerncr stehen Ursache und Wirkung in ihm in corre- 
lativer Beziehung, so dass die Wirkung selbst zum ur- 
gBchlii beo Momente wird. 

Im Organismus liegt Einheit und Totalität: seine Be- 
wegung ist selbständig und in der man nie! [faltigsten Form, 
im buntesten Wechsel constant und lm.ru ionisch. 1 ) 

Dom Regellosen und Leblosen gegenüber ist der Or- 
ganismus doutlich und erkennbar. Dom regelmässigen 
Mechanischen fehlt d.is innere Lebensgoscbs, es ist ein 
Product menschlicher Kunst und Weisheit; der Mecha- 
nismus, die Maschine, kommt zeitlich nach der Mechanik, 
wirkt nur durch äusseren Ansloss und die Wirkung kann 
in ihm nie zur Ursache ihre! Ursache werdun.') Bei der 
Daujpftnascbine ist dor Dampf und sein Druck die Ur- 
sache der Bewegung, diese aber nicht Grund für die 
entere. Im Organismus ist Leben Ursache der Bewegung, 
diese aber auch Quelle des Lebens. 



') Erdaann I. c. B. 18 u. f. "' 

>) Hotfhrrr GroodUg« der National ökonomio Bd. I, t. Aufl. f. 13. — 
State I. r.. Ud. II. h. %. M, S. 168. — (Job« den Begriff d« Ortaubmaa 
nud »eins Bexleiiung mr ntutlidicn Oiaulhdun: Iltid 5 tut and Qfcssll- 
•duA, TU. I, 8. 636. u. r. 



|. ' Vierte s capitel. ';. - ,., 

, V . , Vom Begriff des Staates., ,7,,;,'. '," 




Die Ginzolnon Momente des BtaatsbegTifles 1 . ' ' ' " 

Am* diese Weifre sind die Momente fitr dett Jehmichen 
Begriff dos Staates vorbereitet: »"•■ ■ ' - ; .'•'-T 

Wir haben ausgeführt, dass die Entstehung des Staate» 
ein von Gott in der Menschheit hervorgerufener Pfroeess diii* 
Natur und der Freiheit ist, daas er ein organisches Leben 
labt, und dass er den Weg der physischen und geistigen 
Entwicklung und Vollendung seiner Glieder bildet, und zum 
unter der Leitung eines allgemeinen, höchsten Willens nach' 
bestimmten Normen. i ■ '■-!.n.-/ 

An diese inneren wesentlichen Momente reihen sich noch 
einige äussere Bedingungen der Existenz des Staates. 

Wenn aach selbstverständlich , so haben vir doch her- 
vorzuheben, dass deF Staat nur in einer Mehrheit von Men- 
schen zur Erscheinung kommt, welche den Kreis der Fa- 
milie überschreitet. Einheit der Abstammung, der Nationali- 
tät oder Race gehört nicht zur Wesenheit des Staates, wenn 
sie auch sonst wünschen» Werth ist, und grosse politische r 
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Vortheile bietet. 1 ! — Sodann kann das staatliche Leben nur auf 

und in einem be-tiimnlrn Terniorinui wirklich werden. Kineo 
Tlieil des Erdbodens luusa der Staat innehaben , damit er 
Einheit und Stetigkeit im llaiimc besitze. 2 ) Ohne Hoden und 
Land ist kein Staat möglich. Dieser kann sieh das Staatsgebiet 
nicht luiotliL'ii. Es inuss sein freie- Eigeuthuni, sein Herrschafts- 
gebiet sein. Mit dem Verlust des Landes, mit dein Verlassen 
desselben geht auch der bisher darauf gebaute Staat unter. 

Wer die Grenzen des Landes zum Nnchtheil des Staates 
verrückt, wird daher als liochvctTüthcr hc handelt. 3 ) 

Der Idee des Staates nach ist feiner wesentlich, dass er 
ein in seiner äusseren Erscheinung unabhängiger und dauern- 
der, ewiger Organismus Bei, damit, so lange überhaupt Men- 
schen in dieser AVeit vorhanden sind, diese ihren Zwecken im 
Staate nachleben können. Darin liegt nicht die Behauptung, 
dass derselbe- conerete Staat anverg^iigltab sein soll, sondern 
nur soviel, dass überhaupt Staaten bestehen müssen, Dem 
einzelnen Staat mag sein Ende besehieden sein, wenn nur 
die Geschichte neue Staaten und damit neue Lebensformen 
für die Fortbildung der Menschheit erzeugt. 

Die Staat.-} ii'rsfiiilicbkeit iniiss als solche aber auch eine 
freie, selbständige, unabhängige Gewalt sein.*) Sie kann in 
dieser Welt keine Macht über sich dulden. Es gibt Jceinen 
Ober- und Unterstadt. Der Staat ist sich selbst der höchste 
Wille. Sobald sieh ein anderer über ihn setzt, hört er auf 
su sein. Insofern dieser höchste Wille als gebietende, rich- 
tende und vollziehende Gewalt organtsirt ist, haben wir den 
Begriff der Obrigkeit, der! sielt die Staatsau gehörigen zur 
Verwirklichung der Staatszwecke unterwerfon müssen. . 



') r. Hehl Bnoyklopildio der atutawisaennhaft«). 0. SB. 

*) Aiitlvtdet PolM*. IIb, VII, cap. 1, ku. I. — Zacharias V> BUoher 
vom «Wut. Bd. 1, S. 138 u. f. - SteM \. a. 8. 135, §, 38..- t. Svtttdi 
LdirfaiwU ia Vurnuaft rechts und dur Ktnal.ivbieascluftca. BA. II. S. 

eT'ri.'f. ■ " - '": 1 , '■" ,M " 

1 B»rr. Strafgestti&uch. AM. 10t. ' ' *'" 1 ,; - '" •' "" 

') sWbo unten, dai :C*pitol Yon de» Stutafvwalb ' i ■ '••■>> i' 
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' : ' ' ' ' 1 Der Begriff des Staates. 1 " 

Mit den oben gewonnenen Momenten lässt sich folgende 
Definition vom Staate herstellen: -" «: \ \ ■ 

Der Staat ist ein von Gott gewolltes, organi- 
sches Wesen, das auf einem bestimmten Territo- 
rium in einer Hehrheit von Menschen nach den Ge- 
setzen der Natur und Freiheit als selbständige 
Macht und Persönlichkeit zur Erscheinung, kommt, 
und die physisch-materielle und geistig-sittliche 
VervoUkomm'n'nng seiner. Angehörigen unter Lei- 
tung eines höchsten- obrigkeitlichen Willens nach 
bestimmten »<irmon au m' Zweck hat-'- ;'. 

. Zus. Iis dürfte die Mitteilung der technischen Be- 
griffe einiger anerkannten Denker und Staategel ehrten 
von Interesse sein. lieber die meisten Momente' treffen 
die verschiedenen Definitionen zusammen. Nur Uber den 
Zweck, soweit er. in die Definition I aufgenommen wird, 
gehen sie auseinander. ■ ' •• • ■-• •' ■■■■ r>: »■ 

Plato definirt den Staat wie folgt: >■ 
„Der Staat ist die Vereinigung einer Anzahl von Men- 
achen .-unter Gesetzen, deren Entstehungsgrand in der 
Unzulänglichkeit eines jeden Eineeinen seine i Bedürfnisse 

zu befriedigen liegt, t -i i'.n.i- -d .i l. 

Ariatotdes: „Eine Dorfgemeinde ist der Verein mehre- 
rer Familien, der über das tägliche BedUrfniss hinaus- 
geht, der Bus mehreren Gemeinden gebildete letzte Ver- 
ein aber ist der Staat. Die zu Grunde liegende Verbin- 
dung wird zuerst der Solbsterhaltung wegen errichtet; 
der spätere Endaweck , der ■ bei ihrer Fortdauer hinzu- 
tritt, ist erhöhte Glückseligkeit.'''} 

Cicero: „VonciUa coetiisqvc haminum jwe sociali civi- 
tatis appellanfur."?) 

i) Arinoidti L c- lib. I, cap. I, Abs. 7 u. 8. ; . - ■ ■* ■' 
■) Cictro de icpublicn. Üb. VI. cap. 13, siehe noch oben S. 13. 



Hugo Grotius: „Est caritat coeha perfedus liberorum 
hotninvm juris fruendi et corot/wnia vtüitatia causa so- 
cialua. n ') 

HMes: „Cimto» ergo est -persona, evjtts volwntas ex 
pädia plurium homimtm pro vohtntate habenda est rpso- 
i mm homaaim, ul eingnhrvn viribus et factiltalibvs uti 
potrit ad pacem et defensionem imiiimWr'IJU'*')' '\l '. • 
■oi' . &a>üi hDcf Staat ist ono Vereinigung einer Menge 
• von MenBchei uirter.:ß«olitsgeseteen. , '3} . fr'.s-i , 

FickUc „Der Staat allein ist's, der eine unbestimmte 
Mengo Menschen zu einen) geschlossenen Ganzen, zu 
; . leiner Allheit Toreinigot; durch ilin rtllein wird «rat ein 
■■ rechtabesütttdiges Eigenthum begründet"*) . 'üy ...i 

Hegel: „Der Staat ist die Wirklichkeit der sittlichen 
'Ii Idee, — der sittliche Geist, als der offenbare, sieh selbst 
deutliche substanziolle Wille, der aich.denkt und weiss, 
<>.)■' und das, was er weiss, nndinsofei-n er es weiss, vollführt." *) 
ii'ii> ■• Mtlmttchlit „Der Staat ist eine Geaummtheit von Men- 
schen in der Form von Regierung und Itcgierten auf 
einem bestimmten Gebiete verbunden au einer sittlich- 
organischen Persönlichkeit. " ^ 
-nJt. iV*. Mohl: „Der Staat ist ein dauernder einheitlicher 
Organismus derjenigen Einrichtungen , welche, geleitet 
. durch einen Gesammtwillen , sowie aufrecht erhalten und 
durchgeführt durch eine Gcsammtkraft, die Aufgabe ha- 
■ r' ben, die erlaubten Lebenszwecke eines bestimmten und 
räumlich abgeschlossenen Volkes, und zwar vom Ein- 
zelnen bia zur Gesellschaft, zu fordern.«!) i!i ,-rrf/a 
Stahl: „Der Staat ist ciue Anstalt, ein Gemeinwesen, 



i) IT. flfDM'us do jure belli et rrncis. I. I, 1, §. lt. 
>) ifoSiei da rite. oop. V- ». 
■ S) Koni mcUphyniMiha AufangsgrÄiidB der Bcchwlehre. Tbl. II, Abschn. 
I. Vit älutiiccht. 

*) Fichte der geschlossene H»nrte]pji(iial. 1801. 8. 12. 

*) Heget Grundlinien der Philosophie des Rächte. H. 241, f. 357. 

») BlunltcMi Allgem. SliiUreeit. Bd. I, S. Sfl. 
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d. i. ein ursprüngliches Ganzes, das seine Bestimmungs- 
griinde, die Macht und das Gesetz seines Bestandes und 
seiner Wirksamkeit in sich selbst trägt Er ist ein Reich 
realisirter und zu renliaircnder sittlicher Ideen und ver- 
standiger Zwecke , das in der Weltordnung gegeben ist, 
und dem die Menschen als dienende Glieder von selbst 
angehören." ') 

Zöpfl: „Die Thatsacho , dass ansässige Familien in völ- 
kerschaftlich er Einigung auf einem bestimmten Landesbe- 
zirko bestehen, wird Staat genannt" 3 ) 

v. Morgenstern: „Der Staat ist das organische Wesen 
tm Volke, dessen Wille Uber den Willen der einaolnen 
Volksangehörigen waltet, um das friedliche und der 
menschlichen Natur angemessene Beisammen leben der- 
selben und das friedliche Bestehen des Volkes und seiner 
Angehörigen neben anderen Völkern und deren Ange- 
hörigen zn vermitteln." ') 

'J Stahl Philosophie des Rechta. Bd. II, b. S. IM, §. 81. 
1) Zflgit GiuniWst dir S . amMi tuti oral 1 - monarchischen Staatsrechts. 
3. Aufl. S. 1. " ". 

'•J k Mor?tnitem Mensch, Volksleben u. SUai Bd. I, S. HZ. 



FÜNFTES CAPITEL. 
Staat und Volk. 



8- M.' ' ■ .f.-. ■ 

Das. 1 1ndividuum. 

Das Individuum können wir nicht als den isolirtcn Men- 
schen , sondern nur als Glied einer Gemeinschaft denken. 
Ohne eine solche kann wohl die thierische Natur des Men- 
schen existiren, nio aber der bessere Theil in ihm, das sitt- 
liche, geistige Wesen. Alles, was Cultur, Civilisation , Bil- 
dung und Veredlung der Menschen bedeutet, ist nur durch 
Vereinigung derselben geworden. ') Das Individuum bedeutet 
den einzelnen Menschen mit seinen special len persönlichen 
Lcbensinteresaen im Verhiiltniss zur Gemeinschaft nnd ihren 
Zwecken, an welchen es seihst wieder Anthctl nimmt 1 } 

Stehen aber die individuellen Interessen demnach immer 
mitten in der Gesellschaft, so können sie sich nur in Har- 
monie mit den Zwecken der Gcsammthcit bilden und ent- 
wickeln. Nur der nicdiigsto Egoismus, der bloss an sieb 



I) c. Mohl Enejilopäflie der Stiwlswisaenschifto.n. S. lfl, §. 3. 
»i liegst NslariecLt und Staatamwenaclwft Im GrnndriMo. 1821. S. 
167, $. 18S. 
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denkt, 'und -von sich weis«, tritt in Widerstreit mit dem Ge- 
sa mmtlnteresse , oder es ist die sittliche Geisselung, welche 
nach sich selbst genügender Vollendung ringt und dcsehalb 
von der Gemeinschaft sich lossagt. Allein jene egoistische 
Ausschliesslichkeit wie die klfistorliclio Selbstgenügsamkeit sind 
gleich verfehlte und verwerfliche Lebensrich lungern Auch 
diese ist ein abnormes Dasein. Der Einsiedler und der Mönch, 
Beide fliehen aus egoistischen Gründen die Welt; denn sie 
wollen lieber allein leben, als an der Fortbildung der ver- 
meintlich verworfenen Menschheit arbeiten. Die Tugend der 
Zelle ist Nothtugend; die wahre Moral besteht nur im Leben; 
nicht ausserhalb desselben; 

Es ist nicht richtig, Egoismus und Individuum als gleich- 
bedeutend zu gebrauchen. Jener ist das von der Gemein- 
schaft geschiedene Einzelwesen ; dieses bedeutet den mit der- 
selben verbundenen Menschen. Der wahre harmonische Mensch 
muss individuelles und allgemeines Wesen sein. 

Der Einzelne kann im Kampfe mit dem grossen allge- 
meinen Ganzen nie ein dauerndes Glück behaupten, Die 
subjektivste Empfindung hat eine Beziehung zur AuBsenwelt, 
sie besteht ohne diese in vielen Fallen gar nicht Wer sein* 
Verstandeskräfte zu bilden, sein. Gern üthsl eben zu- vttadeln 
sucht, der wird sich durch einen solohen Fortschritt ohne 
Vorwerthurig desselben, für das allgemeine Beste nicht des 
wahren, vollkommenen Genusses und Erfolges erfreuen 
können. ■■• n- ! n -. * ■ 

>Ke r orgumsche Natur des Staates schliesst den feindseli- 
gen 'egoistischen ■ Wettkampf gegenseitiger Ucbervorthei hing 
und Vernichtung aus. Dieser würde den Staat in ein zu- 
sammenhangsloses Aggregat von Einzelwesen auflösen. Die 
menschliche Gesdlschaft, oin durch Geist nnd -Natur geein- 
tes und gegliedertes Ganzes, fordert zu ihrer-Existenz und 
Fortbildung Begrenzung des individuellen Willens und Be- 
dürfnisses. ') Die sc Ibsthc wusstc Unterwerfung des Einzelnen 

') ÄrfBn Nitionalökonomiff. isBG. S. 4 a. f. - Theorie nnd 

lieechlchle der NMioMlokonbmfk. IMS. Th. I, 8. 157 U. f. SWhniTfflerf- 
nc Zwölf Bücher Tom SUi-to: B3. 1- 8. 18* *. « ' "''>' ■■ - 
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unter das grosso Genta ist der Gemcinsinn; er ftdelt und 
erhebt dun Egoismus aur wohlbcreehtigten Selbstliebe. ') 

Wir vollen keino Vernichtung des Individuums, sondern 
wir streiten vielmehr mit ,1/itt') für dio individuelle Freiheit, 
Selbständigkeit und für die Herrschaft <1iü Charaktere, aber 
wir verlangen Unterwerfung in allen Dingen , welche einen 
Zug zur Gemeinschaft, eine Bedingung den Gesan im (leben s 
bilden, „Wtt uns Koth thnt ist nicht eine Abschwächung, 
im Gegen theiL eine wesentliche Verstärkung der imeig'-nniitzi- 
gen Anstrengungen fllr die Wohlfahrt Anderer. * 3 ) . lJuiii 
kommt Miü in den Conscquenieu der eisten Forderung hie 
und d« zur Uebertreibung. Die Kinancipntion des Charit It- 
ters von dem öffentlichen Urtbeil ist bei ihm zu wei)en abso- 
lute Negation des üoeamintwillena. . ,w ilmr 



Familie, Stumm und Volk. 

Dio erste und vornehmste Schule, in welcher die zer- 
kltiflcnde Selbstsucht des Menschen gezähmt und gemässigt, 
ja in selbstbehc Irschen de Onfcrivilligkcit für Andore umge- 
wandelt wird , ist dio Geschlcchtsgem einschert und dio daraus 
entspringende Familie. In dieser gehen die Sonderinteressen 
des Einzelnen unter und treten als Forderungen der Familien 
an einander auf. Aus ihr entwickelt sich der Stamm und 
durch Stämme bilden sich dio Völkerschaften. 

Die Gemeinsamkeit von Mensel icn , welche über die Grenze 
der Familie hinausgeht, ist nicht eine Verbindung von Fa- 
milien oder Stummen, sondern eine Vereinigung von Indivi- 
duen. Dio Familie ist ein vorübergehendes Verhältniss, kann 
sich nicht als Individualität consolidircn und hat das Bestre- 
ben, sich in Individuen aufzulösen. *) . 

') Koieher System der Volksi-irtWhart. 1. Auflag«. Bd. I, §. 11 u. f. 
') John Stuart Hill on liberty. II. Bd. London 1HG9. chap.- III. Deutucli 
tou riokfiad. 1860. 

I) Mit L c cb.p. IV, S. 13«. - I-«*for& I. e. & 107. 

<) v. JIM I. c 9. 1« ». L - %*l L «. B. 166, fr, 138 0. t 
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Die Familie ist cino Grundsaule des Staates in wirth- 
schaftüchcr und sittlicher Beziehung. Daher ist ihre Organi- 
sation und ihr gsnses Wesen ein hochwichtiger Gegenstand 
der Culturpolitik, ') In wie fern sie der Au.'gangspunct der 
concrctcn Staatsbildung sein kann, haben wir oben schon an- 
gegeben.') i 

Der Stamm ist die Uber die Grenze der Familie hinaus- 
ragende MensrJiengrnppe , welche gemeinsame Abstammung 
von demBelboD Haupte, Einheit da - Sprache und Sitte, der 
religiöson, Eoeialen und rechtlichen Lcbcnsanschatiung , sowie 
bestimmter natürlicher und geistiger Grundcigenschnfton nus- 
zeichnot In einer Mehrheit von Stammen verwirklicht sich 
der Begriff' Volk, das auch keine andere Auszeichnung hat, 
als die Einheit der dem Stamrau gemeinsamen Momente. 
Allem die Gemeinsamkeit der im Volke vorhnndenen natur- 
lichen ■ und historischen Elemente des menschlichen Lebens 
hat einen allgemeineren generellen Charakter. Die gernoin* 
Boruc Sprache des Volkes vnriirt in Dialecten, seine allgemeine 
Sitte in Gebräuchen, die allseitige Reöhtsanschauung in par- 
ticulUren Rechts Institutionen der einzelnen Stämme. 3 ) Es kann 
sich übrigens schon aus einem sich abschliessenden Stamme 
ein wenn auch schwächeres Volksganies entwickeln; ■ 

Die Stämme erweitern sich zu Völkerschaften, in de- 
nen sich die allgemeine, grosse Menschheit personiücirt. 

Alle diese Begriffe: Familie, Stamm, Volk sind keine 
qualitativ verschiedenen Erscheinungen im Mensch hei (sieben, 



i) Stein Sj-Btom der SlauMwitsenschnft. Bd, I, 8. ,91, — U«ber dlp 
Beilehnugim und den Üiitersthiud zrachenStMt und Familie 6. SlunlteMi 
nllgcwoincB Staatsrecht Bd. I, S. 147 u. f. 

«) ZSpß Grand«ittr.o der allgemeinen und constitutione Hon Btaab™ij! a *n- 
schafL Bd. I, B. 8, §. 6. ! ;,-..-..--•(.■•. : ' " 

»| lieb« Familie, Stamm lieb» Steil rjaturgnohichte de. Volk», 
Bd. in, S. 113 u. f. - Kontert ria Bucher, Ge.rhiebte der Familie. 
1859. S. 1— o. — Äcimifrtmnfr 12 Bücher vom Staute. Bd. I, P. 201, 
§. 118 n. f. - p. Uarpmlm Mensch, Volksleben und «tut. Bd. I, 
S. 8b a. f. — Borne du FamilienwcBen oder Forschung Über «eino Natnr- 
und ReehtaverhUtniise. 8. 188 n. f. 
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sondern ähnliche Zustünde mit quantitativer Untersohiedenheit. 
Es hat, genau betrachtet, keine Ton ihnen ein Rpccifiscb.es 
Merkmal; in allen ruht die Idco der Einheit gewisser, durch 
menschliches Zusammensein entstehender Grund Verhältnisse 
des Lebens, nur mit dein Unterschied, tlnss nach der einen 
Seite hin die Gemeinsamkeit bis in die feinsten, spoejellsten 
Beziehungen des äusseren und inneren Lebens gebt, nach der 
anderen Seite hin nur in grossen, allgemeinen, umfassenden 
ZUgen der menschlichen Coexistena erkennbar ist. Das Volk 
ist nur eine grosse Familie, deren Gern ein. schaff in allgemei- 
nen, wichtigen, politischen, rechtlichen, moralischen und so- 
cialen Lebensfragen besteht. Was die Opfcrwilligkeit der 
einzelnen Glieder einer wirklichen Familie, ihro Führung 
durch ein männliches Uaupt, die Einheit des Lebensgenusses 
ist, das ist in der grossen Völkerfamilie 'Ins Bewußtsein und 
die Begeisterung der Nationaleinheit, die gemeinsame. Regier- 
ung, das gleiche Gesetz des Verkehrs und Erwerbs. Die 
Familie ist wiederum nur das Volk im Kleinen, liier wird 
die Einheit des Erwerbs und Genusses zur < iiitergemeinschaft, 
die Gleichheit des Rechts zur Solidarität in Recht und Pflicht, 
die Einheit des socialen Verkehrs und der Sitte zu einem 
zeitlich wie rSiünlich, dem Inhalte nach völlig gleichen, Alle 
bflh errsch enden Lebenssystem. • „Die Familie, unabhängig 
gedacht, ist Volk und Staat in völliger Durchdringung 
beider." ') 

In der Genesis der V ölkerbildung zeigt sich ein innerer 
unbcwiissler Drang, ja ein angsterfülltes Suchen und Jagen 
der Menschen nach Vereinigung. 1 ) Doch darf man die 
Entstehung und Bildung der Völker von der ersten Fa- 
milie bis zu den grossen Staateugruppcn nicht bloss als 
ein Gesetz physischer Notlnvendigkeit betrachten , sondern 
man hat auch ein inneres, geistiges Princip in diesem gros- 
sen Vorgange der Völkerbildung zu suchen. Die vornehmste 



l) Dahlmann Po'luk. ». Auflage. & 2, §. 6. 
>) Ith-niic/Ui L c BdMi 8. TT. - üaiAarlt* io B9aW vom 
Bd. II, S. ISS. 
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Erscheinungsform der inneren, geistigen Ursache ist die 
Sprache, die Verwirrung der Sprache .bildet den Ausgang 
der- Trennung der Völker; die Einheit .derselben, die Ursache 
der- Verbindung der Menschen zu einem Volke. 'iii 1 i'tiI 

; i i Wir können noch weiter gehen. Selbst in der Kacenglieder- 
ung ist nicht bloss die Gleichartigkeit der KopFbildung und der 
Hautfarbe das auszeichnende Merkmal , sondern es ist auch bei 
deogrosBonRacdngruppon in Bezug aufSprachc, Sitte und Recht 
eine gewisse Gleichartigkeit zu finden, die freilich nur dem feine- 
ren und schärferen Beobachter in den tiefsten Gr linden und Wur- 
zeln des Sprachbaues und Lebcnssystems solcher Mo tischen - 
■vereine begegnet 1 ) Es ist mit einem Worte die gegen- 
wärtige Menschheit nur der Mensch im Grossen und in hö- 
herer Vollendung; die unendlich nimm ich faltige , vielseitige Ein- 
heit; das. Individuum aber die geaammte Menschheit im Kleinen 
und in keimender Entwicklung, die consolidirteste Vielheit 
und MannicbfaltJgkeit. „Das ganze Menschengeschlecht" , sagt 
Laaaulsc, 1 ) „ist seiner leiblichen wie geistigen Natur nach 
nichts Anderes, als die in die Vielheit auseinander gegangene 
Einheit des ersten Menschen, und der erste Mensch nichts 
Anderes, als die noch in der Einheit beschlossene Vielheit 

aller derjenigen , die aus ihm hervorgehen," • 

. ' , fi. 20. ' . . 

Vom Begriffe des Volkes insbesondere, i ! ' i »'« 

Wir haben vorerst Volk in natürlichem Sinne genommen, 
eine Auffassung, die nicht die durchschlagende ist. Die häu- 
figste und wichtigste Deutung haben wir noch vorzuführen. 3 ) 

i) Sicht iq übersehen ist diu ebenso »nziehondo, als lehrreiche Dar- 
Heilung Sehiüiag'i. über die yolkarentstehtuig ] siehe dessen slmmtHcha 
Werke, IL AbUil., Bd. I, Einleitung in die Philosophie du Mythologie, 
8. 94. u. f. 

*) e>. Lawvlx Philosophie der Oeschichie. S. 12 u. f. 

•) Die vomnlcdenartigBt™ Dentnngen siehe Bild System des Ver- 
IsMtragarechtes der monarchischen Stuten Deutschlands. Th. I,§. 109 u. f. 
8. noch Uber Wesen und Entwicklang des Volke»! «eAraiBAnmer I.cS.xOT, 
§. US. - v. #>V< m *V Mensch, Volksleben und Staat. -8. I, ül u. f. 
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Es wird uns liier weder eincothyniologische, noch historische 
Untersuchung befriedigenden Aufschluss geben. Wir vorste- 
llen darunter nicht den oder populia, die voll berechtig, 
ton Glieder der Gesellschaft, wie die Alten es auffassten,') 
nicht die Messe der Besitzlosen und Verkürzten , nach Art 
der Soeia listen^) oder die Gesanmithcit derogierten im Ge- 
gensatz zur Slnatsgeivalt, wie JJMca 3 ) und Hirtibeau*) meinten. 
Am treffendsten ist jene Anwendung des Ausdruckes „Volk," 
welche auf die politische Gemeinschaft einer Mensel lenroetige 
hindeutet. 5 ) 

Wir definiren daher „Volk" dahin: Es ist die durch 
Gleichartigkeit des Hechts, insbesondere des öffentlichen, staat- 
lichen Hechtes verbundene Mens ehe tigruppc. -Volk" hiingt mit 
populus, 7i'j>.'C, Stadt, Staat, zusammen. Wir haben für die 
Gesanmithcit der in einem staiitlichen Vereine lebenden Iiidi- 
viduen keinen anderen passen den Ausdruck; die Unterthanen- 
Bchnft ist nicht die in einem Staate lebende Gesa mm Im enge. 
Dieser Ausdruck cntliillt nur die Regierten im Geyensatze zu 
den Bcgioreudcn. Das Volk enthält aber die Einheit beider 
Theile dieses Gegensatzes. 6) 

Die beiden Begriffe „Staat* und „Volk* sind nicht eins. 
Staat ist der Ausdruck des Volkes für die formale, politi- 
sche Einheit, und „Volk" das Wort für den lebendigen, per- 
sönlichen Inhalt des Staates. Von diesem Begriffe „Volk" ist 
aber der der Nation zu unterscheiden , was nicht immer ge- 
wissenhaft geschieht. 



1) l'uchta Carsua der Institutionen. Dil. I, S. 143, §. it, — Berrmtmtu 
CulturKeiaMchtc der Grierbni and RBmcr toh Bchnidl. Th. II, S. B2 a. f. 
— Waller rihnlMhe Rerhlngnrbichte, Bd. I, 5. Uli n. 10t. 

i) Zoll« Blanc hiuloiru de dix ans. T. I, p. 4, 

■) Uabbtt do ci.n. XII, 2, 3. 

*) Weilid Geschichte der StaaUiwicscngcbaiteD. Bd. II, S. 13 n. t 
i) Stein, Sjt!-].i der BlutetriHennbift Bd. il. H. 49 u, f., stellt du 
Volk mls Mittelglied nrlichen StMt und Ge»ell»ch»ft. 

<J Sta?U PhfloHphl« das Reehts. Bd. D, !>, 8. 130 u. t. 
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DiB Hation. 

Wenn „Volk* mehr die staatlich und politisch gewordene 
historische .Einheit bedeutet, so enthält die Nation eine in 
Beziohung auf Sprache , Sitte und Sinnesart nncli Naturge- 
setzen sich entwickelnde, mitiirlirh. sicli gestaltende Gesammt- 
heit. Jones ist politisch gewollt und zwar möglicherweise ge- 
gen den nationalen Charakter. Diese ist eine auf natürlichen 
Eigenschaften beruhende und sieh entwickelnde Tbatsache, 
wie auch die Ethvmologie von Kation , dessen Wurzelwort 
naaci ist, auf Oeburts Verwandtschaft und gemeinsame Ab- 
stammung hindeutet. 1 ) !■. MoM definirt sie Folgenderweise: 
j,Dic Nation ist die einem bestimmten Volke thatsäeblich zu- 
kommende , dasselbe von andern Völkern unterscheidende, 
körperliche und geistige Eigentümlichkeit, welche sich äusser- 
nd) in (icstnlt, geistig vor Alien) durch die Sprache, dann 
überhaupt durch die ganze (icsittungswcise kennzeichnet, und 
die im letztern Grunde auf angebornen und sich gleichblei- 
benden natürlichen Eigenschaften beruht , dann aber durch 
geschichtliche Ereignisse näher bestimmt und im Einzelnen 
ausgebildet ist." 1 ) 

Der erörterte Unterschied zwischen Nation und Volk 
wird auch im Sprachgebrauch festgehalten. Man sagt; daa 
österreichische, das belgische, das russische Volk, iin Sinne 
einer politischen Gemeinschaft , aber man kann nicht sagen; 
die österreichische Nation, weil diesem Verband die natürlich 
leibliche und geistige Einheit entgeht. Wohl aber gilt dia 
Bezeichnung: die deutsche Nation, in der wir das preußische, 

■) Erdmm» Pbilowphitclio Vorlesungen libat den Sta»t. S. 31 n. C 
— Qnotdtälta im Realpolitik, angewendet auf die staatlich™ Zustünde 
DeotucMands. Stuttgart 1859. S. U. 

i) r. ifohl Staateretbt, Völkerrecht und Politik. Kd. II, Th. I, S. 889. 
Bin ist «Ine Kharfainnlge und lehrreich« Monographie über Nationalität 
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das bayrische Volk etc. aufzählen, d. h. jene besteht aus meh- 
reren Völkern, für die wieder die staatliche Gliederung der 
Anlass der Unterscheidung ist. Man darf also „Volk* und 
„Nation" nicht gleichbedeutend gebrauchen, dagegen sprechen 
Tbatsachcn und Sprach weise. Jenes ist das staatliche, diese 
das natürlich» (.iaii/i; luriisdilichei" \ eretnigung. 

Die Nation harraonirt dagegen mit dem llacen leben. 
Es wird gewiss keine Nation gehen, die verschiedene Raten 
enthält. Ein Beweis für das physische Gesotz der Glieder- 
ung der Menschengattung nach Nationen: „Was die Mensehen- 
racen im Grossen sind, das sind die Nationen Im Kleineni" 1 } 
Wie n:ihi: .imlm-.ü'iis Krirlit.^ciiiciufchaft und Volk ver- 
wandt sind, kann auch noch darin gefunden werde», dass man 
nur den Ausdruck: Volkerrecht, nicht Nationenrecht, kennt. 
Das soll kein Beweis sein, dass man dieses nicht construiren 
kann, sondern damit soll nur angedeutet werden, wie man 
den Begriff Recht mehr auf Volk denn auf Nation in Wirk- 
lichkeit bisher bezogen hat. „Der Begriff Nation gehört in 
die Naturlchrc, der des Volkes in die Rechtste hre." 2 ) 

Zus. Die Mcnschenraeen gehören nicht zu den Grund- 
formen des staatlichen Gemeinschaftslebens, insoferno man 
in diesem auch ein Product der Freiheit und Geschichte 
erkennt. Die Racen sind überwiegend Naturerscheinung 
. . .und als Gliederung des Menschengeschlechtes nach äusse- 
ren Naturgesetzen betrachtet mehr Gegenstand naturbi- 
storischer Betrachtung. . f t> . 

"Wir fügen desshalb nur als Anmerkung kurz bei: 
I In Bezug auf die Frage der Racenentatehung scheint 
, -. man .zu geringe Bedeutung den allerdings mächtigen 
■ Einwirkungen des Clima auf die menschliche Natur bei- 
zulegen. Dass grosse Zeilrüume nütbig sind, bis das 
Clima der in ihm befindlichen Menschheit seinen Typus 
aufprägt, ist kein Gegengrund. Man bat erfahren, dass 
die Schädelform der von Engländern erzeugten Kinder 

>) Z«*a™* L e, Bd. D, S. 148 u. f. ■ 
I) Zatlmriac I, c Bd. J, S. 61. 



□igilized by Google 



65 

in Australien ullmälich der der Eingeborenen ähnlich 
wird. Ebenso durchlaufen dio Juden, ein gl eich geortetes 
Volk, in den verschiedenen Ländern und Himmelsstrichen 
alle Nüancen der Farbe, Haut und dos Haares. 1 ) Solche 
Thatsachen scheinen die Annahme, die Ilacen seien nur 
eine klimatische und geographisoho Varietät, sehr kräftig 
zu unterstützen. 2 ) 

Die Rncen Verschiedenheit wird nur eine graduelle 
sein. Die jüngero ist die nns der früheren ent- 
wickelte, nnd bestimmt, jene zu beherrschen und zu er- 
setzen. Dio Negcrrace ist die älteste und niedrigste, 
dienendo, absterbende, welche auf ein immer kleineres 
Territorium zurückgedrängt wirf. Die Neger haben 
wahrscheinlich früher auch die Länder Asiens und Euro- 
pa'» bevölkert. Man hat sogar in Llittich Schädel der 
äthiopischen Itace gefunden, in Ohio, Mississippi, Missouri 
Skelette von nur 3 Fuss Längo ausgegraben. 3 ) Dem 
christlichen (Jcfühl ist dio Behauptung der mangelnden 
Culturfähigkeit der Neger schmerzlich , und es verlangt 
wenigstens einen Versuch, diesen Völkern einen höheren, 
culturlichen und politischen Aufschwung zu geben, und 
wir wünschen dies auch. Allein ein solcher scheint nach 
allen Ergebnissen der Gcschichto unmöglich zu sein. 
Diese Race ist für die Reize der Cultur nicht mehr em- 
pfänglich, und Bildung für sio im Gegcntheil ein tödton- 
des Gift. Sie sterben desshalb auch in Berührung mit 
den Cultur vb'lkera den Tod der Civilisation. Sie haben 
keine Bedürfniss- Fähigkeit Mit der Befriedigung dc3 
Leibes schweigt alle Regsamkeit des Negers. Das schon 



<) Waü* Hb« die Einheit des Mensch ongcschl echt« In Heinrich e. 8y 
Kl historisch« Zeitich rift. III. Junis;. S. llfl^ S. 3LS u. f., eine treffliche 
Abhandlung. 

«) Jfunis Handbuch der N.turlchre. Tbl. II, S. 686. Siehe ncea du 
Ansl.nd. 1838. n. 112. 

3) Zottorito I. e. Bd. II, S. 148 n. f. 
Gtritnor, alo GruadJohrsn <lv Slulivorwilluni. B 
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*eiclit, abgesehen von ihrer 50Q0jährigen Geseliichto 
bin, ihnen die Bildungsfälugkoit abzusprechen.') 

'■''.«. B2. .... 

Die TTationalität. " ' ■ 

In jüngster Zeit macht sich das I'rincip der Nationalität 
sehr gebieterisch und mächtig geltend und scheint ein wichti- 
ger Factor in der Bildung des inneren und äusseren positiven 
Staatsrechts werden zu wollen. 3 ) 

Es ist aber Nationalität und Nation nicht für dasselbe 
zu halten. 

Diese ist eine welthistorische Einheit und Totalität mit 
welthistorischem Beruf. Die Nationalität ist nur ein Stück 
der Nation, ein nntionulmliches Leben ohne individuelle ge- 
schichtliche Rolle. Es liegt in der Nation auch die Idee der 
Selbständigkeit und Freiheit, Würdigung und Autorität im 
socialen und geistigen, weniger politischen 'Weltverkehre. Die 
Nationalität ist dagegen nur spcctellc Erscheinung, ein Zug 
zur Nation. Diese verhält sicli zu jener wie z. B. Genie und 
Genialität. Es kann ein Mensch Genialität in einzelnen Din- 
gen besitzen, ulino im Ganzen ein Genie zu sein. Es sind 
desshalb die Polen, die Ungarn, dio Schweizer eine Nationa- 
lität; sie haben Volkstümlichkeit, sind ober keine Kation, 
eine solche aber wohl die Deutschen, Franzosen, Engländer, 
Italiener etc. 

Bei der Betrachtung der Verhältnisse zwischen Staat und 
Kation gewahren wir dio i na n nie Ii fach st c Gruppirung in der 
"Wirklichkeit. Iiier enthalt ein Staat mehrere Nationalitäten 
(Oesterreich), oder eine Nation ist in mehrere Staaten aufge- 
löst (Deutschland), oder gar an fremde Staaten vertheilt (Po- 
len) u. s. w. 3 ) 



i) Dr. Prancr-rtty Zeitaclirift dar morgenl&ndiBclicn Gesellschaft. I, 
133 u. f. — B. Laiavli I. c. S. 68, n. 128. — Audora Wwit* L c. 3. 

3) F. MoU L e. S. 346 Ii. f. .■..>. 
S) v. UM L C, S. 3«2 u. f. Giatt »IIb hier ariigUttai Fälle auf. 
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Da* gtifcUkhsto Vcrhälmiss liegt in dorn Falle,; id» Na- 
tion, Volk und Staat: einander docken; vorausgesotatj dam ein 
solcher Staat die aur Selbständigkeit und: Selbstbefriedigung 
erforderliche Grösse, enthält.") ... i< 

■ü Wenn der Stent mehrere Rationalitäten "in sich, begreift, 
so lüflst sieh ein günatiges Verhältnis» imoferne darin finden, 
ab die Mromicli faltigkeit der verschiedenen Volkaindividualitätan 
eine gegonsqitigeL Anregung, Ergänzung und Förderung, des 
Gesamte Hebens ist. Es. kann, aber ebenso gefährlich werden, 
wenn dje . Individuali tiit zu einein contrifugaleu Parp'cularis- 
itaua sich ausbildet, nac Ii Auflösung und Trennung ringt- Die- 
ses. Bestreben und Ringen wird, um : no lebhafter und gewal- 
tiger. >ervortreten ,,.jo weniger . die herrsehende VolkspcrBön- 
Jiohkeit die übrigen Individualitäten in Verfassung und Ver- 
waltung, respectirt. Sieh' , dio österreichische Monarchie uaso- 
.rer;Zflit! : . .„ .i v \\ .n >w !!• / ..■.■Jbut.x 

3 ff-, ,Ist der Staat kleiner »1s dio Nation, «nd ein Theil dieser 
an einen fremden Staat verloren , so ist dies immer ehr trau- 
riges Geschick für den ausser dem ötaafe . bc find linhon /Theil. 
.Dieser, fühlt sich in einer fremden Wdl zu dem Brudervulkc 
hingezogen, ohne immer die Sehranken der Politik, welakc 
herzlos die Einheit des Volkes durchbrochen haben, zerstö- 
ren zu, können- / ,1 -J .; n!,i.>: ,,[ 
-■■üiiiDje politisch- solbstündige , grössere Hälfte kämpft 
ebenso vergeblich gegen die Hindernisse der ersehnten Ver- 
einigung, Es fehlt den Agitationen meist die 'Gleichzeitigkeit 
.und Gemeinsamkeit der Tliot, durch welche der- Erfolg in politi- 
-scheu Dingen so Sehr bedingt ist Im Laufe der Zeit hat 
Jiäufjg die äussere Verbindung omo . innere wesentliche ■ Ver- 
schmelzung der Yolksnaturon zur Folge, mit der' allmälich 
das schmerzliche Gefühl der Trennung erlischt, wie z. B. der 
deutsche Elsass in Frankreich zeigt. Früher erkaltet i ge- 
wöhnlich der politisch einheitliche, übrige Theil. Eben weil 
«r für sich Sicherheit und SelbstHndigkeit gemesst, vergisst 
er die Leiden der von fremder Willkurhcrrschaft geknechtc- 

. ') fi. mw 4er Qriis»» der HuWo. S- 31. 



teil Glieder der Nation; abgesehen von den oft kaum zu 
Uberwindenden äusseren Schwierigkeiten des Beistandes. 

Die Geschichte liefert leidor genug Beiego hiezu. Eino 
nordische Macht, durch die feile Selbstsucht anderer Milchte 
unterstützt, spottet unserer politischen Einheit und Stärke 
und zerstört gewaltsam die gewohnten und versprochenen 
Rechte unseres stammverwandten Brudervolkes. Im Süden 
ringen italienische Provinzen nach nationaler freilich oft miss- 
vorstand encr Freiheit. Die Kämpfe in Polen hieton das Bild 
der auflodernden, loteten Kräfte eines absterbenden Volkes. 

Die Trennung hat freilich nicht in allen Fällen gleich 
gerechte oder verwerfliche Gründe und ebenso verschieden 
sind in reeiproker Weise die Erhebungen und Kampfe dagegen. 

Zuweilen bildet sich der kleinere losgelöste Theil durch 
eigene politische Gliederung und Verbindung zu einem selb- 
ständigen Volksganzen aus, z. B. dio Schweiz und Holland, 
die ihrem ursprünglichen Wesen nach dem deutschen Volke 
angehören. 

Neben der Bedeutung des Ausdruckes „Volk" als einer 
politisch einheitlichen Menschengruppe kann man auch die 
Anwendung desselben in historisch genealogischem Sinne als 
die zunächst häufige und gültige bezeichnen.)) 

Zus. In jedem lebenskräftigen Volke tauchen perio- 
disch grosse Ideen auf, welche die öffentliche Meinung 
wie ein zündender Funke holeben. Gegenwärtig beschäf- 
tigt das Prior ip der Nationalität die Gedankenwelt der 
Völker. In der ersten Zeit wird das Interesse für den 
neuen Gegenstand gewöhnlich zu hoch gespannt und die 
darauf gestützten Versuche Übcrschiessen in der Kegel 
das Ziel. Es schleicht eich da viel Machwerk und Schein 



i) TJeber die Beeidungen einsehen Staat und Volk bt BhmüdJi L 
e.Bd.1, 8.67 u. £, — DnAbiHM» 1. e. Bd. 1,8. Bit, sehr oelobrend. — 
Besonder» ab*f r. ItoU U - ZJfjSt «tat °in YerbUtnl« van Völker- 
schaft und Staat und jono über die Nationalität; allgemeines Staats- 
recht. Bd. I, S. 11, f. 10 a.l. — IM sohiobt dio Nation iwischeo daa 
Individuum nnd die Mcnschheiti gesammelte Schriften von näuuer. Bd. 
m, S. 1S1 n. f. - Deutsche Vlerteljahnacbr, 1861. Haft IV, 8. 106 u. f. 
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neben den ehrlichen Bestrebungen, viel Unwahrheit unter 
blendenden Farben ein. Aber bei aller Kaimt nnd Täusch- 

,. nng, welcho uns hier begegnet, liegt doch in jeder all- 
gemeinen Idoenstrümung der Völker eine grosse Wahr- 
heit, ein wirklich tief empfundenes Bedürfniss. , ir ,a 
Man hat weder in der Wissenschaft, noch weniger 

,!.:.. in der Staatipraxis die Bedeutung der Nationalität bisher 
- gebührend gewürdigt Ja die letztere bat sie geknech- 
tet Nun sind ihre Tage gekommen, mit der Zeit, wo 
die Völker alle Verluste und Krankungen, die sie je er- 
fahren, gut eu machen suchen. Die Nationalität fordert 
der einzelnen Staatsgewalt gegenüber, wie im grossen 
internationalen Verkehre, ihre Geltung und Berechtig- 
ung, die ihr auch gebührt Allein es ist die Idee zu 
Bchmcichelnd , auch der lang vorhalteno Groll über uner- 
hörte Bitten und Wünsche, viele erlittene Unbill zu stark, 
als dass die Forderungen die rechten Grenzen nicht 
überschritten. Sie sind rechtlich und politisch, ja factisch 
unmöglich geworden. 

Wenn ein Gedanke in der grossen Volks- und Völ- 
korsprache zum ausschliesslichen Schlagwort geworden, 
dann fängt er an, seine wahre Bedeutung zu verlieren, 
wird Missbrauch und Uebertreibimg. So geht es jetzt 
mit dem Princip der Nationalität in der grossen politi- 
schen Wcltconvcrsation. Ueberall rührt sich dasselbe 
und begehrt nicht bloss ihre Sonderrechte ihrem Staate 
gegenüber, sondern will sich selbst als freipolitischo 
Macht gestalten. Welch' bunte Charte leuchtete dem 
Beobachter entgegen, wenn alle Stämme und Stämm- 
chen, die da im Osten lärmen, ihre eigenen Throne und 
Scepter führten? Wenn der Staat keino andere Auf- 
gabe hatte, als die die Nationalität zu pflegen und auszu- 
bilden , dann müsste man unablässig dafür reden nnd 
streiten. Allein der Staat hat ein höheres Ziel. Er steht 
über derselben und desshalb muss sich diese auch sei- 
nen Zwecken unterordnen, abgesehen davon, dass ohne 
grobe Verletzung des Staats- und des Völkerrechtes die 
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'ciöo o<ier andere Nnlionhlilät sich nicht politisch consoli- 
diren kann, eins* der Staat gerade unfähig ist, «iah zu 
erhalten und seine Zwecks vti verfolgen, wenn ihn nur 
die Grenze der Nntidn, nicht die durah die Nnttir und 
den Charakter des Lande« angezeigte umgibt Je über- 
spannter eine Bestrebung ist, desto weniger wird erreicht, 
tind der natürliche Gang der Dinge wird die. Nationali- 
tät wieder in die Grenze flea Möglichen und Vernünf- 
tigen NruHtftiltrcn. ') 

§ 23. 
Der Welutaat. 

.Wir haben. bereit« die wiclitigulfo Können dus Gemein- 
i:i ■,■ !.'■>. 1 der Meneehcn und der Menschheit in Hubacht 
gezogen. Ks ist nur die höchste, und growartig'fttQ Verbind- 
ung, ilio Idee des. Wtltstaatcs uud der Begriff der Gesell- 
schaft zurück. 

- Ueber die UögUohkett und da* Glück der Verwirklich- 
ung jener »ind diu Ansichten gctlieilt. Manche sehen in, dem 
Wcllstaatc eine Unterdrückung des individuellen ^ieistns der 
Volker, die Vuruicbtung der nationalen Anlagen und Kiihig- 
koitcu, deren Mischung und gegenseitiger Wetteifer den Kort - 
tchrit; dej Menschheit bedingt. Wenn sie unter dem Welt- 
claiiie eine allgemeine, gewaltsame Yubmdung und Aufgj. irb- 
ung aller Völker verstehen und sich vorstellen, daas ein 
AUxnndcr oder Napoleon tabula rata auf dem Kidball 
macht und alle Individuen, Stamme, Völker uud Nationen 
einem Geseuc, einem Systeme und Sccptcr unterwirft, dann 
kt jdas Bedenken gegründet. 

, Allein darauf läuft die Idee des YVeltstaatcs iiinht hin- 
aus,. Sic deutet, vielmehr auf das Uild einer grossen Slaatcn- 
Familio hin. . Die verschic denen Nationen, Volks- und Jätnats- 
individ nah" tüten dürfen sowenig nivollirt werden, duss ihr 
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Vorhandensein sogar die unerlässliche Bedingung der Ver- 
wirklichung des Weltetaates ist. In ihm soll ein allgemeiner 
Völker- und Staatenbund entstehen, der durch seine Macht 
und Grösse die irdische Mission der Menschheit verwirk- 
liche; was den einzelnen . Staaten für sieh nicht gegeben. 
Nichts desto weniger bestehen diese zur Erfüllung ihrer spe- 
ciellen nach Anlage und äusserer Lebensbedingung. gegebenen 
Aufgabe fort, indem sie dadurch gerade aur grossen Idee 
des Weltetaates mitarbeiten. Wir haben schon in der gegen- 
wärtigen Entwicklung des Staat sieben» die keimende Form 
für den grossen Mensch heitsataat. Durch die Erscheinung 
des Staatenbundes und Bundesstaates reiß, die Idee desselben 
ihrer Vollendung entgegen. . ■ ' 

Bio Meinung, dass die Verbindung aller Staaten schon 
dose halb nicht denkbar sei, weil der Hauptzweck , gemeinsame 
Verteidigung, wegfiele,") ist unhaltbar; die Staatenverbind- 
ung ist nicht bloss durch den Krieg geboten, sondern auch 
der Friede und die Culfur verlangen sie. 

Auch dieganzcgeschichtlichcEntwicklung beweist einen Zug 
der Menschheit zum Weltstaat. Sie bereitet sich fortwährend 
durch Steigerung der Oulturkräftß auf seine Durchführung 
vor. Von Periode zu Periode erweitert sieh der internationale 
Verkehr, wächst die geistige Gemeinschaft der Völker und 
Staaten. Es ist unverkennbar, dass dio feindlichsten Gegen- 
sätze der Ansichten und Bestrebungen in den grosson Lebens- 
gebieten von Jahrhundert au Jahrhundert ihrer Versöhnung 
näher rücken. Nicht mehr die Revolutionen sind das primäre 
Mittel zur Freiheit, sondern der Weg friedlicher, gesetzlicher 
Propaganda. Der Kampf der politischen Parteien geht all- 
mälich in liberale Duldung und Anerkennung , sogar An- 
näherung und Verbindung über; selbst der in die Gemüthcr 
tief eingreifende Hass confessioneller Bekenntnisse macht einer 
wahrhaft christlichen , freieren Ansicht und Ueberzeugung 
gegenseitiger Berechtigung Platz. 

Wir sehen in der Geschichto einen Fortschritt derWelt- 



') ScAmiWttnner ]. c & 238, §. HS, n. 1. 
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Staats idao : die Potenz ist hiezu unlUugbar vorhanden. Dass 
der Wille der weltgeschichtlichen Vorsehung auf ein grosses 
Mensch heitsgwuses gerichtet ist, kann Angesichts der Cultur- 
entwicklung nicht bezweifelt werden; es entgeht uns nur die 
Einsicht, dcnPlan in deiner Totalität und dessen endliche Voll- 
endung zu hegreifen. »Wer möchte', schreibt ltotcker, „das 
Vorhandensein eines Standpunktes lüugnen, für welchen die 
Menschheit nur ein grosses Ganses bildet, die bunte Mannich - 
faJtigkeit ihres Lebens nur einen grossen Plan, einen wunder- 
baren, herrlich hinausgeführten lUthschluss Gottes? Aber 
wer ist auch so keck, von sich zu behaupten, dass er diesen 
Standpunkt inno habe?" 1 ) 

Uebor den Bogriff: „Gesellschaft* werden wir im fol- 
genden Capkel handeln. 



>) Roscher System der Vollmtlrfbiicliaft. I. Aufl. Ed. I, 5.509, §.266. 

— BlanltcUi L 0. Bd. I, S. 38 o. f. — J'J&segsii B. MM Eneyclopldic 
der Staslawinsciiflcharitn. S. 38 u. f. — Scfimillhemier I. 0. 8. 23S, §. 1*3. 

— Für das gaasv Cnpitel siehe besonder« FaCflfi dlo (iencais der Yülker- 
gncltachnft. Zelttchrift fiir die eenammte Sinai* wiMenschaft. Jnhrg. 1841, 
S- 180 n. f. u. 260 n. f. 
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SECHSTES C API TEL. 
Staat and Gesellschaft. 



§ 24. 

Der historische Begriff der Gesellschaft. 

Im Bereiche der Staats Wissenschaft ist in der letzten Zeit 
ein neuer Begriff aufgetaucht, der seine Verbindung mit die- 
sem Wissenskreis lösen und ein eigenes selbständiges Gebiet 
behaupten und bebauen will; der Begriff Gesellschaft.') 

In den Uranfängen des Gemeinschaftslebens ist dasselbe 
ein irasuggebildetes , massenhaftes Ganzes, in welchem der 
Unterschied zwischen öffentlichen und Privat-, zwischen Volks- 
und Staats leben noch nicht zu erkennen ist. Die Menschen 
bilden einen Gesammtkörper von grosser Einförmigkeit, mit 
allgemeinen Umrissen , in welchem die unendliche Vielseitigkeit 



. <] r. IfoA/Geschithlc und Literatur der etaatawissenirbaflen. Bd. I, B, 
69 u. f. - c. Mahl EncyclopUdis der Etaatawluenjicbiiften. S.' 18 «. t 
— Din Entwicklung dieser Begriffe begann achon mit SeAIäier allge- 
meines Staatsrecht. 1793. §. 4. — Hegel Grundlinien der Kcchtaphilosophie. 
S. 1M7, g. 182 o. L — Auch ZarAariae gehört iu den Pionieren; s. dtssen 
Werk, 40 Bücher vom Staate. Bd. I, S. 5t u. f. — Der llauptrerttclcr 
i>t der Erstgenannte. 
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des spKtcr ausgebildeten Staatslebcns in kaum sichtbaren Spu- 
ren verborgen liegt. 

Die Staatsgewalt erhebt sich mit schwacher Autorität aus 
der Mitte Aller, ist das Bedürfniss des Augenblicks und der 
wechselnde Zufall persönlicher Ucbcrlegcnlicit. Die Staats- 
zweckc , sofern dir ( ic^nmmtzweckc so genannt werden dür- 
fen, fallen ihr nicht nilein zur Last. Es betheiligen sich noch 
Alle an den gemeinsamen Bedürfnissen der Erhaltung durch 
den Kampf gegen fremde Kiemen te nach Aussen und durch 
friedliche Arbeit im Innern. Alle trifft noch dieselbo Auf- 
gabe und alle Aufgaben treffen Jeden. Das staatliche Leben 
schlummert in einem einfachen, harmlosen gesellschaft- 
lichen Beisammensein. : . 

Steigert sich mit dem Bedürfniss nach Ordnung in der 
l'oexistcnz die Nothwendigkeit einer Alle überragenden Ge- 
walt, so wirft sich diese allseitiger und mächtiger auf, so dass 
dns gesellschaftliche Ganze in ihrem Willen, sei er ein indi- 
vidueller (Alleinherrschaft) oder genereller (Volkshcrrsehnft), 
untergeht. Es ist dieses ei in- Ersrlieiiiiing der in der Ent- 
vrinkeJuugsphase des Kind csaltcrs begriffenen Staaten, wo aus- 
ser« Macht und Gewalt das-Gcseti des Daseins und der Ord- 
nung ist. Und da dio staatliche Wacht die höchste der Art 
ist, so kann die. Gcaammtheit der Gesellschaft zuletzt nur in 

dieser existiran,,.! -: , . 

. . Staats- und Volksinteressen sind neu ausgeschiedene That- 
sachen und Begriffe; das ganw Gemeinschaftsleben findet 
vielmehr Inhalt und Zweck in der Stantspcrsüniiclikeit Dia 
Religion ist , politisch, die Wirtbschaft, das Kecht, .die Wissen- 
schaft politisch.' ;> ..,„■ . . .<-i : ■ 

Eine solche Existemfi'im des G eine Ins chaftslcbcns finden 
wir in den Staaten des oiK'iitalisrlnii und klassischen Alfer- 
thtuns und in der Geschichte des Mittelalters. Der Staat 
durchdringt alle GcmcinschaftsverhiiltnisBc und wir- sehen ihn 
bei jeder Bewegung alle Angelegenheiten der Gesellschaft zu 
dm seinigen machen. Wahrend z. B. bei den Griechen der 
Staat vom Volk gebadet wurde, finden wir bei den Hörnern 
das Volk durch den Staat repräsentirl; immer aber war es 
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dieser, der als das handelnde Snbject im grossen, allgemeinen, 
öffentlichen Leben auftrat und als solches erkannt wurde. 

i Diesen Thntsaehpn entspricht auch das wissenschaftliche 
Lieben. Im Alterthum gab es z. B. keine selbständige Volks- 
oder Gesellsehaftsökonomio , ebenso auch keine Völkswirth. 
schaftslehre. Rind doch die wirthBchafth'chen Bestrebungen 
wtisercr Tage der lebendige Ausdruck eines Systeme* dos 
freien in dividnellcn Erwerbes, eines gesteigerten Princips des 
Individunlismus, das sich in der germanischen Welt mit dem 
Mittelalter fortschreitend entwickelte, eines Individualismus, 
welcher bekanntlich der antiken Auffassung von Volks - und 
Stantsleben gänzlich fremd gewesen. Es treten dort vorzüglich die 
Wissenschaften der Politik und des Rechtes, und in' wirth- 
Bchnftlichcr Beziehung nur die i'innnzwissenschaft besonders 
hertor. Aber auch die Staate wirthschaft war mehr J ein «1- 
geHoses Ausbeutung»)-' stein nach Aussen, als ein wahres ra- 
tionelles Princip der inneren Administration. 

" Anoh das Mittelalter zeigt noch alle öffentlichen Le- 
bensgebiete «Isdn nngcthoiltes Ganzes im Staatsbcgriffe. 
Im SloMo war dio Kirche, die Wissenschaft, die Wirthschaft 
verborgen. Wo einnebie Lebensformen ausgeschieden wahr- 
nehmbar sind, lassen' sie doch die grösste Abhängigkeit von 
der Staafc'gewalt erkennen. Die Volks wirthschaft bewegte 
sieb z. B. nur unter dem strengsten Seen ter der Volkswirt«-- 
Mchaftspolitik. i ■ '■ ■•'■■Ar > ■■ • '■■ ■! ii- \ 

!■(> Man kiinntc im Corpbrationsgeiste der Stitdte oad ütf- 
meinden, insbesondere aber im Zunftwesen schon eine wirk- 
liehe Selbständigkeit der Gesellschaft annehmen wollen. Da» 
w3re ein Irrthnm. Die Gemeinde war nichts desto welliger 
staatlicher Natur, besonders jo mehr -die Centralisittioh 
stattfand. .1. ..■■,..■.!•: t- !.. ■ .■ ■ ■' ■• . 

iit Wo aber dio Dceenlralisation in der frelesten . Form j wje 
mm Thcil im germanischen Mittelalter, hervortrat,' wo. lioJl 
die Gemeinde vom Staate lostrennte, da wurde sie selbst s um 
Staata 1 ■■. <■ • . ;„ ... .... .... 

Selbst die Zünfte waren vorherrschend eine politische 
Erscheinung. -Sie haben im Mittelalter i die Volkswirthachafts- 
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politik für den Staat gehandbabt, und dicss zum Glück (Br 
die Wirtschaft wie für die Politik jener Zeit Gehört doch die 
politische Wirksamkeit der Zünfte zu den glänzendsten Licht- 
seiten ihrer Geschichte. Der Staat, welcher durch die IboH- 
rungstc ndenz und den Partien larismus der Fürsten — ein 
Grundzug des germanischen Charakters — geschwächt wurde, 
erkannto und suchte in den Gilden und Zünften der Städte 
und ihrer Bürgerschaft einen mächtigen Schute und Trutz. 
Die Zünfte waren das gewerbliche Yasallenthum der fürst- 
lichen Macht und die industrielle Lchensherrschaft für das 
Volk. .t-,-»-< ••^jfti-H5- 

Dieses Gemeinschaftsleben, in welchem das Individuum 
in der Gesellschaft, diese im Staatsorgan ismua untergeht, nen- 
nen wir das Gattungaleben der Staaten und Völker. Es war 
diese Lebensform dem Alterthum bleibendes Gesetz, über 
welche es nicht hinauskam. In der späteren Zeit 'aber war 
sie nur eine der ersten Entwickclungspcriodcn, die Kindheit 
und Jugend der Staaten charaktcrisirendo Erscheinung. Die 
neueren Staaten sollten damit nicht enden; diesen, besonders 
den christlichen, den Staaten im höheren Sinne des Wortes, 
war es vom welthistorischen Geschicke beschieden, dassin ihnen 
aus dem Gattungsleben die individuelle Freiheit sich entfalten, 
d. h. der wahre Staat sich vollenden sollte. In ihnen sollte die 
Wahrheit wirklich werden, dass das Wohl aller Einzelnen 
zum Wohle der Gcsammthcit führe, nicht aber, wie es die 
Ansicht dos Alterthums gewesen, im Wohle des Ganzen das 
Individuum sein Glück und Loos zu finden habe. 

Diese Tendenz zeigte sich aber nicht vereinzelt, sondern 
trat in Allen hervor, war Allen gemeinsam und wurde da- 
durch zu einem Gesammtloben , welches sich nnturgemäss, 
theils bewusst', theils unbewusst, selbst zu einem grossen selb- 
ständigen persönlichen Ganzen, dem Staate gegenüber, aus- 
bildete. Würde der Staat richtig mit einer Familie verglichen, 
deren Haupt die Regierungsgcwalt ist, so würde das Volk, 
nachdem es seine Kindheit und Jugend ausgelebt hat, als 
selbständige, bewusstc, Persönlichkeit neben der Staatsge- 
walt auftreten. Und hegt eine Wahrheit in dem Satze, 
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dass der Staat das Volk erziehen soll, so ist dio beste Päda- 
gogik diejenige, welche den Zögling znr Selbständigkeit 
heranzubilden weiss. Das Volk entpuppt sich aus der Hülle 
der politischen Vormundschaft. Der beflügelte Zögling ist die 
Gesellschaft, das Volk in cigenthümliclien , nicht durch den 
Staat gegebenen und erfüllten Lebenskreisen. -,. ■•./» 

Während also im ersten Stadium des Gcmoinscliaftslebens 
die Gesellschaft mit der noch keimenden unsichtbaren Staats- 
gewalt hervortritt, im zweiten das Staateleben umgekehrt die 
Gesellschaft verschlingt, erseheinen im dritten Stadium beide 
als zwei selbständige Existenzsphären , mit dem Vorantritt der 
Staatspersönlichkcit. Je mehr der Entwicklungsprocess dieses 
dualistischen Verhältnisses seiner Vollendung entgegenreift 
desto bestimmter und erkennbarer treten dio den Inhalt des- 
selben bildenden Existenzen mit ihren spoeifischen Eigen- 
tümlichkeiten und ihren Beziehungen zu einander hervor. 

Nun beginnt man die Sphären beider zu trennen , jetzt 
denkt man an eine Scheidung von Kirche und Staat, jetzt 
erhebt sich die Wissenschaft aus der Dienstbarkeit jener bei- 
den Mächte zum freien Gemeingut des Volkes. Nun spricht 
man von Volks wirtbschoft und Gesellschaftsökonomie und 
desahalb ist es nicht zufallig, dass die Wissenschaft jetzt ein 
neues Gebiet der Erkenntniss ebnet und bebaut, die Gesoll- 
schaftslehre. •-? >ii ; ■ ■. -,U ■ 

■ - Die wichtigsten erkonnbaren Erscheinungen, welche dem 
socialen Gebiete angehören, sind die Bevölkerungsgesetze, die 
Wirtbschaft, das Leben in Sitten und Gebräuchen, die reli- 
giösen, ethischen and wissenschaftliehen Interessen. 

§. 25. 

Dos Naturgesetz in der Gesellschaft. 

Die Thatsache der Gesellschaft und ihr wissenschaftlicher 
Begriff ist durch ein ihr eigenthumlicb.es Gesetz gegeben. 
Es ist diess ein im Volksleben waltendes Naturgesetz. 

In den Erscheinungen der Welt liegt ein grosser, ewiger 



Gegensatz, der. auch die Wisse oagebicte in awei Gruppen schei- 
tlet. Entweder trugt eine Existenz eine Macht in ihres Glie- 
dern, von der sie nicht sich loszuwindeu vermag, oder sie ist 
frei und ein Wesen mit Bewusstoein und Willen und ihrer 
selbst mächtig. Dort haben wir eine Krscheiaung der Noth- 
wendigkeit oder Natur, hier ein Leben der Freiheit oder des 
Geistes. Hiernach thcilen wir das Gcsamiutgobieti der Er- 
kenntniss in die Natur- und Geisteswissenschaften. *i KjmIj 

Die Gesellschaft entwickelt sich nach jenem Gesetze- 
Die Leben sin leres sen , welche wir hervorgehoben haben, ge- 
stalten sich in derselben nach einer zwingenden, unwandel- 
baren, natürlichen Ordnung. Das GeseU der Entwicklung 
liegt ausser den einzelnen Gliedern der Gesellschaft, . sie. sind 
nur die Träger derselben und ihr unterworfen. Unbewusst 
und unwilikiibrlicb 'werden nie von der Macht der grossen 
socialen LcbeusoL Urning angeregt und geführt. -, ■ niliitiiifliy 
, Das sociale Leben mit seinen Interessen ist vorhanden, 
che die Beteiligten die Enstehung und Entwicklung deaseli- 
ben erkannten. Darin liegt auch der vollständig« Beweis von 
dem Natürlichen und Organischen inj Gesellsehaf (sieben ; denn 
( wna natürliche und organische Existenz ist, geht der mensch- 
hc)ieu : Einsieht voran, was aber Menaclicnwerk gesetzt, folgt 
erst der Erkonntniss.:..,;. ., i.- liiduU if*#B9 

Die Wahrheit unserer Behauptung tritt noch deutlicher 
hervor^ wenn wir. einzelne concreto Verhältnisso der socialen 
%VcItordming,,wenn ouch nur kurz, in Betracht ziehen-! il-rfir 

Es ist unverkennbar, dass die Populationsbewegung nicht 
ein l'roduct menschlicher Freiheit und Thatkraft ist, sondern 
nach einem tief verborgenen , der mensch liehen Weisheit ent- 
rückten Gesetze entsteht. 

Sind die Grunilcrsch einengen im Wirtschaftsleben nicht 
unberechenbare, unbeugsame Potenzen, gegen welche weder 
Staatskunst, noch Staatsgewalt ohne Gefahr sieh ver- 
suchen kaun? j,.,., : ..i ii' 'Ml,,j, 

Sehen wir ferner auf das Leben in Sitten und Gebrau- 
chen. Dasselbe ist nicht Ausfluss der zufälligen Laune eines 
Einzelnen, sondern die Sitte des Landes bestand v#r dem la- 



Digitized by Google 



.78 

dividuum und dieses unterwirft . sich desshalb unwillkürlich 
derselben und ohne zu bedenken, woher sie kommt und vo- 
bin sie fuhrt. Der Einzelne lebt nach ihren Gesetzen, ohne 
es zu wollen, ja oft wider seinen Willen. 1 ) ,. , 

Bei dieser Betrachtung müssen wir einem gewöhn liehe □ 
Irrthum begegnen. Da die Einzelnen in den verschiedenen 
Kreisen bis zu einem gewissen Grade mit Freiheit und Bd 
wusstsein handeln, so entsteht die falsche Ansicht, , als ob dar 
durch das Gesetz der ganzen Gesamnitheit selbst ein GeseU 
der Freiheit sei. Allein die individuelle Freiheit, ist nicht in 
dem Sinne an verstehen, daas. der Einzelne das Gesetz des 
grossen Lebens hiiden helfe, oder Iis zu einer gewissen -Quote 
an der Schöpfung desselben partieipire,, sondern sie besteht 
vielmokr nur in der. freien Wahl, dem allgemeinen grossen 
Gesetze sich zu unterwerfen oder zu entziehen, dasselbe zn 
nützen oder zum Verderben anzuwenden. Selbst da, wo sich 
ein einzelner,, informatorischer Geist als Genius. der Zeit über 
das Niveau des gewöhnlichen allgemeinen socialen. Lehens 
erhebt, schafft er nicht ein neues Lehensgesetz, sondern err 
seheint nur als lebendiger Ausdruck eines allgemeinen, bereits 
mächtig -gewordenen Bedürfnisses und. Strebens des. grossen 
Ganzen. ... 

Wenn aber auch die Individuen nicht bloss in dieser re- 
lativen sondern in absoluter Freiheit handelten , so wäre die 
Summe aller Einzelwillen nicht das Lehensgesetz der grossen 
Gesamnitheit. Die Geschichte einer Geseilschaftsmassc als 
solcher in ihrer organischen Einheit und Totalität ist nicht 
die Gcsamratheit der Geschichte aller einzelnen freien Privat- 
lebenskreise, sondern ein eigenes über den Individuellen Exi- 
stenzen schwebendes Leben. Dieses grosse allgemeine Leben 
mit seinen Elementen uud Kräften meinen wir, wenn von 
dem Naturgesetz der Gesellschaft die Itcde ist. 

Eine solche Anschauung liegt auch der Theorie v. $loh£s 
zu Grunde. So nennt er die Genoss ensehaft- und Gesell- 



i) Weilars Auätülmingoii »ind dem iniecielloa Tlicilo veibeäaltcu. 



schuf ts kreise „natürliche, urwüclisige , eine natürliche Kristal- 
lisation." 1 ) An einer andern Stelle heisst es noch treffender: 
„Dieses Verhältnis» ist kein mit Freiheit und Bowusstscin ge- 
bildetes, sondern ein naturwüchsiges, im eigentlichen Sinne 
des Wortes." 2 ) Zacharute 3 ) definirt die Gesellschaft folgcnder- 
massen: „Die Gemeinschaft, welche unter den Mitgliedern 
eines und desselben Staatsvereins in Beziehung auf ihre In- 
teresse» und die Verfolgung derselben nach Naturge- 
setzen, d. i. ohne Zuthun das Staates eintritt, wird die 
bürgerliche Gesellschaft genannt.' 1 

Diese kann die Interessenbeatrebungen in verschiedenen 
Verbindungsformen zeigen, im Stamme, in einem bestimm- 
ten Volke, in der Gemeinde etc. Wo e. B. der speci fische 
Charakter des Stammes sich verliert, tritt uns der grössere 
Lebenskreis des Volkes, der Nation entgegen. Der Staat ist 
aber keine absolute Grenze socialer Thatsachon. Diese kön- 
nen, was auch meist der Fall ist, über seine Grenze hinaus- 
ragen, nationale nnd sogar weltgeschichtliche Ausdehnung und 
Bedeutung haben. Wo der Staat zugleich die Grenze soci- 
alen Lebens bildet, ist dies dann nur cino zufällige Erschein- 
ung. Meistens trifft dos sociale Gebiet mit dem nationalen 
zusammen. 



Vom Verhältniss zwischen Staat und Gesellschaft 
insbesondere. 

lieber dos Verhältniss von Gesellschaft und Staat haben 
wir, um Missverständnissen zu begegnen, noch besonders zu 
bemerken: Jeno bildet nicht eine dem Staate fremde oder 
gar entgegengesetzte Welt, sondern sie entsteht neben und 
in dem Staate, aber nicht durch ihn. 

Die ganze Menschheit auf allen Culturstufen und in allen 



>) c. MM Geschichte n. Literatur der StaatawiMenichaft. 8. 97 n. 98. 
tf r. UM EnejdlupHilie der S taut I» Wissenschaften. 8. 19. 
1) Zathariae L c. 1839. Bd. I, 9. M. 
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Bestrebungen begegnet uns als eine gesellschaftliche Verbind- 
ung. Auch der Sinnt int eine sociale Existenzform. -Wäh- 
rend er nur anfänglich das alle Lebensinteicssen umschlin- 
gende Bond ist, tritt er in den höheren Entwicklungsplänen 
der Menschheit neben anderen socialen Lehens formen, gleichwohl 
als die wichtigste unter ihnen, auf. Es erzeugt das fortschrei- 
tende Leben keine neuen Motive und Interessen für eigene 
Lebensgebiete, sondern die vorhandenen wollen und müssen 
nur in einem sei bstilnd igen, von der bisher fllrsorgcnden und 
bevormundenden Staatsgewalt freien Bereiche sich ausbilden 
und vervollkommnen. 

Die Noth wendigkeit blH'iir lir^i. eim'rsrils in der unauf- 
haltsam vorwärts drangenden Erweiterung jener Lebensinter- 
essen, andrerseits in der Unmöglichkeit für den Staat, den 
dadurch gesteigerten Anforderungen nachzukommen. 

Und die Möglichkeit der Entwicklung solcher selbstän- 
diger Bereiche neben dem Staate ist durch die Vermehrung 
der geistigen und u int i'ri eilen Güter der Menschheit gegeben. 
Diese ist an Intelligenz, Roichtlitmi und Thatenlnst grosser ge- 
worden; das Volk hat die Mündigkeit erreicht und entwickelt 
mehr und höhere ISediirfnisse als ' der Staat erfüllen kann. 
Es will diese durch eigene Kraft befriedigen und fortbilden 
unter dem Schutze des Staates für Freiheit und Recht. Das 
kurzsielitigslc Auge wird dies täglich beobachten. 

Kann der Staat das wirthschaftliche Leben , welches 
gegenwärtig einen so grossen Aufschwung nimmt und noch 
mächtiger sich entfalten wird, auch ferner mit seiner viclar- 
migen Gewalt in dem Grade beherrschen als bisher? Ent- 
wickelt sich das gewerbliche Leben durch das freie Walten 
der Naturgesetz', der Arbeitstlioilung, des Angebots und der 
Nachfrage nicht reicher und schöner , als in der Elementar- 
schule der Zunft- und ( 'o n ces sio nah errsc halt? Nimmt der Han- 
del nicht gedeihlichere Fortschritte unter dem Sceptcr der 
freien Concurrenz als am Gängelbnndc der argusäugigen Po- 
lizei ? , Die Wissenschaft, indem sie die Arbeit organisirt, 
löst die Gesellschaft immer mehr vom Staatswesen los , ein 
Ausscheidungsprozcss , den man füglich als die wichtigste 
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Aufgabe der Gegenwart ansehen kann. Im Erwerb und Ge- 
nuas der äusseren Güter bildet jedes Volk feste Schichten, 
die schon an sich verschiedene Stände sind. Militär, Gericht, 
Polizei, Finanz gehören dem Staate an, Arbeit, Erwerb, Be- 
sitz sind Aufgaben der Gesellschaft." ') 

Ks ist für den Staat selbst ein glücklicheres Verhältnis», 
seine Schultern frei von Aufgabo» zu sehen, die seine Kräfte 
überbieten und die Ausbildung in seinem Berufe hemmen. 
Der Staat kann seinem Volke nicht mehr Alles sein wollen. 

Es ist also noth wendig und möglich, dass sich besondere 
'gesellschaftliche Gebiete mit ihren eigenthiimlichen Zwecken 
neben dem vom Staate gestalten. Wie verschieden dieselben 
vom Staato sind, wie unabhängig von ihm, ist besonders ans dem 
schon erwähnten Umstände au ersehen, dass die socialen In- 
teressen, das Lebensgcsetz der Gesellschaftskreise meistens in 
ganz anderen Grenzen, als denen des Staatsgebiete! wirken. 
Durchbrechen die Elemente des ökonomischen Lebens nicht 
alle politischen Schlagbäume, herrschen die Naturkräfte der 
Populationsbewegung nicht unbekümmert um alle Staatsgren- 
zen in ihrem eigenen Gebiete? 

Ebenso verhält es sich mit den socialen, religiösen, wissen- 
schaftlichen und ethischen Interessen. Wie viele Reiche, 
gross und mächtig, sind dem Lom des Zeitlichen schon ver- 
fallen, aber das Christenthum steht noch lebenskräftig, erha- 
ben, und sieht hinab auf die Trümmer tausendjähriger Ver- 
gangenheit. ■ 

Die Gesellschaft ist also die oberste, allgemeinste That- 
sache, in weicher die Menschheit existirt, und sich auslebt 
Sie vorzweigt sich in den politischen Verband und die socia- 
len Lebenskreise neben ihm. Diese wollen wir Gesellschaft 
im engeren Sinne heissen. 

Auch der Staat ist Naturgesetz, wie wir ohen vernommen, 
und insofern© mit der Gesellschaft neben sieh verwandt. Er 
ragt aber in das Gebiet der Freiheit hinein; er ist auch Kunst- 



i) A. Heftrich die WiusnKjaft und du Laben In der doutachun 
VkrteyBbnwdirfft. 1881. Heft TU, 8. IIB. 
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werk, Product freier, schöpferischer That, wBbrond die Gesell- 
schaft nur em naturwüchsiges Leben ist. 

So lange der Staat auf der niederen Stufe sieht und dem 
Naturgesetze sich noch nicht entwinden hat, fällt er desshalb 
auch mit dem socialen Dasein zusammen. Dicss ist ein deut- 
licher Beleg für seine sociale Natur. Sobald er aber dem 
Reiche der freien That sich nähert und tiefer in dasselbe 
dringt, 'will sich das gesellschaftliche Interesse nach dem in 
ilim vorherrschenden Naturgeselze entfalten, und Gesellschaft 
und Staat trennen sich. 

Wir definiren jene schliesslich dahin: Die Gesellschaft 
ist die selbständige, persönliche Einheit und Gesammtheit 
von Menschen , insoferne sie neben dem staatlichen Berufe 
bestimmte Lebensintercss en nach einem notwendigen, natür- 
lichen Gesetze verfolgt und erfüllt 

Die Gesellschaftswissenschaften sind also keine Staats- 
wisse nacharten j beide enthalten ein verschiedenes Lebensprin- 
eip und Gebiet. Aber der Staat ist Objekt der Gesellschafts- 

Warum jene dennoch in unserem Systorae vorkom- 
men, rechtfertigt das Capital über die Systematik unseres 
Stoffes. 0 



i) Siehe uiileu Cap. 15, §. 36 u. f. — Ausführliche Erörterungen 
siehe in den beiden citirten Werken von tt. Mohl. — Abweichende und 
gegenteilige Anrichten siehe bei Ahrem die organische Staatslehre. — 
BlunUckti in der Mhnchencr kritueben Ucberschau. Bd. III, S. 330 u. f. 
dann in dem von ihm und Bratet- herausgegebenen Staatswörlerb. Bd. IV, 
8. 21* n. f. — Dann Held System dos Vcrfawungsrechtes der monarchi- 
schen Staaten. Thi. I, S. 102 u. L, S. 203, n. 4. — Die gewandte Schrift 
von r. Treitchkt die GcaidlschaftswisBensehafl 1859. — Besonders ist 
aber als grosseres systematisches Werk Slnin'i System der Staatswissen- 
schaften. Bd. II, die Ossel lach m'tslcljren ; sodann dessen Geschichte der 
socialen Bewegung in Fraukreich. Bd. I, S. 18, u. f, Bd. U, S. 1B B . L 
und desaeu Werk: der Sozialismus und Communismus des heutigen 
Frankreich. S. 11 u. f. hervorzuheben. Siehe noch Raeuter allgemeine 
Staatslehre. S. 152 IL f., 35B u. f., 131 u. f. — Cosfo Einleitung in ein 
System der QeseUsohaiUwissetisijhaft. - /W über das Verbältoiss der 
socialen zur Staatstheorie; im Magnsin für Rechts- und Staats™« enflohaft. 
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Zus. 1. Die rechtliche Seite des Lebens können wir 
nicht als eine sociale Tlialsache gegenüber dem Staate 
betrachten. Das Recht, der Begriff der formalen äusse- 
ren I.cbcnsordnrmg führt uns in das Gebiet des Stuats- 
lebcns. Recht und Staat sind cnrrelative Trint-iachcn und 
Begriffe. Soweit die Gesellschaft Hecht setzt und zu 
verwirklichen sucht, erfüllt sie einen politischen Beruf. 
Die Entwicklung des Kechfs hat auch ganz andere Ge- 
setze , als das gesellschaftliche [.eben. Jenes ist mehr 
ein Product der Freiheit und erhebt sich über da B Gebot 
einer OßbownSBten, natürlichen, zwingenden Notwendig- 
keit, die wir als die Eigentümlichkeit socialer Gestal- 
tungen erkannt haben. ■ >■ 

Wenn auch das Gewohnheitsrecht in seiner Geschichte 
ein Naturgesetz verräth, so führt doch die Anwendung 
und TJebung desselben die Gesellschaft in das Bereich 
der staatlich orz whigbaren, äusseren l.ebensordnung. 

2. In der Theorie der Gesellschaft glauben wir eine Stö- 
rung der Deutlichkeit darin zit erkennen , dass die eigen- 
tümlichen inneren, socialen Lcbensintercssen mit den 
äusseren Geisel Isehaflsk reisen, durch welche jene zur Er- 
scheinung kommen, klcntiticirt «erden. Der Stand, der 
Stamm, die Nation sind an sich keine socialen Interessen, 
sondern nur Formen, in welcher die eigentlichen socialen 
Tendenzen, die ökonomischen , ethischen und geistigen 
sich eigentümlich gestalten. Alle gesellschaftlichen Kreise 
haben also dieselben der ganzen Menschheit gemeinsamen 

Bd. I, S. ftfl u. r„ - mä ebendaselbst Bd. II, 8. »88 ». f. - IfeyuUr 
die Gesellsehnft und ihre Bt>lluiig im System des Rechts. Beide sind mit 
c. Muhl Pins, insofernc sie Blich die ficm-llsrlinfr iivisrin-it il™ Individuen 
und dem Staute suchen. — Endlieb isl noch Röhl Niturgpaehichtn de» 
Volkes. Bd. II, die bürgerliche Gesellschaft intercasant mm kultur^e- 
achichtlichen StandpniJite »TU. — Einen missglücklen Versuch, c. MahTt 
Theorie in widerlegen, hat Pirkford, Einleitung in die TClssenachafl der 
politischen Ockouomie, gemacht, 1860. S. BT o. f. — Steina Geselttchafts- 
lehro siehe Rofw&r System der Staatslehre. S. 43t q. f. — Meine Ab- 
handlung in der Tübinger Zeitschrift für die geaaromte Staats wissenaebafl. 
Bd. XYII, 8. 703 u. f. 
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Interessen und ihre Verschiedenheit besteht nur in der 
eigentümlichen Ausbildung derselben, nicht darin, dass 
jeder Kreis besondere, qualitativ andere Interessen hätte. 

3. Durch die Verwechslung derlSegrift'c von Inhalt und 
Form hat man auch die Gemeindeinte rossen als besondere 
sociale angesehen, und die Theorie hievon nicht als eine 
staatswissenschaftliche, sondern als eine besondere Gesell- 
schaftsdiseiplin betrachtet. Wir haben hier eine beson- 
dere Corrcctur anzubringen. •) 

a) Die Gemeinde ist als solche im ausgebildeten Staats* 
leben immer ein Ausläufer der Staatsgewalt, eine Fort- 
setzung der Staatspersönlichkeit. 

b) Wo dies absr nicht ist, wo sich die Gemeinde so- 
weit als möglich durch Decentralisation vom Staatswülen 
emaneipirt hat, wird sie dann selbst bis zu einem gewis- 
sen Grade Staatspersönlichkeit. Die Gemeinde wird in 
demselben Masse selbst Staat, all sie von diesem frei 

c) Die Genieinden machen ausser den politischen Be- 
dingungen nur locale Verhältnisse zu einem besonderen 
Lehen. Diese locale Eigen thilm heb keit der Gemeinden 
ist aber kein allgemeines Gesetz, sondern zufällig und 
willkürlich und kann desshalb nicht Unterlage eines be- 
sonderen wissenschaftlichen Ganzen sein. Die politischen 
Verhältnisse aber, welche allen Gemeinden gleich sind, 
und dadurch als ein allgemeines Gesetz eine Gemeindc- 
wissenschnft ermöglichen, machen diese zu einer Staats- 
wissenschaft 

d) Die Gemeinde kann im besten Falle als eine sociale 
Erscheinungsform, nicht aber als sociales In teresso der 
Gesellschaft aufgeführt werden. 

Aber auch hier ist zu bemerken, dass die Gemeinde 
häufig ein zufälliges, durch künstliche und gemachte 

i) e. Tnüiehtt, der die prnse hehiu r. Höht, bekämpf!, hat iu diesem 
Funkte vollkommen Recht, verwechselt aber aoeh di« socialen Interessen 
und die Form ihrer Ersoheiniuig, I. e. u. S. S u. L Nioho noch BltxnUchü 
in der kritischen Ueberschan, T. c 



Abgrenzung entstandenes Ganzes bildet Eine solche 
Verbindung ist nicht bloss keine Unterlage für die Bil- 
dung eines socialen Lebenskreises, sondern steht der nn- 
turgesetz liehen Entwicklung eines solchen vielmehr im 
Woge und wird auch von ibr erfahrungsgemäß durch- 
brochen. — Die Gemeinde ist vorherrschend politischer 
Art und in dieser verträgt sie auch gemachte Grenzen 
und Zwecke. 

4. Wenn wir die Familie und die politischen Parteien 
nicht hierher gezählt haben, so sind wir im Allgemeinen 
der Ansieht v. Mohl's gefolgt Wie einerseits die Ge- 
meinde als Fortsetzung der Stnntspersö'nlichkeit , also 
wegen ihrer vorherrschend politischen Natur , meist 
nicht als sociales Gebilde erscheint, so ist es die Familie 
andrerseits wegen ihres privaten Oharacters nicht, Sie 
ist doch nur eine Form des Eimicllebcns , ein erweiter- 
tes, potenzirtes Privatleben. ') 

Die politischen Parteien sind aber desshalb keine so- 
ciale Erscheinung, weil sie eben rein politischer, die Ge- 
sollscliafls Verhältnisse aber unstaatlicher Natur sind. '*) 

Sie theilen auch nicht dos (iesetz des socialen Lebens, 
sondern vielmehr da* Geschick des Staates. Sie ent- 
wickeln sich in ihm und durch ihn, nach seinem Charac- 
tcr und seiner Geschichte. Sie sind mehr Machwerk, 
als Naturgesetz. , was die Gesellschaft ist; sie sind so 
wenig social, dass sie im socialen Leben verschwinden, 
oder doch häutig durch die Macht der socialen Interessen 
verwischt werden. 

Es bleiben uns also nur Kacen , Nation und Volk, 
Stamm, Stand und die (4emcindc als Erscheinungsformen 
der socialen Lebensgesetze. Letztere sofern sie ein na- 
türlich gewordenes und örtlich abgeschlossenes aber nicht 
politisch und künstlichgem achtes Ganzes ist- 

i) s. Mohl Qmeliiclitu un d I.ifotntur dor Stantoiviasf ndrtften. Bd. I, 
!8, Anm. 1. 

=) Btonfchli StantswörWrliiK*. Bd. IV, 8, 260. 



SIEBENTES CAPITEL. 
Der Staat In seinen Natnrneziebiingen. 



§■ 27. 

Allgemeine Bemerkung. 

Die Erde ist für den Menschen, den Erdgebornen, die 
Urquelle seines physischen Daseins. Dadurch ist sie mittel- 
bar ein sein geistiges, seelisches Wesen bedingendes Element. 
Im Auge der Menschheit spiegelt «ich der von ihr bewohnte 
Boden mit seiner gauzeu Natur. Dürfen wir einen Vergleich 
versuchen , so ist das Land , in welchem siel] die Erde 
für eine bestimmte Menschengruppc individualisirt, der Leib 
der Gesellschaft und des Staates. Erdo und Menschheit, Land 
und Leute, Boden und Staat, Natur und Geist, Notwendig- 
keit und Freiheit sind gleiche Verhältnisse , deren Glieder in 
einer ewigen bedingungsweise» Berührung und Wechselwir- 
kung stehen. Wie der Körper in Form und Substanz eine 
Grundbedingung für das Seelen- und Geistesleben des Ein- 
zelwesens bildet, so ist das Land, seine Gestalt, Gliederung 
und Masse eine wesentliche Unterlage für die Entwicklung 
der staatlichen Menschheit. 

Denken wir uns in der vorliegenden Frage die Erdo 
nicht bloss als nackten Boden, sondern in ihrer Totolcrsch ein- 
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ung als die ganze äussere Volk und Staat umgebende Natur, 
so kennen wir folgende wichtige Momente als Objecto der 
Untersuchung aufstellen : 

1. die Gestaltung durch Land und Meer, Gebirg und 
Ebene ; 

2. die geologische Beschaffenheit und die Schütze der 
Erde; 

3. die klimatischen VcrhiiltnisBC ; 

■i. die Begrenzung und Grösse des Landes. 

. §. 28. - 
Dio äussere Gestaltung des Landos. 

1. Da3 Vorbültniss zwischen Binnen- und Küstenland ist 
von unermcislidiciu KinHuss auf dio Kultur des 'Staates. Ja 
mannichfaltiger sich Land und Meer verbinden , desto reicher 
bläht dort das Leben. Nur das vielgestaltige Griechenland, 
das sieh mit seinen Inseln und Landzungen nach fast allen Richt- 
ungen der Windrose ausdehnte . knnnte jenen glänzenden 1 löhe- 
punkt der Entwicklung erreichen. Nur in Italien, das mit 
niiii'litrgcin Arme in das Mitlehncer hineinragt, konnte die 
weltbelierrs clicndc Roma sich erheben.') Und ist nicht Eng- 
land Alles, was es ist, durch seine allseitige Vereinigung mit 
dem Weltmeere geworden? Der kulturbelebte 'O c ean ist die 
Quelle seines Reichthnms und seiner Starke. ' ' 

Das Meer ist das mächtigste Trennung?- und Bindemittel 
der Völker und damit ein grosser Faktor In der Staatenge- 
schichte. Welche gewaltige Umgestaltung würde ito Welt- 
handel zum Vortheile der einen, zum Nflchtheile der anderen 
Staaten vor sich gehen, wenn die Scheidewand, welche sich 

TM. f, S. SO s. f. - Ihrahardi Ii nm.l, i.. ,i. , -.■i.-tl.ii.ijhen Literatur 
IL Ansff., Thl. I, 9. 10 u. f. — Ckav gibt aahoa eine trefflich« Au«rüh- 
ung Bber dio BefleutüDf Ata Meeres für dm Staat A? rcpulilica [ib. 1], 
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päischen Oeean hinzieht, durchbrochen Wäre? Der diploma- 
tische Verkehr zwischen Frankreich und England ist durch 
diese. Sunzkanalfrage sehr afficirt, wenn auch niclit immer 
davon die Rade ist. England wünscht aus leicht begreiflichen 
Gründen dieses grossartige, wenn auch wirtb schuf tlicli zwei- 
felhafte, für Frankreich aber politisch jedenfalls wichtige Un- 
ternehmen nicht, das dieses Land mehr oder weniger in seiner 
Gewalt hat. 

Eine andere, gleich wichtige Meerenge, die von Panama, 
verschlieset immer noch Asien gegen europäische Cultur und 
Civil iean'on.. - 

Ein meerumschlunger.es Land bewahrt ferner am meisten 
seine staatliche Eigentümlichkeit; es bleibt das Meer trotz 
seiner grossen Verkchrskraft ein mächtiges Element der Tren- 
nung. Eine Analogie zu drrr Abgeschlossenheit der Inseln 
sind die bergumschlossen eu Tbäler des Binnenlandes. Noch 
wichtiger und wirksamer ist da* Meer als verbindendes Ele- 
ment und in dieser Eigenschaft ruht seine eigentliche Bedeu- 
tung für die Geschichte der Menschheit. Seine Wogen, die 
gleich einem elektrischen Strome dahingleiten, pflanzen Kultur 
und Beichlhum von Land zu Land , von Nation zu Nation 
fort. Seine Schiffe sind die schwimmenden Brücken für alle 
Welttheile , und machen die ganze Menschheit aller materiel- 
len und geistigen Güter theilhaftig. Kein Volk hat einen 
hüheran Grad der Civilisation erreicht , eine kulturhistorische 
Bedeutung für die Menschheit gewonnen, dem die Herrschaft 
des Meeres, oder nur der Besitz eines bedeutenden Binnen- 
stromes versagt war. An den Küsten der Länder. gi'Unt das 
Leben und an den Flüssen zieht Bildung und Reich dium wie 
ein glänzender Silberstreifen dahin. 1 ) 

Der Einouss der Kulturkraft des Wassers auf den Staat 
ist noch, deutlicher, wenn wir des Wirtschaftszweiges ge- 
denken , in welchem der Besitz der Meeresküsten die Völker 
erzieht. Die Schifffchrt ist die Schule für pnliiische Freiheit. 

i) Adam BiUM Uuiurmidiuuftrn über dan Waten and Me Cnashen 
des Nut ional reich Ihn mi. rap. III. ■ „ n '.. 
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Kein Erwerbszweig erfordert so viel Tbatkraft, Huth, Aus- 
dauer, persönliche Tüchtigkeit und Selbstgefühl, als jene. 
Wo (inders aber können solche Tugonden gedeihen, als in 
der Athmosphärc einer freien, politischen Verfassung und Ver- 
waltung? Was zur Schiffkhrt gehört, bemerkt Klemm, raus« 
stark und gut sein; sie verträgt kein Machwerk des Scheines.') 
Auch dünkt es uns, dass Schlachten zur See mit viel gewal- 
tigerem Erfolge in die Geschicke der Völker eingreifen, als 
Kriege eu Land. Welch' tiefgreifende, weithinwirkende Ent- 
scheidung gaben die Siege bei Salamis, Actium und die Ver- 
nichtung der unüberwindlichen Armada In der Geschichte 
der Menschheit?») 

Den Freihertesrnn haben die Engländer und Holländer 
mit der Meeresluft eingesogen. Kein meerbefreundetes Land 
kann eine Despotie ertragen. 

Es ist auch die Behauptung nicht zu gewagt, dass die 
Handel und Schifffahrt treibenden Völker mehr Anlagen und 
Neigung für das republikanische und demokratische Staats- 
leben haben , während dem Charakter und der Lebensweise 
der Binnenländer, besonders der Agrieulturvölker , mehr die 
monarchische Regierun gsform en (sprich I. Unser deutscher 
Nationalökonom Friedrich Lim hat die Mnnufactur- Industrip 
und den Handel als die Produktionszweige der politischen 
Freiheit gepriesen.') 

Schon die Einwirkung der Meeresnähe auf das Gcmüth 
und das ganze Seelenleben des Messchen deutet diess an und 
lKsst uns den Zusammenhang zwischen Staat und dem Cul- 
turm ittel des Wassers noch besser erkennen. Wie ganz 
verschieden ist des Binnen- und des Ktistenbewohners Horizont? 



1) Eemra allgemeine Kultnrgoeliiebte der Menschheit. 18«. Bd. I, 
8. M. -- Lbft gesammelte Schriften von flHwr. 18*1. Bd. DI, 131 «. 
f., & 1B1 d. t 

•) Baeo termonee Adel« othid, politicl, «conomici. 16*4. XXIX. - 
lieber die Bedeutung der Heer/iacht tlir du griecbltchn Volk «chrdbt 
•eboa TtiHcydid*. bistoria bellt Pelopon. lib. T, cap. 13 n, £ — (Xctro L 

t) IM I. o, Bd. III, 8, !8l tt. f. 
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Der Anblick des Meeres ist eine Erhebung und Ermuthigung. 
Der Blick in die unermessliche blaue Ferne erfüllt auch das 
Gemüth mit grossen, weiten Ideen und der Kampf der brau- 
senden Wogen mit dem Fcstlande stimmt ttintliig und fordert 
üü kühner Betrachtung und kräftiger That auf. Die Völker, 
welche im Kampfe mit der Natur ihre Thatkraft üben, aind 
auch im Streite mit dem Feinde grösser und ausdauernder. 
Plutarch erzählt uns: die 30 Tyrannen zu Athen hätten den 
Gerichtasita verändert, damit die Richter sich beim Anblicke 
des Meeres der verlornen Freilieit nicht erinnerten. Der 
Blick in das Meer ist eben ein Blick in dio Freiheit. ') 

Einen ähnlichen Gegensatz in der politischen Geschichte 
ruft auch die Gestaltung des Festlandes durch Gebirge und 
Ebenen hervor. 

Die Hegierungapolitik ist eine andere für die Bewohner 
der Ebene, eine andere für Bergvölker. Dort ist der Ver- 
kehr der Menschen lebhafter, der Tumult der Welt lauter, 
die gegenseitige Berührung und Bekämpfung aller Lebens- 
elemente inniger und folgenreicher. Da muss die Hand der 
Staategewalt mit grosserer Energie eingreifen, als im Gcbirgs- 
land, dessen Höhen eine reinere Luft umweht, dessen Bewoh- 
ner in bescheidener Stille und einfacher Sitte dahinleben. 
Der Kampf mit der Natur erheischt einen grossen Theil ihrer 
Arbeitskraft. Von Gefahren umgeben, sind sie muthiger und 
stolzer und die Staatsgewalt findet dadurch nicht bloss in den 
örtlichen Verhältnissen, sondern auch in dem personalen Ele- 
mente der Gehirgsländer eine Schranke gegen die Vielregiere- 
rei. Wenn Arütotdes für eine Demokratie ebene Lag« ver- 
langt,') so möchten wir gerade das Gegen t heil behaupten. 
Das Volk der Ebene hat die starke concentrirte Herrscher- 
macht der Monarchie notbwendig. Viel geeigneter ist die 



t) Ueber die Bedeutung des Meere* für deu Staat iteoe noeh An'.to- 
telei Politik. lil>. Vir, cap. V, Ab«. 3 o. f. — Klemm L c & 68 n. f. - 
v. Mokl Eneyelopidie der SlftaliwiiiBeiucaaften. S. [BT, 687, - Za'kariae 
40 Bücher vom Staate. Bd. II, 8. 11 u. f. 

t) Arittatda Politik, üb VII, cap. 10, Ab., t. 
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republikanische Verfassung«- und Regierungsfonn für Berg- 
völker. 

Dm Gebirgsknd kräftig* sein Volk an Geist und Herz, 
auf seinen Hüben entfaltet sich ein reineres Gemüth, als in 
den dumpfigen Niederungen der Ebene. Die Regierung hat 
es in den Gebirgsbewohnern mit bessereu Menschen bu thun, 
als in den Culturmenschen des Hachen Landes. Ehrlichkeit, 
Biederkeit, Geradsinnigkeit, Treue, wenn auch geringere Cul- 
tur, sind die Vorzüge, welchen der Wanderer in den Ber- 
gen begegnet. Ileichthum, Glanz , Ansehen und Verstand, 
aber auch Verschlagenheit, Engherzigkeit, Verworfenheit sind 
die Tugenden und Schattenseiten der weiten Ebene. 

Das Bergvolk hingt auch treuer an semer Heimath und 
dem Herrsch erhaus, als der Flachländer, welchen ein kosmo- 
politischer Zug leicht über die Ii ciraoth liehe Grenze führt. 
Ist es der Jtoie der Gegend oder ihre Abgeschiedenheit von 
der Welt, welche jenen festhält 1 ? Oder sollte nicht die Treue, 
Einfachheit und Gleichmässigkeit der Natur den inneren Men- 
schen, der in ihr lebt, mit gleichen FJgenschaften erfüllen, 
wie sie auch den äusseren kräftig und schön gestaltet? 

Duch scheint der schöpferische Geist des Menschen durch 
stete Vermehrung der Culturmittol die Schranken der Natur, 
des Himmels und der Erde überwinden zu wollen. Der 
Geist des cultivirten Flachlandes dringt immer tiefer in die 
Herzen der Gebirgsländer. Die kosmopolitische Verkehrs-, 
Wirthschafts- und Handelspolitik macht auch die Staaten kos- 
mopolitisch; nicht selten gegen das Naturgesetz, das allen 
Staaten nach den gegebenen Anlagen ihre wirtlischnftlichen 
und politischen Aufgaben zutheilt 

Endlich bilden die Küsten, wie die Gebirge ein starkes, 
notürb'ches Verth ei digimgs werk gegen den auswärtigen Feind. 
Sie sind gewiss eine gute Abwehr gegen den ersten Angriff; 
besonders ein Gebirgszug; dieser trennt stärker, als das 
Meer. ') Dnfiir könnten wir aus der Geschichte viele bestä- 
tigende Beispiele aufzählen. Der Verth ei digungsn weck war 

') Klemm L o. B. hX — Oieero L c cap. 3. 
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auch der wichtigste Punkt , als es sich 1860 um dio Ab- 
tretung von Savoyon und der zu Gunsten der Schweiz nen- 
tralisirten Gebiete an Frankreich handelte. 

Ist freilich die Küste oder der Bergrücken vom Feinde 
einmal genommen, dann ist dio Gefahr um so grösser; denn 
der Feind, welcher nun einen dem Angriff gleich schweren 
Rückzug hat, kämpft um so muthiger und verzweifelter. 
Einen solchen Kampfesmuth wollte Cortez seinen Spaniern 
einflössen, als er ihnen die Schiffe nach der Landung in 
Mexiko verbrannte. ') 

Schliesslich dürfen wir nicht unerwähnt lassen , das* die 
geographische Gestaltung des lindes eine sehr wirksame 
Voraussetzung der Bildung und Entwicklung des Untei-schie- 
des zwischen Stadt und Land ist. An den Ufern der schiff- 
baren Flüsse und Strome an den Küsten des wogenden Mee- 
res und in den weiten Ebenen entfaltet sieh städtisches Leben, 
welches die Strahlen der üultur nach allen Richtungen hin- 
aussendet In Gebirgen, Hohen, an kleineren Flüssen und 
bescheidenen Bitchen hausst die ländliche Sitte in Märkten 
und Dfirfcrn, die ihrerseits den eutturspendenden Städten wie- 
der eine reichliche Nahmngsquollo bieten. Dieser Gegensatz 
wird verschwinden , so lauge die Natur des Landes ihre 
Mannigfaltigkeit nicht verfiel* Er ist nothwendig für dos 
Leben, wenn auch nicht eine absolute Bedingung für den 
Staat. Die Geschichte führt uns auch Städtostaaten vor und 
wir sehen sie heute noch. Für grössere Staaten wird jene 
Verschiedenheit nothwendrg sein und hiernach auch die Ilegier- 
ung eine zweifache Aufgabe zu erfüllen haben ; ] )dennder politische 
Gegensatz zwischen Stadt und Land ist nicht der geringste. 

Bei der Erörterung des Provinzial- und Realsystems wer- 
den wir noch weiter sehen , welchen Einflnss die Gestaltung 
des Landes auf die Staatsverwaltung hat. 3; 

I] Zacharme J. c. Bd. II. S. SO. 

t) BMI NnHirgfisrtiicbW de* Vdke«. Bd. I, S. 83, über Stiidtebiluung. 
— Siebe noch: zur Physiologie der SlUdieblldimg in det deutschen Vier- 
talJiaraMbtft. Jahrg. 1861. Heft IV, S. SS ü. f. 

ä) Siehe omni cap. XI, §- 10—18. 



Zas. 1. Nicht ohne Interesse ist die Theorie Kopps in 
Bezug auf die culturhisturische Bedeutung des Wassers. 
Er unterscheidet 3 Epochen, welche den cultnrlichen 
Fortschritt der Menschheit durch das Element des Was- 
sers bezeichnen. 

Die potamische ■ oder Flu&sepoche , die unterete Stufe, 
welche wir in der Geschichte des orientalischen Alter- 
thunis repräsentirt finden. Die Träger der Cultur wa- 
ren dort die Ströme des Indus, Ganges und des Niles. 

Die thalassischc , welclie in der Geschichte des classi- 
schen Älterthums auftaucht und deren Schauplatz das 
Mittolmeer war. 

Die oceanische Epoche, die höchste Culturstufe, der die 
Völker des Abendlandes als die Beherrscher des grossen 
atlantiseben Weltmeeres angehören. ') 

Alle 3 Epochen trägt Europa, der Welttheil, welchen 
das historische Geschick zum Führer der Menschheit 
und Cultur ausersehen. Und in seinem Herzen ist es 
wieder Germanien, die Ccntralsonno der Cultur, welches 
jene 3 grossen wel tbcherrschenden Elemente des Wassers 
. besitzt Deutsche Küsten ragen in den grossen Ocean, 
wie m das Mittelmcer hinein und die potamische Epoche 
■wird durch itnsero Ströme Donau und Rhein reprKsen- 
tirt Aber nicht ohne Wehmuth kann man dieser rei- 
chen Ausstattung des deutschen Vaterlands gedenken. 
Seine politische Schwäche macht ihm die Früchte und 
Triumphe dieser glücklichen Anlagen unmöglich. Es 
fehlt ihm die Macht, seine Meere zu beherrschen und 
selbst dem Besitze seiner Ströme in seinem innersten 
Hcracn droht eine schmachvolle Verkürzung durch ge- 
meine Eroberungspolitik , der es nicht widerstehen zu 
können scheint. Die deutschen Patrioten sebwUrmen für 
eine deutsche Flotte. Gewiss wäre dies ein stolzes Zei- 
chen und Mittel seiner politischen Macht; aber dies setzt 

1} Kapp PMIoiophiieb» od<T vertrleiohende allgemeine Erdkunde, ist». 
Bd. I, S. 9* u. f. 
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ja seine politische Einheit voraus. Man ringe und kämpfe 
erst für diese , dann sind seine Grösse und die Mittel 
hieau gewiss. Soll denn wirklich Deutschlands Stern 
am politischen Horizont schon im Erbleichen und Sin- 
ken begriffen sein? Wir glauben es nicht. Seine Grösse 
in den übrigen nationalen Tugenden bürgt für seine 
einstige politische Einheit, Macht und Stärke. Diese ist 
eine culturhistorische Noth wendigkeit für die übrigen 
Völker der Erde. 

2. Die Kulturstufe steht mit der Lange der Küste eines 
Landes in direktem Verhältnias. Je kürten reicher das 
Und, desto höher ist sein Volk entwickelt. Eine Be- 
trachtung der Welttheile ha Grossen bestätigt diess. 
In Afrika verhält sich die Küstenlänge zum Flächen- 
inhalt, wie -1: 156, in Asien 1: 115, in Amerika 1: 91, 
in Europa 1 : 40. Hier kommt schon auf 40 Qm. Mei- 
len 1 Längenmeile Küste, b. Lasattlx bemerkt: „Es ist 
darum der für den auswärtigen Verkehr am meisten 
geöffnete, und zugleich der in sich seihst am meisten 
gegliederte und individualisirte, an Örtlichen Verhältnis- 
sen reichste, und der reichsten Entwicklung fähigste 
ErdäteS." ') Das Kulturmittel des Wassers steht also 
nicht allen Ländern in gleichem Masse zu Gebote. Die 
meisten entbehren gänzlich der Meeresküste , und von 
den übrigen haben selbst nur wenige eine solche von 
günstiger Gestaltung für Wirthachaft , Kultur und Re- 
gierung. 

Im Allgemeinen bildet die Erdfläche zu srwei Dritt (hei- 
len das Wasser und zu einem Drittthei'l das Land.«) 
Es findet aber eine stete Umbildung in diesem Verhält- 
nisse statt. Dem einen Lande ringt das Meer nllmalicl) 
ein Stück des Bodens ab, einem anderen setzt es neuen 



% Laiaull I. e. 3. 35 u. f. 

i. Baumer Lehrbuch der allgemeinen Geographie. 1836. S. IST. 
genommen kommen S,42<,000 Q.-Mellen auf du Land und «.889,000 
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Boden an. Im Ocesn verschwindet eine Insel in die 
Tiefe des Meeres und die. Siidsee taucht eine neue aus 
demselben hervor. 

§■ 29. 

Die Einwirkung der geologischen Verhältnisse. 

Gleich wichtig fiir die Geschicke des Staates ist die geo- 
logische Beschaffenheit des- Hodens und der Itasitz von mine- 
ralischen Schätzen; besonders fiir die Binnenländer. Ein 
Küstenvolk vermag den Monge) in dieser Beziehung durch 
den Handel zu ersetzen. Für ein Hinncnvolk ist Fruchtbar- 
keit des Bodens und der llciclithum der Erde an minerali- 
schen Schätzen eine vorzügliche Bedingung des ökonomischen 
Wohlstands und somit die mittelbare Voraussetzung staat- 
licher Macht und Bltlthe. 

' Ist ein Land von der Natur stiefmütterlich bedacht, so kann 
es nur durch aussergewühnliehc , dauernde Anstrengung den 
Preis der Ontttar cixiiigen. Grosse Armut h -des Bodens kann 
einem Volk sogar den Weg des Fortschritte« und der Culiur 
ganz verse hl i essen. !■> geht einem Staate gleich dem Indi- 
viduum. Im beständigen Kampfe um die Gitter des Lehens 
sinkt dieses oft ermattet unter; besteht es freilich den Kampf, 
dann geht es um so grüsscr als Sieger aus ihm hervor. Wir 
erfahren, dass Natur anl nge n fiir die Staaten eine glückli- 
chere Wirkung äussern, als die Naturgaben, d. h. die Be- 
schaffenheit der Natur, welche zti fruchtbringender Thütigkeit 
auffordert, frommt einem Volke mehr, als ein leichter Erwerb, 
der die Fruchte der Matter Natur nur aus dem Schoosse 
nimmt. Die Naturanlagen breiten sich als ein liestiiiiiliger 
Reiz nur That vor der Schaftungskraft des Menschen aus. 
Alle Lander , welche durch die Natur zur Kraftaustrongung 
gezwungen waren, haben ein glücklicheres Geschick errungen, 
als die irdischen Paradiese. Alle Völker., die . mehr Er- 
werbsmittel als Genusagüter besitzen., sind wohlhaben- 
der und gebildeter. Die Arbeit, die immer schaffende, 



97 



nie ermattende, ist das segensreichste Erziehungsmittel der 
Menschheit. 

Athen, der vollendetet« unter den griechischen Staaten, 
war in einem der unfruchtbarsten Landstriche gelogen. Und 
dieses unfruchtbare I-and war doch der Boden einer blühen- 
den nicht mehr ilberti'offenen Kunst. Dagegen war sie bedingt 
durch den herrlichen Stein, den wahrhaft plastischen Marmor, 
welchen Attiks der Hand des Künstlers geboten. 

Welchen Reichthum aa Bildung und Gütern der Welt 
hat Holland auf einem kleinen Flitchcnraum geschaffen, ob- 
wohl seine fruchtbaren Strecken gering und noch dazu den 
Störunge» durch dos Meer ausgesetzt sindl 1 ) 

Wo die Natur aber die Tische des Volkes deckt, da er- 
schlafft das Leben und erstickt in einem stagnirenden Sumpf. 
v. Humboldt meint sehr treffend: „Wenn man die tieferen 
Völker cultiviren wollte, müsstc man erst ihre Bananenfcldcr 
und Naturgaben zerstören, damit sie zur Arbeit um ihre Exi- 
stenz gezwungen würden." Die Noth macht erfinderisch und 
arbeitsam und in Folge dessen reich und gebildet 

Welchen bedeutenden EinHuss haben die Steinkohlenlager 
auf den Handel Englands geübt? Franklin sagt: „Steinkoh- 
len und Kanäle haben England zu dem gemacht, was es ist." 

Andere linder haben wieder in anderen Naturanlagen 
ihre Stärke. Pflanzen und Thiere haben wie Mineralien gleich 
grosse Bedeutung. 1 ) Oesterreich bereichert sich durch seine 
Eisensehätze, Frankreich, Italien, Spanien durch seinen Wein, 
Holland durch Fische, Bayern durch seinen dem Getreide- 
und Hopfenbau günstigen Boden u. dgl. 3 ) 

1) flau Grundsätze der Volluwirtluchaflslehre. 6. Aufl. 1865. 9. US, 
§. 93 o. fl». - Ämtasr Syst™ der VolBBwirtl schalt Bd. I, S 53, §. SB. 
— Lall Handbuch der Staats wirthscharts lehre. Bd. 1, S. 196 0, £ — 
Sth'i» Neue Untersuchung der Nationalfkonomie. LS35. S. 46. 

») c. Hohl 1. c 8. 128. 

3) Uebcr wthsihnftfiche Geographie s. noch Bau 1. ». S. 102, §. B8 
u. f. — Solcher 1. c. S. U u. f. — Stein fiystem der Staalsmasenscbaft. 
Bd. I, S. «55 u. f. - Zachariat I. c Bd. IT, S. 59 n. f- — OoUa Deotach- 
landa Boden and deeaeu EinwirknnK amf du Leben der Menschen. 1854. 
Tbl. I, 6. 13 u. f. 

O-aralner, als nraoiUshrw dir sutUver-nlinoi. 7 
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Ein merkwürdiges Schickt» 1 bat dos Edelmetall den 
Staaten bereitet. Es will fast scheinen, als üb es diesen Na- 
uen nicht verdiente, vielmehr ein unedler und unreiner Geist 
sich der Menschen imd Völker bemächtigte, die um dessen 
Besitz streiten. Doch klage» wir uieht die Sache an, wenn 
die Menschen ihre Natur und ihren Zweck verkennen. Die 
cdleti wie unedlen Metalle bleiben kostbare Gaben der Schöpf- 
ung und sind nur zum Unheil derer, diu einen unvernünftigen 
Gebrauch davon machen. Hierin sind Spanien und Portugal 
ein. ewig denkwürdiges Bespiel allen Völkern der Mit- und 
Nachwelt. Diesen Ländern wurdo das Edelmetall der Sonic 
eines tüdtliehen Giftes. Als Eroberer der neuen Welt saliofl 
sie iu der Ausbeutung des Goldes das einzige Ziel des öko- 
nomischen Lebens und ihre* ciiltm liislnri.selieii Berufes; allo 
andern «-irthM'lui'ilidn'ii Zweige uud Berufe vernachlässigten 
sie. Goldbcstoubt, aber auch blutbefleckt kehrten dio Conqul- 
statores aus America zurück. 

Mau hat Mittel und Zweck verwechselt, die Edelmetalle 
plan- und ziellos aufgehäuft, bis das Naturgesetz der Wirth- 
sehaft belehrte, dsss Geld ein allen Gütern gleiches Gut 
sei, und ein grosser Goldreichtimm auch ein Land verhun- 
gern lassen kann. Es verschwanden die Massen des Goldes 
so rasch, wie sie gekommen, in die Tiefen des Verkehrs in 
folge seiner Entwerthang, und liessen ein ödes Land mit 
einem morschen Staatsgcbaude und die. Ruinen einstiger, blü- 
hender Industrie zurück. 1 ) Um wie viel grösser wäre das 
Glück der Entdeckung Amerikas für dieses Land und die 
ganze europaische Menschheit, wenn eine vernünftige und 
sittliche ("elonialpolifik verfolgt worden wäre? 

An den mit der B o d cn bes chatten he it und den äusseren 
Anlagen gegebenen Productionszwoigen ist das Verhältnis;* 
zwischen Staatsverwaltung uud der äusseren Natur besonders 
erkennbar. Rühmt man doch der Land wir thschaft nach, das- 



') BUimpti hiatoire ds l'economie politique en Europe. 1837. t, I. chsp. 
XXIII. — ÜMcAer Colonien, CulnnUlpolitilt und Auiwunderoogcn. i. Aiifi. 

s. ms u. f. 
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sie mehr als jeder andere Erwerbszweig den Grund zu einer 
festeren und vollkommeneren Ordnung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft lege, indem in ihrer Mann ich Fähigkeit und doch Re- 
gcltnässigkeit der Ilewirth Schaffung das Bild für ein geord- 
netes staatliches Leben gegeben sei , der Ackerhau re- 
präsentire auch das eonservative , stabile Element gegen- 
über dem beweglichen, unsteten Factor der Geld- und Capital- 
wirthschaft 

Wir wollen diese Ansichten nicht weiter verfolgen, aber 
soviel steht fest, dass die Erwerbszweigo eines Volkes einen 
wichtigen Gegenstand der Vcrwalhingspolitik , insbesondere 
der Volk Wirtschaftspolitik bilden. So war die Entdeckung 
Americas und sein Ooldreichthum der practischc Ausgangs- 
punkt des Mercantilisnius, der dem Organismus der National- 
wirthschaft so schwere Leiden bereitete, davon noch viele Nar- 
ben, ja noch manche klaffende Wundon zeugen. Doch wer- 
den allmolich die heilsamen Wirkungen der Freibandelspo- 
litik fühlbar. 

Eine hauptsächliche Aufgabe für die Verwaltung eines 
Agriculturstanteg sind gute Culturgesetze und Anordnungen 
zur Forderung land wir thschaft lieber Kenntnisse und Produe- 
tivkrliftc. In einein anderen Staate veranlasst die Natur des 
Landes z. Ii. Beiordnungen; für ein Handelsvolk sind wieder 
internationale Verträge, SchifFfnhrtsgcsetze, Colonien und Co- 
lonialgcsetze ein wichtiges Erforderniss. 

Je mehr in einem Staate der Boden durch seine Frucht- 
barkeit und Schätze die Arbeitslust und Kraft der Bewoh- 
ner unterstützt, desto leichter ist auch die Aufgabe der Regier- 
ung in der VolkEwirthsehaftsprlege und vorzüglich in der Sorge 
für den Unterhall der Staatsangehörigen. Die Armenpolizei 
gehört zu den geringeren Angelegenheiten in einem von der 
Natur reich ausgestatteten Lande. Wir können diesen Unter- 
schied schon in mehr oder minder fruchtbaren Gegenden des- 
selben Landes beobachten. Der Rechtsverkehr ist in den 
wohlhabenderen Bezirken ein friedlicherer , als in den mitt- 
lea-im und armen; Noth, Streitsucht und Verbrechen sind in 
der Regel gleichzeitige Uebel. In den reicheren Ländern 
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ist endlich auch die Möglichkeit besserer Bildung, eines le- 
bendigeren geistigen Fortschrittes des Volkes gegeben. Sowie 
daa Leben nun einmal beschaffen, gehören nuch materielle 
Mittel zur Wanderung in die höheren Regionen. 

g 30. 

Die klimatischen Beziehungen. 

Wir kommen, nun /.um dritten, dem wichtigsten, iiusseren 
Momente der Staatsentwicklung, dem Klima. Was darunter 
zu verstehen sei, ist schwer mit einem Worte zu sagen. Doch 
kann uns desswogen kein Vorwurf treffen, da selbst dem Na- 
turforscher der Begriff Klima kein fertiger und vollen- 
deter ist. 

Das Klima ist zum Theil ein I'roduct der vorher be- 
sprochenen Momente des Bodens und des Meeres, aber die 
wichtigeren Factorcn desselben sind die planetarische Stellung 
und Bewegung der Erde, Licht und Warme und dio damit 
in Verbindung steheuden electrischen und magnetischen Slröin- 
ungen des Weltalls. 

Es besteht unläugbar ein Zusammenhang zwischen dem 
Planetensystem und der Menschen- und Staatenwelt, wenn 
auch nicht in dem Sinne der alten abergläubischen Astro- 
logie. Diess ist schon damit dargethan, dass die Beziehungen 
der Sonne und Erde Grundlage und Massstab einer Zeitrech- 
nung bilden. Eine solche muss jedes Volk vor sich haben, 
wenn es einen geordneten, fortschreitenden Gang in der Cul- 
tur gehen will. Es muss ein ständiges und gilliges Mass 
der Zeit gehen, an welchem die Menschheit ihre Erfahrungen 
bemessen und zu einer Geschichte verbinden kann. 

Im allgemein giltigeu Zeiünass muss der grosse Verkehr 
der Menschen und Völker für dieselbe Zeit, wie für ver- 
schiedene Zeiten seine Regelung und Ordnung finden. Beim 
internationalen Verkehr mehrerer Völker mit verschiedenem 
Zeitmass muss desshalb die Gesetzgebung auf die Abgleichung 
ein sorgfiiltiges Augenmerk richten, wie es z. B. im deut- 
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sehen Wechselrecht bezüglich dos gregorianischen und grie- 
chischen Calenders geschehen ist.') 

Im Masssystem der Zeit liegt ein Barometer für den 
Bildungsgrad der Volk sin dividucn. Es ist die Zeitrechnung 
dio Lebensordnung für den Einzelnen sowio für den ganzen 
Staat. Nur iinoultivirte Völker haben keine Aera, und halb- 
cultivirte sind in den Mitteln der Zeitrechnung schlecht be- 
stellt Die Neger kennen' die Zahl ihrer I^hensjahre nicht 
und die Mandingo's haben kaum einen Begriff von dem 
Zeitraunt eines Jahres. In Russlnnd befindet sich auf den 
wenigsten Dörfern eine .Schlaguhr; in England, wo der Wahl- 
spruch „Zeit ist Geld 1- das Lehen lenkt, besitzt fast jeder Fa- 
brikarbeiter eine Taschenuhr. 1 ) , 

Die Völker haben meist einen verschiedenen Ausgangs- 
punkt der Zeitrechnung, der ein bestimmter ihrem Wesen 
entsprechender historische]' Moment ist 

Die Griechen dntiren nach Olympiaden, den nationalen 
Vereiuigungafeaten der sonst sich bekämpfenden hellenischen 
Stämme. Die Römer licssen ihre Zeitrechnung ausgehen von 
der Erliauung der ewigen, Alles beherrschenden Roma. Die 
christlichen Völker, die berufenen Trager der Cultur und Ci- 
vilisation, rechnen vom Tage des Heils aller Menschen , der 
Geburt Christi an, und die kriegerischen Muhamedaner von 
der Flucht Mobamcds aus Meeca nach Medina. 

Eine weitere mit dem Klima zusammenhängende auf das 
staatliche Leben wirkende Erscheinung ist der Lichtwechsel 
von Tag und Nacht. Diese ist das Bild der Ruhe und des 
Friedens, sie hemmt den Kampf des Lebens im kleinen, häus- 
lichen Kreise, wie im grossen Völkerverkehre. Es schweigt 
das Forum, es ruhen die wirthschaftlichen Kräfte, aber die 
Staatsgewalt ist durch die Nacht selbst veranlasst, als schützende 
und wachende Macht für das Wohl ihrer Angehörigen thätig 

Mit der Mannichfaltigkeit des Wechsels von Tag und 



i) DeutKk» Wtthiitordnung- *rL 81. 

») BoKhrr Syrtcm der Volkswirtbiohaft. S. SS, §. 41. 
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Nacht in einem Lande gebt eine grössere Regsamkeit und 
Lebendigkeit des Geistes und der ganzen Cultur seines Vol- 
kes parallel. ■ ■ 

In den Polailändern erstarret das Lehen in der langen, 
halbjährigen Nacht, und die schwachen, düsteren Sonnenstrahlen 
im anderen halben Jahre vermögeu es kaum zu »wärmen 
und in Fluss zu bringen. 

Eine diesem Lichtwechsol ähnliche Erscheinung von noch 
grösserer Bedeutung für das Volksleben ist dar Wechsel der 
Jahreszeiten; die klimatischen Verhältnisse wirken dadurch 
besonders mächtig auf die- staatliche Menschheit ') 

Schon die Alten haben auf den Zusammenhang der Ge- 
setze und Gewohnheiten der Völker mit den Himmelsstrichen 
hingewiesen. 3 ) 

In den südlichen 1 Ändern erleichtert die grössere Gleich- 
förmigkeit eines milden Klima« die Fürsorge für das Leben; 
die schönere Zeit erfüllt die grössere Hälfte des Jahres und 
kaum sind einige Ilegenmonnte als Winter anzusehen. Die 
notwendigsten Bedürfnisse, welche der Natur halber schon 
einfacher und der Zahl nach geringer sind, -werden desshalb 
mit weit geringerer Kraftaiwtrcnguiig gedeckt Diess verrin- 
gert auch die Sorge des Staates um die materielle Lage seiner 
Unterthanen. Unseres Erachten* kann %. Ii. in solchem Klima 
das Proletariat sich nie KU einer solchen Sei i recke nsgestalt aus- 
bilden, wie in anderen bediirfniwr eicher cn und dennoch nn Mit- 
teln ärmeren, kälteren Ländern der gemässigten Zone. Der 
Lazaroni, der mit wenigen Solili, die er träumend verdient 
den Tagesunterhnlt deckt, ist nicht so anspruchsvoll gegen den 
Staat, alsein Pariser Arbeiter, der mehrere Krane's im Sei i weisse 
seines Angesichts verdienen muas. Wenn jener auch unruhig 
und gefährlich wird , so ist es nicht sowohl der ökonomische 
Widerspruch, als vielmehr seine sittliche Verdorbenheit, welche 
ihn zum Feinde der staatlichen Ordnung macht. 

•) Solcher I. o. 8. 45, §. 33, - Bon L c ö. Ina, §. 87. 

•) Arütuulti L e. — Hlppocrata da aere, aqua et lods. — Hetodat 
Hb. II, eap. VI u. XXV. — TAucydidm hiat balli PalopOn. ]ib. I, oap. 2. 
Siehe auch f. LosauLc Phllolophie ätt Geutohto. 6. 83 n. £ ■ • . > ■ 
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Wie müssen dagegen die Nordländer ringen und arbei- 
ten, schoflen und bauen, entdecken und erfinden, um die Ex i- 
Stenn zu ermöglichen? Und in demselben Grade , als das 
Volk um das Leben sieb abmühen niuas, warbst auch die Auf- 
gabe der Ilegicrungsgewalt. nach allen Richtungen. 

Der Wechsel der Jahreszeiten ist das wichtigste Natur- 
gesetz für die Bodenproduetion. Dasselbe muss (laber auch 
dieAgrikulturpolitik drei Staate.* in Betracht ziehen. In einem 
Kulturgesetz ist z. B. die offene und die Hegezeit für Weide- 
rechte nach jenem Wechsel genau zu bestimmen. Ebenso 
müssen Forst- und Jagdordnungen auf die klima alogischen 
Erfahrungen eingehen, insbesondere jene, da die klimatischen 
Verhältniase und der fr'orsthcstand in einer unmittelbaren, tief- 
gehenden Wechselwirkung stehen. ') 

Viele (lewerbe hängen auch vom Klima in ihrem Betrieb 
und Erfolg ab und sollen hiernach ihre polizeilichen Be- 
stimmungen erhalten. Kennt man doch z. I!. in Bayern den ge- 
setzlichen Unterschied von Sommer- und Winterbier, deren 
Sud- und Schenkzeit durch die Regierung genau vorgesehrie- 
hen ist.") ■ i ■ ■ >• , 

Die Staatsgewalt regiert nur häufig zu viel. Wenn sie 
nnch von einem ehrlichen, wohlmeinenden Pflichtgefühl gelei- 
tet ist, so fehlt ihr doch die Macht , die einfachen, viel stär- 
keren Naturgesetze zu beherrschen. — Insoferne daa Klima 
eine wesentliche Bedingung für die ( lossmmlproducttou und 
die Bedürfnisse des Volkes ist. wirkt es auch auf den Ver- 
kehr und die Handelspolitik , durch welche Angebot und 
Nachfrage , das Ausgleichungsgesetz zwischen Vorrath und 
Bedarf, ihre Ucstaltung gewinnen. 

Auch die Consumtions- , die Theurungs-, Armenpolizei, 



i) Hoth Thron* der FojBtp;csiitifebung and Verwaltung. S. 22 

u. /. — Horeau de Jumth Uber die Verlttdcrnng in dem physischen Zu- 
stande der Länder durah Auirottang der Wilder. 1828. — J-titlmanltl 
■Jio poliUsdic Ovkunomh) mit Illicksicht auf das forstliche nadUrfnii«. 1860. 

S. IIS u. I. 

•) V. V. 25. Apri! ISt 1 ; Hiehe Hsnobibli<ith.k de» bayemcheu Staats- 
bürger». Bi TU, S. BBS u. f, ' 



104 



Luxuspolitik finden durch die klimatischen Verhältnisse ku 
besonderen Massnahmen Veranlassung. 

Manche Bestimmungen der Religionsstifter und Gesetz- 
geber, oder einzelne Bedürfnisse und Genüsse, a. B. die 
Eeinigung, Fleischspeisen , Kleider etc. finden ihren wah- 
ren Erklürungegrund in den klimatischen Zuständen des 
Landes. 

Die Nationalwirthschnft, ein Grundpfeiler des Staatsgebäu- 
dcB, ist schon dadurch wesentlich vom Klima beeinflusst, das* 
dieses die Entwicklung der Arbeitskraft des Volkes bald 
hemmt, bald fordert Der Voraug der grösseren Regsamkeit, 
Energie , Ausdauer der Nordländer vor den Südländern ist 
eine feststehende Tbatsache in der Kthnograplue der Arbeit 
Allzugrosse Wärme und Kälte ist dem Tbiitigkcitstrieb der 
Völker und der Spaunkraft ibres Geistes und Körpers in 
hohem Grade naehtheüig. Die grosse und gewaltige Krisie, 
welche sich in einem verderblichen , fluchbeladenen Bürgerkriege 
zwischen Nord- und Südamerika vollzieht, steht in nahem Zu- 
sammenhange mit den terri torieilen, und klimatischen Verhält- 
nissen des Landes. Diese sind, nenn auch nicht ein unüber- 
windliches Hindemiss, so doch ein Hauptgrund der Schwie- 
rigkeit in der Aufhebung der Hclaverei. Die intensivere 
Zorsetzungskraft der Naturelcinonte erschwert die Verbreitung 
der Maschinenbetriebe und dieser Umstand und unerträgliche 
Witterungsverbältuissc macbeu den Weissen viele Arbeiten 
geradezu unmöglich, die von Negern mit Leichtigkeit über- 
wunden würden. Dadurch sind diesen zwei Wege der Civilisntion 
abgeschnitten, oder doch schwer zugänglich. Denn die Ma- 
schinen sind die Pioniere der Freiheit der Arbeit und die 
Vergesellschaftung der Weissen und Neger das erfolgreichste 
Bildungsmittel für letztere. 

Auch die Finanz verwaltung bat auf die Jahreszeit Bedacht 
zu nehmen, um einen zweckmässigen Termin f Ur die Erhebung 
der Steuern, besonders der Grundsteuer, festzustellen. Im 
Herbste nach der Erndteperiode und im Winter ist der Land- 
mann zahlungsfähiger, als im Frühjahr und im Sommer. 
Wir haben noch anzugeben, wie unmittelbar die meleoro- 
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logischen Verhältnisse den Gang der Öffentlichen Angelegen- 
heiten bestimmen. • 

Nur das müde Klima machte es möglich, dass in Italien 
und Griechenland das politische Leben zum grossen Theile 
Huf dem Forum, vor aller Welt unter freiem Himmel, »ich 
bewegte. Auch die alton Deutschen hielten ihre Volksver- 
sammlungen im Frühling in Gottes freier Natur. Eino solche 
Oeffentlichkeit des Siaatslebens zieht Alle zur Theilnahme 
heran. Wo dagegen eins Staatslebcn durch eine ungünstige 
Natur in abgeschiedene Räume gedrängt wird , bildet sich 
leicht eine kästen artige," herrschsüchtige Partei von Regieren- 
den, welche Alle ausser ihr als Dienende betrachtet 

Bei den Römern und Griechen vrar das politische Leben 
auch ein viel allgemeineres. Es durchdrang die ganze Ge- 
sellschaft. Da» häusliche und Familienleben verschwand ge- 
gen den grossen, politischen Beruf des Bürgers. Sein Hau« 
war auch nicht für sein Privatleben gebaut , sondern eine 
vorübergehende Ruhestätte nach dem Kampfe auf dem Forum, 
dem der grüsste Tbeil seines Lebens angehörte. — Das Haus 
des Deutschen und des Engländers ist für ein trautes Still- 
lebcn, ferne von dem politischen Getriebe, eingerichtet In 
ihm vollzieht sieh ihre eigentliche Persona Igeschiehto; darum 
ruft auch der Engländer aus: „Mein Haus, meine Burg, 
mein Gottl" 

In den einzelnen Staaten Griechenlands selbst zeigt sich 
durch die Verfassung die Natur ihres Landes. Der lykurgi- 
sche Staat konnte nicht auf attischem Boden entstehen und 
gedeihen; er war für das rauhe, spartanische Clima berech- 
net Ebenso war die ideale Gesetzgebung Solom nicht für 
das rohe Naturvolk der Spartaner, sondern für das sonnige, 
roeerbefreundete Athen geschaffen. ') War es auch von der 
Fruchtbarkeit des Bodens vorlassen, wie wir gehört, so wurde 
es doch durch das günstigste Klima beglückt, dessen Anmuth 
und Milde, dessen Kraft und Harmonie, Geist und Körper 



<) Weinet Geschichte der StaatiwissrnschBft. Bd. I, S. 37 11. f. — 
AniWA die Lebemnleinente dir Statten. 9. SO. 
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seiner Bewohner fördert* 1 . Das machte sie auch gross im 
Schliffen. -Viel tu leisten mit wenig Mitteln, ist ein durch- 
gehender Charaktcraug des griechischen Volkes, auf dem eine 
seiner wesentlichsten Eigenschaften, die ani^seeüvij hnruht." '1 

Schliesslich hat (Ire St.mtsregienmg bei Durchführung 
mancher Verwaltungsrcformen eine zweckmässige Wahl in 
der Jahreszeit zu tretfen. Auch sonst muss die Verwalrungs- 
politik im Interesse des Volkes die meteorologischen Verhält- 
nisse des Landes in Erwägung stieben. Sie darf ü. B. keine 
Anstalt, welche vielen Menschen Aufenthalt und Wohnung 
bieten soll, in einer ungesunden (legend errichten, z. B. Spi- 
täler, Kasernen, Gefängnisse. Bei den letaleren wäre eine 
ungesunde Lag« eine Schürfung und Erhöhung der Strafe. 

Wo möglich ist es auch zu vermeiden Acmter , Regier- 
ungssitze. Schulen an Orten mit ungünstigem Klimn anzu- 
bringen, soferne nicht andere überwiegende Gründe es ( ge- 
bieten. 

Kndlieh ist das Klima noch in einem l'unkte für das 
Volks- und i-itaatslehen von grosser Wichtigkeit Ks ist ein 
mächtiger Faktor im physischen Lehen der Vfllker. Die 
grossen Völkerkrankheiten, die pol irischen Erregungen stehen 
in mehr oder weniger nahen Beziehung aum Klimn. Soll 
es denn ganz zufällig sein , dass mit der wiedererwn eilenden 
Natur im Frühling der Iiiiso Heist der I{evt>]ulii>n bei den Völ- 
kern am häufigsten umherschleicht? Man hat schon oft gesagt, 
du* schiine sonnige Tage und sternhelle angenehme Nächte 
im .lull" 1880 die damaligen revolutionären Anschlage und 
Erhebungen begünstigten. 

Indem das Klima auf das Gemüths- und Seelenleben, 
die leiblichen und Gesund he itszuatän de der Menschen , insbe- 
sondere die Verhältnisse der beiden Geschlechter einen we- 
sentlichen EmHuss übt, bestimmt es auch in emem hohen 
Grade die Populationsbewegung eines Lande«* 

1) ffanum I. c 8. !3. — Hernhardi I. c. 8. II u. f. — Sicha nocli 
Oofrüd Müller Uuohlebte der hell«ni»chen StKmtnfl nnd S«dte. 1B44. 
.Bd. 11, S. (18 u. f. 
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In den südlicheren Landern ist der Geschlechtstrieb viel 
mächtiger, nls in den gemässigten und nördlichen Himmels- 
strichen. Auch verblühen die weiblichen Reize dort früher, 
als bei uns. Mit diesen Gründer) hängen auch die Abarten 
der Ehe, wie die Vielweiberei und Vielmännerei zusammen. Wie 
ober die Gestaltung der Ehe, sn dns Familienieben, so die 
Staatsverfassung, Regierung. 

Die Bevölkerung sollte nach dem bestehenden Gescldcchts- 
leben ein rasches Zunehmen neigen; allein es wirken viele 
andere, die Populationsbcwcgung bestimmenden Momente 
hemmend entgegen. Die häufigen '['iiilusf Ulk- durch die Ein- 
wirkung: des Klima hei der mangelhaft nnsgehildeten Sani- 
tatepolizei wiegen die vielen Gehurten wieder auf. 

Die Völker der südlicheren Region zeigen in allen Da- 
neinsformet), wie die sie umgebende. Natur, ein sinnlicheres 
Wesen, als die Hewohner der gemässigten und nördlichen 
Zone. Sprache , Ritte und Lebensweise von der niedersten 
Schiebte bis zur höchsten Stufe der Bildung und des Anse- 
hens bergen einen grosseren Sinnenreiz. Die Sprache ist 
weicher, musikalischer und ph antasie reiche r : die Korn) Ihrer 
Kleidung ist leichter und ihre Farbe lebendiger imd Wenden- 
der; der Unigang freier und zügelloser; die ganfta Lebens- 
weise mehr trSges Nichtsthum, Beschaulichkeit. Bequemlich- 
keit das dolce fnr nimtt. Damit hangt mich die I'nvcränder'- 
lichkeit der Gesetze und Stantseinriehtungen zusammen. Die 
Lebendigkeit ihrer Geister wird durch ein leidenschaftlicheres 
Temperament und stärkere Sinnenreize erhalten. Nicht sel- 
ten streift über die Schattenseite der Trägheit und Sorgen- 
losigkeit der südlichen Völker der Lichtstrahl eines heiteren 
Geinüthes; 1 ) denkt man freilich an ihre Dichter, ' wie z. B. 
Dantt und Oaltieroa, so scheinen diese eine Aufnahme zu 
sein.*) Sie bilden aber nur den bestätigenden Gegensatz; 

') Qmhst Werke. Bf XXI11, S, 316. ■ 

'} Aneüifm tur Vermittlung dst Extrem« un<! dar Meinung. Bd. I, 
S. 31 u. f. — Wegel, Dantes Leb« und Werk« 1B5S. S. 2R2, der Dante 
sogar «Ina germ»ni«hB [Jator ivmnt," h " ■**' ' ' 
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denn gerade im Entgegengesetzten vorräth sich die wahre, 
eigenth Um liehe Natur der Menschen und Völker. 

Sie lieben femer in allen Zwecken äusseren, Iiiendenden 
Glanz und Prunk; darin mag auch ein entfernter Grund ihrer 
Gunst für die monarchische Staateform zu finden sein, die 
wie keine andre die Idee der Staatsgewalt durch Pracht und 
Schönheit zu verwirklichen slrebt und hestimmt Sat- 
in allen diesen Stucken ist das Volk des gemässigten 
Klimns vollkommener. Seine Genüsse sind massvoller und 
zweck massiger, in seinen Handlungen ist es begonnener, ener- 
gischer und ausdauernder, in seiner Gedankenwelt klarer und 
tiefer, in seinen Sitten reiner und edler. 

Diesen Tugenden entspricht auch ein höheres, vollendet- 
eres Staatslcbcn. Sein ganzes Leben ist eben das Bild der 
Gleichförmigkeit und Mannich faltigkeit, der Strenge und Le- 
bensfrische, der Natur seines Landes. Hin Extrem in der 
Kälte hat elienso viele Schattenseiten, als das heisse Klima. 
Wenn das Leben in diesem erschlafft, so erstarrt es in jenem. 
Die Ausdehnung eines Landes nach der geographischen Breite 
ist dessbalb vorteilhafter, als die der Länge nach. In jenem 
Falte umschliesst das Land eine grössere klimatische Mannich- 
faltigkeit ') ■ i-!P^-Ü0^ 
Schädliche klimatische Einflüsse der Natur können manche 
Völker und Staaten, ganze Weittheile gegen die bildende 
Kultur der übrigen Menschheit abschh'essen. Der ewige Still- 
stand der Negerraca hat in dieser Wahrheit seinen Haupt- 
grund; denn ^die Kulturbestrebungen und Unternehmungen 
der Europäer in den afrikanischen Ländern haben die grössten 
Schwierigkeiten in den Gefahren seines Klimas zu bestehen, 
und scheitern oft gänelich daran. 

Freilich entsteht in einer schönen, kulturfreundlichen Na- 
tur bei allen ihren Vorzügen für Körper und Geist die an- 
dere Gefahr für die Menschheit, dass in ihrer Atmosphäre 
mit der Zeit die verderblichen Pilze der Ueberkultur wuchern, 
deren Gifthauch die Lebenskraft der Völker verzehrt In 
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einem ungesunden Klima stirbt die Menschheit den Tod der 
Natur, in einem gesunden den Tod der Civilisation. ') 

Zus. Welchen unmittelbaren Einfluss das Klima bia 
in einzelne Probleme der Yerwaltungspolitik hat, dürfen 
wir noch an einem Beispiel zeigen. Es wurde ganz ge- 
fehlt sein , für die Durchführung einer Reform , welche 
eine wesentliche Umgestaltung des Behörden Organismus 
zur Folge hat, den Termin in den Winter zu verlegen. 
Diese ungünstige Jahreszeit würde die Verwirklichung 
der neuen Organisation in vielen Beziehungen sehr er- 
schweren. Der Umzug der Beamten, das Beziehen meist 
neuer oder doch restaurirter Gebäude , die Extradition 
der Registraturen, die locale Einrichtung der neuen Aem- 
ter wäre von einer Menge lastiger und schädlicher Fol- 
gen begleitet, die alle in einer besseren Jahreszeit hin- 
wcgfallcn. Die Gesetzgebung in Bayern hat desshalb 
sehr zweckmässig daran gethan, die Durchführung der 
Trennung zwischen Justiz und Administration mit dem 
L Juli 1862 beginnen zu lassen. 




Dia Bedeutung dar Grosse und Begrenzung das Staates. 

Die vierte wichtige Frage über die äusseren territoriellen 
Einflüsse auf das Staatsleben bildet das Land in Bezug auf 
seine Ausdehnung, Form und Begrenzung. 

1) TJtber dieaei Thema liebe noth du A>r lea aix livrei de U Re- 
publiquo de Jean Bodiu. liv. V. chap. 1 u. 2. - Monlaquitu Esprit de» 
loie. Geuevc 1719. Tom. II, hV. XIV. chap. 1 n. f., Hr. XVIl, c*p. I g, f. 
XYlli, chap. U. I, - Ali EijfSniuog und Erklärung biem AnciBtm I. c. 
Bd. I," S. I u. E - Dann Klemn, 1. c 8. 34 o. (. - BUtor die Erdkunde 
im Verhaltniijo iur Naüan und iui Geschichle der Meo-ichtn. 18.12. In 
den »enchiedenen Capiteln Uber da« Klima der «in «einen Linder. — Kehl 
L c Bd. I, S. SS n. f. - Cotta 1. e. TU. L - adrWütommtr Zwölf 
Bücher Tom Staate. Bd. I, 8. 210 o. f. Weit» in v. Sybol'» historischer 
Zeitschrift über die Einheit de« Mensehengcschlecbls. III. Jahrg. 2. Heft, 
S. 318 n. t. — Landabere Natur und Gcmülh. Eine Studie über den Ein- 
fliuw de» Naturk-bens auf die OemüÜiswelt. 1882. 
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Der Begriff eines grossen Stentes Hegt nicht in einer 
bestimmte» Bevölkerungszahl «der einer bedeutenden Aus- 
dehnung seines FliichniiTnitiies, sondern in diesen Beziehungen 
ist er eine durchaus relative I Erscheinung. Der wahre Be- 
griff liegt in anderen Dingen. 

Wir können einen Staat als einen grossen bezeichnen, 
welcher seine politische Freiheit, Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeil, sein mnterielles Glück und seine geistige Wohl- 
fahrt durch eigene Kraft zu begründen und zu bewahren im 
Stande ist. Der grosse Staat steht für sich selber ein; "Wir 
haben einen idealen Massstab vor Augen, der alle Vorzüge 
der grossen wie der massigen Ausdehnung in sich sehJiessf. 

Wenn von guten und schlimmen Seiten grosser oder klei- 
ner Staaten gesprochen wird, kann man sich nur eine Ab- 
weichung von dem normalen Verhältnisse denken. Nor der 
allzu grosso oder zu kleine, nicht der grosse Staat im richti- 
gen Verhältnisse hat Schattenseiton. 

Bei- dem grossen Staat wird vor Allem der Vorzug be- 
tont, dass er der Bevölkerung einen weilen Spielraum ge- 
währe und dadurch für den Zweck der Sclbstcrhaltung ein 
mächtigeres, wehrfähigeres Volk bilde. Das ist gewiss ein 
wichtiger Punkt in der heutigen Politik, wo das Naturgesetz 
der animalischen "Welt, nach welchem der Mächtigere den 
Schwächeren zur Beute macht, das Princip des Völkerrechts 
geworden. Ks ist in der Geschichte der Stahlen ein stetes 
Expansiv-Bestrcben vom grossen zum grösseren, von diesem 
zum grössten Staate wahrnehmbar. Nicht mehr die Gross- 
macht, sondern die grösate Macht ist das Endziel der Politik. 

Die kleineren Staaten können sich in diesem Vcmicht- 
ungskampf nicht erhalten. Entweder müssen sie sich zum 
eigenen Schutze freiwillig einem Grossstaate in die Arme 
werfen, oder sie werden von einem gewaltsamen Eroberer, 
oder durch eine treulose Politik verschlungen. Sie sind immer 
die schwachen und bereiten Diener der Gross mächte. ! 

Zuweilen erhalten die kleineren Staaten ihre Sicherheit, 
wenn sie den unantastbaren Zankapfel der grossen bilden. 
Aber wie wandelbar ist dieser Friede, der nicht auf eigener 
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Kraft beruht? Durch Verbindung können sie wuht eine Au- 
toritüt erringen, allein sie nutzt eine territoriolle Kühe voraus 
und selbst dann ist der Staatenbund kein solcher llait, wie 
der in und für sich coosoiidirte Staat. Im Falle einer Krisis 
wechseln oft die einzelnen verbündeten Staaten in ihren Sym- 
pathien und sehh'essen sich verschiedenen Mächten an. Be- 
iludet sich ein kleiner Staat zwischen mehreren grossen, dann 
wird er mit der Zeit unaufhaltsam erdrückt. . . 

Welch' beschämenden Beleg für die deutschen . Staaten 
bietet hiezu der Krieg der Verbündeten gegen das revolutio- 
näre Frankreich und der Baseler Friede'? Dieselbe poli- 
tische Krankheit der Uneinigkeit und Zersplitterung hat einst 
Griechenland heimgesucht, ') dessen ganze Geschichte ein 
sehr belehrendes Annlogon für die deutsche Nation bildet. 

Weiter sied die grüneren Staaten in den ökonomischen 
Forderungen des Lebens günstiger gestellt. Ein grosses Land 
bietet weit mehr Exis'tonzi|uellen und Mannichfaliigkeit der 
Natur zur Betätigung der verschiedenartigsten Anlagen und 
Kräfte des Vidkes. Es, können alle Erwerbszweige sich ent- 
falten und unter einander zu einem vollendeteren Wirthschafts- 
oi-ganismus sich gestalten.') . i, 

Ein kleines Land kann schwerlich, seinen Bedarf decken, 
sein ökonomisches Wohl ist durch Verbindung mit anderen Staa? 
ten. und ihre Produkte bedingt. Eine ungunstige Zcdlbc Stimmung 
des einen oder anderen Staates, oder ein Krieg, wodurch. sie auf 
sich angewiesen werden, kann sie in diu grösste ökonomische 
C&iandtUt versetzen. Und da die finanzielle Stärke des Staates 
auf das ökonomische Wohl und den Beichthum des Volkes 
sich stützt, so sind es auch die kleinen Staaten, welche leicht 
von einer finanziellen Krisis und Notb überrascht werden. 
Nicht als ob dio grossen Staaten davon befreit wären, sondern 
es kann eine Geldklemme bei diesen viel weniger von ungünsti- 
gen territoriellen Verhältnissen herrühren. Die Gründe liegen 
dann meist in einer verkehrten und unvernünftigen Finanzpo- 



>] Thucgdides 1 o. cop. III. 
9 o. MoM I. o. S. fi6H. 
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litik. Die Natur und das Land ist bei grossen Staaten bo 
wenig Ursache einer peeuniaren Verlegenheit, dass sie viel- 
mehr bei einer rationellen Fi na nz Verwaltung den Staat stets 
vor einer solchen bonahren können. Oesterreichs finanzielles 
Elend hat nicht die Grösse und die Natur seines Landes ver- 
schuldet. Das ist noch seine Stütze. Oesterreich ist- stark an 
materiellen Anlagen und Quellen, aber sehwach in seiner Ver- 
fassung«- und Yerwaltungspolitik. Das ist der letzte Grund 
seines ökonomischen Fiebers. "'J'^ -^T 

Immerhin erholt sich aber ein grosser Staat von der Ver- 
nichtung eines finanziellen Ungewittcrs leichter als ein kiemer, 
wie der grosse Grundbesitzer gegen die Ungunst der Natur 
mit stärkeren Mitteln als der kleine Stand zu halten vermag. 

Ferner vermag der grosse Staat für die Zwecke der 
Wissenschaft, Kunst und Religion, Überhaupt für die gei- 
stige und sittliche Veredlung seiner Angehörigen mit bedeu- 
tenderen Kräften zu wirken, als der kleine Staat "Wir sehen 
die Residenzstädte der meisten grösseren Lander als die Me- 
tropolen der Wissenschaft und Kunst glänzen. 

Zuweilen treten auch die kleineren Staateil in der Pflege 
der geistigen Interessen rühmlich hervor. Allein doch nur 
in einzelnen Richtungen. Die Bestrebungen hierin machen 
dann häufig den Eindruck der Nachahmungssucht und lassen 
mehr den Zweck der Verherrlichung des fürstlichen Hauses, 
als den rein geistiger Veredlung und Vervollkommnung 
erkennen. 

Wenn zwar Zacharias meint, kleinere Gemeinwesen er- 
füllen derlei Zwecke durch ihre grössere Solidarität und Ei- 
telkeit oft vollkommener, so gilt doch diese Wahrheit mehr für 
den abgestorbenen Corporationsgeist des Mittelalters. 1 ) 

Nicht ohne erheblichen Einfluss auf Geist und Charakter 
eines Volkes ist das Bcwusstsein, einem grossen, mächtigen 
Staate anzugehören, Nur in diesem kann sich die nationale 
Einheit und Persönlichkeit entwickeln. Kleine Staaten und 
die Zersplitterung grosser in solche sind der Tod des Patrio- 
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tismua und der Nationalität. Liefert Deutschland nicht das 
sprechen liste und traurigste Bild dieser Wahrheit? 

Freilich müssen wir absehen von den möglichen Zerwürf- 
nissen, welche in trrcusen Staaten durch die Stammes Verschie- 
denheiten und die histnrisclien Kinrmhiiiiilii'hkciten einzelner 
I jindestheile entstehen. Nothwcndig sind sie in grossen Staa- 
ten nicht, denn eine vernünftige Würdigung und Berücksich- 
tigung der geschichtlichen und particulären Zustände durch 
die Regierung schneidet alle Kämpfe ab und es wird jene 
Mannichfaltigkeit vielmehr eine heilsame Quelle der Erfrisch- 
ung und Anregung für das ganze Volksleben «ein.') 

Kommen wir endlieh auf das Verhältnis« der räumlichen 
Ausdehnung eines Staates zur Verfassung und Verwaltung 
zu sprechen, so wendet sich die Betrachtung zu Gunsten 
der kleineren Länder. In diesen stehen der Durchfülirung 
der freieren republikanischen Stoatsform günstigere Be- 
dingungen zur Seite. In grossen Staaten muss die Grossartig- 
keit der Verhältnisse und die Menschen masso, der ausge- 
dehnte Kampf der Elemente und Interessen durch eine ge- 
waltige, einheitliche Energie geleitet und gezügolt werden. 
Zu diesem Zwecke bietet die monarchische Verfassungsform 
stärkere und wirksamere Mittel als die demokratische.') Wir 
wollen nicht behaupten, das» die kleineren Staaten nicht auch 
als Monarchien gedeihen können; sie sind nur im Vergleiche 
8« den grossen für die republikanische Regierungsform im 
Mheren Marne geeignet 

Jene haben ihrerseits auch für die Einherrschaft wieder 
besondere Vorzüge. Per Fürst rückt den persönlichen und 
sachlichen Verhältnissen seines Landes näher; er kann das 
Ideal des Landesvaters in vollkommenerer Weise zur Verwirk- 
lichung bringen. In allen Stücken, wo die Persönlichkeit des 
Fürsten im Staate aufzutreten berufen ist, wirkt der Landes- 

') Dahlmann Politik S. Aufl. S. t, %. 1. — Uebcr die Senaltenseiten 
mehrerer Stimme r. M<M gncyclopldie der Säumnissen schuften. 3. 678 
u. f. — .Siehe noch über diesen Punkt r. Murgcmtern 1. c. Bd. I, S. 
24» u. f. 

1) Montaquisu I.e. liv. V1U, chap. 16. — MnuU Bd. III, S. 301. 
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fttrst kleinerer Stauten mit grösserem Erfolg. Der Einaelne 
vom Niedersten bis zum H3ehsten gilt in den letzteren mehr, 
als in grossen Heieben, wo nur ilie Klnssen und Stände Be- 
deutung haben und die Geschichte liefern. i >/•'■ -tf^^ 
Diess erinnert uns an die Schwierigkeit, in den kleineren 
Ländern die für die Behörden nöthige Anzahl freier und un- 
abhängiger Münner zu gewinnen-*) Es herrscht ein gefähr- 
licher Person sl Ismus in allen Lebenskreisen und die Einflüsse 
der fürstlichen Macht können . da , wo der Fürst als solcher 
eine höhere Autorität geniest, leicht eine Recht und Freiheit 
verletzende Ausdehnung erlangen. Ein Ubergesohäftiges, 
Alles beherrsch end es, von der Regierung beeinHusstes Beamten- 
thum bildet sieh hier leichter aus, da die Behörden der erste- 
ren naher gerückt sind. Das heisst man auch dio Bu- 
reaakratie. 

In grossen Staaten steht der gleichwohl mächtigeren 
Staatsgewalt eine gewichtigere, öffentliche Meinung, ein stär- 
kerer Wille der Regierten gegenüber. Es kann aber ein 
übergreifendes, despotisches Behördenregiment durch Regier- 
ungsdepartements und Stat.thnltereien , welche in grösseren 
Staaten für entfernte F,andestheile nothwendig sind, auch in 
diesen zur Ausbildung kommen. Hier ist auch die technische 
Seite der Administration mit grösseren Schwierigkeiten ver- 
bunden. Und diese worden in dem Masse sich steigern , als 
der Beruf des Staates mit der Fortbildung des Lebens und 
seiner Bedürfnisse umfassender wird. Es wachst aber der 
Beruf des Staates mehr in qualitativer als quantitativer Hin- 
sicht. Mohr Seiten des Lebens bieten sich der Administration 
der Staaten dar, aber die bestehenden werden nicht grösser. 
In quantitativer Beziehung haben sie sich vielmehr nach dem 
eventuellen und negativen Princip staatlicher Einrichtung auf 
ein Minimum enriiek zu ziehen. 

Grössere Staaten müssen auch das Provinzialsvstem für 
ihren Behürdenorganismns einführen , das die Administration 
vielseitiger und verwickelter macht, als das Realsystem. Dic- 



1) Ztu-hariae l o. 8. UM. 
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ses kann dagegen in kleineren Staaten zweckmässiger consti- 
tuirt werden. 

Doch ist zu bedenken, dass die Technik der Administra- 
tion in dem letzten Zeitalter der Entdeckungen und Erfindun- 
gen riesenhafte Fortschritte gemacht hat. Grosse Staaten sind 
in unseren Tagen mit weit geringeren Kosten und Mühen 
als im Mittelalter zu regieren. Der Bedeutsamkeit der Auf- 
gaben entspricht eine Grossartigkeit der Mittel. Die Verkehrs- 
und Corrcspondenzanstaltcn der Gegenwart versetzen in ver- 
schwindend kurzer Zeit den Willen der Staatsgewalt an die 
entferntesten Punkte des Heichcs und machen dieselbe — 
man könnte sagen — allgegenwärtig. 

Noch ist das Bereich der Mittel , grosse Reiche zu 
regieren und gewaltige Unternehmungen durchzuführen, nicht 
geschlossen. Es lebt der Geist der Entdeckungen und Er- 
findungen noch lind bildet sich in und mit der Menschheit 
fort, um in der Zukunft filr ihre wachsenden Plane noch 
grössere Kräfte zu enthüllen. Dadurch wird die Verbindung 
kleinerer Staaten zu grösseren und der Fortschritt zum allge- 
meinen Weltstaat nur mehr erleichtert und gefördert. Der 
Föderativstaat, eine durch unsere Generationen angestrebte 
Form der Staatenverbindung, Beimesst die Vorzüge des gros- 
sen und kleinen Territoriums in sich. 

Wir sehen also, dass die Frage, wie gross denn eigent- 
lich ein Staat sein soll , keine absolute, sondern nur eine relative 
Lösung finden kann. Sie ist schon im Eingang gegeben, und 
Pkto und Aristoteles bestätigon sie: „ Der Staat sei so gross, 
dass er sich selber genüge und ein einziger sei." 1 ) 

Was endlich die Form und Begrenzung des Landes an- 
langt, so wäre vom abstrakten Staudpunkt der Kreis oder das 
Quadrat am meisten zu empfehlen. Allein die Natur und die 
Erde kennt für den territoricllen Staafskörper keine solche 
Abstraktionen. Solche mathematische Figuren, wie sie uns 
x. B. die Karte von Amerika zeigt, können ohne grosse Stör- 



i) Kalo do npnblie«. IIb. IV, *S8. - AritloleU, Politik, üb. VII, 
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iingen und Schwierigkeiten ftir die Administration, die Ent- 
wicklung der Volkskriifte , den Verkehr der Bevölkerung 
nicht durchgeführt werden.') 

Dbs Ijind Noll sieh nach den gegebenen Naturverhält- 
nissen gestalten. Fiale! muss es Eich an einem schiffbaren Flusse 
hinziehen, um ein Binde- und Verkehrsmittel für seine Be- 
wohner zu besitzen, bald muss es sieh hinter einer schützenden 
Gebirgskette ausbreiten, die sieh als eiue natürliche Feste und 
Grenze zur Verteidigung gegen feindliclie Angriffe bewährt- 

Bald wird die plastische Gestaltung eines Stjiatskb'rpers 
nach der bildenden Macht des Heeres rieh richten müssen. 

Das Princip der natürlichen Grenze ist in der Politik 
der Neutscii ein beliebter Deckmantel gemeiner Eroberungs- 
sucht geworden. Man sieht sie bald in einem grossen Strome, 
bald in einer Gebirgswand , je nachdem die Zwecke des Er- 
obcrungspJnnes die eine oder andere Ansicht erfordern. Als 
sogenannte natürliche Grenze kann aber nicht sowohl ein 
Fluss, als eine Gebirgskette betrachtet werden.') Gewisa sind 
die Vogosen mehr eine natürliche Grenze als der Rhein. 
Schon Tacitua führt die Berge als natürliche Bollwerke 
Deutachlands auf; „U-ermania a Sannatis mutuo motu ac 
raontibus Heparatur." 3 ) 

So vortheil haft eine Bergkette als Grenze ist, so un- 
gunstig kann dieselbe gegen die einheitliche Entwicklung und 
den politischen Gcmeinsinn wirken, wenn sie mitten in einem 
Lande sich erhebt. Daran kann man auch die grossere Be- 
deutung der Berge als trennende Elemente erkennen. Es ist 
nicht sin zweifeln, dass die Gebirgskette, die sich, mitten in 
Deutschland von Westen nach Osten hinzieht, einen von den 
Gründen seiner politischen und nationalen Spaltung in Nord 
und Süd bildet. 



') c. Hohl Encyclopidio der SlaaUwlMen6chaften. S. 570, o. 2. 
') HluntKliU I. c. Bd. I, S. 179 u. f. 

») Taeüut Germania cap. I. Dieie Bemerkung beiieht sich jedenfalli 
auf die Karpathen, welch" die Sirmsten in Rnssland von den germani- 

sehen Völkern tronnttn. 
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Noch schlimmer ist es, wenn der Staat aus vollkommen 
getrennten Theilen besteht. Das ist eine unversiegbare Quelle 
des Zwiespaltes. Es sind selten gemeinsame Bestreitungen 
und Reformen möglich; die Itegicruiigsgesehäfte sind wegen 
der Notwendigkeit verschiedener Verwahnngasysteme um- 
fangreicher und verwickelter. In krilisehen Zeiten wird die 
Kluft oft zur drohenden Gefahr für die Integrität des Staats- 
gebietes. Die Veilheidigung und der Sehnte des Gcsamrut- 
staates ist durch die geographische Trennung mit grossen mate- 
riellen Opfern verbunden und trotz aller Mittel häufig uu- 
mo'glich gemacht 

Bayern wie Preussen kiinnen diese Sätze leider durch 
die Erfahrung bestätigen. Jenem ist die Rheinpfalz, diesem 
Wcstphalen ein beständiges erux ad min istrat iom's. 

Eine andere ober vortheilhafte Trennung Ist die zwischen 
Mutterland und Colonie. Es ist diess keine eigentliche Scheid- 
ung eines Staatsgebietes, weil es sich um zwei verschiedene 
Volksktirper handelt. Colonicn , mit weiser Politik gepflegt 
und regiert,' sind dem Hauptlande eine heilsame Stütze und 
wohlthätlge Erfrischung. Sie sind den älteren Staaten enio 
wahrhaft verjüngende Lchensessenz; wird aber ein Ausbeut- 
ungssystem über sie verhängt, dann versiegen ihre Quellen 
und die Colonie wird dem Staate zur Schande und Last. 

Staaten ohne Colonicn sind kinderlose Eltern, denen die 
Freude und das Glück versagt ist, in späteren Tagen an der 
jüngeren Generation sich zu erwärmen und zu erfrischen, die 
Zukunft zu schauen , in der ihr Wesen in verjüngter Foiin 
emporblüht und ihre Errungenschaft an Erfahrungen und Gü- 
tern in den Händen der Nachkommen mit hundertfaltiger 
Frucht segenspendend gedeiht 

Für Deutschland ist der Mangel an Cnlonien eine em- 
pfindliche Lücke. Als zerrissener Staat wird es nie in Besitz 
solcher gelangen. Möge bald der Geist der Einigung über 
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dasselbe kommen, sonst wird die Welt verthcilt sein und 
Deutschland sich mit den: Dichter trösten müssen. 1 ) 

Sehr unz weck massig und beschwerlich für die Verwaltung 
ist jcno geometrische Form des Landes, deren Grenzen in 
vielen ein- und abspringenden Winkeln wie ein Irrweg sich 
hinzieht. Die Länge der Grenze ist im Verhältnisse zum 
Flüchciiraum unverhältuissmässig gross und alle für jene notli- 
wendigen politischen Masaregeln und Regierungsgeschäfte 
sind dadurch vergrüssert und erschwert, besonders in der 
Zollverwaltung. Hier ist es notwendig, grössere Auslaufer 
ohne Weiteres vom inländischen Zoll verbände auszuschließen, 
weil der finanzielle und wirtschaftliche Vortheil ihres Ein- 
schlusses von der Schwierigkeit der Administration Uberboten 
-wird- 3 ) 

Diese Schattenseiten hat ein vielgestaltiges Küstenland 
nicht. Ein Staat, der vielarmig in das Meer hineinragt, hat 
natürliche Häfen und ist ein festungsartiges Polygon, dem das 
Meer in der Verteidigung zu Hilfe kommt. Die Landzungen 
sind gleichsam die kultursuchcnden und spundenden Hände 
des Stantskb'rpers. 

Dass die territoriellen Grenzen mit den nationalen zu- 
sammen fallen, ist nicht notwendig, wenn auch die Congruenz 
beider dem politischen Heile des Volkes sehr förderlich iaL 
Die vorzüglichsten Charakteristika des nationalen Gebietes 
sind die Sprache und Sitte, nicht die Staatsverfassung; diese 
kann über die nationale Grenze hinausragen und mehrere Na- 
tionalitäten einschliessen , ohne dass der individuelle Zug der 
einen oder andern beeinträchtigt wird. Diess ist um so ge- 
wisser, wenn der Staat durch einen liberalen Regiert] ngsorga- 
nismus den nationalen Eigentümlichkeiten die gebührende 
Rücksicht zu Theü werden lässt. 

Diese Ansicht wird noch mehr bestätigt durch die kos- 
mopolitische Tendenz der Politik. Die stets fortschreitende 



') Vcber Colonlen liebe noeb IM L c S. 2flü D. f. - e. Hohl l c. 
S. 570, n. 3 — Weiteres in d™ «]>Kti reu Cupitirl .. JHcviilkerungEpolilik.* 
ij r. MoTyttatm Mtnscb, Volksleben und StMt Bd. I, S tue. 
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Idee des Föderativstaates rouss zur Verbindung verschiedener 
Kationen in einem Staatsganzen führen. 

Da die Mittel des Lebens an Zahl und Kraft in steter 
Steigerung begriffen sind, und eine immer grossere Herrschaft 
an Kaum und Zeit gewinnen, so schreitet auch die Verallge- 
meinerung und Vergesellschaftung der Individuen und Völker 
damit vorwärts. Es ist dem ganzen Lehen eine kosmopoli- 
tische Tendenz nach Einheit und Gleichheit in Forin und 
Inhalt aufgeprägt Die Wissenschaft wird populärer, die 
Wirthachaft gleichmässiger, daa Recht einheitlicher, die Staaten 
grosser und mächtiger. 

Dieses Princip der Allgemeinheit, Einheit und Gleichar- 
tigkeit ruft den Gegensatz des Speciellcn und Individuellen 
hervor. Begriffe, welche sich gegenseitig bedingen. Je mehr 
das Leben zu verflachen [und einförmig zu werden droht, 
desto mehr sehnt sich das einzelne Gcmüth und die grosse 
Gesellschaft nach Selbständigkeit und Besonderheit. Es bil- 
det sich gegen die kosmopolitische Tendenz ein heilsamer Par- 
tikulBrismus. Im Staatsleben bietet der Föderativstaat das 
Bild dieses Gegensatzes in seiner Harmonie und Versöhnung ; 
in dem grossen Einheitsstaat würde «las Volkslehen durch Ein- 
förmigkeit und Allgemeinheit verliaehen, im Staatenbund durch 
Partikularismus zerklüftet und abgeschwächt; der grosso Bun- 
desstaat aber würde daB Princip des allgemeinen , grossen 
Weltstaates mit dem Gesetz der Individualität des Kleinstaates 
dauernd vereinigen. Der Fiiderativstaat wird Zukunftsstaat 
und diess ist eine nothwendige, geschichtliche Entwicklung. 1 ) 
Zus. 1. Die Naturbeziehungen der Staaten werden nicht 
im gebührenden Masse gewürdigt , so interessant und 
belehrend das Studium derselben ist. Aus den klimati- 
schen und natürlichen Verhältnissen, in denen sich ein 
Staat entwickelt, kann oft allein die Geschichte und das 

') Uabax don Untcndiin) iwncaeu grusiun und kleinen Plastau Ari- 
itoftiei Politik, lib. TU, up. IV. - Zacharias L t Bd. II, S. 101 o. f. 
lieber ainielue VerhWtnüse der kleineren Staalen dehn noeh v. UM 
S (unrecht, VBlkuroeil und Politik. IMS, Bd. II, Tbl. I, S. 37, 87, IB. 



Wesen desselben ergründet und verstanden werden. "Wenn 
man die Gesetze der Natur betrachtet, denen sich die 
staatliche Menschheit Aigen muss, so seh windet mancher 
Tadel. Andrerseits tritt oft das Verdienst derselben zu- 
rück im Anblick der Begünstigung, welche ihr die 
Natur zu Thcil werden lilsst. Man sollte z, B. nach- 
sichtiger urtlicilen, wenn man ein sinnlicheres Lehen 
bei den Südländern findet. Werden sie nicht durch eine 
grössere Ucppigkeit, durch einen grösseren Keiz der Na- 
tur darin erzogen? Und haben nicht die Kinder des 
Nordens und der gemässigten Zone dieser Natur ihren 
Tribut gleichfalls gezollt, wenn sie die Luft dos Südens 
athmeten? 

2. Gegen die Bedeutung der Natur für die Menschheit 
könnte man die Tliatsachc hervorheben, ilass der Mensch 
unter allen Himmelsstrichen seine Existenz erhalten kann, 
dass bei der Cunstantheit des Klima's dennoch gewaltige 
Umgestaltungen mit den Völkern vor sich gingen. ') 
Allein von der Wahrheit dieser Einwände ist ein guter 
Theil zu streichen. Nicht ohne grosse Opfer und Auf- 
gebot mächtiger Kulturmittel verträgt der Mensch ein 
fremdes Klima. Sodann ist es falsch, von absoluter Con- 
stantheit eines solchen zu reden, während doch in jedem 
Laude Veränderungen desselben vorkommen. Es sind 
nur lange Zeiträume nöth ig, in welchen die grossen Ge- 
setze der Natur eine Veränderung zeigen; gründliche 
Nachforschungen würden aber mit diesen auch eine Ab- 
weichung in dem ursprünglichen Weiten des botreffenden 
Volkes finden. 

Auch die Völkerwanderungen scheinen gegen den Zu- 
sammenhang der Natur und Menschen zu sprochon. Wür- 
den die Völker die Urwohnsitzc verlassen und eine 
fremde Erde suchen können , wenn sie eine spezifische 
Füanze ihres Bodens wären? Betrachten wir aber das 
Ziel ihrer Wanderung. Nicht überall finden sie Ruhe. 



') Zaehariae L o. Bä: II, S. 4«. 
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Sie snchen : eine bessere Heimath, wo eine bess uro Natur 
ihrem Wesen mehr entspricht ') Nicht dort , sondern 
4>ier lassen sie sieh nieder , «I fem, vt nemua placuit. 
Die germanischen Völker fanden eben in den Bergen 
und Thälern, den Wäldern und Fluren ■, den Strömen 
und KUstcn der Erde, wo sie eine Hofmath von ewiger 
Dauer gründet!*», germanisches Wesen und darum Hessen 
sie Bich nieder. Das Ziel der Wanderungen spricht also 
mehr zu Gunsten unserer Ausführung. Freilich muss 
man in dieser Ansicht Mass halten. Mancher Schrift- 
steller, wie MontesquUti, übertreibt die Macht der Natur, 
so dnsfi eine wahrhaft animalische und vegetative Abhän- 
gigkeit das Resultat ist Demi er ubersieht, dass 
auch eine geistige Putenz in dem Huhne Adams herrscht, 
welche mit stolzem, unüberwindlichem Hccpter die Ele- 
mente der Natur zu den gehorsamsten Unterthancn 
macht. 

Der Boden und die Menschheit, beide zusammen sind 
der Staat. Daher darf der Name desselben nicht nach 
dem einen oder anderen Theile geführt werden, sondern 
der Name soll sie beide enthalten; der König der Ita- 
liener, der Kaiser der Franzosen ist nur eine einseitige 
Benennung: treffender ist die Bezeichnung : der Kaiser 
von Frankreich, der König von Italien, der Kaiser von 
Oesterreich. Der Begriff „Reich" schliesst jene zwei 
Momente vollkommen ein. s ) 

3. Wenn man sich von den Normannenkönigen erzählt, 
dass sie ein Volk beherrscht halten, das ohne Land nur 
in Schiffen auf der See lebte, und versucht, damit zu 
beweisen, dass es einen Staat ohne Land gegeben, so ist 
man im Irrtlium. Dies» deutet nur an , dass die Nor- 
mannen ein meerbefreundetes Volk gewesen und ihr Da- 
sein vornemlich auf der See verlebten. Sie mussten 
wenigstens ein Küstenland schon desshalb behaupten, 



*) 8t<OI dl« PbiloBopbit Rt,c\,u, ßd, II, b. S. 136, fi. 88. 



1B2 

um ihren Staat und ihr Leben zur See zu sichern, und 
su unterhalten. Sie wären sonst ron vornherein nur 
eine lockere abenteuerliche Gesellschaft gewesen , die 
auf dauernden Bestand und staatliche Entwicklung ver- 
zichtete. Das Volk kann wohl ohne Boden als ethische 
und sociale Gemeinschaft gedacht werden, nie aber der 
Staat Für jenen Fall bieten die Völkerwanderungen, 
die Nomaden, die Israeliten in der Gefangenschaft ein 
Beispiel. 1 ) 

Weder ohne Wasser noch ohne Boden ist die Existenz 
der staatlichen Menschheit möglich. 



'} r. Mortmattrn L o. Bd. J, 8. (1. 
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ACHTES CAPITEL. 
Von der Staatsgewall. 



§. 32. 
Allgemeines. 

Im Wesen des Staates liegt der Begriff der Staatsgewalt 
Mit ihm ist die Noth wendigkeit eines allgemeinen , höchsten, 
alle Einzelnen beherrschenden Willens gegeben. Den Staat, 
eine organische, sittliche Persönlichkeit, muss, wie die indi- 
viduelle Person, ein höheres Haupt krönen, welches ihr Le- 
ben leitet, ein starker Wille erfüllen, der für sie handelnd 
und gebietend auftritt 

Aus dem Begriff einer leitenden, höchsten Macht geht 
selbstverständlich für die Gesamrtitheit wie für den Einzelnen 
die Verpflichtung zu folgen und zu gehorchen hervor. Dieses 
Verhältnis;! der Ober- und Unterordnung ist eine nothwendige 
Lebensform, nm für die Glieder des Staates die Staatsidee 
zu realisiren. Es ist um so naturgemUsser, als nicht damit 
Gehorsam gegen eine individuelle, wandelbare WillkUr, 
sondern gegen eine absolute, objeetive und allgemeine Macht 
begehrt wird. Denn es ist die Staatsgewalt nichts Anderes, 
als die in die Wirklichkeit getretene, in derselben waltende 
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substanzielle Staatsidee. Treffend sagt Zaritarwe: „DcrStaats- 
herrsehcr ist eine Offenbarung, gleichsam Incnrnation des 
Reclitsgesetzcs." ') 

Im Gehorsam gegen die Staatsgewalt gehorchen also die 
Glieder dea Staates seiner Idee und seinem Zwecke selbst. 
Der jeweilige Träger der Staatsgewalt kann also nicht herr- 
schen und unterworfen wollen, wie es ihm dünkt, sondern 
nur nach dem allgemeinen objectiv dauernden Gesetze, wel- 
ches in dem Wesen des Staates enthalten ist 

Die Frage nach dem Entstellung«- und Rcchtfertigungs- 
grunde der Staatsgewalt fällt mit der Untersuchung der 
letzten Gründe des Staates Uberhaupt zusammen. Die Staats- 
gewnlt ist ebenso von göttlicher f natürlicher und geistig freier 
Art, wie es der Urgrund des Staates im Allgemeinen ist 
Auch hier ist der innere Grund, das Wesen der Staatsgewalt 
und die Süssere historische Thatsache des Erwerbes, durch 
welche eine individuelle oder moralische Persönlichkeit Träger 
derselben wird, wohl zu trennen. 

Ein gänzliches Verkennen der Natur des Staates liegt in 
der Ansicht von der VolksBouveränitUt und dem Hervorgehen 
der Staatsgewalt aus ihr. Es gibt keine VolkssouTerainität, 
weil das nackte Volk oder der sogenannte allgemeine Wille 
ÄouMeauV) und Fichte a 3 ) an und für sich den Staat nicht 
ausmacht. So wenig das Volk überhaupt oder dessen Mehrheit 
als Träger seines Willens der Schöpfung des Staates und sei- 
nes ganzen Wesens sich rühmen können, so wenig aind sie 
auch die Quelle der Staatsgewalt und Souverainität. ») 



1) Zodvtnit 40 Mücber »oro »taste. Bd. I, 8. BS. 

1 Itjuuiau Coutrat social liv. II, cap. 1. 

>) JVcAfe Nuturrecht TM. I, &. 10, TM. II, §. 17. 

*) Gegen VcJk«ottv«Snitiit siehe bennden BlanurMi allgemeinst 
Staatsrecht. Bd. II, S. i a. f. — ÄneOion über SoorertlniUit und Staat* 
verfMBungpq. %. AnfL Berlin 1618. 8. Hat — Murhard die Volkwolrie- 
ranittt im liegen»» der sogenannten Legitimität. 18S2. 8. 887 , aaeät 
die Erbmoiiarehl« mit de* VolkuonverKalUit in Einklang is bringen. 
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Der Staut ist eine Totalität, von der das Volk oder der 
Herrscher als solche nur einen Theil bilden; du* Ganze ist 
aber grösser und mächtiger als ein einzelnes Glied desselben. <) 
Nicht bloss die Fürsten haben das gefährliche Motto: J'etat 
real moi - ', sondern auch dus Volk und seine Vertreter. Es 
ist aber in allen Fällen eine grosse verderbenbringende Lüge. 

Versteht man aber unter Volk da» staatlich organisirte 
Ganze, dann ist Volkssouvcramität ein zweideutiger, irrelei- 
tender, desshaJb verwerflicher Ausdruck für Staatssouveraini- 
tät Dio Fürstensouverainität für sich allein führt zur Will- 
kürherrsclifift , die Volkssouverainität an sich zur Anarchie 
und die Theilung der Machtvollkommenheit unter Fürst und 
Volk zur Schwäche und Auflösung jener. Es gibt nur 
eine Souveränität nemlich die des Staatsoberhaupts- nnd des 
Staates.') 

Ehe wir auf die der Staatsgewalt innewohnenden Eigen- 
schaften übergehen, sei zuvor bemerkt, dass die Ausdrücke 
„Machtvollkommenheit, Souveränität, Majestät, " nichts Be- 
sonderes erklären , sondern mit Staatsgewalt im Allgemeinen 
synonyme Begriffe bilden. Man konnte allenfalls nur den 
Unterschied machen , dass Staatsgewalt mehr den praktisch 
realen, die anderen Ausdrücke mehr den geistigen, seelischen 
Inhalt desselben Begriffes geben. 

Zus. Wie der innere Entstehungsgrund der Staats- 
gewalt mit dem des Staates Uberhaupt zusammenfällt, so 
entsprechen die historischen Erwerbsarten jener den oben 
als äussere Entsteh ungsfiirmen des Staates aufgeführten 
Thatsachen. 3 ). Die Staatsgewalt , welche, wie der Staat 
an sich, nur ursprünglich und absolut ist, kann demnach 
in einem concreten Falle durch Patrimunial- Patriarchal- 
herrschaft, durch Uebermacht, durch Wahl, (den 
allgemeinen Willen), religiöse Autorität gewonnen 
werden. 



I) BlunUM l c. S. 8. 

") BhmücMi 1. c. Bd. H, S. fl, S. 8, b. *. 

1) Sitihe S. u u. f. 



Der grossartige , allumfassende , erhabene Zweck des 
Staates oder der Staatsgewalt setzt nun verschiedene wesent- 
liche Eigenschaften und Prärogativen für diese voraus. 

aj die Staatsgewalt ist einzig und absolut. Sie duldet 
kerne l'otenz über und aeben sich. Uni ihre Idee und Auf- 
gabe zu verwirklichen, ist sie für sieh selbst gross und mächtig 
genug. Wäre da» nicht der Fall, würde sie zur Durchführ- 
ung ihres Zweckes von einer andern Macht unterstützt und 
geleitet, so wäre nicht sie selbst die Staatsgewalt, sondern 
oben diese unterstützende und leitende Macht. 

Der Kirchenstaat repräsentirt in unserer Zeit, wo seine 
weltliche Herrschaft in den letzten Zügen liegt, und nur durch 
deu Willen fremder Mächte sein Leben fristet, keine Staats- 
gewalt mehr; die Idee derselben Ist in ihm erloschen, zum 
wenigsten im Erloschen. 

So ist die Gemeinde, welche zur Durchführung ihrer 
Zwecke in ihrer Verwaltung der Zustimmung und der Macht 
Vollkommenheit des Staates bedarf, keine Staatsgewalt; je 
mehr sie aber die Herrschaft des Staates iibsurbirt und ihrer 
selbst wuchtig wird , desto näher kommt sie dem Begriffe der 
Staatsgewalt. 

Die absolute Natur derselben hängt genau zusammen mit 
der Wahrheit einer absoluten Staatsidec, eines einzigen Staats- 
üweckca. Es ist nicht richtig einen relativen Staatszweck an- 
zunehmen und dennoch die Staatsgewalt als nino an und für 
sich besteheude höchste Gewalt zu betrachten. ') Gäbe es 
verschiedene Staatszwecke, der eine in diesem, der andere in 
jenem Volke oder bei demselben Volke durch verschiedene Zeiten 
repräsentirt , so gäbe es auch eine Mehrheit von Staatsge- 
walten, denn diese ist nichts als die stets wirklich werdende 



') o. SloH EncydopKdäe der 
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Staateidee, der sich verkörpernde Staatssweck. Wir meinen 
hier die Staatsgewalt nn sich als Urquelle aller Herrscher- 
macht, nicht die in einem bestimmten Stute herrschende be- 
liebige concreto Gewalt. 

b) aus dem obigen Charackter folgt die Unabhängig- 
keit, Selbständigkeit and Unverant wortlichkei t der 
Staatspersönlichkeit. Die höchste absolute Gewalt ist frei und 
kennt keinen anderen Willen, als ihren eigenen. Die höchste 
Macht ist auch keiner andern eine Hechtfertigung und Ver- 
antwortung schuldig, sondern nur sich selbst. Wollte 
man eine solche verlangen , so müsate man eine höhere Macht 
Uber die höchste setzen; denn nur gegenüber einer höheren 
Gewalt gibt es den Begriff der Verantwortlichkeit. Damit 
wäre aber die höchste Gewalt negfrt. 

Wo es keine Verantwortlichkeit gibt, da kann auch nicht 
von Schuld und Strafe die Rede sein. Die Staatsgewalt ist 
desshalb straflos und unverletzlich. 

c) Die Staatsgewalt ist ferner auch räumlichen Be- 
griffen nach absolut. Die Herrschaft des Staates dehnt 
sich einmal in realer Beziehung Uber das ganze Staatsgebiet 
aus und in persönlicher über alle in demselben befindlichen 
Individuen. Die Staatsgewalt ist allgegenwärtig, damit hängt 
auch die Eigenthllmlichkeit des englischen Rcchtasataes zu- 
sammen , dass gegen den Fitcui kein Urtheil in contumaciam 
erlassen werden kann , wenn er vor Gericht nicht erseheint. 
Die Staatsgewalt ist ohnehin überall. 1 ) 

Der Theil des Territoriums, welcher nicht im Eigenthum 
der Staatsangehörigen sich befindet, ist von selbst Staatsgut 
und wer sieh in das Gebiet der Staatsgewalt begibt, ist ohne 
Weiteres ihrem Gesetze und ihrem Machtepruche unterworfen, 
sofeme nicht specielle Kegeln (tocut regit actum, statuta w»£- 
bui Maerent) gelten oder Staatavertrage besondere Bestim- 
mungen enthalten. Solche Verträge sind zwischen vielen 
Staaten des Continents, i. B. über Verfolgung eines In- 
länders und Auslieferung desselben wegen begangener Ver- 
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brechen , errichtet. Darin liegt aber keine Beschränkung der 
Staatsgewalt , denn solche Bestimmungen sind doch nur von 
ihr gewollte Ausnahmen, die also doch wieder nuf ihre Macht 
zurückgeführt weiden können. ''. 

Wie die Staatsgewalt nach Innen Ijnnd und Leute be- 
herrscht, so Ignu sie auch das Staatsgebiet und sein Volk 
in allen Beziehungen nach Aussen und im Verhältnis* zu an- 
deren Gewalten vertreten. Mit dem auswärtigen Staate kann 
der Einzelne nicht BBtorhandoln , es kann nur Staatsgewalt 
mit Staatsgewalt verkehren. Das Auftreten der Stantspcrsön- 
lichkeit ist hier um so not Ii wendiger, als bei Co Ilisionsf allen 
unter Angehörigen verschiedener Staaten der Einzelne weni- 
ger als Individuum für sieh, denn als Glied eines grösseren 
Ganzen des Staats Vereines erscheint. 

Im Gebiete eines bestimmten Staates ist also eine andere 
Staatsgewalt undenkbar. Wo sie wirklich auftritt, hört eben 
ein Theil des Gebietes jenes erstoron auf. Schon eine ge- 
ringere Macht mit einem gewissen Grade von Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit in dem IScreicho der höchsten Staatsge- 
walt ist. wenn auch nicht eine vollständige Negation dieser, 
doch ein schwächendes und Kehrendes Element dos Staates. 
Das sprechendste und traurigste Beispiel schon wir in den 
ehemaligen deutschon Land es höh eilen und Tcrritorialrcgierun- 
gen, den Geiseln für Kaiser und Ileicb. 

Eine gleiche Verletzung der Integrität und Einheit der 
Staatsmacht lag in der grund- und guts herrlichen Gerichts- 
und Polizeigowalt, welchedon Standesherrn und ritte rse haftlichen 
Familien allerwärts bis 1848 in deutschen Staaten zustand 
und Souveränitätsrechte der Justiz-, Polizei-, Fiiianzgews.lt etc. 
bis zu einem gewissen Grade enthielt. 

d) die Staatsgewalt ist aber auch zeitlich absolut. 
Der Staat ist mit der Menschheit geboren, und goht nur mit 
dieser unter. So lange der Staat besteht, gibt es auch eine 
Staatsgewalt, und diese ist mit jenem eoitlich eins und von 
ewiger Dauer. Die Staatsgewalt in dieser Eigenschaft wirkt 
daher auf alle drei Zeiten. Sie ergreift nicht bloss das Ge- 
schehene, ordnet nicht bloss das Gegenwärtige, sondern bc- 



herrscht auch die Zukunft Die jetzige Herrschaft bindet auch 
die spätere Gewalt ') Die Veränderung und der Untergang 
der Regierungsgewalt in den -wirklichen concreten Staaten darf 
nicht beirren. Solche Ereignisse treffen nur die äusseren Trä- 
ger und Formen der Staatsgewalt; diese bleibt bestehon und 
erhebt sich aus dem Staube, gefallner Grösse in verjüngter 
Kraft und Gestalt Im Momente des Unterganges keimt schon 
•wieder die neue Macht. 

Treffend ist dies gegeben in der französischen Redensart: 
„Der König ist todt, es lebe der König." Auch unter den 
Engländern herrscht dieselbe Idee. Sie lassen ihre Krone 
nicht sterben, sondern im Todesfälle des Königs heisst es, 
er habe die Krone niedergelegt») Ebenso findet sich in der 
TUrkel die Staatsakte, dass der Regierung« nach folger zuerst 
den Thron besteigt und vor dem Volke ausgerufen wird. 
Dann erst wird der Tod des früheren, dahingeschiedenen 
Sultans verkündet und seine Leiche bestattet Aohnlicher 
Brauch begegnet den Europäern in den meisten asiatischen 
Reichen. In- manchen Landern darf dort der Tod des Für- 
sten dem Volke gar nicht kund werden. 

' f) Endlich enthält die Staatsgewalt den Begriff der 
Einheit und Totalität; sie ist desshalb ein untheilbares 
Ganzes, das sieh selbst gleich und identisch ist Sie ist ein 
Vcrhältniss, welches in den verschiedenartigen Richtungen 
des Lebens sich bewegt , aber alle Bewegungen haben nur 
einen Mittelpunkt, eine Quelle. Die Staatsgewalt ist Einheit 
in der Vielheit Die Verschiedenheit ihrer Erscheinungsfor- 
men ist nicht eine Mehrheit" von Staatsgewalten, sondern eine 
Mann ich faltigkeit ihrer Thätigkcitsäusscrung. Wollte man die 
Staatsgewalt thcilen, so hätte man nicht Hälften einer Ge- 
walt, sondern jeder Theil wäre für sich eine neue, selb- 
ständige Macht „ Ka est conditio tmperandi, ut mm aliler 
ratio cojufet, quam ai imi reddatur." 



) Zacharias l c S. 92. 

i) ffiSbMw'* comtneuiarion on Ihn lawi of England. Bd. I, 7. 
■■; Tacllui Anaul. I, 6. 
Q.nlmr, iUo Qniiifll«hr*ii J«r SUnUvoTMltimu. 9 
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. Auch die Vertretung ist keine Spaltung der Machtvoll- 
kommenheit. Denn die Willensäusscruug des Vertreters hat 
ihren Grund und Ausgangspunkt doch nur in der Willens- 
macht der ropräsenlirten Staatsgewalt. 

Verbinden sich mehrere Staaten zu einem stärkeren Bund, 
um allgemeine, über den Wirkungskreis und die Machtvoll- 
kommenheit einzelner hinausragende Zwecke zu verfolgen, 
so liegt auch hierin keine Schmälcrung oder Theilung. Denn 
es nimmt eine jede Stantspersfinlichkeit mit ihrer ganzen Ge- 
walt Antheil , und was geschieht , ist von jeder einzelnen 
Macht vorausgesehen und gewollt. Also ist die That des 
grösseren Ganzen die That aller einzelnen Mächte. So im 
Staatenhunde, in welchem die vereinigten Staaten ihre Selb- 
ständigkeit behalten, indem der Staaten verein nicht als orga- 
nisirter Centralataat Uber dem einzelnen Staate steht. ') 

Anders verhält es sich beim Bundesstaat. Hier sinkt die 
Souveränität der Theile zur Gemeinde- Autonomie herab, mehr 
bleibt sie nicht. Von einer Souveränität im wahren Sinne 
dos Wortes kann gewiss nicht die Rede sein. Die Staats- 
gewalt, die Uber allen Theilen steht, ist der Bund als solcher; 
er ist ein Staat, eine Regierung. Der Staatenbund erhält 
die selbständige Persönlichkeit mehrerer Staaten, der Bun- 
desstaat verschlingt sie. Es wird daher nicht richtig sein, 
wenn Bluntaehli diese Fälle einander gleichstellt.' J 

Zus. In Anbetracht der ausschliesslichen Herrschaft 

der Staatsgewalt über Gebiet und Volk muss es auffallen, 

wenn z. B. die bayrische Vcrfassungsurkunde dem Aus- 

i) Kliiber öffentliches Recht des dentacheu Bund»» und der Bundes- 
staaten, a. Aufl. S. 8, |. 6. - PSzl Bundesstaat und Staatenbund im 
Staats* ü.tcrbuch von Bluulsehli. Bd. n, 9. 284 n. f. — Acgidi deutscher 
Bund. ibid. Bd. Itl, S. 23 u. f. 

1 Kotier |, t. S. 4, §. s. - BMMttW |. 0 . Bd. IT, S. IS. - Ueher 
Staatsgewalt siehe noch v. MM h e, 8. i07 o. f. - Zadtarn» 1. o. S. BS 
u, f. — Zöpfl Grundsltie des allgemeinen Staatsrechts. 3, Aufl. 5. 84, 
t. b'i. - SlaAl Rechtsphilosophie. Bd. n, b, S. 183, §. SI u. (. - Schmitt- 
Amner 13 Bücher vom Staate. Bd. ÜI, S. »74, §. 34 0. f. — t. Buttert 
Lohrbuch des Vernunfu-echta und der Suaiwlneiuduit. Bd. II, 8. 8t u f. 
— Ancilhn L t S. fl. u. f. 
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ländcr das bayrische Staats bürgern cht erthoilt, obwohl 
er im Besitze seine» eigenen ist und bleibt. 1 ) 
. So kann sich such der abziehende Inländer der im 
Ausland das Rtant-hürgerrocht erwirbt , das bayerische 
TOrhchaltcn. *) In solchem Falle muss man die betreff- 
ende Person in zwei Bürger spalten, um sich die prak- 
tischen Folgen denken zu können. 

Es liegt übrigens in dieser Liberalität der Verfassung 
ein Zug deutschen Gemeinsiuns. 

Eine noch grössere Abnormität bilden die Condoroi- 
nats Verhältnisse, die gegen alle So uveränitäts begriffe zwi- 
schen Kurhessen und Bayern z. B. fortbestehen. In Folge 
dessen sind die Unterthanen der betreffenden Gebiets- 
teile rechtlich und faktisch in der That zweien Staats- 
gewalten unterworfen. Es wird in derselben Crimina!- 
sache von hessischen und bayerischen Beamten geurtheilt, 
die Administration in vielen Dingen von beiden Staaten 
gehandhabt und manches Gefälle ratenweise getheilt. 3 ) 
Die Beseitigung solcher Zustände thut dringend noth. 

Es ist die Fortbildung des Rechts, die Verwaltung der 
ganzen staatlichen Kultur gehemmt So gilt in don frag- 
lichen Condominats bezirken für Criminalsachen — horribile 
dictu — die Carolina noch! 

Das namenlose politische Elend in Churhessen hindert 
auch hier die endliche Vernichtung dieser Monstrosität. 
Die Traktate Uber die Lösung der Condominatc und Be- 
reinigung der Grenzen sind schon längst abgeschlossen 
und warten auf die Genehmigung der Churhessischen 
Kammer. Bayern steht in dieser Sache schon längst 
fertig da. 



») Pöü Lehrbuch du b»jei. VerfaMaEgirechla. 3. Aufl. S. 61, 

Ziff. 3. b. 

I) L. c 8. 62, lit b. - Buycr. V. U. Beil. I, §. 8 u. «. 

ä) für Bnvern, '/ 9 für HüB»en. Frei benutibare Quellen Huren 
Hotz »ller Bemühung: nicht auliutrcibcn. Siehe noch Zolutthc f. OtMtX- 
cebung und rioohlsplieg^ iu Buyern. Bd. II, S. 126 n. f. 
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§■ 34. 

Von der Theilung der Staatsgewalt. 

In der Theorie cursiren verschiedene Darstellungen von 
der Thcüung und Trennung der Staatsgewalt ; die bekann- ■ 
teste datirt von Montesquieu, der eine gesetzgebende, richter- 
liche und vollziehende Gewalt aufgestellt hat. ') 

Man hat dirsr Klntheikng auf Aristoteles zurückgeführt, 
der allerdings dieser Frage viele Aufmerksamkeit widmet und 
die berathendc, die obrigkeitliche, und richterliche Gewalt un- 
terscheidet.') Allein beide Einthcihmgen beruhen auf ganz 
verschiedenen Entwicklungsstufen und Auffassungs weisen des 
Staates. So annlog die Gliederung der Staatsgewalt heider 
Denker erscheint, so ist doch die von Montesquieu originell, 
denn sie stellt im Zusammenhang mit Ansichten vom moder- ' 
nen Staatalebeu , von der Trennung der Justiz und Admini- 
stration , der Unabhängigkeit des Richtornmtcs , der Volksre- 
prasentation, der Königsgewalt etc., Dinge, welche Aristoteles 
nicht untersuchte. Dieser bleibt eigentlich hu eh nicht bei 
drei Arten von Gewalten stehen, sondern lilsst noch eine 
vierte folgen, deren Aufgabe er speeificirt, die aber genau 
genommen alle übrigen überragt und in sich aufnimmt. 3 ) 

Der Gedanke Mmiti.-iiukus ist gewiss verdienstlich und 
erfolgreich für die Wissenschaft gewesen; 1 ) allein er kann 
keinen Anspruch auf bleibende Anerkennung machen. Diese 
Trias der Staatsgewalt ist weder dem Inhalt noch der Form 
nach richtig. Die richterliche Thätigkeit ist in ihrem loteten 
materiellen Grunde eine gesetzgebende, sie setzt das Recht 
für den speciellen Fall fest und theilt aucli mit dieser die 



1) J/onfnguwu «sprit des loia Ii*. Dt, ehap. 4. — f. Morgtattern 
Hauch, Volksleben nnd Staat. Bd. I, 8. 169 u. f. 
t) Ariitotde. Politik lib. IV. cop. II, Ab«. 1. 
3) Arütttd* L c 

») Kritijche Bemerkuneon Uber Monteaquieu's Einthcilnng a. r. HaM 
Qetebtsbte und Literatur d«r StaalsHlwenaebail™. Bd. I, 8. 371 n. t. 
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Thätigkeit des kritischen Denkens und (Jrtbeilens. Ebenso 
ist sie eine ausführende, indem sie die allgemeine Regel für 
eine concrete Thatsache in Anwendung bringt. 

Verfolgen wir die Thätigkeit der vollziehenden Staats- 
gewalt, so tritt auch sie in legislativer Eigenschaft auf, indem 
sie, was ihre Aufgabe ist, Anordnungen, Verordnungen, mass- 
gebende Bestimmungen erla3st. Dies gewahren wir in der 
Praxis aller Staaten. Sie hat auch richterliche Functionen 
zu übernehmen, wenn sich administrative Piagen Uber Hecht 
und Pflicht zwischen Staat und Bürgern, über Steuerlast, 
C'onxcriptionspfiicht , über Schuld und Strafe im polizeilichen 
Gebiete etc. aufwerten. Diese Dreitheilung hat gar keine wirk- 
liche praktische Durchführung gefunden. Sie ist auch unmöglich. 

Jeder Vorgang im grossen Sl;tntsi>rg;tiiismu.s an t'iiu'i« 
Ende steht mit den Thatsacben an dem anderen in inniger 
Wechselbeziehung, an den verschiedenen Punkten bald in 
stärkerem, bald in geringerem Grade. Der Staat ist keine 
Registratur, in welcher man die verschiedenen Organe nach 
Beliebon in Klicher abthcüen und treffenden Falles heraus- 
und hineinschieben könnte. Der Begriff des organischen Le- 
bens im Staate macht jeden Versuch einer strengen Scheidung 
der verschiedenen Aeusserungen der Staatsgewalt unmöglich. 
Jede Gliederung lässt zuletzt eine weitere oder ongere Berüh- 
rung und Beziehung der Glieder unter sich erkennen. Man 
kann desshalb nur von der Prävalenz, nicht von der Aus- 
schliesslichkeit der verschiedenen Richtungen der Staatsgewalt 
sprechen. 

Die theoretisch richtigste wie praktisch zweckmäasigste 
Unterscheidung ist eine Zweiiheilung der Staatsgewalt, nem- 
üch in die gesetzgebende und vollziehende (regierende). 
Jene gibt das formelle und materielle Princip, die bleibende 
Norm des Staatslebens, diese ist die lobendige Verwirklichung 
des Principe. Jone ist die ruhende, stetige, nur in der Kri- 
tik und dem Urtheilc bestehende, diese die handelnde, thBtige, 
bewegte und Bewegung erzeugende Staatsgewalt. Diese Ein- 
teilung liarmonirt auch mit den im nächsten Cnpitcl zu 
erörternden Hauptbegriffen der Verfassung und der Verwaltung. 
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Zur gesetzgebenden Gewalt gehört in Bezugnahme auf 
die berühmte Eintheilung Monteiqnieu» die gesotzgebende im 
engsten Sinne and die richterliche Gewalt; diese bleiht, indem 
sie Hecht fesstellt, eine die Lebensform schaffende und ord- 
nende Macht. Zur vollziehenden aber zählen wir die admini- 
strative Gewalt überhaupt. Diese kann justizieller Natur sein, 
insoferne sie das richterliche Denken und Urtheil durch tliä- 
tiges Handein unterstützt (Justizverwaltung) oder Administra- 
tion im engeren Sinne, insoferne sie im Gebiete der Finanz, 
des Militärwesens oder der Volk swirth Schaft und der Kultur 
leitend und regierend auftritt 

In dieser Unterscheidung liegt durclaus keine Spaltung 
der Staatsgewalt, sondern nur die Betrachtung derselben 
in ihrem verschiedenen Charakter und Ziele, so wenig wir 
Ewei Menschen uns denken, wenn wir denselben bald in sei- 
ner Gestalt, seiner plastischen Form, bald in seiner physiolo- 
gischen Bewegung uns vorstellen. 

Zus. 1. Nach der verfassungsmässigen Staatsform kann 
die Staatsgewalt monarchisch, aristokratisch oder demo- 
kratisch sein , eine Unterscheidung, welche schon Ar*- 
itoUUi getroffen. 3 ) Noch eine vierte Form in-der Idco- 
kratie beizufügen , in der die Herrschaft eines Gottes, 
einer übermenschlichen Kraft oder einer Idee angenom- 
men wird, dürfte nicht als ergänzende Verbesserung der 
aristo telischen Theorie zu betrachten sein, 3 ) da diese Be- 
zeichnung eine materielle des Inhalts und nicht eine for- 



i) Heber Trtnuung der Gunsten siehe noah Slail L f. 8. 180, §. H 
ii. I. — Erdmatm philus. Vorlesung*» Ober uon Staat S. 7B u. f. u. B. 
161 u. f. — Fichlt Nitiirreeht. Bd. I, S. 13! u. f. - Tleoei Grundlinien 
der Rechts pbiloanpüio S. B74, §. B7-2 u. f. — Zacharias i. c. S. 119 u. f. 
SchmUthenner I. 0. 8. 201, §. 70 V. f., S. 4Ti, §. 1« u. f. - Zipfl L =. 
8. 187, §. 10B. - v. Utrsttottrn L e. 8. 2B8 u. f. - Püiter die Staats- 
ehre oder Souveränität «Is Princiu des praktümheu turnpüicheo Völker- 
rechts. Zeitschrift für die (jeeammte Staatswüseanchift. Jahrg. 18S0. Bd. 
VI, S. SS5 n. f. — Vorländer Über die Grenien der natürlichen Rechte 
der StnaUgcwnlt und des Volkes I. c. Jahrg. IÖ60. Bd. XVI, 8. 78 n. f. 

>) AruMtUi Politik, lib. III, rnp. A, Abs. I, cap. 5. 1. 

1) Bluattehh l c, Bd. I, 8. 3S9 u. f. 
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melle in Beziehung auf die Organisation ist, welche doch 
der Kintheilung des Aristoteles zu Grunde liegt. Die 
Idcokratic knnn desshalb auch in allen diesen drei Formen 
auftreten, so begegnet uns dieselbe %. B. in der egypti- 
schen Priesterhorrschaft als Aristokratie. 

2. Der Verlust der Staatsgewalt erklärt sich aus der An- 
merkung über den Untergang der Staaten. 'J Die Staats- 
idec und Gewalt, obwohl sie im Reiche der Staubgebor- 
nen nur durch eine Reihe von endlichen Staaten ihre 
Verwirklichung findet . bleibt doch an sich absolut und 
unendlich. Sic wird so lange ab die Menschheit beste- 
hen und nur mit ihr aus der Welt verschwinden, um 
zur Gottheit zurückzukehren. Die Endigungaartcn der 
concreten Staatsgewalten zählt das Staatsrecht und die 
geschichtliche Erfahrung auf. J ) 



i) Siehe oben S. 30. 

») ZJSpfl 1 e. S. 108, 5- 109 n. t 



NEUNTES CAPITEL. 
Von der Verfassung und der Verwaltung. 



§. 35. 

Der Begriff der Verfassung und der Verwaltung. 

In allen organischen Wesen gewahren wir den Gegen- 
satz eines constanten, formalen und eines thätigen, sich be- 
wegenden Princips. Durch die Gestaltung ihres Verhältnisses 
zu einander ist die Entwicklung des Organismus wesentlich 
bedingt 

Im staatlichen Leben ruhen diese beiden sich trennenden 
und vereinigenden Pole der Existenz und Portbildung in den 
Tbatsachen der Verfassung und Verwaltung. Der Staat als 
organische Persönlichkeit hat ein Gesetz bindender Form 
nöthig, in welcher sein Zweck und Wesen, sein Inhalt zur 
Erscheinung kommt. Dieses Gesetz liegt in der Verfassung. 
Sie ist die Grundform, der Typus, durch welche sein Cha- 
rakter in grossen, allgemeinen, wie speciellen Zügen sich 
verräth. 

Der Staat ist aber nicht bloss todte, plastische Form, 
sondern lebendiger Organismus, und als solcher in Bewegung 
und Tiiätigkeit innerhalb der formalen Schranken seines We- 
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sens und Zweckes. He trachten wir den Staat in dein leben- 
digen Streben, seinen Inhalt zu bcthätigen, seine Idee zu ver- 
wirklichen, so ist der Begriff der Verwaltung gefunden. ") 

Die Verfassung ist also das formale Princip der Ruhe, 
Stetigkeit, des Zustande», die Verwaltung das der Bewegung, 
des Wechsels, der Wirksamkeit. Jene ist die Plastik, dieso 
die Physik des Staates und die Wissenschaft der einen ver- 
hält sich zu der Theorie der anderen, wie die Anatomie zur 
Physiologie. Jene construirt den Süsseren und inneren Bau 
des menschlichen Organismus, diese entwickelt die Gesetze 
des Lebens und der Bewegung in diesem Baue. Die Verfas- 
sung ist der Grundriss, der Plan des Staatagchäudea , die 
Verwaltung führt es auf. 

Während die Verfassung vorzugsweise das strenge, un- 
beugsame Gesetz der Gerechtigkeit in sich trügt, ist die Ver- 
waltung berufen, mehr das wandelbare Princip der Zweck- 
mässigkeit zu vertreten 3 ) und jenes constante Gesetz mit den 
Bedürfnissen des wirklichen und beweglichen Lebens zu ver- 
söhnen. Wir sagen vorzugsweise, weil in dem Begriffe der 
Gerechtigkeit und Zweckmässigkeit nicht ein absoluter, quali- 
tativer Unterschied zwischen Verfassung und Verwaltung ge- 
geben ist Es ist nur ein gradueller. Der Uebergang von 
einem zum anderen Gebiet ist ein stetiger, kein Sprung. Je- 
des Princip wirft seinen Reflex auf das andere. Am Üeber- 
gangspunkt durchdringen sie sieb, und nur auf den äusserten 
Grenzen treten sie rein und isolirt auf. 

Zus. 1. Man hat den Begriff der Verfassung durch den 
des Rechtes lösen zu können vermeint, und in jener nur 
eine Grund bestinimung und Ordnung des Rechtes betrach- 
tet, was jedoch ohne falsche Consequenzen in den Kauf 
zu nehmen, nicht mb'glich ist. Die Verfassung hat nicht 
die Idee des Rechtes allein au verwirklichen, sondern sie 



") Päzl Lehrbuch du« bayt-ri«>hen Vem-aHimgsrcchli». IBSO. S. 1 11. 
f. - r. Mohl EnoyclopMie der Slaat»wl B «en*Ji»ftea. 8. ISO u.f. - L.SIan 
System der 8ta»lavitMH«cb«h. Ed. II, ö. 56. 

') r. MM L c S. 133 u. (. 
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hat alle Zwecke des Staates xam Gegenstand. Sie setzt 
s. B. die Piindpicn der VolkawirtbscWtspolitik wie die 
des kirchlichen Lebens im Staate fest. Es wird nur cid 

jedes Princip durch ihre Sanction zum Reeutmts. 

Umgekehrt ist nicht jede Rechtsnorm ein Vcrfassungs- 



tiven Thätigkcit durch Rechtssütze niveilirt, wenn auch 
das Zwc< , kiii;iFsi^'kt. > its|)riiii'i]) das vuihciTscheiid leitende 
Moment derselben bildet. Desaaalb,badenktileh die Verwalt- 
ung durchaus nicht, eine Massregci, die der Idee des for- 
malen Rechts möglicherweise widerstreitet, dennoch zu 
ergreifen, soferne sie nur durch die ZweckmUssigkeitspo- 
liük für einen concreten Fnll unausweichlich geboten ist. 

2. In einem gnnz speiiillen Sinuc wird das Wort Ver- 
fassung genommen, weun man darunter die für ein Volk 
urkundlich festgestellten, unantastbaren Grundrechte 
über die wichtigsten staatlichen Lcbcnsbeziehungen be- 
greift. Dann wird Verfassung, Constitution, Ycrbriofuug. 
Verfiwsungsurkunde gewöhnlieh identificirt«) 

§ 36. 

Von den Bestellung an Bwlaehen der Verfassung und der 
Verwaltung insbesondere. 

Man tat dem Begriff der Verfassung verschiedene Aus- 
dehnung gegeben. Bold hat man nur die epeeifische Beherrsch- 
ungs- und Regierungsform nach der bekannten Eintheilung in 
Monarchie, Aristokratie und Demokratie darunter verstanden,') 
bald die Organe, durch welche die oberste Gewalt ausgeübt 
werden soll. 3 ) 



i) hJunUOli allgemeine» Staatsrecht. Bd. I, S. SB7 u. f. - 8<ahl I. r. 
S. 1S8, §. 77. — Erdmaim paUo«ophl>chfl Vorlouogen Ober den Sinnt. 
S. 81 u. f. 

Ij Zathaw 40 Bücher Tom Staate. Bd. IQ, S. 1 u. L 
') o. Äol/eei Lehrboch .1« Vaniunftrechtea und der ßtaah Wissenschaf- 
ten. Stuttgart USB, Bd. U, S. I'Ü o. f. 



Andere 1 ) erkennen Form, Richtung und Grenzen der 
höchsten Gewalt in der Verfassung, so blondere Aristoteles, 3 ) 
indem er sie als die Ordnung der öffentlichen Gewalten be- 
zeichnet Manche sehen wieder in ihr besonders die grund- 
gesetzlichen Ii es (immun gen über die höchsten und wichtigsten 
Güter der Staatsunterthanen. 

Allein wir halten diese Auffassungen für zu eng. Die 
Verfassung ist das Gesetz der Ordnung, welches dns ganze 
Stsatalcben ergreift. Sie bedeutet nicht bloss das Verhültniss 
zwischen der herrschenden Macht und den gehorchenden Un- 
terthaneu , sondern alle Verhältnisse und Daseins beziehungen 
int Staate, welche eine feste Form und Ordnung erheischen. 
Die Verfassung und die Verwaltung theilen sich, nicht in ver- 
schiedene getrennte Gebiete, dio zusammen den Staat bilden, 
sondern jede bezieht sieh auf sein ganzes Wesen, auf den 
Staat in seiner Einheit und Tutali tät. 3 ) 

Durch die Verfassung werden sowohl die Staatsform , die 
Natur und Grenzen der Staatsgewalt, als auch dio Grundver- 
hältnisse des Einzelnen zum Staate, seine Grundrechte, Eigen- 
thum und Freiheit der Person und des Gewissens, die Form 
der örtlichen und sächlichen Gemeinschaften, Korporationen 
(der Gemeinden, Gesell Schäften) festgestellt. Ebenso rechnen 
wir das System des Behörden Organismus, die Form der Aem- 
ter an sich und ihre Ordnung zu einander zur Verfassung, 
dessgleichen ein Civil- und Criminolgosctzbuch, Bestimmungen 
über Steuerrecht und l'm'cht, über die Freiheit des Erwerbes, 
der Niederlassung und Verebelichung etc., kurz alle bindenden 
und zwingenden formalen Grundsätze des staatlichen Zusam- 
menlebens. 

In allen diesen Richtungen tritt aber auch die Verwalt- 
ung auf. Sie verwirklicht die Staatsform, erfüllt den Willen 
der Staatsgewalt, die Ansprüche der Unterthanen auf Freiheit 



1) Boffntatm in dar Tubiiig*r Zaitoclirift für die gciummlo Staaluwi»- 
MUClutt. Bd. I, S. 1BI u. f. 

') Arülottla Politik. IIb. IV, c»p. HJ, Ab«. 3 
3} Stahl Recht» philoaopbie. Bd. II. b. S. 178 u. t 
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und Rocht, verfolgt die Schuld, vollzieht die Strafe, öffnet 
Erwerbsquellen, bahnt die Wege zur Gründung von Geschaf- 
len und des häuslichen Lebens, kurz sie bestrebt sich, die 
Grundsätze der Verfassung in allen einzelnen vorkommenden 
Fällen des wirklichen Lebens zur Anwendung zu bringen. 

Während die Verfassung für olle diese Zwecke die forni- 
gebende Macht bildet, erscheint die Verwaltung als die han- 
delnde, thätige, erfüllende Kraft. 

Genau betrachtet, gibt es keine Verfassung, welche, - da 
aie ruhendes Gesetz ist, dem stets aufs Neue sich bildenden 
Leben immer und in allen seinen Beziehungen entsprechen 
könnte. „W ; as ist bleibend auf dieser Welt? und sollte eine 
Staatsciurichtung bleiben können V Sluss nicht in einer Zeit- 
folge jedes Verbilltniss sich verändern und eben darum eine 
alte Verfassung die Ursache von tausend liebeln werden, weil 
sieden gegenwärtigen Zustand des Volkes nicht urafasst" (Göthe.) 

»Weil die Menschheit in jedem Zeitalter neue Zustände 
gebiert, so iässt sich kein Staat grundfest darstellen." ') Eben- 
deashalb hat die Verwaltung den wichtigen Beruf, das Gesetz 
der Verfassung unter Bewahrung seiner Integrität mit den 
Forderungen des wogenden Lebens in Einklang zu bringen. 

i m die Uiiuligki'it von Veränderungen ' n den Grundgesetzen 
des Staates zu vermeiden , muss die Verfassung das Leben in 
allgemeine , lebendige l'rincipien , in einen gTiisseren Rahmen 
schliessen , welcher der organischen Fortbildung des Staates 
den erforderlichen Spielraum gewÄhrt. Eine Verfassung, 
welche alle Thatsachen , die in der zukünftigen Entwicklung 
eines Staates auftauchen könnten, durch eine Reihe von Spe- 
cialbestimmurigcn regeln wollte, wäre ein todter Mecha- 
nismus, eine geistlose Kasuistik. Zum Glück ist eine solche 
Constitution geradezu eine legii la torisehe Unmöglichkeit. 

Aus dieser Begriffsbestimmung und Erörterung Uber Ver- 
fassung und Verwaltung entnehmen wir, das* beide Momente 
des Suiatsbegrifieü in steter untrennbarer Beziehung und Wech- 



I) IMhiman» Politik. S. Aufl. S. .9, §. 16. - L.ctfrn Handbuch der 
BlMtowtbluat od« der Politik. 1811. S. U, §. 
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selwirkung stehen. Es kann keine absolute Scheidewand zwi- 
schen beiden errichtet werden. 1 ) Sic haben denselben Zweck 
und sind nur eine Tbatsache von verschiedenen Seiten be- 
trachtet. Beide zusammen bilden den Staatsbegriff. Ein Staat, 
der nur Veriassung wäre, müsste als ein seeten- und willen- 
loser Körper erscheinen, und ein Staat, der nur in einer Ver- 
waltung bestünde, würde eine systemlose, willkürliche Gewalt- 
herrschaft sein. Wie sehr diese zwei Seiten des Staatslebens 
sich durchdringen und in einander übergehen, ist an einzelnen 
Gegenstände» der Staatspraxis wahrnehmbar. 

So bildet ein Gesetz, welches die allgemeine Stcucrpflicht 
rcguürt, einen Theil der Verfassung, die Feststeilung und Er- 
hebung der den Einzelnen treffenden Quote einen Verwaltungs- 
act und die Bestimmung hieftir eine Verwaltungsnorm. Das- 
selbe Verhältnis» findet zwischen dem Gesetz der Gewerbe- 
freiheit und der Ausübung der gleichwohl notwendigen Gc- 
wcrbspolizei und der Verordnungen biezu statt. BeWc Gebiete 
6oll desshalb ein Geist beseelen. Der Politiker findet aber 
wenige erfreuliche Beispiele für den vollen Einklang zwischen 
Verfassung und Verwaltung. Man ist auch schon gewohnt 
»wischen schlechter Verwaltung und Verfassung zu wählen. 
Muss freilich eines schlecht sein, dann ziehen wir die Not- 
wendigkeit einer 111 an gel haften Verfassung mit einer guten 
Regierung dem umgekehrten Falle vor. Eine weise Admini- 
stration macht jede Verfassung erträglich. Aber die beste der 
Verfassungen ist so wenig stark genug gegen dio regierende 
Staatsgewalt, dnss sie vielmehr durch diese wirkungslos ge- 
macht, jn gänzlich untergraben werden kann. 

Wir erkennen auch an diesem Zusammenhang zwischen 
Verfassung und Verwaltung wieder die organische Natur 
des Staates, durch welche jede Tlintiache iin Verhältnis» zum 
Einzelnen und zum Ganaen sowohl Ursache, wie Wirkung 
bildet. 

Diese beiden Grundbegriffe geben auch eine logisch 



-1) B. htthl Encyclopüdiü der Staats wissen schatten. S. 13S, a. S. — 
Mahl I. p. Bd. n, b. & 181, §. 00. 
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richtigo und sichere Basis fllr Hin Gliederung der Staats- 
gewalt.!) 

Welche von diesen Seiten in einem rancreten Falle un- 
serer Beobachtung sich darbietet, kann nach dem gegebenen 
Unterschiede zwischen dem bindenden strengen. Gesotz der 
Form und dem t listigen, handelnden Princip nicht mehr zwei- 
felhaft Bein.») 

Diess letztere ist der materielle Mittelpunkt unserer sy- 
stematischen Forschung. 

Zus. Die Terminologie der Praxis und Theorie ist 
sehr schwankend. Der Begriff der Verwaltung wird im 
verschiedensten Sinne gebraucht. Wir haben die princi- 
pielle Deutung im Gegensatz zur Verfassung versucht. 

Die Verwaltung an sich und im Allgemeinen stellt man 
auch der Regierung gleich. Dann ist die Thatigkeit, 
welche Gesetze schafft, die Verfassung gibt, auch ein Aus- 
tiuss der Verwaltung , Gesetze geben hoisst auch re- 
gieren. 3 ) Die Praxis liefert die deutlichsten Belege hie- 
rin". Schon wir nicht von den Kegierongsbe bürden die 
wichtigsten Erlasse (orts- und oberpolizeiliche Vorschrif- 
ten, ltescripte, Anordnungen) ausgehen, nach welchen die 
Justizbehörden zu erkennen haben? 

In einem engeren Sinne wird unter ihr nur die rich- 
terliche und vollziehende Thatigkeit ohne die gesetzge- 



f) Siebe oben S. 13S. 

') Siebe noch Dahlmann Politik. 2. Aofl. S. 10, g. I: a. IS. - Btpel 
Nalurrcclit, §. 273 u. f., §. 2HT n. f. - Mulchvt Politik dar inneren 
Staatsverwaltung. Bd. 1, ö. I u. f. — PSiü Uruiidrias für encyclopttduche 
Vortrüge über die getinUDlep Stu^wiuenachsuW. IBii. S. 187 u. /. — 
Soiibadi l.ebenselcnienti- dar Staat™. S. «3 u. f. Ancillon Über die 
Staatewissoiischsft 1820. S. Sl u. f. Ilof-aann 1. o. S. 100 u. f. - Mayer 
in der Zeitschrift Tür die freanTnratii 8tjial8wissensch>ift. Jahrg. 1856. Bd. 
XII, U. 284 u. f. — Pfutr über die aremeii (»ischen der VerwaJUngs- 
und der Civiljiistii. 182tt. %. 2-4. Endlich fiil.it noch Fuui« die Yer- 
Haltung in ihrem Verhältnis» i»r Jutta. IB38. S. 1—88, die Auslebten 
rersrbiedener Gelehrten tiber die vorliegende b'rnce auf. Planitz Justiz 
und Verwaltung. 1*90. 

3) e. Morgenstern Mensch, Volksleben and Statt Bd. I, S. 271. 
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bende begriffen und in diesem Fülle vorherrschend die 
Bezeichnung Administration gebraucht. Auch aus diesem 
Gebiete scheidet mnn noch die richterliche aus und die 
übrige Thätigkeit bildet dann die Verwaltung, Admini- 
stration, im engsten Sinne und in der gewöhnlichsten 
Deutung. Hierher rechnet man dann Militär- und Finanzver- 
waltung , Polizei und die äussere Politik. Aus diesem 
Kreise wird aber Hie letztere meist als besonderer Ver- 
waltungszweig wieder ausgeschieden. ') [Jeher den Zu- 
sammenhang und die Analogie von Vorfassung und Ver- 
waltung einer- und Gesetz und Verordnung andererseits 
werden wir im folgenden Capitel handeln. 



I) c. BolUek 1. b. Bd. II, S SM, g. 103. 



ZEHNTES CAMTEL 
Gesetz und Verordnulis. 



§. 37. 

Von dem Begriff des Gesetzes und der Verordnung. 

Um einen klaren Begriff von dem Unterschiede zwischen 
Oesetz und Verordnung za gewinnen, müssen wir von dem 
Herkommen und der Slaatxpraxis zunächst absehen. 

Im Allgemeinen liegt in dem Worte Gesetz dio Bedeu- 
tung einer bestimmten fUr eine öffentliche Gemeinschaft gil- 
tigen Regel des Zusammenlebens. 

Wir körmen eine materielle und formelle Bedeutung un- 
terscheiden. Jene ist das im Gesetze erfüllte Bedürfniss 
und Bcwusstsein der in einer Gemeinschaft lebenden Gc- 
sammtheit. Im letzteren Sinne ist das Gesetz die Lebensrege] 
in ihrer formellen durch die zuständige Autorität der Ge- 
meinschaft gegebenen Sanktion. Beide Bedeutungen müssen 
nicht zusammenfallen. Die letztere kann fehlen und folgt 
gewiss der ersteren immer nach. Sie fehlt z. B. in dem 
Falle, wenn sich eine bestimmte Lebensform im Bewusstscin 
des Volkes zum bindenden Gewohn bei tsrecht , zur strengen 
Sitte ausgebildet bat. liier iiaben wir auch ein Gesetz und 
zwar dos beste, da es aus dem Bedürfniss des Volkes ber- 
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ausgewachsen ist, und seine Sancrion und Promulgation in 
der Geschichte desselben hat. 

■ . Wird aber von der o beraten Staatsgewalt aino befehlende 
und zu beachtende Norm für die GcscHachaft aufgestellt und 
Tcrkiindet, so tritt der Begriff des Gesetzes mehr in seiner 
formalen Bedeutung hervor. Je getreuer nun eine solche 
Norm dem materiellen Gesetze folgt, desto vollendeter wird 
sie als fommies Bein. 

Eine rein formale Ordnung ohne jene innere Notwen- 
digkeit kann auf die Dauer nicht bestehen. Sie miissto we- 
nigstens mit der Zeit durch fortgesetzte Kundgebung und 
Uebung zur anderen Uebcrzougung des Volkes werden, -wenn 
sie sich erhalten soll. 1 ) Ebenso kann man im Allgemeinen 
eine Verordnung als Gesetz betrachten. Auch sie ist eine 
fUr i den Verkehr der Staatsangehörigen gegebene Regel. 
Dcsshalb liegt auch in" ihr jener doppelte Sinn. 

Wollen wir nun einen durchgreifenden Uutcrechicd zwi- 
schen Gesetz und Verordnung rkiren, so gestehen wir im 
Voraus, ilnss ein solcher dem Inhalt und Zweck nach kaum 
gefunden werden kann. Iis wird ein speeifisches Kennzeichen 
für beide Begriffe nur in der Form der Entstehung crüicht- 
lich seimr 

Hiernach begroift man unter Gcsote die von den Orga- 
nen der gesetzgebenden Gewalt verfassungsmässig festgestellte, 
durch den hiiuh-ituu Willen genehmigte Und - geheiligte Rechts- 
norm als Ausdruck des allgemeinen, Voiksbcwusstseins und 
Willens. 

Damit stets die Volksüber/cugung im Gesetze enthalten 
sei, müssen desshalb im constitutionellcn Staate, don wir vor- 
nehmlich im Auge haben, die Vertreter des Volkes und die 
Staatsgewalt Im Einversütndniss die Gesetze entwerfen und 
feststellen. In, anderen Staaten, wo keine Constitution bestellt, 
ist die . Gefahr eines Widerspruches zwischen Gesetz und 
Volks Überzeugung natürlich viel näher gelegen. 

Die Verordnung dagegen ist nur ein einseitiges Gebot 



i) t. MeW täUutomoht, Vülkerrccbt and Politik. Bd, II, TW. L B. 385. 
Oorimor, illa OruuJlotron d»r «l«aUvon»[laHE. 10 
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der höchsten Regier ungsgawnlt oder ihrer Vortreter und 

Organe. 

Zus. Don unbestimmten und vagen Begriff Billigkeit 
haben wir vermieden. Man kommt gerne auf denselben 
zur Erklärung der Verordnungen zurück, während man 
dem Gesetze das Princip der strengen Gerechtigkeit vin- 
dicirt 

Wm soll nun die Iiilligkeit bedeuten? Ist sie Reli- 
gion, Moral, Zwockmiissigkeit, Gefälligkeit oder Rück- 
sicht? 

Es liegt in der Iiilligkeit nach der allgemeinen An- 
schauung der Menscticn die freie, woldwollende lierilck- 
sichtigung und Würdigung individueller, persönlicher Ver- 
hältnisse; aber in keinem Falle darf darin an sich eine 
Norm des öffentlichen Handelns und Kcgicrons gosuchl 
werden. Soll 'eine rücksichtsvolle Moral auch die staat' 
liehe TliätJgkeit durchdringen, so hat sie als solche noch 
keine Macht , sondern erlangt erst durch Gebot, welche« 
ein üenc.tz oder cino Verordnung sein kann, Wirksam- 
keit und wird dadurch selbst zum Recht. Man kann 
von einem billigen Recht* oder formell selbst von einer 
rechtlichen Billigkeit als einer bindenden Norm reden, 
nicht aber von der Billigkeit nl» einer an sich gütigen 
und bindenden Richtschnur für das politische Leben. ') 



Verschiedene Ansichten der Theorie und der Praxis. 

Der Begriff des Gesetzes ist erst mit der VolksroprUsen- 
tation deutlicher hervorgetreten. Wir können v. Mohl 3 ) nicht 
zugeben, dass dies ein offenbarer Irrtlium sei. Da der for- 
melle Unterschied nun einmal in dem für constitutione!!« 
Staaten gegebenen neben der Staatsgewalt wirkenden Gcsete- 
gcbungskb'rpor seinen wichtigsten Erklärungsgrnnd findet, so 



>) v. L c Bd. I, 8. 6& U. L 

t) r. UM Encydopfclifi der Staats« 
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kann In den Ländern, welchen ein solches Orgsa fehlt, jener 
Unterschied nicht so bestimmt und gegensätzlich sich ausbiL- 
den. In einem absoluten Staate, wie im römischen zur Zeit' 
der Kaiser , wo allo öffentliche Gewalt mit der Macht des 
Fürsten zusammenfiel , sind die Satzungen und Gebote der 
Rcgierungsgcwalt formell wenigstens entweder nur Verord- 
nung oder nur Gesetz gewesen, wenn nicht eine andere Be- 
deutung lediglich durch die Ansicht der Staatsgewalt und die 
Verkflndigmigawort« festgestellt wurde; 

Recht absolutistisch klingt die Definition von Zacharias: 
„Gesetz ist eine Willenserklärung des Souveräns." £r hat 
eigentlich damit die Verordnung definirt. ') 

Materiell mag immerhin auch in einem absoluten Staate 
ein Unterschied zwischen wichtigen Grundbestimmungen und 
gewöhnlichen Satzungen bestehen, und derselbe in Beinen 
Gonscqucnzun durch die Volksiiberaeuguog einen festen Bo- 
den gewonnen haben ; f u r m el 1 aber besteht völlige Gleichheit 

Gelion wir auf den materiellen Unterscliied nilh.ee ein. 

In der Theorie und Praxis wimmelt es von Widersprü- 
chen und In Konsequenzen. Dies hat seinen Grund darin, dass 
zwischen Gesetz und Verordnung materiell keine qualitative, 
sondern nur eine quantitative oder graduelle Verschiedenheit 
bestoht, und dennocli jene immer gefunden werden wollte. 

Manche 5 ) erkonnon die Motive und Zwecke des Gesetzes 
nur im Rechtsnrincip. Allein die Gesetze ergreifen den gan- 
zen Sinnt, dor nicht bloss Rechtsleben ist, sondorn auch Zwecke 
der Moral und Religion, der Kultur und Wissenschaft zu er- 
füllen hat. Ks ist nothwendig, dass die ethischen und geisti- 
gen Verhältnisse gleichfalls durch Gesetzo ilire Ordnung fin- 
den; 3 ) f.. B. die Frage der Gewissensfreiheit , der Rechte der 
Confcssionen durch Verfasaungs-; die öffentliche Rede und Schrift, 
der Umgang der Geschlechter durch Polizeigesotze etc. Das 
Recht an sich ist nicht Zweck des Gesetacs, sondern nur das 

i) Zaccaria« Vieriig Bilchor rom Staute. Bd. IV, 3. I u. f. 
J) MunUchh allgemoiiu» Staatsrecht. Bd. I, ö. «I, lit o. - StaAl 
Iteclits|>hi!osopbie. Bd. II, b. 5. 1G6 u. f. i ,. 

ä) v. Jfc« 1. c S. MI, zu 1. 

| 10» 



148 



Mittel. Es wird das Bedürfnies und Princip des Lebens erst 
dadurch, dass es zum Gesetz erhoben wird, eine erawingbare 
Rechtsregcl. Das Gesete muss mit Zwang verwirklicht wer- 
den können, darum soll es nur Erzwingbares in sich aufneh- 
men. Diese Bedingung stellen aber nicht bloss dio Forder- 
ungen des abstrakten Yermmfti'ecbts , sondern auch die Be- 
dürfnisse der ethischen Welt, soferno nur ein Zug der Allge- 
meinheit und Gemeinschaft in ihnen liegt 

Die Verordnungen hat man dagegen mit dem Princip 
der Zweckmässigkeit niotivirt. Allein es wird doch im Ernste 
Niemand lilugnen wollen, dass dio Gesetze auch zweckmässig 
sein müssen; ja das Princip der Zweckmässigkeit gilt für sie 
in noch höherem Grade, als für die Verordnung, da jene auf 
eine längere Dauer Ansprach machen und weniger leicht 
Veränderungen und Modificationen unterworfen weiden kön- 
nen, als diese. Und umgekehrt gründet auch eine Verord- 
nung Recht und Pflicht, denn auch in dieser kommen unver- 
meidlich Beschränkungen der Personen vor, welche ihnen 
ein Thun oder Unterlassen zur Pflicht machen und deren 
Erfüllung der Staat mit Zwang zu verfolgen im Stande sein 
muss. Es liegen in der Polizei, in der ganzen Verwaltung 
viel mein- Rechts begriffe, als man anzunehmen pflegt. ') 

Soviel ist allerdings richtig, dass das Gesetz mehr die 
ursprüngliche, dio Verordnung mehr dio secundäre Rechts- 
cjnellG darstellt. Diese ist nicht wie jenes, rochtserzeugend, 
sondern sie folgert mehr aus dem gesetzlichen Rechte und bringt 
es zur Anwendung. „Das Wesentlichste ist, dass die Ver- 
ordnungen keinen eigenen frei gebildeten Rechtsstoff enthalten, 
sondern lediglich die formelle Ordnung und Anwendung der 
eigentlichen Rechtssätze zum Gegenstand haben dürfen."') 

Diese einseitige Vcrtkeilung der Principicn von Recht 
und Zweckmässigkeit auf die Gebiete der Verfassung und 
Gesetze einer — und der Verwaltung und Verordnung and- 



i) Nenerding« hnt dies* glücklich Msgcitlhrt Bchäßla deutsche Viertel- 
jahruchrift. Nr. 94, S. I u. f. 

*) c, JKo« Btinürccht, Völkerrecht und Politik. Bi. II, TU. I. 417. 
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rerseits war cino Saat vieler -verderblicher Irrthtlmcr iu der 
Staatspraxis und Gesetzgebung. 

Es ist ferner auch damit niclit gedient, die notwendi- 
gen , wesentlichen und dauernden Forderungen des Staates 
zum Gegenstand des Gesetze!*, die unwesentlichen, veränder- 
lichen Zwecke nber zum Inhalt der Verordnungen zu machen. 
Wo wäre mit Sicherheit die Grenze zwischen Wesentlichem 
und Unwesentlich ein zu ziehen? Im organischen Lehen des 
Staates ist der Uebergang von einem zum anderen ein der 
Erkcnntniss entzogenes Gesetz der Stetigkeit. 

Wenn Stahl ') das , was in sieb selbst als nothwendig 
gilt, in's Bereich der Gesetze weist, und als solche die Be- 
stimmungen über Verfassung und Iteclilspflcge, als Verord- 
nungen aber die Satzungen im Gebiet der Polizei, der Finanz, 
des Militiirwescns betrachtet, so ist damit eine sehr ungenaue 
Gcbictstheüung versucht. Ist denn die Ordnung des Finanz- 
wesens, selbst des Militfirs für das unvollkommene irdische Da- 
sein, wie es nun einmal ist, nicht auch eine unabweisbare 
Notwendigkeit für staatliches Lehen? Es Hegt wohl ein 
Körnchen Wahrheit in dem letzten Unterscheidungsmerkmal, 
ohne dass jedoch die Frage vollständig erschöpft würe. Man 
wird nur auf der Uussersten Grenze des Wesentlichen und 
l; nwesent liehen eine sichere Entscheidung treffen ktinnen. 

Will man endlich die einom Gesetze dienende Vollzugs- 
norm als die Aufgnbe der Verordnungen bezeichnen, so liegt 
auch hierin mir eine halbe Wahrheit. 

Es ist zwar lichtig, dass die zur Durchführung eines 
Gesetzes nolhwendigeii Massregcln mehr als Nebcnbestimm- 
ungcn zum Gesetze hinzutreten und dem Verordnungswesen 
meist anvertraut werden können. Dicss ist jedoch niclit immer 
der Fall. Die in der Durchführung eines Gesetzes liegenden 
Conseijuensieu und die hiezu nöthigen Bestimmungen reagiren 
zuweilen so mächtig auf das Gesotz zurück , dass es von 
gross er Wichtigkeit ist, die Durchführungs- und Vollziehungs- 
norm selbst in Gesetzform erscheinen zu lassen. Ein gutes 



') Sla/il liechtspliilosophle. B, Ii, b. S. 168. 
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Gesetz wird sich auch immer über dieselben, soweit sio vor- 
hergesehen -werden können , verbreiten. Dos Einfiihrungs- 
geaetz , welches den neuen Rcformgesofaen in Bayern die 
Pforte eiffnet, ist ein Beleg für unsere Behauptung.') Wenn 
aber auch die einem Gesetze dienenden Volkugsmassrcgeln 
nur Verordnungen , und als solche 7. weck dien! ich wären, bo 
hatte man damit das Bereich der letzteren noch nicht erseluiiift ; 
denn dieselben dienen nicht bloss dem Gesetze, sondern ha- 
ben gewiss noch eine weitere selbständige Aufgabe ausser 
ihm, über mit denselben (. legen!- fänden und Zwecken. 

Zus. 1. Die formale Bedeutung staatlicher Anordnungen 
ist nach der Organisation der Staaten und desselben 
Staates in verschiedenen Zeiten sehr abweichend. Bei 
den Römern, den Meistern in der Gesetzgebung, hatte 
man nach der Eigenthllinliclikcit der (jeset/gehiiiigs'nti-llc, 
Itx, ptelntcitum, gamtvt COtUvllwn, constftutw, rmrijitum, 
«Actum etc. In dieser bunten Reihe von Vorschriften ist 
es schwer, eine Analogie für den modernen Unterschied 
von Gesotz und Verordnung zu finden. Das erstens erken- 
nen wir vielleicht in lex, plcbiscitiim wieder, letztere fin- 
den wir aber Überhaupt nicht. Die meiste Aelmliihkeit mit 
dem Begriff Verordnung hat das acdilitisehe Edict, das 
Senntusconsult 3 ) 

Die lex definirt das corpus juritt folgend er massen: Lex 
est, quod pppidits Romanus senatorio magiatratu interro* 
gante velul consule, conxti tutbat; das Plebiszit: plebisci- 
cituni est, quod plebü /'lnl.ijo mnr/iitrntii iitttrrtiyniite idut 
et iribvno, constüvebat. 3 ) Dem Inhalt nach war den 
Römern das Gesetz die Verwirklichung der Idee des 
Rechtes und der Vernunft, wie uns Cicero deutlich kund- 
gibt, „lex est ratio summa, insita in natura, quae jubet 
ea, quae facienda sunt, prohibetque contraria. Kadern 

t) I'M Geacti die Einführung fies Stmfgiselibuchl und des Pnlizd- 
•tmfgraetibiichs für Bayern v. 10. Kov. IBM. iÄiidiJiEsnbudiieil v. 10. 
Nov. 1S01 Beilagu II, Gesetablatt pro IM 1/82. S. 821, 

«) S. such Vuchla Cutcm der Initilutiouen. Bd. I, S. 233. III. Aufl. 
5. i. J- 1, 8. 
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ratio cum est in Itominis matte conßrmata et eonfeeta, 
lex af ') 

Einen eigenlhümlichen Gegensatz finden wir bei Ari- 
stoteles, indem er die Gesetze der Vorfassung gegenüber- 
stellt und diese als die Iii cli (schnür jener betrachtet 
„Nach den Verfassungen müssen sieh die Gesetze rich- 
ten, nicht aber die Verfassungen nach den Gesetzen, 
denn Verfassung ist dio Anordnung der Gewalten in 
den Staaten, dio Art, wie sie vertheiit sind, die Bestimm- 
ung des Thcilcs, welcher dio Souveränität hat, und des 
Zweckes tiner jeden Vereinigung. Die Gesetze dagegen, 
getrennt von dem , was die Verfassung als solche fest- 
setzt, sind die Bestimmungen, nach denen die Regierenden 
regieren und die Uebcrlreter derselben im Zaume halten 
sollen" ') Er hat sonach das Gesetz in das Gebiet der 
Verwaltung nach unserer Auflassung verwiesen. 

In dem ehemaligen deutschen Eeicho bestand jeno dop- 
pelte Legislation in den deutschen Rcichsgcsctzen und 
den Po lizei-Knmniergcrichts Ordnungen etc. 

In Frankreich tritt der Unterschied in den Gesetzen 
loia und den königlichen Ordonnanzen, kaiserlichen Dekre- 
ten hervor. Dio leis sind Rechtsvorschriften, welche seit 
der Repräsentativ Verfassung Frank rcicJis nach den Grund- 
sätzen derselben verbindende Kraft erhalten haben. Dia 
anderen Vorschriften hegen in der Machtbefugnis» des 
Öouveruin's, behufs der Vollziehung der Gosense und für 
die Sicherheit des Staates. s ) Ausserdem kennt man dort 
noch: Gutachten dos Staatsraths ((es ow du conseü 
d'tiat), Senatusconwltc , Rundschreiben und Entscheidun- 
gen dor Minister. 

In Rayern unterscheiden wir: Verfassung, Gesetze, 
Verordnungen (Verfügungen des Staats-Ohe rhauptes, von 



i) Cicero le legibus, lib. I, cap. VI. 

•) Arittotilu Pulitik. lib. IV., «ip. I, Abi. 6. 

I) K. 8, Zacharias Handbuch des franiiSaiachcn Citilrcchü, hor»mge- 
geben v. AmtAÜti. Bd. I, 8. 7 u. t 
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dem midi die sog. königi. Dekrete und Itcscripte ausge- 
ben) und MinUterialrescripte. ') 

2. Die Schwierigkeit einer Gronfcbcstimmung tischen 
Gesotz und Verordnung hat die Praxis zu grossen JLiss- 
bräuchen verführt, Kine besondere Gefahr ftii ein ver- 
fassungsmässig entstandenes Gesotz sind die Einführungs- 
patente oder Vollzugsinstrurtioiicn, mit ■welchen so häufig 
der Inhalt und Zweck desselben nlterixt, oft ganz illuso- 
risch wird. Fast jede Verordnung dieser Art ist ein 
deutlicher Beleg hiefür. Dergleichen Bestimmungen soll- 
ten jedem künftigen Landtage zur Sanction vorgelegt 
■werden und bis zu diesem Momente nur als provisori- 
sche Maasregoln gelten. 

§■ 39 
ErgobnisH. 

Es zeigt sich schliesslich, das* im Wesen kein qualitati- 
ver Unterschierl der behandelten Begriffe gefunden werden 
kann und, wo er vorkommt, hat er sieh vielmehr durch die 
Willkür der Praxis gebildet. 

Beide, Oesetz und Verordnung, richten und Ingeln den 
Staat in allen seinen Daseinsbeziehungen. Alle seine Zwecke 
treten in ihnen hervor. Recht und Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesittung erhalten bald durch Gesetz, bald durch Verord- 
nung Itichtung und Ziel ; und zwar deshalb, weil diess eine 
innere Noth wendigkeit ist. Es wäre unmöglich, die vielen 
unvorhergesehenen im bunten Wechsel des Lebens auftauchen- 
den vorübergehenden That fragen durch die strengere Form 
des Gesetzes zu beantworten, liier gilt es die ' einfachere der 
Verordnung wirken zu lassen, wenn auch ein bedeutender) 
tiefgreifender Zweck vorliegt. 

Im Allgemeinen kann man folgende Unterscheidungs- 
merkmale aufstellen : Alle Gebote, welche die Grundlage 
und dauernde Form der SuiiitsgesrllsiJiaft regeln .-ollen, müssen 

«) Pml Lehrbuch des bnjerischen Vcrwaltunrjsrechta. S. 2, g. 2, gr * G - 
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Gesetze sein. Die Verfassung in» engeren Sinne kann nur 
durch diese ihre Geltung erhalten. Aber nicht alle Gesetze 
sind Verfassun gebest im muugen. Auch im Gebiete der Ver- 
waltung sind jene ehi uothwendiges Mittel der Ordnung. 
Freilich haben umgekehrt hier die Verordnungen, allein ihre 
fleimath und wenn eine solche vorliegt, können wir nur Ton 
einer Yerwaltungsmassn-gel sprechen. 

Sodann können Eigenthum und Freiheit der Person, dio 
beiden Pole , um welche das ganze staatliche Leben kreist, 
nur durch Gesctzo ihren Inhalt und ihre Grenze finden. Ge- 
wiss ist dies , sofernc eine unmittelbare Berührung dieser 
(.'nnlinnlgiitei- der rMaiil-iiiigeliMn^eii Statt hat.. Denn es ist 
natürlich und notbwmdig, dass auch diu Verordnungen mittel- 
bar und au3 der Ferne auf Eigenthum und Freiheit wirken. 
Eine Verordnung, welche den Besuch, der Gasthäuser zeitlich 
festsetzt, oder dio Erweiterung t .j[i e s Gebäudes aus polizeili- 
chen Gründen verbietet, enthält ebenso eine lieso kränk ung 
dr i- lYr.-i'ii und dfs Kigviitluinis, wie ein Vereins- und Arron- 
dirungsgesetz , wenn auch in geringerem Grado und aus 
grösserer Entfernung. 

Das Gesetz hat endlich eine» allgemeinen, prineipiellen 
Charakter, wahrend die Verordnung mehr die besonderen 
concretei), in der Entwicklung des wirklichen Lebens entste- 
llenden, veränderlichen Zwecke und Bedürfnisse zu regeln hat. 
Das Gesetz hat stets das ganze sieh gleichbleibende Prineip 
und System, des t>taatslebeus vor sich, dio Verordnung das 
bewegliche , wechselnde , tbätige Moment, ') das immer 
nur eine Conscquenz ans jenem Prineip sein soll. In den 
constitutionellen Staaten tritt noch das unterscheidende Merk- 
mal hervor, dass Gesetze nur von der vcrfas-niigsinlt.-sig an- 
geordneten legislatorisi'lien Uuwalt, aho vom Souvcrain unter 
Mitwirkung der Kammern gegeben werden können; Verordr 
nungen aber der Machthaber allein mit voller .Selbständigkeit 
erlassen kann. 3 ) 

■) r. MtxymuUm Mcnsib, VolMcben uud SUat Bd. I, 8. 888 n. f. 

-i S. ll-M ]j /[.,j, r J I Jtl!Li;I.i;l!/.<: ';.■!, :i 11^.- : ILl: [i|i ■ ); miij ,:i ,;i = r i f u:l-J!Hi 
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Zur. Die formellen und materiellen Grundsätze der 
Gcsctzgcbungakunst zu entwickeln ist als ein Thema der 
Verfassungspolitik liier nicht unsere Aufgabe. Wir fü- 
gen deshalb nur einige Worte hierüber als Anmerk- 
ung bei. 

■ Was den Inhalt anbelangt, Bull vor Allein Einheit und 
Harmonie der Gesetze mit dem Geinte und den Bedürf- 
nissen derer bestehen, die ihm zu gehorchen haben. Dan 
Gewohnheitsrecht steht dieser Kurdei-ung am nächsten. 
Doch darf man nicht glauben , dass es das Leben zum 
gröSBten Thcil erfüllt und dnsa das Gesetz nur als Lücken- 
büsser des Gewohnheitsrechtes einzutreten hat.') 

Das Gesetz darf ferner keine rückwirkende Kraft 
äussern, keine wohlerworbenen Rechte verletzen und wo 
dies« ausnahmsweise nlithig isl, nur gegen Entschädigung 
es thtin. Es muss besonders sein Verhältnis» zu früheren 
Gesebscn ähnlichen oder gleichen Inhalts ausser Zweifel 
setzen, Verhältnismässigkeit der Mittel beobachten, voll- 
ziehbar d. i. möglich sein. 

Besonders wichtig ist da B Erfordernis» der Allgemein- 
heit und Gleichheit des Gesetzes und der Harmonie des- 
selben mit den jeweiligen be-timmte» concreten Stnnts- 
gedanken. Es ist ein kllmmerlicber Gosctzcszustand, 
wenn in Frankreich Gesetze, die vor und in der Zeit 
der Revolution, wahrend dos Kaiserreiches und in der 
Bestaura (ionszeit entstanden sind, jetzt noch nebeneinan- 
der bestehen. 



narehiBchcn »taatsn-chti. S. Aufl. 3. 336 u. t — BhmltWi Bileeineiue« 
Staatsrecht, Bd. I, S. 17fi u. f. — Bd. II, S. IOC u. f. — llr.gd Natur- 
recht und Staats ivissciiBclia Ft. S. §. 2119 u. f., 9. SOG, %. SU* 0. f. — 
Bchmitthtnner Grundlinien -tes allgemelnan oder Idealen Ktaaterechw. Bd. 
III, 8. M2 u. f. — r. Itottvk Lehrbuch dm VernuuFtrechte« und der 
Staatjwisseii Schaft. Bd. II, Ö. .111, §. III. — Anailm Ober don Herst dar 
Staatsverfassung und dessen Eiliii DM auf dto OtaBtaptutuig. 18SS. S. 1—12. 
— Moitienpiieu de jj rit <\<-s lin's, tounr I, liv. 1 u. 2. — J'ütl Lehr- 
buch des bayer. Verfnasungsrecat*«. 8. 23 n. f., S. 3E9 u. f. — Dessen 
Lehrbuch des bajer. VenvaltimgsTCfhtCH. S. 2, §. 1. 

') Wie c. Rttdowfo Gespräche über Kirche und Staat. 3. 243. 
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Nicht viel besser ist der Zustand, wenn in oinein deut- 
schen Staate eine bunte Mannichfaltigkeit von Pnrtikuhir- 
rechten bestellt, die noch der Zeit und dein Regiorungs- 
system, in welchem .sie geschaffen wurden, diu grfissto 
Verschiedenheit, ja die jrriibsti'i» Widersprüche enthalten. 

Ein Gesetz, wenn es auch den Charakter der Bestän- 
digkeit und Dauerhaftigkeit an sich tragen soll, darf doch 
nicht in eine lykurgische Fessel der Unveränderlichkcit 
geschlagen Verden. Es muss mit dem Staatsleuen eich 
furtbilden. 

In formeller Beziehung Bei der Stoff logisch und über- 
sichtlich geordnet, die Sprache dm Gesetzes unzweideu- 
tig, gemein verständlich und würdig. Ein Gesetzbuch, 
das in einer fremden Sprache spricht, ist ein Unrecht, 
eine Unnatur. *) Wo freilieh dasselbe nicht Gemeingut 
der ganzen Staatsgesel [schaff, sondern nur der ausBchücss- 
ürhe Hesitz eines privilegirten, herrschenden Standes der 
Priester oder Beamten ist, da mag es der Idee der Ite- 
gicrungsform entsprechen, das Gesetzbuch in einer frem- 
den Sprache niederzuschreiben, damit es den Regierten 
eine geheime Bündeslade bleibe. Das rfiluisclie Recht in 
Deutschland ist kein Gesetzbuch des Schöffengerichtes 
geworden, wo Gleiche durch Gleiche gerichtot werden 
sollten , sondern es blieb lange der fremdländische Rath- 
geber des Gelehrten- und Beamten Standes. 

Der Gesetzgeber, welcher sein Gesetz in einer fremden 
Sprache oder weitläufigen, gelehrten Sammlungen und 
Bünden gibt, gleicht Dionys dem Tyrannen, der das Ge- 
setz so hoch aufhängen liess, dass es kein Bürger lesen 
konnte. 

Schliesslich soll ein Gesetz nicht in eino casuistische 
Kleinigkeitskrämerei verfallen, oder zu einem dickleibigen 
gelehrten Ilaudbiiclie. iinfseh wellen , sondern mehr vom 
principicllcn Standpunkt aus das Leben erfassen, keine 
Definitionen geben , sondern allgemeine loichtfassliche 



") Etgd L c §. 216. 
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Grundsätze nufstellen, nus welchen die Vorschriften für 
eine Mehrheit von positiven einzelnen Füllen durch freie 
und selbständige Vollzieher des Gesetzes gefolgert wer- 
den können. „Ich bin der Meinung, dass mit den ins 
Einzelne gehenden Verfügungen in Rücksicht auf Gesetze 
und Verfassung der wahre Gesetzgeber sieh nicht abge- 
ben dürfe." 1 ) 

Selbstverständlich muss die Itcknnntmachung des Ge- 
setzes an die ihm Unterworfenen als eine notwendige 
Bedingung seiner Anwendbarkeit geschehen.') 

Aber Eines ist noch zu beachten. Die wahre Voll- 
kommenheit erreicht ein Gesetz erst durch den rechten 
Geist und Charakter der (Staatsgewalt, welche es hand- 
habt Fehlt es hier, so ist das beste Gesetz den Untcr- 
thnnen eine rohe, mechanische Gewalt, der sie gezwun- 
gen, hn besten Falle blind gehorchen. Die Wahrheit 
und Gerechtigkeit in der Vollziehung schaffion aber das 
todte Gesetz erst in eine lebendige, redende Gottheit 
um , der sich die Untcrthanen mit Freiheit und Liebe 
unterwerfen. 

Man hüte sich daher auch vor Gesetzcsmacherci und 
Vielregiererci. Eine Menge Dinge ordnet die Natur und 
die Sitte. Gesetze sind dann überflüssig, und wenn sie 
Anderes gebieten, sogar positiv schädlich. Gute Sitten 
sind mächtiger, als gute Gesetze. 3 ) 

") Vltio de rennblic» üb. 17, «7. 

') S. über die formellen und matern-lli-u Krfunlui'jiissc eines ticsctr.es 
noeh t. JfaW >. c S. m u. f. — Derselbe im Ktnatmvurterb. u, H!«nl- 
(cMi' and ISralcr. Bd. IV, Art. Gesell, S. !8T' n. i. — Dessen .Staats- 
recht, Völkerrecht und Politik. Bd. II, S. U75 u. f. — c. Voryemicm 
1. e. Bd. I, S. 3T3 u. f. — Z-rhanae L c. BH. IV, S. 20 o. f. - Deut- 
sche VierteljahrsscbrifL 1801. Hfi. HI, 8. 18» u. f. - Siehe noch SrAJjfi. 
ilio Konkurrenz der Organe den Staatslebens; lloitKijra eu einer Kevisi™ 
der Grund betrifft der neueren 5 tau [sichre. Zeitschr. f. d. gcs. Staattwte- 
sonschaft Jahrg. XVIII. S. I>°0 u. f., «eiche Abhandlung leider zu epst in 
nuere HSn'fe gelangt«. 

3) Ptata 1, c Gesetz Hecht und Moral siehe Bü«icr System der Staats- 
lehre. S. 110 u. f. 



ELFTES CAPITEL. 
Von den Vtrivallongssysleni«. 



§. 40. 

Allgemeine Bemerkung. 

Die vollkommene Verwirklichung der Stoatsidec ist durch 
die Einrichtung des Verwaltungsorganismus wesentlich bedingt. 
Dieser Punkt ist für die Staatsgewalt um so wichtiger, jo 
mehr die Aufgabe des Staates mit der fortschreitenden Kultur 
der Menschheit an Grossartigkeit und Vielseitigkeit zunimmt. 
Die grössten Opfer gehen spurlos verloren, die besten Ab- 
sichten vereiteln, wenn es der Organisation der Vorwaltung 
an Zweckmässigkeit gebricht. 

Zwei Systeme kennen wir, nach welchen die Administra- 
tion hauptsächlich ihre Ordnung und ISegelung findet, das 
Proviuzial- und das Realsystcm. 

In jenem wird die administrative Aufgabe des Staates in 
den einzelnen Theilon desselben, die wir Provinzen nennen 
wollen , nach dem cigonthümlichen historisch gewordenen Nor- 
men und Formen erfüllt. Jede Provinz hat ihr besonderes 
Verwaltung a ayatem , welches in seiner Spitze bald fester bald 
lockerer mit der Centraigewalt in Verbindung steht 
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Das Realsystem ordnet den Gang der Verwaltung 
nach dem Gegenstand und breitet dasselbe Gesetz der admi- 
nistrativen Ordnung und Thütigkcit über den ganzen Staat 
aus. Jede Aufgabe an allen Tunkten des Staatsgebiets findet 
Ausgang und Ziel im Cent mm der höchsten Staatsgewalt. 

Denken wir uns ein Mal das Territorium als einen Kreis, 
der seine Radien an die Peripherie sendet, dos andere Mai 
diese Fläche aus mehreren kleinen Kreisen bestehend , deren 
Mittelpunkte mit dem Ccutrum der ganzen Kreisfläche in 
Verbindung steht, so haben wir im ersten Fall das Real- im 
zweiten das l'rovimial-j.-lejii grnmulrisch dargestellt') 



Das Pro vinzialsy stem. 

Setzen wir die Betrachtung unseres Gegenstandes im Ein- 
zelnen fort, so finden wir, doss es bei dem Provinzial System 
keineswegs auf Gleichförmigkeit und Einheit in der Anord- 
nung abgesehen ist. In jeder Provinz kann die Einrichtung 
der Behörden nach Art und Zahl verschieden sein und es 
kömmt vielmehr darauf an , die hergebrachten geschichtlich 
begründeten Zustünde des Landes in Rücksicht zu liehen 
und zu wahren. Dieses System fügt sieh der eigen thümlichen 
Natur der Landesthoile und seiner Bewohner, indem es nach 
den gegebenen Kultur- und Ree bf »Verhältnissen derselben ad- 
ministrirt. ' - ' 

Jede einzelne Provinzial Verwaltung ist allerdings wieder 
nach den Hauptgattungon der Geschäfte abgctheilt und in 
einem ohers ton Organ vereinigt, welches auch die Verbindung 
der einzelnen Landesthoile mit der Central gewntt vermittelt, 
damit die territoriale Absonderung und Gliederung des Orga- 



' i) Moldau Politik d*r iunoren StaataierwaUnne. Hit I, 8. 5 u. f. - 
e. »ohl EucyclopMio der Stwtmrlntnta durften. S. SU u. f. — r. RolUck 
Löhrbach d« Veronnftfecht», Bd. 1!, 3. B86 u. t. — POh OrundrUs für 
mcyalopidlsclia YortrHg«. isaS. S. 188 o. t. — SchSn dlo SMatswissen- 
sdurfi goBchioUtapluloiOphi.rJi bogribid*!. 8. HO u. U 
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nismua In der Staatsverwaltung ihre Einheit wieder findet. 
Diese ist um so uoth wendiger, als manche Staatszweeko die 
engen Grensen der Provinzen überschreiten und die ge- 
meinsame und einheitliche Hcthiitigung aller Kräfte unumgilng- 
lich erfordern. 

In den einzelnen Provinzen sind es die Kreis- und Pro- 
vinzialstände , gebildet aus den Vertretern derCommunen und 
Stände, welcho die lokalen und provinziellen Interessen bc- 
rathen und verfechten, die Behörden controliren und der Ober- 
leitung, der höchsten Provinzialinstana , unter« tützend und über- 
wachend zur Weite stehen. 

Fragen wir nach der Zweckmässigkeit dieses Systems für 
die Staats Verwaltung , so können wir dasselbo nicht absolut 
empfehlen. Es hat seine Lieht- und Schattenseiten. 

Unter den Vorzügen tritt vor Allem die liberale Würdig- 
ung und Wahrung der historischen Hechte der verschiedenen 
Landestheile und ihrer Stumme hervor. Wie sich aus der 
früheren Corpora tions Verfassung des Mittelalters dio eigen- 
tümlichen Rech ts-Inatitutio neu und Gewohnheiten entwickelt 
haben, so können sie durch dio Pro vi wsiol Verwaltung in ihrer 
Kigcnthümliclikeit erhalten und fortgebildet werden, sofern sie 
nicht dem concreto» Staategedanken störend entgegentreten. 
Dio Behörden haben auch meistens in den einzelnen Fällen 
eine genauere Sachkenntniss. Durch die schonende Berück- 
sichtigung der ganzen Cultur- und Lebensweise werden für 
eine neue Staatsgewalt viel stärkere Sympathien in den Pro- 
vinzen gewonnen und dieselben fester mit dem Gesammtstaat 
verbunden ') als durch rücksichtslose Aufdringung eines allge- 
meinen Verwaltungsprincips. Die Unbequemlichkeit der indi- 
viduellen Behandlung wird durch die politischen Vortheile 
weit aufgewogen. ') Dicso Regierung» weise fordert auch den, 
comtervativon Sinn, durch welchen ein starker Damm gegen 
neuerungssUchtigo Bestrebungen gebildet wird. 



1) Zacharias Vimig Bücher vom Staate. Bd. IT, 3. 182. 
») «. Mo/J Stantarecht, Völkerrecht und Politik. Bd. II, TU. I, 
». 847. 
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Ferner wird durch das Provinzin] System für den Gesammt- 
etaat relativ eine grosse Erleichterung der administrativen Ge- 
scliäftslast und eine bedeutende Verringerung der Kegierangs- 
koaten horb ei geführt. 

Endlich reihen wir auch noch den negativen Vortheil an, 
dass die in den einzelnen Provinzen möglicher Weise vorkom- 
menden politischen und culturüehen Miss Verhältnisse durch 
die provinziellen Schranken in ihrer Genieinsch'ädücbkeit be- 
grenzt werden; freilich liegt andererseits der Nachtheil durch 
die Beschränkung günstiger Umstände auf bestimmte Lnndes- 
tlicile zu nahe. 

Dagegen hoben wir als besondere dunklo Seiten dieses 
Systems folgende hervorzuheben. 

Jone liberale Wahrung und Pflege der provinziellen Inter- 
essen und Stainmescigenthümlichkeitcn hegt oino der Einheit 
der Staatsregicrung gefährliche Sonder bestrebung. Sitte nnd 
Recht, die ganze Cultur und Lebensweise bilden sich in den 
einzelnen Provinzen zu einem schioffen , streitsüchtigen und 
unbeugsamen Particuiarismus aus. Es wird der Mannigfaltig- 
keit und Individualität die Einheit, der Vergangenheit die 
Gegenwart, dieser die Zukunft geopfert. Jede Reform musa 
der Bequemlichkeit im Besitze des Hergehrachten weichen. 
Hüft das Bedürfniss der Zeit zu einer grossen gemeinsamen 
Thal im Interesse des allgemeinen Volks- und Staatswohls, so 
seheitern nicht selten alle guten Bestrebungen und Absichten 
an der Schwierigkeit einer patriotischen Annäherung und Ver- 
bindung. Dem Staate fehlen die Regierungsniittcl , um mit 
Nachdruck nnd Uonseijuenz auf die Provinzen einzuwirken 
und dieselben tum gemeinschaftlichen Handeln für die gute 
Sache anzutreiben. Die individuelle Verschiedenheit der Pro- 
vinzen, welche eine wohlthntige Belebung des politischen 
Geistes sein kann, bildet sich zuletzt zu einer utomisirenden 
Feindseligkeit aus , in der jede mit zäher oft kleinlicher Lei- 
densehaft von der Staatsgewalt sich zu emanzipiren und eine 
eigene Souverainitat zu gründen strebt. Besteht nicht eine 
Provinz oder ein Theil dos Staates, der durch räumliche 
Grosse, durch Culturkraft und Geist eine thatsiichliche Ucber- 
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legcnheit besitzt und dadurch die übrigen zu beherrschen 
und nach und an sich zu ziehen vermag, so zerstiebt früher oder 
später das ganze Reich. Iiier kann oft nur eine starke, un- 
erbittlich" durchgreifende Centralgownlt retten. 

Dieses: System kann aber aucli an dem Nachtheil der 
Vervielfältigung und Verwicklung der Administration leiden. 
Sehr häufig hindern unzeitgemäße Einrichtungen aus der Ver- 
gangenheit und lächerlicher umständlicher Faitikularismua die 
Durchführung einer Aufgabe. Ein solcher bunter, vielgestal- 
tiger Verwaltungs Organismus bringt zuletzt auch für die 
oberste Staatsregierung seine Schwierigkeiten und Belästigungen 
mit sieb. 

Endlich verringert sich der oben erwähnte ökonomische 
Vorthoil hei genauer Berechnung oft nur zu einer Verein- 
fachung des Finanzgeschäftes, W enn auch die Provinzen viele 
und bedeutende finanzielle Lasten übernehmen und dadurch 
die Finanz Verwaltung erleichtern, so kommt die Administration 
im Einzelnen für sie und schliesslich auch im Ucsaromtresul- 
tat doch viel theurer zu stehen, als wenn sie das bescheidene 
Glied einer ein hei (liehen, grossen Verwaltung bilden würden. 

Dieses System der Administration hat seine II eimath vor- 
züglich in den grossen aus verschiedenen Nationalitäten und 
Stämmen zusammengesetzten Staaten , welche durch die nll- 
mälichc Erwerbung und Verbindung vormals selbständiger 
Länder und Provinzen sich gestaltet haben, auch, sonst in gros- 
sen einheitlichen. Staaten mit schroffen natürlichen Gegen- 
sätzen. Praktische Beispiele hiefür liefern Grossbritanhien,- 
Schweden und Norwegen, Amerika, Oesterreich. Ein treffli- 
ches Muster für dieses System war im deutschen Reich der. 
corporative Gebt des Mittelalters, der sich so gern mit dem 
historischen Rcchto und der Väter altem Brauch und Herkom- 
men begrenzte. 1 ) Ii.. ... ! i - 



■ 1) Deber das Frminilalsystem B. beionders JleAtny über <Iia Stoat.- 
Tarwaltung dantsclier Staatan. Hannover 1S07. S. 36 u. f. 

üerslmr, die Ömudlotiicll der Snauvcrnalluiij. 11 
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§. 42. 
Dea Eoalsyatem, 

Das gerade Gegentheil der besprochenen Einrichtung der 
Verwaltung ist daa Realystem. Hier wird der Grundsatz 
der Gleichförmigkeit und Gleichartigkeit auf« Strengst« fest- 
gehalten. Dio Gcsommt Verwaltung wird nach Hauptgattungen 
der Geschäfte geschieden, ^' welche oberste HebUrden (Mi- 
nisterien) bestellt werden. Diese handeln unmittelbar für did 
sonveraino Öuut*gewRlt, in welcher sie ihren einigenden Mit- 
telpunkt finden und sind weiter noch Unten in leitende Obor- 
nnd voileielende Unterbciiörden nbgetlicilt Eino gleich grosse 
Abhängigkeit verbindet alle Stufen unter einander und mit 
dem höchsten Willen, in welchem jedo Entscheidung, jede 
Handlung bei allen Aemtcrn ihr letetes Motiv findet, sei 09, 
das* ein ausdrücklicher Befehl für einen besonderen Fall vor- 
liegt oder eine allgemein« EntSchliessung für eine Reihe von 
verwandten Fragen gegeben ist. 

Dieser Grundsatz der Einheit und Gleichförmigkeit durch- 
zieht daa ganze Lnnd, so ä«m dieselbe Sacho gleichsam 
Überall durch dieselbe Form getrieben wird. Weder natür- 
liche Gegensätze in den territori eilen Verhältnissen, noch na- 
tionale oder Stammosversthicdonheit haben einen Anspruch 
auf besondere Berücksichtigung und Behandlung. 

Wir haben hier ein künstliches System im wahrsten Sinne 
des Wortes, dessen Theilo wohl berechnet in einander greifen 
und das durch einen Federdruck nach allen Seiten sich in 
Bewegung setzt. Die Gehorchenden kennen nur einen Ge- 
bieter und dasselbe Gosels und sehen sieh au einem Staate 
mächtig verbunden. 

Sehen wir uns nach den guten und schlimmen Seiten 
dieses Systems um, so gewahren wir als eratere folgende: 

Ein solch' gleichförmiger, genau in einandergefügter 
Mechanismus zeichnet sich durch Einfachheit und Schnellig- 
keit der Geschäftsführung aus, und damit geht auch der ge- 
wichtige Vortheil einer wohlfeilen Adnuaistration für das ganze 
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Volk im letzten Rech ntmgs res ul tat Hand in Hand, wenn auch 
äet GesÄmmlstaat eine grössere Last der Amtirung und rela- 
tiv mehr Kosten Übernehmen muss, ab beim Provinz ialsystctli. 

EiÖ weiterer Vorzug liegt darin, daas ein bestimmter 
Plan, ein grösser Zweck zum "Wohle des Ganzen mit Leich- 
tigkeit realisirt werden kann. Eine neue Einrichtung, ein 
ReChtü - 1 lind ' Culturgcscbs kann in ollen La ndcsth eilen rnit 
demselben Mitte! und zu gleicher Zeit als Gemeingut für das 
ganze Volk in's Leben gerufen werden. Auch ist dieses Sy- 
stem dfjh Einführung eonstitntioneller Gesetze und der Wirk- 
samkeit der Volksvertretung gtinttig. Diese ist hier einheitlicher 
nnd steht in unmittelbarer Rcziehung zum Ganzen. Solche 
Vorzüge haben eine grössere politische Gemeinsamkeit, ein 
hSheres nationales Bcwussttein in weilerer Folge. Man darf 
ferner nicht übersehen, dass eine derartige Form und Methode 
au administfiren einen starken Hebel für das Ansehen und die 
Macht der Staatsgewalt bildet. Sic kann Überall und in glei- 
chem Grade der Macht handelnd auftreten, die Beamten an 
allen Orten 1 gleich vortheiJhnft verwenden imd da dieses Sy- 
stem nach allen Richtungen eine weitbin offene Perspective 
gewahrt, Aufsicht und Coiitrole von einem Punkt aus mit 
grosser Leichtigkeit bei vcrhältnissmiUsig geringen Opfern 
üben.') ' • '■' f - ' ''■ ■ '■ ' 

■ Diese Vorzüge tragen aber zum Theii notliwendig den' 
Keim verderblicher Folgen mit s'lcnv 1 ' " : :: ,; ' 

Die -absolflte formelle Gleichheit in der Verwaltung föhrf 
zu emem' rücksichtslosen MechanisnvOs , der nllcS individuelle 
Leben tSdtct. Sie ist nuf eine scheinbare Gleichheit vor dem 
Gesetze, welche zur gröbsten materiellen Ungerechtigkeit sich 
ausbilden kann. Die Anwendung derselben Yerwaltungsmo- 
flrtde in allen politischen Verhältnissen, in denen deutlich die 
■VöWchiedensten Bedingungen gegeben sind , musä das wahre 
Ziel der Aufgabe verfehlen. 

'■ " DJ« strenge GEedsrnrig' ünd tTnfefötdnüng der Behörden, 

l) fÜi !tas Itcais yaiwk .WäWn'u Politik Aa inncran StoiW Verwaltung.' 

BAUS. i. ■'■ ■■- ': - 

\\* 
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das pedantische Aneinanderreihen der einzelnen Amtshandlungen 
■wird den Geschäftsgang verwickeln und erschweren , . daher 
auch vertheuern, besonders aber eine nicht zu bewältigende 
Geschäftslast, bei den obersten Stellen zur Folge Jiaben. : 

■ Ein solches mechanisches System nivcllirt nicht bloss die 
Individualität des Volkslebens, sondern es hemmt aach. alle 
freie, geistige Bildung und Bewegung des Beamtenstandes, 
der nur in einem todten Formalismus zu denken und iu han- 
deln gezwungen ist. / . - . . 

* Sehr häufig wird von Oben aus weiter Ferne ein Gebot 
erlassen, das bei seinem Zielpunkt angelangt mit dem Sach- 
verhalt nicht mein- congruent ist. Die Mittel der Beobacht- 
ung waren den Dimensionen nicht gewachsen und hier stellt 
»ich die Erfahrung, wie bei der Astronomie ein, dass der ge- 
ringste Fehler an einem Instrument oder in der Behandlung 
desselben ungeheure Differenzen erzeugt, wenn es auf sehr 
fern gelegene, coinplicirte Verhältnisse wirken soll. 

Nichts destoweniger ist aber der äussere Beamte gezwun- 
gen, zur Ausführung zu schreiten. So leicht aber i(D Real- 
system ein Vortheil zum Besten dra Ganzen vorwerthet wird, 
so schnell kann ein Uebel in der Verwaltung gern einschädlich 
werden. , 

Durch diese Centralisntion ist ferner alles Leben an einen 
Ort gedrängt. Nicht bloss das geistige und culturlicße Le- 
ben geht \on dort aus und flüchtet sich dahin, sondern auch 
in materieller Beziehung zieht dieses System alles Mark aus 
den Provinzen und führt es der Hauptstadt au. In grösseren 
Staaten ist der Sitz der höchsten Regierungsbehörde für die 
meisten Staatsangehörigen zu entlegen, die dann ohne hühere 
Controle und Stütze den UntcrbchÖrden tiberlassen sind und 
grossen Zeit- und Kostenaufwand daran setzen müssen, wenn 
sie ihr gutes Recht durch eine höhere Instanz festgesetzt und 
vollzogen haben wollen. 

r Endlieh wird durch die rücksichtslose Verletzung der 
historischen Eigentümlichkeiten der an Natur und Charakter 
verschiedenen Landcstheile der wahre politische Gemeinsinn 
und Patriotismus mehr untergraben als gefördert. Die poli- 
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tische Einheit ist nur ein hohles Schema. Denn Sitte, Ge- 
wohnheit, Recht, Sprache und Religion müssen weichen,' uni 
der Einheit und Gleichförmigkeit in der Verwaltung Plate zu 
machen. ■ ' 1 ■ 

Selbst die Gemeinden werden bei diesem Systeme keine 
grosse Selbständigkeit haben können, da ihre Vorstände zu 
reinen von Oben bestellten' Lokalbenmten herabgesetzt sind. 
Es zeigt sieh desshalb in einem Volke; dessen Theile eins 
verschiedene Abstammung und Geschichte haben, nicht selten 
eine starke Opposition gegen eine solche Gebundenheit und 
Fesselung. Diese erhebt sich um so mehr, als die Centrali- 
sation dem Streben nach Absolutismus eine sehr hilfreiche 
Hand bietet. Wir sehen daher sowohl kühne Reformatoren, 
wie Friedrich den Grossen, Joseph IL, als auch gewaltsame und 
gememherrsehsüchtige Naturen diesem Systeme sich zuwenden. 

Der Despotismus , 1 aagt ' Montesquieu, kann durchaus 
keine Mdnnichfaltigkeit leiden, sondern wünscht tiberall 
nur das Eine und Gleichförmige, das ihm gefällt und taug- 
lich ist, seinen Willen so schnell und ausgedehnt als möglich 
zu verwirklichen. Doch kommt es zuweilen vor, dass absolute 
Regierungen mit diesem Systom Communalfrcibeiten undPro- 
vinzialstande gewahren, um ein versöhnendes Surrogat für 
die Nationalvertrotung, die eic nicht vertragen können, zu 

■' ' ' "Erg eboisd. ' 

Dieso Betrachtung tiberzeugt uns, dass Einrichtungen von 
so zweiseitiger Nntur nur einen relativen Wcrfh-haben kön- 
nen. Jedes System hat sein bestimmtes Volk und seine be- 
sondere Zeit, und wenn auch «He Bedingungen für das eine 
oder andere gegeben sind , so ist doch keines in seiner aus- 
schliesslichen einseitigen Durchführung vortheilhnft. Die Cen- 
tralisation würde in ibrer äussersten Schroffheit alle Indivi- 
dualität despotisch negiren und eine Verflachung des Volks- 
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charaktors bewirken; .das rrovmria|system. aber ia seinetftEi- 
trcm einen zersetzenden I'artikularjsmua erseugem, : • .•ttfoir 

"Wir finden auch kein System ganz ausschliesslich in An- 
wendung, sondern eine Mischung beider mit der Priraleni 
das einen oder andern. Bas rrovinzinlsyatem wird besonders 
dann zu empfehlen sein , wenn verschiedene gleich starke 
Yolksatämino zum Staate gehören,, diu wenig oder, keinen 
Charakterzug gemein baben, oder, wenn die Regierung neue 
rrovinaen erwirbt, die an ihrer hwlorischen Ueberlieforung 
mit einem zähen Sonderpatriotismus festhalten., : - ■ 

Ist der Staat in der glücklichen. Lage, aom Volk durch 
nationale Einlieit verbunden zu sehen, so sind q* vielleicht 
natürliche Icrrilorielle Gegensätze, welche dag jfrovjnzinlsjalem 
notbwendig machen. Die Verwaltung hat andere 2wccke in 
einem üebirgslnnd zu verfolgen, andere bei den. Bewohnern 
der Ebene; verschieden sind die Interesson der Jvilstcnbewuh- 
ner und der Binnenländer, der Ackerbau treibenden und der 
gewerblichen Bevölkerung, für Stadt und Land und nach 
dieser Verschio4iinhcit haben sich auch dio administrativen 
Masarogeln zu richten. !) ,....,,] ..i V ^b^mi* 

Diese nationale und provinzielle Gliederung der Verwalt- 
ung, so sehr sie für eine gerechte, und freisinnige Regierung 
geboten «tj muss aber wegen ihres, ecntrifugalen Charakters 
zuletzt durch dio Grundsätze des Rcalsytems ein starkes 
Gegengewicht erhalten. In ihnen müssen die cinzolnen Lan- 
destbeilc nach Oben ihren Einhcits- und Mittelpunkt finden. 
Das Realsyslem soll insbesondere alle jene Interessen ergreifen 
nnd behandeln, welche, um kurz zu sein, einen Zug zur Ge- 
meinsamkeit verrnthen. Hierher gehören dio Vcrfnssungs- 
grundaätze über Eigenen und Freiheit der Person, dio.unmit- 
telbarcn Couseijuenzon aus der dem Staate eigenth Um liehen 
Regierungsfürm z. Ii. das Kirclienpetronat für die protestan- 
tische Kirche k der Monarchie; Criminalgesctze , die Milttär- 
und Steuerpfiicht, dio Lehr-, Lern- und Gewissensfreiheit, 



. \) Stehe oba* fr| Capjtcl »ftur Md fJt*»V I'H I. 



□ igifeed t>y Google 



167 



«abroad die Sprache, die kirchlichen Interessen, ökonomische 
Culturgesetpe du Realsystem nicht vertragen können.!) ■ 

. . Ajle Mittel der Gewalt, einer Sprache in einem Staat 
die Gemeinherrschaft zu erringen, sind eitel, wenn sie nicht 
selbst durch die Macht ihres Geistes das Staatsgebiet erobert. 
Andererseits werden x. B. die slaviscbe und ungarische Be- 
völkerung durch jbre leidenschaftliche Opposition gegen die 
Sprache der deutschen Kation docli nicht verhindern können, 
dass der Geist derselben ihre Nationalität, Culvur und 
Sprache einst unterjoch on und verschlingen wirf. 

Ausserdem hat daB Realsystem vorherrschend seinen Platz 
in kleineren Staaten und solchen, in denen Sitte, Hecht und 
ßtainmeseigenscbaften der Bewohner wie die Landesgestaltung 
keine grosse Verschiedenheit zeigen, dann in solchen, welche 
eine grosse politische Reife des Volkes und einen hohen 
Grad des Vertrauens zwischen diesem und der Regierung er- 
kennen bissen, so dass das Volk manche administrative Auf- 
gabe willig übertragen erhalt und vollbringt, andererseits dio 
Regierung mit Freiheit und Energie vorgehen kann , ohne in 
ein gefährliches Bevorm und uugssy stein eu gernthen oder nur 
die Besurgniss eines solchen zu erregen. 

Unter allen Umstanden muis aber eine ausgedehnte Ge- 
mein defreiheit und Autonomie in dem IleoJsy*tera gewährt 
werden und mit demselben eine starke Nationalvertretung ver- 
bunden sein, welche den despotischen Bestrebungen entge- 
genwirkt. 

Sehr wohl läast sich bei der allgemeinen Nstionslrcprä- 
sentation eine Centrale und ein Beirath für die Provinzen 
und Kreise denken, welche sich auf locale und nationale An- 
gelegen heilen beziehen , wobei der Rath und das Urthoil der 
Eingesessenen nur von Vortbeil sind und dio Kinbeit der all- 
gemeinen Administration durchaus nicht gefährden. Freilich 
mues der Provinz- und Krcisrath schweigend zurücktreten, 
wenn es sieh um allgemeine den ganzen Staat ergreifende 



') ». Korgtntttnt Siemen, YoIVsUiicQ nnd Staat. Bd. T, S. US u. f. 
— J3lunttchti allgemeine» Staat« rocht. Bd. I, S. es u. f. 



Fragen handelt. Kommen dagegen partikulare -Interessen, 

wohl erworbene und begründete provinzielle Rechte ssur 
Sprache, so könnte eine Nichtberücksichtigung oder gar Ver- 
letzung derselben nicht einmal durch den einstimmigen Be- 
schlussdcr gesummten Na tlo n alvertrc tu ng gerechtfertigt werden. 1 ) 
Zus. 1. Die "Wahrung und Schonung der provinziellen 
Interessen kann auch zur Uebertreibun™ werden. Es ist 
kleinlieb und unzweckmäßig, Uobcvrcsto historischer Ver- 
schiedenheiten, welche die fortschreitende Cultur unauf- 
haltsam zerstören wird , durch äussere Einrichtungen fUr 
alle Zeiten retten zu wollen. Besonders gefehlt ist es', Gfe- 
ricbt.''Sprengel und Verwaltungsbezirke nach historischen 
Gesicht-pnnkten abzutheilen. Wozu soll es dienen, da 
dooh allen Stämmen dasselbe Vcrwaltungssystcm gemein- 
sam ist? Die Zweckmässigkeit der Administration wird 
verbindert, man geräth in Widerspruch mit den territo- 
ricüen Verhältnissen und diess um so mehr, Venn die 
Grenzen der Stamm es Verschiedenheit sich bis Mir Un- 
kenntlichkeit in einander verlieren. 

2. Man kann eine Begründung verlangen für die Behand- 
lung formnler Punkte aus der Verfassung in einem Werke, 
wolebc3 sich dio Entwicklung der materiellen Grundsätze 
der Staatsverwaltung zur Aufgabe gestellt hat Wir kön- 
nen hiefür nur auf die Wichtigkeit jener verweisen. Ei- 
nige der hier behandelten Capjtel aus dem formalen Ge- 
biet der Einrichtungen des Vcrwaltungsorganismus haben 
einen so grosson Werth für die materiellen Grundsätze 
der Administration und stehen mit diesen in so naher 
Beziehung, dass eine Besprechung derselben im allgemei- 
nen Theilc unseres Werkes vollkommen gerechtfertigt 
ist Man milssto denn die Wiederholung von Zwischen- 
crörterungen und Neuenbemerkungen am speciellen Orte, 
wo sich jene wichtigen Formfragen aufdringen , der vor- 
liegenden Methode vorziehen. 



- ') o. Jto« Encyclo pädia der Staate wiBBrnsctiaHtn. 5. Hl «. f. — t. 
Hattert Lehrbuch den Vernunfirucht«. EJ. II, 3. 28'J n. f. 



ZWÖLFTES CAPrTEL. 

Von der Gliederung uiiil Abslaftuig der Behörden. Bu- 
reau- und Collegialsysfeiii. 

" ' ." §. 44. ■ ' " t 

Allgemeine*. ■ , , 

Das GesetK der Arbeits thcilung ist eine Erscheinung der 
höhdrert Cultur. Es hat seine Bedeutung nicht bloss im Be- 
reich der Gütcrwelt, sondern es ist auch fllr das geistige 
Leben eine Bedingung des wahren Fortschritts. Dort ist es 
das erste und wichtigste Gesetz, welches allein die ungeheuere, 
durch die Kultur gesteigerte Aufgabe der Nationalwirtschaft 
en lösen vermag. Aber auch der Beruf des Staates wachst 
mit der Kultur an Schwierigkeit nach Inhalt und Umfnng 
und fordert die Theilung der Berufs thatigkeit, um die Grösse ' 
der Aufgabe zu überwinden. 

Freilieh ist die Gliederung der Arbeit in der "Wissenschaft 
nnd Politik von ganz besonderer Art, wenn auch dio Folgen 
derselben in diesen Gebieten den Vortheilen in den anderen 
allgemein gleich stehen.'} Die Wirthschaft, welche viele 

'j Adam Smith Unterau chuDgcn üb«r Uni Wcien und die Ursachen di« 
Natfonfllreichthurns. Deutsch TonSÜraer. Bd. I, S. 11 u. f., Bd. I, chap. 1 
n. t — Bau Grandsütio dtr YnlkBwtbschnfttkhrc. S. Aufl. S. 130 u. f. 
Solcher System der Volkswirthscbaft. Bd. I, 8. 76 u. f. der 1. Anfl. 
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mechanische Beschäftigungen enthält, ist durch die Einseitig- 
keit der Arbeitsteilung nicht so grossen Nachtlieilcn ausge- 
setzt, als die Wissenschaft, ein organisches Reich. Diesem 
können durch den geistlosen Mechanismus , welcher durch 
eine extreme Absonderung der Beschäftigungen bekanntlich 
entsteht, die verderblichsten Folgen bereitet werden. „Audi 
liier bewahrt Meli der S&lz" . sagt llosclicr, „dass jede über- 
mässige Arbeitstheilung, wo der weitere Zusammenhang und 
tiefere LebcnsgruiKl aller Wisf-ciiM-liiiftun uns dem Bcwussfscin 
verschwindet, die geistige. Gesundheit und hYrrilieit untergräbt.' ') 
Es ist also das erste Erforderniss, dass sich durch die Glie- 
derung der Arbeit in der Wissenschaft der rotiio Faden dor 
organischen Einheit und Tutalitiit niler Wissenschaften als eine 
leuchtende und leitende Idee hindurchzieht, dann wird die 
Berufe theihl ng segensreich wirke». Dieses Erforderniss mues 
um so gewissenhafter beobnehtet werden, als die Arbeitstheil- 
ung für die Wissenschaft nun auch unvermeidlich geworden. 

Auf einer niederen Eiilwii'klniiir.-shife des geistigen Volks- 
lebens ist es keine grosso Kunst, Meister in allen Wissen- 
schaften zu sein. F.s gehört die Zeit noch nicht lange der 
Vergangenheit im , in der jeder Professor alle Disciplinon sei- 
ner Fakultät gelesen , in der jeder Vorwaliungsbenmto in 
sämmt liehen Zweigen der Administration fungirte. Allein die 
Polyhistoren und Univoi'Kalgenic's verschwinden immer mehr. 
Www hio und da eine seltene eminente Bogabung qin 

grosses Wissensgebiet theoretisch beherrscht, so sind doch in 
dar Pr»xia die Ünirersalgenie's einu physisohu Unmöglichkeit 
geworden. Ein literarische? Zeichen Mileher liillicr gebildeten 
Zeit sind viele cncvclopädiscbe und lexikonnrtige Werke Sie 
sind eine notliwendigfl Ergänzung der einseitigen Borufsiheil- 
ung, durch das Seitenstiick derselben, der Arbcitsver bin düng 
entstanden, um den Sinn für das Allgemeine und Ganze «u 
geben. Von den geistlosen, verflachenden Universal werken 
für die Modcbildung wollen wir nichts wissen. 

Auf der niederen Bildungsstufe wird leicht jedes Werk 



') Befehlt- 1. tt S. Bö, u. 2. 
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zu einer Eflejciopädie , weil, es ein Geringesist, das gesammto 
■Wissensgebiet mit einem Bück m beherrschen. ' , ■ 

§- 45. 

,' f . Von der Gliederung der Behörden.. , 

Für den Stnatsberuf Terkngen wir nun folgende Glieder- 
ung. Die Staatsgewalt muBS nach den Hnuptgnttungcn ihrer Thii- 
tigkeit oberste Organe ihres Willens schaffen {Ministerien). 
Zu diesem Zwecke theilt man im Allgemeinen die Staatsver- 
waltung in eine äussere und innere. Diese zerfallt Weiter in 
die speeifisch verschiedene Richtung der Justiz- und der Ad- 
ministration im engeren Sinn. Die letatere kann wieder in 
die Zweige des Kultus, der Finanzen, der Volks Wirtschafts- 
politik und des Kriegswesens geschieden werden. Auf 
diese Weise haben wir sieben oberste Organe für die Staats- 
gewalt gefunden. Die Abtheilung für die Polizei haben wir 
absichtlich übergangen; sio ist ebenso schwankend, wie ihr 
Begriff geworden. ■ *'' 

' Ktir die Volks wirthsehaft finden wir nicht immer ein bel- 
lendem Departement, sondern sie wird oft mit der Polizei 
dem Ministerium des Inneren im engeren Sinne Überwiesen 
(Sachsen, Baden), oder es wird ein Zwitterding von Ministe- 
rium und Sektion geschaffen, das einem der übrigen Chefs 
anvertraut wird (Bayern). Und doch kann man behaupten 
ohne materialistisch zu sein , dass in unserem ökonomischen 
Zeitalter ein -Ministerium der wirtschaftlichen Interessen ebenso 
nothwendig und wichtig ist, wie das fllr Kirchen- und Schul- 
angolegcnheitcn , vorerst abgesehen von der Grösse des Landes. 

In manchem Staate sind mit grossem sachlichen Interesse 
besondere Departements sowohl für Handel und Gewerbe, als 
auch für die landwirtb schaftlichen Angelegenheiten ausgeschie- 
den (Preussen). ') Zuweilen findet man die obigo Reihe durch 
besondere Ministerien flir Bauwesen , für die lliinzangclegcn- 

,')SoU Handbuch dor vwgloica enden SUtätik der Völkonuiituida- 
und ÖUmtaakunde. 3. Ann. S. 118. 
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tieften, fllr die Marine vergrlissert, wie es eben der Umfang 
und die Lage des Landes erheischt. ') ' 

Jedem dieser Gebiete muss ein selbständiger Vorstand 
mit strenger Verantwortlichkeit gegeben werden. 

"Wir fassen uns nicht tiefer ein auf die unhaltbare An- 
sicht, ■welche nur ein Gesnmmtministei-iurn mit einzelnen ab- 
hängigen Sektionen empfiehlt, dem nur ein verantwortlicher 
Chef gebieten soll. Diese Einrichtung widerspricht dem Grund- 
satz der Arbeitsteilung und würde in der Verantwortlich- 
keit und Geschäftsführung eine erdrückende Last auf das Haupt 
des einen Ministers wälzen. 

Db die einzelnen Ministerien selbst verschiedene umfang- 
reiche Geschäftszweige enthalten, so können sie in Sektionen 
mit einem besonderen Referenten gegliedert werden, der auf 
Befehl des verantwortlichen Ministers und in Abhängigkeit von 
ihm handelt. ») 

Statt dieser Abtheilungen in den Hauptdepartements zieht 
man für wichtige umfassende Verwaltungsgegcnstiinde soge- 
nannte Ccntralbchörden vor, die eine besondere Stellung an 
den Ministerien und den unteren Behörden einnehmen. Sie 
sind hauptsächlich dazu bestimmt, den unmittelbaren Verkehr 
«wischen der Kegierungsgewalt und dem äusseren Leben und 
den unteren Behörden zu vermitteln und man glaubt, dass 
er dadurch jam einfachsten und schnellsten hergestellt wird. 
Diess ist jedoch irrig- Sind die CentralsieJlen den Ministerien 
gleich geordnet, so führe man sie als solche auf; wozu die 
Mannichfaltigkeit in der Einrichtung und Benennung von Be- 
hörden? Auch die Ministerien und ihre Sektionen können 
nöthigen Falls mit den Elcmentarbeamten verkehren, -wenn 
es ihnen beliebt. Sind sie aber dem Ministerium untergeord- 
net, so hat man doch Mittelbehüiden geschaffen, die gegen 
die andern den Nachtlieil hauen, dass sie aus der Feme re- 

') tfofcftui Politik der inneren Stiutnerwihuni;. Bd. I, S. 30 q. f. 

t) Sioho noch über die Haupinvcigo der Admiuislration r. Äulrtcl 
Lerbach de» Vtrnunftrcehts. Bd. II, S. SOS a. f. - f. Mo« die Polkei- 
winHiKlinft nach den Orundsäticn des Reehtwtnnles. Bd. II, 8. 543 o. f. 
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gieren und die fragliohen Angelegenheiten sämmüich anf 
einem Punkt Concentrin. Dieser UniBtand macht eine un- 
verhaitnissmässig starke Besetzung ufkhig und verursacht eino 
Verwicklung der Geschäfte. ') 

§.4*' ■ ' • : 

Vom Staatsrat he. 

Eine andere wichtige oberste Bohürde ist der Staatsrath, 
dos Ephorat der Spartaner, der Senat der Römer. Er soll 
aus einer Elite von Staatsmännern gebildet, ein Ralh der 
Weisheit und Gerechtigkeit in den wichtigsten Angelegenhei- 
ten des Staates sein. Er steht mit dem Ministerium nach 
formalem Rechte in derselben Rangordnung, aber moralisch 
darf man sagen ist er über demselben erhaben. Denn seine 
Hauptaufgabe ist es, das Mass der Regie rungsgewnlt der 
Minister zu überwachen und das Urthoil Uber ihre Verant- 
wortlichkeit zu fällen, wozu weder der Monarch noch daa 
Volk dio wahre parteifreie- Stellung einnehmen. ' 

Der Staatsrntli ist theüs beratlicnde, theils entscheidende 
Behörde. Die wichtigsten Gegenstände, welche ihm in jener 
Eigenschaft zustehen, sind Entwürfe der Gesetzgebung, der 
General finanze tat, Beschwerdon der Kammern wegen Vcrfass- 
ungs Verletzung, Indigenatangelegenheiten, ferner Controversen 
beim Vollzug der Gesetze, Competcnzconflikto der Ministerien, 
die Organisation der Staats anstatten , allgemeine organische 
V er wnltungs normen, Beschwerden wegen Amtshandlungen doc 
Minister. 

Als erkennende Stelle entscheidet J ) der Staatsrath vor- 
züglich über Recurse der Staatsangehörigen wegen Kränkung 
wohlerworbener Rechte, in Exproprintionssaclien , in admini- 
strativen Streitsachen , in Coropetenzconfliktcn der unteren. 

i) Siehe, »och ilqUhu, L 4. 3. 11 u. f. 

■) In Bayern wird dio Ucratbuiig in rechtlich no iL wendige und müz- 
licho d. h. Begutachtung (eKhi*den. PSjJ Lehrbuch des biverUchon Vor- 
HBltungnochti. 8. 100 o. f. . . ... 
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Behörden, ferner Uber Rccurao der Staatsbeamten gegen Brrtif- 
verfügungen der Minister, der Advokaten wegen Disciplinnr- 
strafen, endlich in der Frage, ob ein Staatsbeamter vor Ge- 
richt ku stellen sei. 

Die Noth wendigkeit und Zweckmässigkeit dieses Instituts 
ist in der Theorie und Praxis ausser Finge. Besonders ist 
die der Regierung zustehende Initiative der Gesetzgebung 
durch eine Behörde bedingt, welche- Umsieht und Reife der 
Beurthcilung, Freiheit und Würde in Bezug auf Stellung in 
einem höheren Grade, als dies, hei anderen Behörden thunlich, 
ist, iu sich vereinigt ■ ! ■ . , 

Der Staatsrath ist in der Regel aus den königlichen 
Prinzen , den aktiven Minister]) , den höchsten Kren- und 
Staatsbeamten, dann aus den vom Monarchen zu StaatsrKtben 
ernannten Männern zusammengesetzt und wird von dem höch- 
sten Träger der Staatsgewalt, dem Könige, eventuell auch 
dem Kronprinzen geleitet. Dieses Institut, welches HM 
in England unter dem Kamen Gohcimrath begegnet, rindet 
sich in den meisten monarchischen Staaten der neueren Zeit 
Es wurde in der besprochenen Eigenschaft und MachtbefUgniss 
in Frankreich durch die vierte Constitution vom 13. Dezember 
1799 und 18. Februar 1800 zuerst ins Leben gerufen..') 

i «• '' 

! Von dar Abstufung der Behörden. 

Die obersten Organe, die Ministerien, thcilen sieh nach 
Unten in obere, leitende Miftelbchurden und münden in den 
Untersten vollziehenden Aemtern aus. 

In jenen laufen wieder mehrere llauptgattuogen der Ver- 
waltungsgeschäfte zusammen, die erst in den üussersten Stellen 
eine Trennung erfahren. Das Justiz- und Kriegs minister! um 
haben immer ihre eigenen Jlittelbehürden, während die conimer- 
ziellcn, polizeilichen, finanziellen und Cultus-Angeiegenheiten 
in einer gemeinschaftlichen Oberbchörde wieder zusammen- 

>) BlnnUclM Allgemeinem Staatereclil. Bd. II, 6. IS7 O. f. t>. ÖoÄet* 
Lutubuch de» Vernunfttechls. Bd. II, ö. SOI ü. f. ■' ■ 1 ' " 
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troffen. Eine solche Verbindung ist liier thunlich, da der 
territorielle Umfang: der Compctenz wie die Grösse der Ge- 
schäftslast in den Kreisen, welchen diese Behörden vorstehen, 
bedeutend abnimmt. 

Ihre Aufgabe besteht vorzüglich darin, die administrati- 
ven Angelegenheiten der Provinzen au ordnen , die unteren 
Volbsugsstellen tu controliren, Beschwerden und Hccurso ge- 
gen dieselben zu bescheiden, auch selbständige administrative 
Anordnungen und Jiu (Schliessungen in einer meist streng zu- 
gemessenen Greiwe für ihre Landcsabthoilungen an geben. Für 
die obersten Organosind sie natürlich selbst vollziehende Behörden. 

In Beziehung auf jene Grenze verlangt das Princip des 
Ptovinzialsystems nach selber guten Seite hin eine grössere 
Freiheit und Macht für die minieren Regierungsbehörden; 
denn sie stehen den Verhältnissen des Landes naher, können 
mit unbewaffnetem Auge die Ursachen mancher Missstiindo 
leichter entdecken und daher auch mit grösserer Sicherheit 
dio entsprechenden Mittel dagegen in Anwendung bringen. 
Schnalle Hilfe ist in den meisten Füllen die beste, die aber 
leider durch den umständlichen und schleppenden Geschäfts- 
gang oines bureaukratischen Formalismus häutig verloren geht 
Unsere leitenden Oberbehörden haben zwar eine grosse Frei- 
heit und Macht; allein sie ist nur eine negative, welche in 
einer herrschsüchtigen bureaukratischen Beschränkung, Verfolg- 
ung, ja Quälerei der unteren Behörden sich Bahn zu bre- 
chen sucht. 

Da in den Mittelbehärden wieder mehrere Hauptgattun- 
gen von Verwalttmgsgegenstanden Husammenfliessen, so ist diu 
geographische Grosso ihrer Gebiete von Wichtigkeit Man 
kann hiebei keine bestimmte Forderung stellen. Wohl aber 
üt durch die Erfahrung bestätigt, dass die Einteilung in 
Kreise von drei- bis viermal Hunderttausend Seelen die zweck- 
maasigste ist Kleinere Bezirke vermehren den Aufwand an 
Personal und Geld, und grössere rücken das Interesse das 
Landes and die Regierungsbehörde wieder zu -weit aus- 
einander. 

In Betreff der Vereinigung mehrerer Hauptinteresses der 



Verwaltung au den Mittelstellen haben wir uns miEsbilb'gend 
gegen die Einverleibung einer Finanzknmnicr in die Rcgier- 
ungsbohürdo zu wenden. Jene gehört nicht in das Bereich 
der Itcglorung im eigentlichen Sinne, sondern: ist nur eine 
Steuer- und llechnungsbuhorde, welche die Aufsicht und An- 
ordnung in Botreif der Gewinnung und Verwendung der fi- 
nanziellen Mittel, die Prüfung der einschlägigen Verrechnungen 
zum Gegenstand hat. , -RWttejjl« 

Ein besonderer Misssland dieser Einverleibung liegt aber 
darin, doss bei den unvermeidlichen Collisionen zwischen den 
Anordnungen des eigentlichen Rcgiorungideparteraonts und der 
Finanzkummer die alte ewige Wahrheit: Niemand kann Dich- 
ter in eigener Sacho sein, aufs Offenste verletzt wird; denn 
beide Kammern sind Theilo ein und derselben entscheidenden 
Gewalt. Eine Vereinigung beider Abtheilungen zu einer Plc- 
nar Versammlung in gemeinsamen Angelegenheiten wäre nur 
ein zweifelhafter Vortheil, da schliesslich doch die erstere, 
meist stärker besetzte oder ihr Vorstand entscheiden würde. 

Ferner dürfte noch eine gründliche Jleform der Finanz- 
organe dadurch vorgenommen werden, dass die aus den Fi» 
nonzgosetzen Ii er vorgehenden Ilcchtsfragon von der eigentlichen 
Fiuanztechnik getrennt würden. Nur diese gehören den Rech- 
nungsbehörden, jene den Gerichten , oder wenn es die beste- 
henden Einrichtungen nicht anders gestatten, den eigentlichen 
Regierungsbehörden. Es ist wahrlich ein lächerlicher Wider- 
spruch, wenn den Finanzämtern, wie es häufig in der Praxis 
geschieht, die Entscheidung über eine zweifelhafte Abgaben- 
pflicht qualitativ oder quantitativ übertragen wird. Dass sio 
immer nur pro fitco entscheiden, ist erklärlich. 

Die unteren äusseren Aemter stehen nun mitten im Leben 
und haben das Gesetz und die Anordnungen der höheren 
Stellen in demselben unmittelbar zu verwirklichen. Die Macht 
befugniss selbständiger unabhängiger Direktiven ist bei ihnen 
eine sehr beschrankte und steht ihnen höchstens in Fällen der 
echten Noth zu, wo eine schleunige Abhilfe dringend geboten 
erscheint. 

Dio äusseren Aemter sind entweder wirkliche Staatsbe- 
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hörden oder auch städtische Gemeindeämter, welche an der 
Verwirklichung der Stahtazwecke Antlieil nehmen und jenen 
coordinirt sind. Es sind den Communalämtorn meist nur rein 
administrative Aufgaben' gestellt und höchstens die niedere Straf- 
polizei anvertraut, was freilich nicht zu billigen ist. 

Unter de" äusseren staatlichen Behörden stehen die Aem- 
tei- der kleineren Gemeinden, welche als die letzten Mandatare 
der StsMagewalt in den öffentlichen Angelegenheiten thä- 
tig sind. ''■ -> ■', ■ 1 i 

Bei der Bildung, der äusseren Staateämter ist nun die 
Festsetzung der Grösse ihres Bezirks,') ihro Besetzung und 
die. Geschäftetheilung von 'besonderer Wichtigkeit 
- - Zu kleino Bezirke verbieten sich durch den unmässigen 
Aufwand von Personal- und finanziellen Kräften von selbst 

Zu grosse Bezirke verursachen den Untcrthanen wegen 
Entfernung des Amtssitacs viele Unbequemlichkeiten und Be« 
lästigungon und führen selbst bei starker Besetzung eine Ge- 
schürte Verwicklung und Ueberhänfung herbei- Kino übermäs- 
sige Anstrengung der Beamten ist aber die verkehrteste Spar- 
samkeit; das ist nur der beste Weg, sie wissenschaftlich und 
moralisch eu ruiiiircn, besonders wenn noch eine schlechte 
Honorirung neben her geht Der überladene Beamte admi- 
nistrirt am schlechtesten. Entweder thut er Alles und Jedes 
mir halb, oder er erfüllt einige Aufgaben vollkommen, dann 
bleiben die andern liegen. 

" >- - ■ fr'4S. ■ ■ ■ 

, Von der Trennung der Justiz und Administration. 

Bei der Frage mich der rechten Geschäfts theilung in den 
Untevbehörden drängt sich uns vor Allem dna Thema Uber 
die Trennung der Justiz und Administration auf. Die Theorie 
not ihre grossen Vorzüge und' ihre Notwendigkeit ist längst 
schon anerkannt. Allein die Praxis windet sieb nur schwer- 
fällig von der mittelalterlichen polizei staatlichen Verbindung 

0«r l tn«r, illo QmndLotiniii dir SlHliTer.Uin«. 13 
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der administrativen und der Justizgewalt Jos. Wir wollen 
die viel gelesenen und besprochenen Grunde dieser Trennung 
nur kurz des Zusammenhangs halber berühren. "i-riitnoi« 

Der erste Grund liegt in der qualitativen Verschiedenheit 
des richterlichen und des administrativen Amtes. Jenes er- 
fordert eine rein kritische Thätigkeit nach dem positiven Ge- 
setz des Hechts und der Gerechtigkeit, dann Freiheit und Un- 
abhängigkeit von der Staatsgewalt, ebenso Un Verantwortlich- 
keit in Bezug auf den richterlichen Urteilsspruch. Dieses, 
das administrative Amt, ist handelndes, vollziehendes Organ 
des feststehenden Gesetzes, muss in strenger Abhängigkeit 
von der Staatsgewalt stehen, deren absoluten Willen es im- 
mer zu verwirklichen hat. In der Justiz nimmt die Staats- 
gewalt eine dienende, in der Administration eine gebietende 
Stellung ein. Aufgaben von aolcher Verschiedenheit an Cha- 
rakter und Geist setzen auch spcoifisah verschiedene Fähigkei- 
ten, Kenntnisse und Geschicklichkeit voraus. '.\:ii.aäBlÜ 

Eine Trennung dieser beiden Gebiete bat natürlich alle 
Vortheile der Arbeitst hei lung. Ein Beamter, der seinen An- 
lagen entsprechend, einem dieser Gebiete steh ausschliesslich 
widmen kann, wird schneller und besser amtiren, auch früher 
eine grössere Uebung und Erfahrung erlangen. Hat er aber 
nach beiden Richtungen tbStrg zu sein, so tritt leicht eine 
Geschuftsüberbürdung ein, er wird oberflächlich arbeiten und 
die Principicn der verschiedenen Aufgaben verwechseln. Als 
Richter wird er in administrativen Dingen zu langsam und 
umständlich, als Verwaltungsboamter in Rechtssachen zu flüch- 
tig und gewaltthätig sein. Das Hecht wird der Willkür un- 
terworfen; der Richter verliert einerseits die ihm nothwendige 
Unabhängigkeit und trübt andererseits die Gewalt 

Bildet ferner eine Sache in einem Gebiet eine Vorfrage, 
in dem andern den Gegenstand der endlichen Entscheidung, 
so fohlt dem Beamten, welchem beide Aufgaben gestellt sind, 
die nöthige Freiheit und Unbefangenheit. 

Endlich würde durch eine klare Scheidung und scharfe 
Begrenzung der Justiz und Administration das nachthcilige, 
wuchernde Unkraut der Competcnz-Streite. mehr verdrängt 
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wdrdeH. Je mehr die Gebiete ineinanderlaufen, desto himfiger 
müssen Zweifel und Controversen über die G rennen entstehen. 
Es mag vielleicht der Nachtheil der Kosten Vermehrung durch 
die Einführung der Trennung und die Beschwerlichkeiten der 
grösseren Amtsbezirke zu beklagen sein. Allein diese- Schat- 
tenseiten verschwinden gegen die grossen unberechenbaren 
Vortheile der schnelleren Prooessführung, der besseren Ur- 
teilssprüche, der zweck massigeren und vollkommeneren Admi- 
nistration überhaupt. Wie viele Beschwerden, Reeurse lind Appel- 
lationen werden nach der Trennung weniger nothwendig sein. 

Schliesslich sind dio finanziellen Ersparungen durch die 
Vereinfachung des ganzen Geschäftsganges und die mögliche 
Verminderung des Beamte nstan des nicht gering anzuschlagen. 

Alle diese Vortheile kommen im letzten Rechnungsresul- 
tat nur dem Volke zu- 1 ) Will man aber dieselben erreichen, 
dann führe man eine gründliche Scheidung durch, keine 
Halbheit, wie es in Baden und in Bayern bisher der Fall 
war, wo die Trennung nur in den Nebenbeamten verwirklicht 
war, die Vorstände aber doch beide Gebiete beherrschten. 
Solche halbe Reformen verdoppeln die Nachtheile des lieber' 
gangs prozesses und verderben die Sache selbst- 1 ) 

In den einzelnen Gebieten kann die Arbeitsteilung weiter 
fortgesetzt werden. In der Justiz ist es nothwendig, zwischen 
freiwilliger und streitiger Gerichtsbarkeit zu unterscheiden, weni- 
ger dringlich ist es, dio Criminal- und Civiljustiz zu trennen. 

Unsere Forderung der Geschäftsth eilung ist aber nicht 
bloss auf dio augenfälligsten Rechtsfragen gerichtet, sondern 
sie geht noch weiter. Die Administration besitzt noch viel zu 
viel Rechtsgebiet, das ihren Händen entwunden werden muss, 
und andererseits muss der Justiz noch manches lästige Ver- 
waltungsgcschöft abgenommen werden z. B. das Curatel- und 
Verlassenechaftswesen, 

1 Ist es etmsequent, dass man das ganze Staats- und Kir- 

i) b. UM die Poliisiwlsiunsdiaft. Bd. II, 8. 6H a. f. — p. RolUck 
Lehrtiucli iai Vornuufucchts. Bd. II, S. 201 n. f.. ,- , , , :' 

VaeriAtevcrffe». C Bayern v. L Juli 1816 u. TallnigrinUr. t. Ii 
Alf. 1857. 
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chearoobl, Polizei- und Finanzrecht der Verwaltung da, oder 
dort überantwortet? Welcher vernünftige Grund spricht da- 
für, dass man die Entscheidung über die Pflicht des Patron us 
zur Kirchenbaulast, «her ' streitige- MilitSrpflicht, oder Uber die 
Recursc gegen omo ungerechte Besteuerung oder gar über 
Entschiidigungsiklagen eines Autors wegen Verletzung des gei- 
stigen Eigentums') den AdminiStrativbohörden anheimstellt? 
Kein anderer, als dass es nun einmal so herkömmlich ist. Der 
Grund, (fass in solchen administrativ - contcntiöBon Füllen das 
öffentliche Wohl in Frage stehe, auch Billigkeit und Zweck- 
mKssigkeit Entseheidongsgründe hiebe! abgeben sollen, ist ganz 
unzulänglich. Das öfl'entliche Wohl kann auch von der Ju- 
stiz gewahrt und jene Motive auch von ihr erwogen werden, 
um so mehr als dergleichen Beweggründe ohne gesetzliche 
Basis ohnehin kein Gewicht haben. Man gebe nur ein billi- 
ges und 1 zweckmässiges Gcsefz, dann wird der Spruch des 
Gerichts schon ^icligoniiWs gefallt werden. Man könnte nur 
den Einwand machen, die Administrativgewalt werde beein- 
trächtigt, wenn man ihr die Entscheidung in dergleichen Fra- 
gen entzöge. 2 ) Hier kommt es freilich auf einen unfrucht- 
baren Streit über die Grenzen der Administrativgcwalt hinaus. 
■ ' ,; Wir' haben 1 bisher 'nur von emer' dreffachen Abstufung 
der Behörden gesprochen, und diese wird auch in den meisten 
Fallen genügen. Durch einen drei Grade nassirenden In- 
staneenzug ist der wichtigsten Sache alle mögliche Würdigung 
zu Ihail' geworden. 

Das Institut der Akten Veraendung, die verzerrteste Carri- 
katur Ton Process in unserer Zeit, ist glücklicherweise dem 
völligen Verschwinden nahe. Es ist ja die Zeit, wo sie 
wegen des Mangels na Gerichtshöfen in Deutschlaed notwen- 
dig war, vorüber. ' "'" ' 

Es muss Bich jedoch die Rangordnung nicht bloss anf 
drei Grade beschranken, sie kann sieh auch auf vier ausdeh- 
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neu. 8a ist es z.B. sehr zweckmässig , für. die unwichtigen 
geringhaltigen. GegensKndo eine vierte Untcrbehördo zu bil- 
den, für welche die nächst höhere die zweite und letzte In- 
stanz abgibt. Diese seihst ist dann in wichtigeren und be- 
trächtlicheren Dingen die erste Instan» unter duoien.') 

. ■ - A. ■ §..49. " -v. . 

. . - Das Bureau- und CollegialBystem. 

Wir kommen niin va der Frage Über die Methode der 
Geschäftsbehandlllng bei den einzelnen im Organismus stehen- 
den Behörden. Die Methode' ist eine zweifache.' Entweder 
■wird nach dem Einheits (Bureau-) oder nach dem Collegial- 
sysfem amtirt. ' '' 

Nach jenem ' befindet sich nur ein TIauptbeamtcr nn der 
Behörde, vim dem allein alle Beschlüsse und Anordnungen 
Atisgehen und linf den allein alle Verantwortlichkeit zurück- 
fällt. Die Übrigen Beamten sind nur seine Gehilfen. In 
diesem Sptrm werden die Gegenstände unter ilem Vorsitze 
eines Chefs von mehreren Beamten bernthen, durch Stimmen- 
mehrheit entschieden und die letzte Ausführung jenem über- 
lassen, der bei Stimmen gleirhheit das Entscheidungsrecht hat. 

Indem' wir die guten und schlimmen Seiten der beiden 
Systeme abwägen, werden wir finden, in welchen Fällen sich 
das eine oder andere empfiehlt "' 

Daa 'Coneginlsystem hat folgende Vorzüge; " ' "" 
' "' Iri den' Collegien findet eine' gründlichere, Vielseitigere 
Untersuchung, Erörterung und Verbescheidung statt; die De- 
batten in denselben sind eine Quelle der Erfahrung und bilden 
festere Grundsätze für die Praxis aus, daher auch von den 
Collegien die meisten usuellen Normen für die Amtirung her- 
rühren; für die jüngeren Beamten und Talente sind sie eine 
gute Schule der Praxis; die einzelnen Mitglieder üben Con- 
trolo über sich, beschränken sich in der Willkür und leisten 
eine gegenseitige Bürgschaft für gewissenhafte gute Amtirung 
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und für ihre eigene Integrität; es werden daher leichter Miss- 
griti'e, "Widersprüche und Collisioncn vermieden, und es findet 
im Ganzen ein einheitlicheres Verfahren statt. Die Mitglieder 
haben die ermunternde Aussicht auf stufenweise« Vorrücken 
und Verbesserung ihrer I-age, und es zeigt »ich in den Col- 
legien ein würdigerer Verkehr, ein besseres Einverständnis, 
gegenseitige Unterstützung und mehr Berufsfreudigkeit unter 
den Beamten. 

Dagegen dürfen wir nicht übersehen, dnss in diesem 
System den geringeren Sachen auf Kosten der wichtigeren 
leicht zu viel Aufmerksamkeit und Zeit zugewendet wird, das« 
die hier nothwendige Einrichtung der Referate grosse Nach- 
theile zur Folge haben kann. Der lieferen! verlässt sich 
gern auf die übrigon mitsti nun enden Collcgcn, diese wieder 
zu sehr auf jenen. Bei der Anzahl und Mannichfalügkoit der 
Geschäfte , welche zum Vortrag gebracht werden messen, 
wird ferner das Interesse leicht abgeschwächt, der Geschäfts- 
gang erschwert und gedehnt- Das Sprichwort: „Viel Köpfe, 
viel Sinn" wird in den Collcgien oft trefflich aufgeführt 
Statt Energie zeigt sich Schlendrian, statt Ordnung Pedantis- 
raus und die sonst 1 oben s wert lic Cunstantheit der Praxis geht 
in geistlose Starrheit und träges Festhalten an Gewohntem 
über. 1) Endlich wird die Ilcnlität der Verantwortlichkeit 
durch ihre Zersplitterung auf Mebrero bedeutend geschwächt 
Zu dem Allen kommt noch der Einwand des Finanzmanns, 
der sich über die Kostspieligkeit des Systems besehwert. s ) 

Gehen wir auf das Burcausystem ein, so zeichnet sich 
dasselbe vorzüglich durch dio Einheit, Energie und Conso- 
quena in der Anordnung und Durchführung einer Aufgabe 
aus. Der Geschäftsgang ist rascher und bestimmter. Es fin- 
det keine Berathung statt. Nur Einer beschücsst und: gebie- 
tet, die übrigen müssen schweigsam und pünktlich gehorchen. 
Ein grosses Talent kann als Vorstand eine erfolgreichere Thä- 
tigkeit cntfaJten. Der Verkehr der Beamten verschiedener 



') r. Höht EnevclopWic dor Staat« wiss«i»cliaf tan. S. 640. 

*) Aen*»i«yFrco»«t.aridluiu>lu!t. 18iO. - ].c& lO,n.l. 



Digitizod ö/Coogli 



Geschäftszweige ist einfacher, häufiger; es stehen die Unter- 
beamten besserzur freien Verfügung des Chefc, der Chef leichter 
den Oberbehörden, diese dem Machthaber zu Gebote. Da- 
durch kommt in die ganze Verwaltung mehr Einheit und 
Sicherheit Schliesslich ist die Wohlfeilheit und die grössere 
Realität der Verantwortlichkeit, welche auf einer bestimmten 
Person ungethcüt und unnachsichtlich lastet, hervorzuheben. 

Dagegen ist dieses System ■ der Gefahr der "Willkür und 
Uebercilung in der Verwaltung . ausgesetzt Die vollständige 
Alleinherrschaft des ersten Beamten verleitet diesen gern zum 
Missbrauch der Gewalt Da alle Geschäfte in der Hand Eines 
liegen, so fällt alle Controlo hinweg, es bleiben Missgriffe 
und falsche Ansichten viel mehr verdeckt, und ein schwaches 
Haupt, eine trüge Hand kann in dieser unbewachten Lage 
grosses Unheil stiften. In dem Vcrhältniss der Ober- und 
Unberbeamten entsteht auch leicht eine der Sache sehr nach- 
teilige Gehässigkeit. Die öffentlichen Fragen werden nicht 
selten zu persönlichen und führen zu parteilicher: und unge- 
rechter Behandlung der Unterthanen. Die Krankungen, weil 
von einer individuellen Person ausgehend, sind sciuinralirlier 
und beleidigen viel mehr als Verfügungen eines Collegiuins, 
einer unsichtbaren, juristischen Person. Dcsshalb ist es he- 
greiflich, wie dieses System, ein gefährliches Reizmittel in den 
unruhigen Tagen der Erhebung, oft den Zündstoff der Revo- 
lution bildet. Die Bureaukratie ist dann ihr Kriegsgeschrei 
und der Gegenstand des Angriffe, i 

Wir ersehen aus diesen Betrachtungen, dass es eich bei 
diesen Systemen nicht um eine Alternative handelt, sondern 
jedes nach den ihm eigenthlimlichen Vorzügen soino bestimmte 
Sphäre, seinen besonderen Gegenstand bat ■ ■ ■ 

Das Gollegial syatem wird sich empfehlen für hochwich- 
tige Fragen , für Gegenstände aus dem Gebiete der Gesetz- 
gebung; bei Ausgleichung streitender Interessen , die eine 
vielseitige Diskussion nothwendig machen j in der Justizver- 
waltung; ferner bei Angelegenheiten, in denen die Vereinig- 
ung verschiedener wissenschaftlicher und technischer Kennt- 
nisse nöthig ist, wo es die Errichtung allgemeiner Anstalten 
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für Wissenschaft, Kunst, für das Wohl dos Landen gilt; bei 
Fragen Über Vcrfassungarechte, Expropriation, Steuerbeiastung 
etc.; endlich bei den oberen Behörden, welche Recurse, Be- 
schworden, Appellationen zu entscheiden haben, überhaupt bei 
den Stellen, die mehr zu berathen und zu erkennen, als anzu- 
ordnen und zu handeln haben. "m. 

Dagegen bewährt sich das Bureausystem in den Fällen, 
wo ein eonsequenter energischer Wille handelnd auftreten 
soll, wo eine rasche Anordnung, cino entschiedene That nöthig 
ist, wo ein administratives Work gewissermasaen ans einem 
Gübs hervorgehen soll. Es werden sich diese Erfordernisse 
vorzüglich bei dou Poli zeige« chatten einstellen' und in den 
meisten administrativen 2weck.cn engerer Bedeutung, überhaupt 
in den Fällen, wo mehr! Handlung und Thatigicit, als_Erken- 
nen und Kritik erfordert wird.') . ..- !•'■■ I'-Iu ■ .. 

Nimmt man auf die Abstufung der Behörden Kücksicht, 
dann hat das Burenusy stein vorzüglich .bei den unteren Be- 
hörden, welche die Beschlüsse der höheren zu vollziehen ha- 
ben , seinen passenden Platz ; während bei den Mittel stellen, 
welche sich mehr kritisch, controlirend uod beobachtend ver- 
halten, das Collcgialsjstem zweck massiger angebracht ist 

In den obersten Organen der Ministerien kann nach Um- 
ständen wieder das Alleingebot der Minister (in bureaukrati- 
sclier Form eingeführt werden, da hier das Erforderniss einer 
strengen ausschliesslichen Verantwortlichkeit der Minister in 
den Vordergruud tritt. Diesen muss natürlich die Anordnung 
der eollegialen aber nicht entscheidenden Berathung, wo es 
die Wichtigkeit der Sache gebietet, freistehen. .< • -. . 

Wohl erwogen und geschickt muss jene Einrichtung sein, 
welclie eine Mischung von beiden Systemen enthält Öio mag 
für solche Behörden passen, welche sowohl berathend und 
erkennend als vollziehend auftreten, soweit diese zweifache 
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Thätigkeit geboten und ohne grobe Verletzung des Princips 
der Berufs the ilmig überhaupt möglich erscheint. Die Behör- 
den werden in einem solchen Falle in Abteilungen geglie- 
dert, welche die gewöhnlichen laufenden Geschäfte btireauartig 
Abfertigen , aber in wichtigen Fragen zusammentreten und 
nach den Grundsätzen des Collegial Systems administriren. 

Ausser dem Gegenstande und den Behörden, welche uns 
auf das eine oder andere System verweisen , ist es auch die 
Verfassungsform, die ihnen eine verschiedene Bedeutung bei- 
legt. Die b 11 reaukra tische Methode ist wie das Realsystem 
mit dem Cii»rakter ■ der absoluten Staaten , verwuchsen und 
kann leicht an einem mächtigen und gcwnltthätigcn Werkzeug 
der Despotie werden. Diese kann das freiere n n ton o mische 
Oollegiftlsy stem nicht vertragen, das einen heilsamen Damm 
gegen manche gewaltsame Uebergriffe bilden würde. Es ge- 
hört vielmehr den constitutionellen Staatsformen an. In sol- 
chen bringt übrigens das Burcausystem wieder weniger Ge- 
fahr, indem es durch eine kräftige Nation alroprüscntation in 
den gebührenden Grenzen einer erspriesslicHen Wirksamkeit 
zurückgehalten werden knnn. ') 
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Vom Slaafsamte. ! / " 




I -y!ii fV uatur und Begriff des Btaateamto. ■' ■ ". • 

Im Stoatsamtc ist die grösste reale Macht der Regierung 
verhorgen. Es ist der -verlängerte Arm der Staatsgewalt, 
■welcher im Militär bewaffnet erscheint. Auf eine gute Ein- 
richtung desselben hat dcsshalb die Regierung ein vorzüg- 
liches Gewicht zu legen. ., ., 

Es ist begreiflich, dass die für die Staatsverwaltung 
nöthige ThHtigkeit weder dem physischen Träger der Staats- 
persönlichkeit in der Monarchie allein, noch sämmtlichen Bür- 
gern in der Volkshcrrachaft möglich ist, sondern dass be- 
stimmte dienende Organe sich in die Funktionen theilen 
müssen. Auf den niederen Kulturstufen bethoiligen sich alle 
Glieder der Gesellschaft an der gemeinsamen politischen Auf- 
gabe. In dem mann ichfaltigen und künstlichen Leben der 
höheren Kultur ist diess eine intellektuelle und faktische Un- 
möglichkeit 

Diejenigen Mitglieder der Gesellschaft, welche im Auf- 
trage und Interesse des Staates thätig sind , nennen wir Staats- 



diener im Allgemeinen. Ohne auf eine pedantische Klassifi- 
kation ') der verschiedenen Arten einzugehen, heben wir nur 
die -nichtigeren hervor. 

Die eigentlichen Staatsbeamten, welche als selbständige 
beschlusafahige Orgnne der Staatsgewalt fungiren, sind von 
den subalternen Gehilfen und mechanischen Arbeitern zu un- 
terscheiden. Für diese ist ■der Name Steatsdioner am pas- 

Dic Staatsbeamten sind weiter solche, welche Hohaits- 
rechto der Staatsgewalt ausüben d. h. wirklich verwalten, 
oder solche, weiche nur im Auftrage derselben bestimmte 
Interessen des Volkes erfüllen, aber nicht zum eigentlich re- 
gierenden Körper gehören , sondern nur die Materialien und 
■Bedingungen ■ mir Regierung schaffen, dieselbe vorbereiten 
und unterstütseu , wie z.' D. Stabsärzte, Baubeamte, die man 
technische; Lehrer, Geistliche 'und Professoren, die man 
sociale Staatsbeamten nennen könnte. Die anderen, welche 
wirklich regieren, können politische Staatsbeamte genannt 
■werden, und scheiden sieh . wieder in Rcgicrungsbeamto im 
■engeren Sinne und in Justizbeamte. <■■■ ■' i. m i' 

■ Die der techtuachen und socialen Glassc Angehörigen als 
öffentliche Pfleger zu bezeichnen, dürfte nicht ganz treffend 
sein,*) denn auf die Administrativbcamteri im engeren Sinne, 
welche für die öffentliche "Wohlfahrt sorgen, passt diese Be- 
zeichnung vielleicht noch besser.' - ■■ ■ -'i-i. 

Ein ganz anderes Rowandniss hat es mit.den Öffentli- 
chen Dienern, die zwar durch die Staatsgewalt die Erlaub- 
niss für die Interessen der Gesellschaft zu wirken erhalten, 
aber nicht fllr den Staat als. solchen thätig sind, z. B. Advo- 
katen, Aerzte etc. /■ ; . . 

- Die Frage über die rechtliche Natur des Staatsdienstes 
ist zu einer langen Controverse ausgeaponnen worden. Man 
hat densolben Fehler, wie bei der Frage nach dem Entstehungs- 
grund des' Staates gemacht; man hat das Wesen, die innere 
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rechtliche Ktitur mit ildr äusseren Thntsacho dar Begründung 
des Staatsdienstes verwechselt. ') .' .., : 

Was den inneren Entsteliungsgrund des Staatsdienstes 
betrifft, so liegt derselbe in der Idee und Eigenschaft der 
Staatsgewalt. Sic ist Quelle und Wesen des Staatsamtes. 
(Sie erscheint überall selbst in i um und wird durch dasselbe 
-vertreten. Dass andere von dem Monarchen i oder von der 
herrschenden Volksgesammtheit verschiedene Personen das 
Stnatsanjt ausüben, liegt in einer äusseren Noth wendigkeit. 

Die Staatsgewalt, als absolut, ruft das Staatsamt .aus und 
durch sii'li seibat ins Leben. Es ist dieses rein öffentlicher 
und politischer Natur und hat durchaus keinen privatrechtli- 
eben Cliarekter. In den Staaten der Gegenwart ist dies 
ausser Frage. Wenn der Beamte Rechte aus dem Amte 
gegen den Staat besitzt , . so sind diese öffentliche und von 
ider souveminen Staatsgewalt gesotzt und. anerkannt i >-■.- .-- 

•i Die Staatsgewalt kann auch durch Zwang ihre Unter- 
thanen zur Uebemahmo dos Amtes vermögen ; allein da dies 
der Wurde und Zweckmässigkeit der Sache widerspricht , so 
wird in dem freien Kechtestaato der Gegenwart dem Unter» 
th/inen der Eintritt in das Staaten mt freigestellt Nie aber 
hat der Vertreter eines solchen einen Äntheil an seiner Be- 
gründung, sei es dass Keihendienst, Eigenthum und Erblich- 
keit, Wahl oder der Solieiri eines Vortrages in das Amt ein- 
führen. Diese ThatsBthen sind nur dio äusseren, formalen 
Momente der: Entstehung und Begründung des Dienstes. 

Es mag das Staatsamt entstehen und besessen werden, 
auf welche Weise nur immer , so hat es die Staatsgewalt 
-durch einseitigen Akt gegeben, in keinem Folio ist es der 
Vertrag, dor es gibt. Die absolute Staatsgewalt kann sich 
einen solchen nicht gefallen lassen. Ersetzt eine Gewalt und 
Dispositionsbefugnias auf Seite des Beamten über den Inhalt 
und dio Substanz des Vertrags, d. i. das Staatsamt voraus, 
was dio Staatsgewalt nie einräumen darf, weil sie dadurch 
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den Unterfhanen eine ■ Disposition' 'Uber ■ »ich selbst gestatten 

A(n allerwenigsten 1 liegt ein privatrechtlichci' Vertrtg 
ror, weil die Staatsgewalt dadurch auf ein Gebiet herabge^ 
drückt würde, -wo der andere Contrnlicnt eine dem : Staate 
gleich starke Herrschaft inne bitte; denn das Privatrecht int 
die Staatsgewalt der Unterthanell. *j ■' : - ■■■ > : '•'*!- ■■ '"!> 
i '«"Wh finden daher auch in' der Zeit, wo der Staat sein 
Amt zu privntreclitlichcm Besitz und Eigenthum dem Inhabc* 
desselben abgetreten, eine wesentliche Beschränkung und Ver- 
kürzung ' der Staatsgewalt. Es entwickelt sieh aus diesem 
Eigenthum selbst eine Art Regierungsgewalt und stellt sich 
als selbständige Herrschaft neben den Staat. Die Gcschichtd 
des Mittelalters bietet hicfiir eben so sprechende -als 'warnende 
Beispiele. Diese Praxis ist jedoch zum Gttlek für das 
politische Leben überwunden. 1 '■■-<■■■ •: -■ - ■*:!.«'" 

Betrachten' wir das Staatsamt der heutigen Staaten , so 
ist nicht ein reelles Moment, welches auf einen Vertrag hin- 
deutete,' in demselben zu finden.. Es zeigt sich nur der Scheiif 
eines solchen, weil die hunwno rationelle Politik der Gegen-, 
wart dem '"Untertlianen die Uebernahme frei stellt 7 Wenn 
dieser sich aber entschliesst, so hat er sich den vom Staate 
allein gegebenen Bedingungen der Uebemabnie und AusuWung 
zu unterwerfen. Der ' Unterthan thut gar nichts dazu. Der 
Ein- und Austritt ist frei, der Aufenthalt im Staatsdienst aber" 
Gebundenheit. Wie die Staatsgewalt denselben nach Inhalt 
und' Umfang angeordnet hat, so hat er ihn au Übernehmen,' 
auszuüben und 'zu bewahren. Et kann und darf keine VeW 
'Änderungen Tornehmen, weder an der Competenz, noch an 1 
der Form, noch an seinen Bezügen. Der Staat allein muss 1 
diese Verhältnisse nach Zeit, Umständen und Gutdünken einer 
Beform ' unterziehen können. Er muss. die Funktionen des 
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Amtes erweitern, beschränken , , mit ■ anderen Diensten verbüf. 
den, die Besoldungen erhöhen und vermindern, den ganzen 
Charakter des Amtes umgestalten können. Diese Gewalt 
steht ihm auch vermöge der BouvereinitiU au. Wie kau» 
man sich hier ein durch Vertrag begründetes Rochteverbält- 
m'Bs denken, wo- der eineThcil Alles geben und fordern kann, 
der andere in Allem sich unterwerfen inuss? Und doch ist 
eine solche Einrichtung nothwondig, wenn das Staatsamt »einer 
Idee und Aufgabe entsprechen toll. ; j iV>*nr/f ■ 

/So. wenig der Entstchaiigsgrund des Staates in eineE 
Uebereinkunft der (Staatsangehörigen liegt, so wenig kann das 
Staatsamt, ein Glied der organisohen Staatsgewalt, durch Ver» 
trag sein Dasein begründen. „ i( „H ^üiütätifttk 

Für die Anhänger der Vertragstheorie in Bezug auf die 
Staatengründung ist der Contrakt nie Entstehungsgrund des 
Amtes freilich eine unvermeidliche Konsequenz. Man darf aber 
weht übersahen, wiesehr dadurch der Staatund sein Amt herabge- 
würdigt wird- Dieses wird zu einem gewöhnlichen käuflichen Ge- 
schult, wobei jeder seinen i Vortheil nach ökonomischen Be- 
griffen sucht ' Und in weiterer Folge inues man nach dieser 
Theorie jeden Handwerker, der im Auftrage der Staatsgewalt 
für das öffentliche. Interesse contraktmBssig eine Arbeit ilbex^ 
nimmt und liefert, eine Zeit lang als Staatsdiencr betrachten, 
Der Stücklohn störte diese Annahme nicht und es wäre nur 
ein zeitlicher Unterschied vom gewöhnlichen Staatsdienste. 

Das sind schlimme Anzeichen für das Gemeinwesen, wann, 
die Aemtcr als Artikel des ökonomischen Verkehrs gelten, 
auf dem Markte als Mittel des Erwerbs ausgeboten werden 
können. Diess wäre aber die leiste Folge einer privabe entliehen 
Begründung des Amtes durch Vertrag. ■ . ,. Si ,^.,,, ,,fiii'|"'f¥f< 

Schon dio, .TbaUache, dass die meisten Staatsangehörigen, 
hei, aller Verschiedenheit der Ueberzeugung und des. Charak- 
ters zu dem Staatsamt in athemlosem Wettlaufo sich drängen, 
hebt die praktische Wirklichkeit und Bedeutung des Vertrags 
hiebet auf. Wenn dieser Zustand auch nicht no th Wendig mit 
dem Begriff des Staates gegeben ist, so' spielt er doch, so 
fange er besteht - und wann wird diess, nicht . «an _ Joe. 
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Staatsgewalt alle Mittel und Rechte in der Anordnung des 
Staatsdienstes in die Hand. Indem der Staat dadurch: »IIa 
Bedingungen de» fraglichen Verhältnisses diktiren kann, ! wird 
er zum -freien, selbständigen absoluten Gründer und Beherr- 
scher desselben. ,. , , , , i .'■,..„ -,. .i 

Wo ein solcher Andrang der Unterthanen nicht vor- 
kommt, muss der Staat Zwang anwenden, z< B. beim Milltär- 
dienst, in kleineren reicheren -Staaten , Stadtstaaten, wie bei 
den Senatoren* teilen in Hamburg, dann bei solchen Stellen, 
welche mehr Muhen und Sorgen, als. Auszeichnung und Euro 
bieten. So gross der Beiz dos Menschen ist, au der Regier- 
ungsgewalt Theil zu. nehmen, so liegt doch auch eine. grosse 
Schattenseite durch die zu übernehmende Verantwortlicbkei» 
darin. Dieser Umstand ist ein besonderes Abschreckungsmit- 
tel für den Reichen. Gestehen wir nur .offen: die - Annahme 
eines gemeinbUrgerüchen Rechtes auf Genuas und. Ehre des 
Staatsamtes ist eine ebenso schmeichelhafte Selbsttäuschung, 
als die Meinung einer widerwärtigen Last ein kümmerlicher 
Egoismus ist Der rächte Staatsbürger sieht im Amte wedee 
Genuas noch. Qual, sondern eine patriotische Pflicht, der er 
sich mit Freiheit und thätigoar Gemeinsinn unterzieht. , !- 

Den Zwang wolle aber der Staat so behutsam als mö"gf 
lieh anwenden. Wenn er auch im jus eminens seiner Macht 
enthalten ist, so ist doch dio Ausübung desselben nur höchst 
selten zweckmässig und würdig. ') Der Zwang wirkt in an- 
derer Weise ebenso schädlich als die käufliche Freiheit der 
Amtswahl. In beiden Fällen geschieht für das Interesse des 
Staates nichts, wenn man nicht muss. Dort zwingt die Staats-; 
gewalt, hier dio Sucht nach Erwerb. Der Zwang tödtet die 
Lust , die Opferwilligkeit und Begeisterung für den Beruf. 
Der Erfolg einer jeden Arbeit geistiger wie körperlicher Art 
hängt von dem Grade der Freiheit ab, mit der. man sie wählt 
und vollbringt. Es muss ein freier Entschluss den Berufenen 
in das Staatsamt einfuhren, umsomehr als er in, demselben 
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nur zu' gehorchen -hat; dann wird der Staätanf willige, thStige 
mm 1 treue Diener reebnen können. .>.>•! 1 ■<■ "i ■ ■- -«d$ 
'. PUp die niederen meebanisohen Dienste wird am häufige 
sten ein privAtrechtlichcs VertragsrerhSltniis angenommen; 
Es ist nber aucli in dieser niederen Stufe dos Staatsdienste» 
der Vortrag eine : -falsche Begründung. Wenn auch' eine 
solch' ''niedere- -Art die Analogie eines Mietvertrages eher 
anliesso; so steht' der fragliche- Bedienstete in so grosser At^ 
liingigkcit und Unselbständigkeit , dass von einer conlrakt- 
mässigen Uebernabmo mit freier 'DiBposin^Bbefugniss^'.BWrt 
die Rede sein kann. Viel eher konnte man an emen Vertrag 
denken bei höheren Chargen, die mit grosser Compotem , ja 
mit einer Art Diktatur ausgerüstet sind; nlloin hief steht wic- 
der der privatrecht! ich en Natur dio Hoheit und Souveraink« 
des Staates entgegen.'- > ■•■->■> — '• 'l mit liiVtu 

Die iVertragsiheofie Weiht tmt für die 1'rivatgeseHschafts- 
und Oemeindebentnten Übrig; bei den letzteren insoweit, all 
aie reine sociale CWimunaldiensto 1 erfüllen. Diejenigen Ge- 
n*eindebeam(en'öbor, welche für gewisse donGomtnunen 1 Uber* 
Wieiene Staat*; wecke thatig sind und ihre Bestätigung durch 
die Staatsgewalt erhalten , haben wieder den Öhamkter des 
öffentlichen Dieners. ') ■'•*'-. ■ 

),■■ M i--. ,< ■>■: .-i i .„ ;.H»*M 

; g .t>l. - • U 

: \ .iDa». Btaa,t4unt mm Standpunkt des Staates. 

-' ■Nach' Cl c sagten sind dio werteren Consequenzen 

filier die Befugnisse der Ernennung und Bestellung 'der Be- 
amten, die Bcchtc und Pflichten des Staates ' und seiner Die- 
ner vorauszusehen. 

" Von dem Inhaber der Staatsgewalt muss die Berufung 
ausgehen, in der Monarchie vom Fürsten, In der Yolkshcrr- 
sciiaft von der Mehrheit der Regierenden. ' l)a hier die Be- 
rufung und Bestellung von einer "Mehrheit schwer ausgeführt 
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werden kann, so muss auch ein Repräsentant des Staa- 
tes handeln. 

Es ist zwar im Allgemeinen richtig, dass bei der Be- 
urtheilung der Tüchtigkeit und .Fähigkeit Mehrere sicherer 
gehen, als Einer; allein man übersehe nicht, welches Intri- 
goenspiel , welche Partei kämpfe die Unbefangenheit und Frei- 
heit des Unheils in der Volks herrsch aft stören. Und das 
einmal gewonnene Vertrauen des Volkes ist ebenso launen- 
haft als Fürstengunst, vielleicht noch wandelbarer, denn — 
wir wagen das Paradoxon — Einer ist tugendhafter, als die 

Der Staat muss im Allgemeinen, wenn auch nur negativ, 
die Voraussetzungen für den Erwerb eines Amtes bestimmen. 

Eb versteht sich von selbst, dass körperliche und geistige 
Unfreiheit, {Unmündigkeit, Irrsinn) wie bürgerliche Unselb- 
ständigkeit vom Stoatsamte ausschliessen. Ebenso können 
Frauen wegen ihrer natürlichen und socialen Verhältnisse kein 
Staatsnmt bekleiden. Sie mögen, was immer abnorm ist, die 
Staatsgewalt inno haben , aber zur thatsächlichen Ausübung, 
zur persönlichen Wirksamkeit derselben werden sie es selten 
bringen, so sehr die Frauen Lust und Anlage zum Herrschen 
hoben. Ihr Scepter passt nicht für das grossartigerc Bereich 
des Staates, sondern nur Tür das bescheidenere der Familie. 
Der krankhafte Zug unserer Zeit nach Emancipation der 
Frauen hat sie schon auf viele Gebiete gedrängt, aber der 
Staatsdienst, wird sie durch seine Natur und Aufgabe stets 
fern halten. Das einzige Gebiet der That für das Weib ist 
die Wirthschaft und in dieser nur die Privat- und Familicn- 
wirthschaft. Jeder Beruf dos Weibes im Kampfe des öffent- 
lichen Lebens und in dem grossen socialen Weltverkehr ver- 
rückt seine Bestimmung und stellt es in Schatten. 

Soll für das Staatsamt eine Altersgrenze festgesetzt wer- 
den, ao liegt sie in der nach bürgerlichen Gesetzen beginnen- 
den Volljährigkeit, mit welcher ohnehin die volle natürliche 
und juristische Reife des Menschen angenommen wird. 

Die Beschränkung des Amtes auf Inländer hat einen 
begreiflichen Grund in dem jedem Staate und Volke eigenen 
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(lomcingcist und Egoismus. Einen Ausländer zu rufen, wenn 
der fähige Inländer vorhanden, wäre ungerecht, unpolitisch 
und lieblos. „Ein Herrscher, der einen Mann zu einem Amte 
beruft, wenn sich dafür in seinem llciche ein anderer, besser 
befähigter Mann vorfindet, sündigt gegen Gott und gegen 
den Staat." (Koran). Wenn auch der Unterina n kein Recht 
aur das Slaatsamt hat, so hat er doch ein Recht zu verlangen, 
dass er noch dein herrschenden Geiste der Nation und ihrer 
Verfassung regiert werde , was von dem Auslander nicht in 
dem Grade zu erwarten steht , wie von dem Eingebomen. 
In den eigentlich politischen Acmtern wird auch dieBcrufung 
eines Ausländers tcItoiiiiT vorkommen und noth wendig sein, 
weil eine gute Verwaltung derselben durch die ßokanntschaft 
mit des Landes eigener Sitte, Lebensweise und Verfassung 
und durch die Erziehung und das Leben darin wesentlich 
bedingt ist. 

Für die technischen Berufe, das Amt der socialen In- 
teressen ist ein fremdes Talent nicht bloss kein Nachtheil 
und keine Ungerechtigkeit, sondern ein heilsamer Sporn für 
die Autocüthoncn. In diesen Zweigen ist eben der Begriff 
der freien Ooncurrenz denkbar. "Wir setzen freilich auch hier 
voraus, dass es. sieh um ausgezeichnete Fähigkeiten handelt, 
welche durch die Herbe iziebung eines Ausländers gewonnen 
werden können; die betreffenden Fachmänner sind vorzüg- 
lich Professoren, Aerzto, Künstler und Geistliche. 

Zwischen Staaten verschiedener Nationalität ist eine Aus- 
schliessung noch natürlich. Betrübend wirkt es aber auf das poli- 
tische Gcmiith, wenn die Staaten des deutsehen Volkes durch 
gegenseitige Absperrung alle Erinnerung an die Nationaleinheit 
zu verwischen suchen. Grössere Staaten können sich leichter 
nWMji'sscn, kleinere Staaten aber eher in die Verlegenheit 
gorathen, eines fremden Talentes zu bedürfen. 

Dass der Staat zu jedem Amte die Besten in jeder Art 
zu wählen hat, ist eine selbstverständliche Forderung, wobei 
nur die Tüchtigkeit und Tauglichkeit zu ermitteln, die Schwie- 
rigkeit der Aufgabe bleibt. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass hier nicht wie im 
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Verkelirsleben das Princip der absoluten Freien Ooneurrenz 
an die Spitze gestellt werden kann. Man milsstc die Lust- 
tragenden e^pcrimentircn lassen und dann nach ihren Lei- 
stungen auswählen. Die Gemeinschlidliehkeit diescB Modus 
ist ersichtlich. E>ie Aufgaben des Staates lassen kerne ge- 
werbsmässige Proben und Versuche zu, die sich das Publikum 
und der Staat käuflich aussuchen, sondern verlangt fertige und 
geübte Talente. Das Gesetz der freien Coneurrenz gilt nur 
im Bereiche des wirfhschoft liehen Lebens. Der Staat dagegen 
muss sich vor der Verwendung der Kräfte durch verschiedene 
Prüfungen und Bedingungen von ihrem Werthe und ihrer 
Brauchbarkeit überzeugen, um den, der am besten coneurrirt, 
mit dem Amte zu betrauen. 

Er verlangt hiezu den Besuch von Schulen und Univer- 
sitäten, Priifungen und Zeugnisse über den Erwerb theoreti- 
scher Kenntnisse, eine praktische Uebungsreit und zuletzt die 
Ablegung einer Allgemeinen umfassenden Probo in den zu 
einem bestimmten amtlichen Bcrufo nöthigen Erfahrungen und 
Kenntnissen, '" ■ " l " - 

So zweifelhaft der Werth und der Nutzen der Prüfungen 1 
ist, soviel Ucbel darin liegen, sie sind einmal nicht ganz zu ver- 
meiden. Am ehesten sind noch die theoretischen Scblusspro- 
b*n auf der Universität zu entbehren. Die UmvcrsilBteexa- 
aiina beeinträchtigen erfahrungsgemäß die Freiheit des Studi- 
ums im hohen Grade. Man kann die praktische Laufbahn 
beginnen fassen , die Fähigkeiten und Leistungen darin cc-n- 
troliren und die Würdigkeit zur Bekleidung eines Amtös 
vom Resultat einer praktischen Hauptprobe abhängig 
machen. 

Gar keine Prüfung verlangen, alle Qualifikation zum 
Amto nach der Leistung des Candidaten in der praktischen 
Probezeit bestimmen, wäre eine bedenkliche Maxime. Das 
Geschick der Aspiranten wäre in die Hände einzelner Vor- 
sttndö gegeben. Das Coüegium wo es besteht, vermag nicht 
an controliren und sicher zu urtheilen , weil ihm nicht alle 
Arbeiten zur Kenntnlss kommen. Wenn auch das Urthal 
der Chefs in allen Fallen richtig wäre , «o wurde sich auf 

13- 
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diese Weise leicht eine Clssse nn wissenschaftlicher Routinier* 
ausbilden, die mehr durch äussere Geschicklichkeit und An- 
stolligkeit, als durch Wissen und Gründlichkeit sich auszeich- 
neten. Dor Hoiss und die Gewissenhaftigkeit, welche längere 
Zeit zur Ausbildung nöthig haben, würden von einer täuschen- 
den Gewandtheit überholt und verdrängt ..^«lUjWdWw 

Prüfungen sind schon ais äusserer Zwang insofern nöthig 
und nützlich, als" Begabte und Unbegabte zum Lernen aufge- 
fordert werden und sich mit dem Wissens würdigsten bekannt 
machen. Dieser äussere Antrieb führt oft zum tiefen ernsten 
Studium aus Liebe zur Sache. ,.;f ( , ,,, 

Ist dieses notwendige Ucbel der Prüfungen nun einmal 
nicht zu umgehen , so muss man darauf bedacht sein , die 
Methode derselben so gerecht und gut als möglich einzurich- 
ten. Dadurch können viele Üble Folgen vermieden werden. 

Das erste Erfordcrniss gebietet, dass der Studirende in 
seinen wissenschaftlichen Vorbereitungen von seinem Exami- 
nator frei, sei, sowohl in der theoretischen als praktischen 
Ausbildung. Eino Einrichtung, die dagegen fehlt, macht die 
Lehr- und Lernfreiheit illusorisch und hebt die Bedeutung 
und Zweckmässigkeit der Prüfungen gänzlich auf. MWSf'Jfti 

Sodann darf die Bedingung der Gerechtigkeit einer glei- 
chen Behandlung aller Examinanden nicht durch eine abstrakte 
gegen alle Individualitäten rücksichlslose Form erfällt werden. 
Es ist desshalb die ausschliesslich mündliche Prüfung ebenso- 
wenig richtig als die allein schriftliche. Dasselbe Talent kann 
auf beiden Wegen sehr verschiedene Leistungen an den Tag 
legen. Während man zweckmässig bei der theoretischen 
schriftlichen Prüfung keine Hülfsmittol gestattet, ist dies bei 
der praktischen geboten. Dort handelt es sich darum, ohne 
Bücher zu wissen, was in ihnen zu finden ist, hier um die 
Fähigkeit, das Gewusatc für die Fälle dos wirklichen Lebens 
zu verwerthen. Hier soll der Tüchtige wie dor Untüchtige 
die ihm gewohnte Wissensquelle zur Hand nehmen , was in 
der Praxis ohnehin geschieht; beide werden sich demnach 
in ihren Fähigkeiten wesentlich unterscheiden. ;■: ri-iH>^ 

Die Prüfungen sollen aber nicht den eimigen Massstab 
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der Tauglichkeit bilden und hier kommen wir auf einen 
grossen Uebelstaud der Anstellungsaystome. Wie Vieles kön- 
nen jene nicht beweisen, was für das Amt so wichtig ist und 
nur durch's Leben eich erprobt. Können Sittlichkeit, Charak- 
ter und Getniltnsart, Beobachtungsgabe, Menschen keuntiiiss, 
Humanität, Adel der Gesinnung, Muth und. Ausdauer durch 
Prüfungen dargethan werden? Und doch wirken sie oftmehr als 
Talent und Gelehrsamkeit. '] Km .titiMlci-ji i., ■ ■■ 

Wissen, Scharfsinn und Urtheiiskiaft sind die vor- 
herrschenden Gegenstände des Examens. Dieses wird da- 
her für Juristen und Techniker noch, am Passendsten sein. 
Allein für die Tauglichkeit und Tüchtigkeit zum Administra- 
tivbe&mlen, den weniger Wisaen^als Können, auszeichnet, sind 
die Prüfungen selten ein zuverlässiger Maasatab. ,< miii jj.n, 

■Es sind* beklagenswerthe Zustände der Gegenwart, in der 
man die Eigenschaften des Charakters und der sittlichen Per- 
sönlichkeit im öffentlichen Leben so gering schalst. Dadurch 
zieht sich unser Zeitalter schwere Anklagen der Geschichte 
an. Die staatlichen Geschicke kommen zum grössten Thcile 
aus den Händen der Beamten, und sie sind es ja, welche die 
Staatsgewalt ausüben. 

Der Grad der sittlichen Bildung des Bcamtcnihums. steht 
mit der Volksmoral in direktem Vcrhältniss. Zeige mir die 
Führer und Leiter des Volkes, dann sage ich dir wessen 
Charakters dasselbe ist! 

Man kommt heutzutage leider in die eigen thümliche 
Stellung der Bedauerten und Beschränkten , wenn mnn das 
Prineip der sittlichen Freiheit und Wahrheit zum Massstab 
des Denkens und Handelns im öffentlichen Leben empfiehlt, 
und doch ist kein Wort so klar und richtig, als doss Alles 
wirklich dauernd Grosse in Wort und Tliat nur aus der Tu- 
gend entspringt. Welche Zierde und welches wirksame Bei- 
spiel für das bürgerliche Leben ist ein Beamter, der mit in- 
tellektueller Begabung auch Adel der Gesinnung und Ge- 
sittung verbindet. Er iat nicht bloss mittelbar durch Beispiel 
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ein Forderer der Kultur, seine Amtshandlungen selbst ebd. an 
Autorität und Erfuhr grosser. Der Befehl ist eine grosse 
Amtsgewalt, eine noch grössere, sich boliebt «u machen, 
die grfcste jene des Beispiels. ... * , 

Wir wissen recht wohl, dos« in der Schwierigkeit diese 
Seite der Persönlichkeit zu eonstntiren ein gewichtiger und 
schwer zu beseitigender Einwand liegt. Das römische Cen- 
soramt — so grossartig und erhaben dieses Institut einst gewe- 
sen — können wir freilich nicht mehr unserer socialen und 
politischen Entwicklungsstufe empfehlen. Allein wenn es 
auch schwer ist, positive Nochweise und Anhaltspunkte zu 
geben, so ist schon viel dnniit gewonnen, in negativer Weise 
dem deutlichen Mangel sittlicher Bildung entgegensutreten 
und ihm die Gleichberechtigung zu entziehen. 

Die Schule und die Presse haben heute das hochwichtige 
Censoramt. Jn jener -wird immer noch zu sehr der Verstand 
und das Talent, weniger Gemüfhsart und Charakter gepflegt. 
Der sittliche Werth kommt durch vorzügliche intellektuelle 
Leistungen gonz ausser Frage. Dagegen verlangen wir un- 
gescheut, dem ersten, besten Kopfe den Fortschritt au versa- 
gen, wenn er moralisch der letzte ist. 

Auf den Hochschulen geht die sittliche Freiheit in Sit- 
tcnfrcilieit, wenn nicht Ziigcllosigkeit über. Mit dem Grad 
der Schulen steigt die Lauheit des Sittengerichts. Welch' 
lässiges Regiment führt das Censoramt auf unseren Univer- 
sitäten! . 

In der Praxi» ist dann jeder sieh selbst überlasse« wd 
macht sich seinen eigenen Katechismus, der Moral, nach dem 
er unangefochten lohen kann. Kenntnisse und Talent ver- 
schaffen, wenn, es gut geht, den Eintritt, ins Amt, da häufig 
andre Hebel, wie, Reich thum, Adel, Conncxionen die Bahn 
brechen. Die Stellen werden für die Männer, statt die Män- 
ner für Jie Stellen gesucht Charakter, Humanität, Sittlich- 
keit nützen nicht oder verringern sogar. 5o wird in der 
Schule, wio im Leben gefehlt. Eine strengere und gewissen- 
haftere Dieciplin, Üjflt in beidca Regionen dringend ooth; 
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denn unsittliche Menschen sind in jedem Falle zweideutige 

Da man in der Praxis die moralischen Vergehen dem 
richterlichen Urtheile nicht unterstellen kann, so enthält, eino 
weise Regierung vorausgesetzt, jene Bestimmung in den Ver- 
fissungen ein sehr hei laames Correktiv, welche aus sogenannten 
administrativen Erwägungen einen anrüchigen Charakter zu be- 
seitigen das Recht gibt ') Es kommen, wollen wir gerecht sein, 
weit mehr Falle einer heilsamen Züchtigung, als solche der un- 
rechtmässigen Ucb ergriffe vor. Man sieht in solchen Be- 
stimmungen eine viel zu grosse Gefahr. Eine gute Regier- 
ung beniitzt sie weise und gegen eine schlechte ist man durch 
die strengste Verfassung nicht geschützt. Die schlechte erhebt 
jeden Willen zu einem unerbittlichen Zwsngsgcsetze. Eine 
eiserne Verfassung würde unser armes Kurhessen nicht von 
der himmelschreienden Politik: seines Kurfürsten retten. 

Die grössta und dankbarste Aufgabe im Bereich des Sit- 
tengerichts hat die öffentliche Meinung und ihr Herold, die 
Presse. Diese verhalt sich freilich im Durchschnitt noch nicht 
würdig und gerecht genug, und doch ist ausschliesslich sie im 
Stande, ein strenges und in der Hauptsache wahres Gericht 
zu halten. 

Steht dem geistigen Leiter eines Organs ein ungetrübter 
Charakter, eine tadellose Lebensweise zur Seite, so hat er 
alle Macht, das römische Censoramt über die Gesellschaft sei- 
nes Erfahrung*- und Gesichtskreises zu üben. Das öffentliche 
Urtheil, so hart und unbarmh erzig, so parteilich und verzerrt 
es zuweilen erscheint, so birgt es duch immer ein untrügli- 
ches Wahrzeichen persönlicher und sachlicher Verhältnisse, 
und die öffentliche Meinung wird um so gerechter und siche- 
rer urtheilen, je höheren Aufschwung der sittliche Geist des 
Volkes nimmt. 

Der Staat hat auch hier die öffentliche Meinung zum 
TheU in seiner Gewalt Nicht durch die Polizei, diese ist 
der schwächste Regulator derselben. Es gilt in den Schulen, 
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den echten Geist der Freiheit und Tugend zu pflegen und 
denselben durch eine liberale Politik für den socialen Verkehr des 
gereiften bürgerlichen Lebens weiter zu entwickeln und zu 
hegen. 

Endlich bat die Volksvertretung, das Sublimat der öffent- 
lichen Meinung, als Sittengericht einen ebenso würdigen als 
wichtigen Beruf. In der Verbindung mit der Presse hat das 
Institut der Volkarepräecntation in den Staaten der Gegenwart 
eine wahrhaft grosse Mission {erfüllt. Da der Mensch viel- 
mehr geneigt ist, das Schlimme zu sehen und zu tadeln, als 
das Gute zu loben, so konnte man in dieser Bemerkung eine 
Ironie finden. Allein man erinnere sich der grosaartigeu Be- 
strebungen des englischen Parlaments unter seinen grossen 
Staatsmännern, man übersehe z. B. nicht die würdige Haltung 
und ernste Propaganda der bayerischen Kammern in dem 
letzten Decennium. 

Da einzelne Aemter wegen ihres speeifischen Charakters 
nicht bloss dio allgemeinen Erfordernisse der Tauglichkeit 
und Tüchtigkeit, dio ein jeder Aspirant zu erfüllen bat, son- 
dern gewisse eigentümliche Anlagen voraussetzen , so hat 
die Staatsgewalt auch auf solche nach Thunlichkeit Rücksicht 
zu nehmen. Sie bat hier wieder keinen anderen Weg zur 
Kenntniss der Persönlichkeit zu gelangen, als das gesellschaft- 
liche Renommee, die amtliche Qualifikation und sonstige Er- 
fährungen, die man über den Beamten aus seiner praktischen 
Tbatigkeit gewinnt. So wird ein legislatorisches Genie, das 
in den Kammern hervorleuchtet zum Chef eines Obergerichts, 
zum Ministorialbeamten ; ein durch Pünktlichkeit, Ordnungs- 
sinn, rechneriches Talent ausgezeichneter Beamte zum Finanz- 
fach; ein Anderer, der gewandten Direktionsgeist, Geschick 
in der Behandlung der Personen und Dinge, Umgangsfahig- 
keit und Beobachtungsgabe besitzt, zum höheren Administra- 
tivdienst voratlgüch geeignet sein. In zweifelhaften Füllen ist 
der sittliche strebsame Cliarakter mit Begabung und patrioti- 
sekem Interesse an der Sacho gepaart dem blossen Rcichthum 
an Kenntnissen und Talent vorzuziehen, besonders in höhe- 
ren leitenden Stellen. Der erstere wird stets grössere und 



dauerndere, der letztere im besten Falle blendendere aber 
zweifelhaftere Erfolge erringen. 

Dm Recht, die zum Stnatsamto Fähigen zu berufen, muss 
der Staatsgewalt mit unbedingter Freiheit zustehen. Auf 
Empfehlung und Vorschlüge kann sie zur oigenen Sicherheit 
in der Gewoltausübung der Besetzung eingehen, darf aber 
nicht daran gebunden sein. Jeder Zwang und jede Beschrän- 
kung verletzt die Amtehoheit des Souverains. Es ist hier zu- 
nächst das reine Staatsamt gemeint. 

Bei den Aemtern, welche die socialen Interessen gewisser 
Bezirke, Gemeinden, Corporationen verwalten, ist das Prasen- 
tationsrecht der Interessenten oder ihres Pntronus zweckmässig. 
Durch diese Einrichtung wird dem zum Thoil berechtigten 
demokratischen und autonomischon Geist der Bürger weislich 
Rechnung getragen. 

Die freie Wahl der reinen Communalbeamten durch die 
Gemeinde und ihrer Repräsentanten ist eine selbstverständliche 
-Forderung bei dem sie unmittelbar berührenden Interesse so 
den Beamten. Die endliche Bestätigung und Sanktion der 
■Wahl durch die Staatsgewalt ist eine nothwendige Consecjuenz 
der Unterordnung der Gemeinden unter den Staat 

Beim reinen Staatsamt würde eine Wahl durch gleiche 
oder übergeordnete Staatsbeamte ein sehr gefahrlicher Modus 
der Besetzung sein. Dio Wahl würde zu einem gehässigen, 
persönlichen Parteikampfe sich ausbilden, da den Staatsdienern 
die unmittelbare aachliche Betheiligung abgebt Die Wahl 
der Staatsbeamten durch das Volk ist eme Einrichtung , welche 
in der Volksherrschaft ihren Platz hat 

Dagegen ist es finanziell und politisch empfehlenswerth, 
die Aufstellung des niederen Dienstpersonals den Amtsvor- 
standen zu überlassen und eine aversionale Entschädigungs- 
summe dafür zu reichen. Ausserdem ist auch die Besetzung 
der subalternen weniger wichtigen Aemter für das Staatsober- 
haupt eine zeitraubende Belästigung, welche füglich den hö- 
heren, allenfalls ministeriellen Behörden übertragen werden 
kann. In grossen Reichen müssen dio Statthalter der ent- 
fernteren Landestheile und in Kriegszeiten die obersten Bo- 
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fehlshaber mit umfassender Vollmacht sm Ernennungen ausge- 
rüstet sein. ') 

Eine unwandelbare Gerechtigkeit sei flir die Staatsgewalt 
die Richtschnur bei der Besetzung des Staatsamtes. Darunter 
soll keine absolut gleiche Behandlung nach einer abstrakten 
Clnssifikation verstanden werden. Dio Gerechtigkeit besteht 
vorzüglich in der Würdigung aller die Frage berührenden 
allgemeinen und individuellen Verhältnisse. Nicht alle Candida, 
ten, welche in derselben Ciasso stehen und welche dieselbe Note 
eiert, sind im gleichen Grado fähig- und würdig. Es ist dies 
begreiflieb, dn wir oben erfuhren, dass viele Eigenschaften, 
welche öffentliche Funktionen vorausse-leen , durch Prüfungen 
nicht festgestellt werden können. 

Es ist ferner auch Sache der Gerechtigkeit, du Gesetz 
mit den individuellen Lebens Verhältnissen auszugleichen. Bei 
einem vollkommenen Gleichgewicht der allgemeinen 
■Bedingungen unter -mehreren Bewerbern sind es die ökono- 
mische Lage , bedeutende theoretische oder praktische Leistun- 
gen, Abstammung von verdienstvollen Staatsbeamten, die 
Süssere Erscheinung, persönliche Beliebtheit bei den Amts- 
untergebenen , längere Proben und Dienstzeit und andere Dinge 
mehr, welche eine besondere Berücksichtigung verdienen. Es 
ist also nicht jede Bevorzugung der Individualität eine Unge- 
rwhtigkcit s ) 

Der Umstand einer längeren Dienstzeit darf aber in kei- 
nem Falle zu einem starren Gesetz der Anciennität erhoben 
werden, da diess der guten Besetzung der Aemter sehr nach- 
thcib'g entgegenwirkt. 3) Leider ist man noch zu sehr in dem- 
selben befangen. Wir verkennen nicht, dass eine längere 
Uebimg eine grössere Vertrautheit mit dem Gegenstand ver- 
schafft, mit Erfahrungen und Kenntnissen bereichert und des- 
wegen für Manchen einen Vorzug begründet. Dies wird aber 
nur in einzelnen Berufen der Fall sein, deren Hinptvortheil 



l) t. UM EncjrlopStlie der ftnatswisscnsclipft™, S. 851. 
*) ZartorfW Vieriig Biiclier 'oro Slast. Bd. VI, 3 188. 
I) *l Mehl L e. 8. 2SS, Zill g. 
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eben Reife und Erfahrung durch vieljährigo ThBtigkcit ist 
Dagegen wird in Aenitern, welche geistige Frische, junge 
ausdauernde. Kräfte, muthigo und lobendige That vorlangen, 
das Gesete der Anciennität seinen Zweck ganz verfehlen. 
Desshalb verwerfen wir es als allgemeinen, absoluten Massslab. 

Gegen diese Wahrheit sündigt am Meisten dio Militär- 
verwaltung. Es liegt gewiss darin ein Hauptgrund so vieler 
'Widersprüche unseres Heerwesens. Das Alter hält zähe an 
dem hergebrachten unbrauchbaren Zopfanstalten fest und die 
nothwendige strenge Subordination unterdrückt in einer misa- 
verstandenen Ausdehnung jede freie Regung, jeden zeitgemäs- 
een Fortschritt der jüngeren Talente. 

... Vorige sollen auch nie zur Anwartschaft, zu einen» 
Recht auf. das. Amt sich ausbilden. Diese Einrichtung ver- 
dirbt den' Geist des Jieamtensuvndes und ist eine Beschränkung 
der Anitshohcit. Kino Anwartschaft aus anderen Gründen als 
Verdienst ist eine unvernünftige und unsittliche Bevorzugung. 
L>t ;die Aussicht auf das Amt eine verdiente und woblbegrün- 
d.eto, dann ist der falsche privatrechtüche Begriff der An- 
wartschaft unnöthig, es kommt auch ohne sie der rechte 
Mann f u» AmtCv - ■ : •: .} -■>-.. 1:*.-. 

Die lange Probezeit, welche in den meisten deutschen 
gtaateu die Candida tan zu bestehen haben, ist der Gegenstand 
allgemeiner Klage. Dio Schuld trifft nicht den Staat, sondern 
die ZeiUerbä|tuissc, das Publikum. Wäre kein so grosser 
Andrang, so würde die Anstellung früher, sogar einstweilige 
Honorirung möglich sein. Unter den gegenwärtigen Verhält- 
nissen ist es durchaus nicht rathsaru, durch Besoldung die 
\Vertozcit erträglicher zu machen, selbst bei der anerkannten 
nützlichen Verwendbarkeit der Aspiranten ; donn es steht fest, 
das» eine nicht unbedeutende Anzahl wirklicher Beamten durch 
sio erspart wird. Allein so lange das freiwillige Angebot der 
Kräfte, in W. hohem Masse stattfindet, wäre die Honorirung 
der. Praktikanten eine eben so unwirtschaftliche als unpoliti- 
sche Einrichtung zu ihrem eigenen Nachtheile. Dio Aussicht 
auf Unterhalt würdo noch mehr verlocken, dadurch aber die 
Möglichkeit eine Anstellung zu erlangen noch seltener. Dio 
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Candidaten würden dann bei einer unter allen Umständen ge- 
ringen Besoldung viele Jahre hindurch in einer kümmerlichen 
Existenz die Kräfte verzehren, welche sie in einem anderen 
Berufe für sich und die Gesellschaft besser verwerthet hatten. 
Der iirmlicho Unterhalt verdirbt natih-lich mich alle Berufs- 
freudigkeit und damit versiegt auch die Quelle aller guten 
Erfolge. 

Die Befürchtung, das Amt wilrde m einem Monopol der 
Reichen, ist ohne Grund. Der wirklieh Reiche sucht das 
Stastsamt nicht, ilenn die Verzehrung eigener Renten bietet 
dem Meisten ein angenehmeres Lehen als die Bekleidung eines 
der Staatsgewalt dienstbaren verantwortlichen Amtes. Die Mehr- 
zahl der Bewerber stellt die wohlhabende Klasse, diezwar schliess- 
lich auf die Einkünfte durch Besoldung angewiesen ist, aber doch 
die Wartezeit sorgenlos Überdauern kann. Sie bringt auch 
durchschnittlich einen grösseren Fond von Bildung mit in's 
Amt als die in Mangel und Dürftigkeit herangezogenen. 

Besoldung für die Aspiranten würde den mittelmSssigen 
Köpfen ein grosses Uebcrgewicht geben, die mit der Aussicht 
«uf geringen Unterhalt für immer zufrieden wären nnd ohne 
Strebsamkeit in alltäglichem Schlendrian Leben nnd Beruf 

Endlieh soll der Staat die Uebernahme solcher Aemter, 
mit welchen eine grosse pekuniäre Verantwortlickeit verbanden 
ist, noch insbesondere von dem Erläge eines zu verzinsenden 
Gapitals abhängig machen. 

Zds. 1. Zu dem Thema Uber die Prüfungen haben 
wir noch Folgendes nachzutragen. Das Gesetz der Ar- 
beitsteilung, welches immer tiefer in alle Gebiete ein- 
dringt, verlangt such eine gründlichere Trennung nnd 
Ordnung dos Prüfung« wesena nach den Gegenständen. 
Für die sogenannten politischen Stsalsdiener war und ist 
immer noch die einzige Bildungsscbule die Jurisprudenz 
Diese Wissenschaft i*l der Freibrief für fast alle Stellen im 
engeren Staatsdienst, und wenn auch das Amt gar nichts 
mit Rechtsfragen zu tbun hat Der Finanzmann studirt 
eben auchjuro und nur diese. Von einer vorbereitenden 
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Bildung für Administrativbeamte ist auf Universitäten 
keine Itedc. Du hilft man sich mit dem trägen Sprüch- 
wort: „Wem OJott ein Amt gibt, dem gibt er auch Ver- 
stand.« ') 

Es ist ein dringendes BedUrfniss, dttss hier endlich ein- 
mal eine durchgreifende Reform getroffen wird, mn so 
mehr, wenn bereits im praktischen Staatsleben die Tren- 
nung der Justiz und Administration besteht 

Es wird hierzu besonders geholfen: durch Bildung 
einer eigenen Bttatswirthschaftlichen Fakultät , durch deren 
reichere Besetzung mit Lehrkräften und durch Trennung 
der theoretischen und praktischen PrÜfungsgehieto nach 
den beiden genannten Hauptfächern. a ) 

2. Für Bayern ist eine Reform der PrUfungscinrich- 
tungen die hüchste Zeit. Entweder müssen die Profes- 
soren an den verschiedenen Universitäten wechseln, oder 
Praktiker als Examinatoren aufgestellt werden. Zum we- 
nigsten muss ein Turnus unter den Lehrern der Univer- 
sität eingehalten werden. Doch ist diess unser letzter 
Wunsch, weil nicht viel damit geholfen wäre. Der ge- 
genwärtige Zustand kann nicht mehr länger bestehen; 
er ist für das Staatsamt von den verderblichsten Folgen. 

3. Mit den Erziehungsanstalten (Alumneuro , Semina- 
rium , Atheneum) , welche die Jugend für specielle Rich- 
tungen des Staatsdienstes heranzubilden suchen, können 
wir uns nicht befreunden. Kein Beruf verlangt mehr die 
Bildung im Leben und durch dasselbe als der Staatsdienst 
Die mit solchen Anstalten verbundenen Systemo und Ord- 
nungen gerathen stets mit dem Princip der akademi- 
schen Freiheit in Widerspruch. Schon die Gebunden- 
heit an eine Universität ist für das bessere Talent eine 
naehtheütge Beschränkung. Vermeidet man aberStudien- 

') c. MM ühtr dio wuseincLiftliche Bildung der Beamten in Jon 
Miniiteritn du Innern. Tübinger Zeitschrift für dia gesammte ataata- 
iriueruichaft. Jahrg. IS«. S. 139 u. f. 

») Deutsche VI etteljah nachritt Ober StaaMdlen.tprafungen. Nr. XVI, 
9. 79 u. t - r, MM Staatsrecht, TSlkarrecht als. Bd. II, B. 65«. f. 



pläne und will nur den Bedürfnissen dos Leibes einen 
Zufluchtsort bieten, so gründet man eben ein privilegirtes 
Hospiz. 

Die Erziehung in Bolchen Seminarien gibt durchaus 
keine Garantie für die Verwendbarkeit des Zöglings zu 
dem gewünschten Zweck. So wenig man auf der Schule 
den künftigen Beruf bestimmen kann, so -wenig ist man 
der spccicllon Richtung des Berufes auf der Universität 
gewiss. Hier ist der Bildungsgang der Theorie noch zu 
allgemein und die Möglichkeit ein grosses Talent bu er- 
proben noeh Alien gleich offen. Ob man für ein be- 
stimmtes Fach ausgezeichnete Fähigkeiten besitzt, das 
erprobt und zeigt erst dia Schuio des Lebens. In dieser 
bildet sich erat der individuelle Staatsbeamte; auf der 
Universität schult die Theorie Alle für Alles. Wir ha- 
ben für die Minister, Diplomaten und grossen Finanz- 
mllnner keine besonderen Schulen nöthig, diese ersetzt 
une die Staatspraxis, und wer in dieser die Tugenden 
des Beamten vorzüglich erprobt, der ist der- Kandidat 
für den grossen Staatsbeamten und Staatsmann. 

Man schaffe also keine Sinekuren für die oft nur schein- 
bar begabteren Studirendon, man stelle sie alle gleich 
und wo ein hochwichtiges Amt einen ausgezeichneten 
Mann erfordert, rufe man den Besten aus der Schuio der 
Praxis, den würdigsten Charakter, den produktivsten 
Geist und das edelste Oemüth. Das ist die rechte Art 
die Minister und Staatsmanner zu gewinnen. Wir hal- 
ten es für unnölhig von besonderen Fähigkeiten und An- 
lagen dieser Männer zu reden. Die höchsten Beamten 
haben eben die Tugenden des Staatsdienurs im höchsten 
Grade zu entfalten. 

Das einzige empfehlenswertho Mittel , bessere Talente 
zu unterstützen, ist die Darreichung von Staatsstipendien 
zur freien Verfügung bchufe wissenschaftlicher Aus- 
bildung, 

v. Mahl gibt unter folgenden 4 Mitteini den Eoisesti- 
pendien, der Ertheilung eines vorübergehenden Lehrauf- 
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träges in einem staatswissenscbaftlichen Fache, der Zu- 
teilung als stummer Beisitzer der höchsten beratenden 
Behörde, einem besondern Bildungsinstitut, dem letzte- 
ren den grösseren Vorzug behufs der Ausbildung tum 
höheren Staatsdienst ") 

§. 32. 

Das Staatsamt in Bezug auf den Beamten. 

Wenn auch das Staatsoberhaupt in der Ausübung des 
Amts immer als der Gebieter und Herr, in dessen Namen 
und Willen gehandelt weiden soll, au betrachten ist, so darf 
doch der Beamte nicht zu einem willenlosen Werkzeug herab- 
gewürdigt werden. Zu den Funktionen, welche Geist und 
Charakter erfordern, soll dem Beamten Freiheit der Meinung 
und des Entschlusses innerhalb der allgemeinen Hegeln und 
Formen des Amtes eingeräumt sein. Die Regierung ist sonst 
nur auf Schwachköpfo angewiesen, denn das Talent lilsst sich 
nicht knechten. Eine andere Sache ist es bei den mechani- 
schen Diensten, deren Natur eine gebundene Führung 
verlangt. 

Vor Allem ist es nun eine faktische und rechtliche Not- 
wendigkeit, den Staatsdiener durch Besoldung von den Nah- 
rungssorgen zu befreien. Da das Staatsamt, wenn es voll- 
kommen erfüllt werden will, den Beamten von den ökonomi- 
schen Erwerbsquellen abhält, seine Verwaltung andererseits 
die Begründung und Vermehrung des Nationalreichthums und 
des Staatsvermögens unterstützt, so müssen die im Berufe der 
Staatsverwaltung ausschliesslich Thätigen aus jenem Vermögen 
Ersatz und Unterhalt empfangen. In den monarchischen 
Staaten ist dies mit Ausnahme mancher Ehrenamter, beson- 
ders in der Gemeindeverwaltung, durchgehends festes Princip. 
In den Republiken sind es mehr Stellen , welche der ropu- 



') * Hohl aber eine Amtilt tat Bildimg böberer BtMtsdfencr. Zeit- 
ichrift IBr dl. geummt. Stutawi.Hn.cfaift. Jtiagwg 18S0. Bi VI, 
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blikanisehe Geraeinslbn und Parteigeist freiwillig 'ohne Hono- 



In Betracht der Grösse der Besoldung lassen wir den 
Erfahrungssatz gelten: je grösser die Besoldung desto, besser 
die Leistung. Sie soll ferner ein fixer Zeitlohn sein. Stück- 
lohn ist hier nicht am Platze, denn das Staatsamt zerfällt 
nicht in einzelne zusammenhangslose Arbeiten, sondern ist 
ein organisches Ganzes im grossen Staatsorganismus, dem der 
Beamte seine volle Kraft, seine ganze Persönlichkeit für im- 
mer widmen soll. Da er forner eine ausgezeichnete Stellung 
unter seinen Mitbürgern einnimmt und behaupten soll, so. 
sollen die Einkünfte nicht bloss eine Belohnung für den Dienst, 
sondern auch einen weiteren Beitrag enthalten, der ihm ein 
würdiges Auftreten in der Gesellschaft ermöglicht und aller 
Sorgen um den taglichen Unterhalt überhebt Der Staat 
meide alle Sinekuren und überschwängliche Besetzung der 
Äemter, wodurch dem Bcsoldungsetat gewiss grosso Summen 
zur besseren Honorirung der wirklich noth wendigen Beamten 
erhalten würden. Stellt man diese Ökonomisch schlecht, so 
zwingt man sie zu ungehörigen und unrechten Mitteln des 
Erwerbs. Und es ist ein sicheres Zeichen, dass es mit dem 
Staate schlecht steht, wenn sich seine Diener aus dem Amte 
bereichern. HV&iÄtW*; 

Der Modus, welcher den Inhaber manchen Amtes auf 
sogenannte Sportein verweist, ist sehr behutsam und massig 
anzuwenden. Er macht die Amtsverrichtungen käuflich und 
drängt den Beamten auf eine doppelte Gefahr hin. Entweder 
verfolgt er den finanziellen Zweck in seinem und des Staats 
Interesse recht eifrig, dann gerätk er in eine das Publikum 
quälende Amtsgeschäftigkeit, oder er ist — was freilich sel- 
ten vorkommt — liberal, dann häuft er die Vorwürfe der 
Regierung auf sich. ") 

' * Das allgemein herrschende und gewohnte Geldsystcm hat 
auch die Geldhonorirung eingeführt und die Differenzen, 
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welche durch die zeitweiligen Veränderungen desGeldwertb.es 
entstehen , iverden zweckmässig durcli Aufbesserung der Ge- 
halte ausgeglichen. Ausgleichung durch Naturalgaben ist seit 
dem Verschwinden der Natural wirthschaft nicht mehr möglich, 
gewiss nicht mehr praktisch. 

Die Wichtigkeit der Aufgaben eines Staatsbeamten ge- 
bietet auch die Ausstattung desselben mit der entsprechenden 
Amtsehre und Amtsgewalt.') Der Grad der Autorität und 
Macht steht mit der Wirksamkeit des Amtes in direktem Ver- 
hält utes. Jene soll aber eine natürliche Auszeichnung sein, 
und man mag hierzu auch die äusseren Mittel der Tracht 
und Uniformen wählen. Die sinnliche Natur des Menschen, 
wie sie nun einmal besteht, wird immer für die Einwirkun- 
gen äusserer Momente nicht bloss empfänglich sein, sondern 
sie sogar suchen und unlieb entbehren. Uebertreibungen durch 
Titel, Orden, Corrcspondenzformen sind unnatürliche, leere 
Mittel , führen zum Lächerlichen und verfehlen ihre Wirkung 
gänzlich. Höchst wüuschenswerth wäre eine Beschränkung 
der masslosen Ordens Verschwendung unserer Zeit. Ein weiser 
Gebrauch und die Verleihung an wirklich verdienstvolle Män- 
ner wäre um so förderlicher, als der Orden finanziell wie 
polirisch die bequemste und zweckmüssigste Art der Beloh- 
nung iat. J ) 

In gleicher Weise thut auch unserem deutschen Cor- 
respondenzstyle eine Reform noth. Die alten Verkehrs- 
formeln des hinabgegangenen Polizeistaates sind für unsere 
Tage und Zwecke ebenso unpraktisch als lächerlich geworden. 

Eine Cl Ossifikation der Ehre und Macht und die Sub- 
ordination sind wechselseitige Bedingungen. Ordnung und 
System in der Regierung verlangt Gehorsam nach Oben und 
Macht nach Unten. Ereilich darf nicht eine absolute Bcam- 
tenhiorarchie das Ziel sein. Der Unterschied des Rangsystems 
soll durch den Geist echter Humanität, Gerechtigkeit und 
Freiheit ausgeglichen sein. Dia Beamten sind ja durch hu- 



i) SdanilthinncT Zwiilf BUcber vom Slnste. Bd. XU, S. 508 u. f. 
i) v. IHM SttAttriäclit, Völkerrecht und Politik. Bd. n. S. 156 n. t 
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manistische Studien gebildete Mlinnerl Der Gehorsam sei eine 
sclbstbewusste Unterwerfung unter die wirklich höhere Würde 
und Ehre, d.is Gebot keine peri,r>iiliclie Ueberbobung, sondern 
Ausfltiss oines weisen und edlen Regie nmgsprincips. 

Die besondere Stellung und Achtung, welche Beamten 
gebührt, nüthigt auch den Sinnt, ihnen einen besonderen 
Schulz gegen Verletzungen zu gewähren, wenn ihre Würde 
nicht bloss eine nominelle sein soll. Die Würde des Amtes 
und seiner Vertreter kann nicht aufrecht erhalten werden, 
wenn ungeziemendes und rücksichtsloses Benehmen der Unter- 
thnnen gegen dieselben nicht wachsam verfolgt würden. 

Die Staatsgewalt hat selbst mit gutem Beispiele voranzu- 
gehen und ihren Organen die gebührende Achtung und Ehre 
zu erweisen. Es ist ein schöner Zug in dein Vcrhältniss 
zwischen Beamten und Staatsoberhaupt, wenn dieses in amt- 
licher und socialer Begegnung Würde, Amtsbefugniss und 
Titel seiner Beamten anerkennt. Wenn Napoleon, dem un- 
ter anderem, was selten bemerkt wird, auch jede adelige und 
ritterliche Gesinnung fehlte, den Stock zornmüthig gegen den 
Beamten erhob, oder -wenn der chinesische Kaiser bubenhaft 
auf die Mandarinen schimpft, so ist diess für den Herrn wie 
für den Diener gleich entehrend. 

Es verbietet sich in weiterer Consequenz von selbst, die 
Beamten zu ungerechten und unsittlichen Zwecken zu miss- 
brauchen. Das Vcrhältniss zwischen Berechtigten und Ver- 
pflichteten wird gelockert und vergiftet, wenn beido Theile 
unlautere Bestrebungen verbinden. Eine solche Regierungs- 
politik kehrt sich in ihren Folgen gegen den Urheber selbst 
■Der Geist des Amtes wird verdorben, das Volk unzufrieden 
und unruhig, bis es zuletzt durch gewaltsamen Widerstand 
gegen Bureaukratie und Regierung sich erhebt 

Gegen unrechte Zumuthungen hat der gewissenhafte Be- 
amte kein anderes Mittel als das der Vorstellung bei der über- 
geordneten Behörde. Dadurch hat er sein Gewissen gerettet 
und die Verantwortlichkeit bleibt den Gebietern, wenn er doch 
zur Ausführung schreiten muss. Verträgt seine Ueberzeugung 
den Gehorsam in diesem Falle nicht, so muss er ihr eben das 
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Opferdes Rücktrittes bringen. Eigenmächtig darf er nicht handeln, 
diess iM mit drui iiHlhwi'ii'.ÜyrTi 1 'rincijjp der Ordnung)» der Regie- 
rung unvereinbar. Weiter als bis zu einer Vorstellung reicht die 
Modifikation des Gehorsams gegen die Oberen nicht. Dieser 
bildet sieh im Kriegerstand zur unbedingten blinden Unterwerf- 
ung aus. Die Fülle, in denen sich der Beamte wider die 
Befehle der Oberen cino Handlung nach eigener Ein- 
sicht und Erfahrung erlauben darf, werden selten sein und 
sich nur auf wirkliche Noth beschränken. Diese macht selbst 
im Krieg einen Ungehorsam zum Wohle des Heeres und dos 
Staates verzeihlich. 

Endlich soll der Staat besonders vermeiden, die Beamten 
in die Verlegenheit der Collision zwischen privatrechtlichen 
und öffentlichen Interessen zu bringen. Selten sind die 
Besseren , die in einem solchen Kampfe, siegen. Verbindlich- 
keiten, welche Beamte zum Vortheil des Staates auf seine Kosten 
übernommen, sind ihnen abzunehmen und auch Entschädigung 
und Ersatz zu leisten. 

Damit keine Ueherbiirdung, Unordnung und Wandclbar- 
keit im Amte vorkommt, sbid die Coinpctenzbefugnisse in 
quantitativer und qualitativer Beziehung genau festzustellen. 
Dieses Erfordern iss ist vornehmlich gegen die den öffentlichen 
Angl- k.'^rrnh cito n so schädlichen und kleinlichen Competenz- 
confiiete der Behörden unter einander gerichtet 

Es steht der Staatsgewalt zu, über ihre Beamten Auf- 
sicht und Controlc zu üben. Diese geht zweckmässig immer 
von der nächst höheren Instanz aus. Ebenso trügerisch ala 
unsittlich wäre ein Spionirsystcm. Dessliolb ist auch die Con- 
trolc durch die Corporation selbst, in der der Beamte sich 
befindet, verwerflich. Die Mittel der Beobachtung sollen ehr- 
lich und soweit thunlich offen sein. Der Beamte verlangt 
mit Recht zu wissen, von wem und wie er censirt wird. 

Es ist auch die Presse ein sehr taugliches Institut zur 
Ueberwachung amtlicher Thätigkcit, freilich nur die freie. 

Auch können durch Beschwerden und Recursc dos mit 
den Behörden verkehrenden Publikums die obersten Organe 
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von den Leistungen und dem Betragen der Beamten in Kennt- 
niss gesetzt werden. 

Die Controle übt der Staat, uni auch die ihm zustehende 
Discipb'nargewalt gegen die Beamten handzuhaben. Von den 
gemeinen Rechtsverletzungen Laben wir hier nicht zu reden. 
Die Disciplinargeivalt ist eine nothwendige Folge der Un- 
möglichkeit, alle Vergeben dem strengen Strafgesetze zu un- 
terstellen. Es gibt eine Menge Handlungen, die zwar den 
bet reffenden Beamten als Bürger und Menschen nicht entwür- 
digen, die aber doch Verfolgung und Rüge nötbig machon, 
wenn das Amt nicht leiden soll. 

Leicht kann auch dio Disciplin den Beamten verkleinern 
und entwertben. Es ist die Grenze der hier geltenden Strafge- 
walt mit grosser Genauigkeit zu ziehen und zu beachten. Ocftere 
Disciplinarstrafen vertragen sich mit der "Würde und Pflicht 
des Staatsdieners nicht 

Wie der Staat bestrafen kann, so kann er auch beloh- 
nen. Zu diesem Zweck empfehlen wir für die Staats- 
diencr die Gehaltszulagen, Beförderungen und insbesondere 
Orden. 1 ) Jene Mittel sind finanziell und politisch nicht 
so zweckmässig und erzeugen leiebt Differenzen unter fast 
gleichgestellten Beamten. Die Gehaltszulagen mögen regel- 
mässig nach dem Dienstalter geschehen. Auch sei dem Be- 
amten zeitweilig eine Ruhe und Erholung von seinen täg- 
lichen Amtsgeschäften vergönnt und hiezu ist das Institut der 
Gerichtsferien geeigneter als das der Beurlaubung. 2 ) 

Wer sich zum Staatsdienst cntschliesst und demselben 
Kraft und Leben weihen will , der vollführe diese Aufgabe 
auch mit ungctheiltem Interesse. Es ziemt dem Manne, dass 
er das einmal gewühlte Ziel auch mit Conscquenz und Hin- 
gebung verfolge. Er soll mit lauterem Diensteifer die ihm 
gestellte Aufgabe erfüllen und sich hüten die Grenzen seiner 



i) o. Jtforymjrtrn Mensch, VolksUboa aad Staat. Bi I, S. S03 u. f. 
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Competenz zu verletzen, damit nicht Diensteifer in belästigende 
Amtsgeschäftigkoit tibergehe. 

Jedes Amt ist von einer lebendigen Idee erfüllt, von der 
der Beamte getragen sein soll und dieser soll seinerseits 
wieder dos Amt mit Geist und Leben erfüllen.') 

Für alle Amts Verrichtungen ist er dem Staate wie dem 
Volke verantwortlich. Der Unterthan kann von ihm Ersatz 
für jedes widerrechtliche Begehren und Verfahren fordern 
eventuell vom Staate. 3 ) Und wo eine solche Forderung auch 
nicht geschieht oder begründet ist, immer kann für den Staat 
wegen mangelhafter oder unrichtiger Vollziehung der Befehle 
Veranlassung gegeben sein, den Beamten zur Verantwortung 
su Eichen. Besonders strenge werde die Parteilichkeit ver- 
folgt, in die der Beamte so leicht verfüllt. Es ist nicht immer 
eine grobe, rechtlich strafbare Verletzung, welche er dabei 
begeht, sondern meistens eine feine kaum sichtbare Abweich- 
ung von der richtigen Bebandlungsart des Gegenstandes. Da- 
gegen kann eine gute Disciplin und die öffentliche Meinung 
vielleicht am Besten helfen. 

Die Hoheit und Würde des Amtes legt ferner dem In- 
haber desselben die sittliche Pflicht der Humanität, des 
Wohlwollens, der Milde und Ilfitlichkcit in Amtsverriehtun- 
gen auf. Es ist nicht bloss die pünktliche und gewissenhafte 
Vollziehung der Aufgaben und Befehle, sondern die mensch- 
liche Behandlung der Dinge und Personen, welche den Beruf 
adelt Durch ein menschenwürdiges edles Verhalten des Be- 
amten wird dem Gesetze, dem starren Buchstaben des Ge- 
botes und Verbotes, erst die rechte Weihe verliehen. In 
einer solchen sittlich erhabenen Thätigkcit im Amte spricht 
sich auch die wahre Begeisterung für das Amt aus. Der Be- 
amte hat eine unendlich wichtige Aufgabe in dieser Ricb- 



') BhmttMi allgemeines Staatsrecht Bd. I, S. 33 n. f. 

') Sandhcim von der Haflnngsverbirdlichkcil den Staates für Scha- 
den utif lang »einer Beamten. 182". — ließer Beitrüge min deutschen 
Staate- o. Fürstenrecht. 1829. S. 160 u. f. — ZSffl Grundslltie des Staats- 
rechtes, j. SIS n. f. 
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t«ng. Er kann mit den oben genannten Tugenden ausgestattet 
dio grossten, empfindlichsten Widersprüche zwischen Gesetz 
und Leben Tcrsöbncn. 

Diese Obliegenheiten sind zwar nicht in den Diensteid 
aufgenommen. Ist denn aber dieser das einzige Princip des 
handelnden Lebens ? Es gibt allgemeine Pflichten des Men- 
schen und Bürgers, dio uns überall begleiten und nicht erst 
durch den Eid in die Seele gepflanzt Wflrdeo sollen. Er ist 
gewiss eine moralische Bestärkung, ein starker Schild in man- 
chen Versuchungen, nber es bleibt doch gefehlt, wenn man 
sich an ihn anklammern muss. Was enthalt er denn? Der 
Eid ist doch nur eine Steigerung der jeden Untcrthan treffen- 
den Verpflichtung, dem Wohl des Staates sich dienstlich zu 
erweisen.'} Und noch einmal ist's gefehlt, wenn inan nicht 
mehr tbut, als er gebietet. Ein solcher Beamte mag juristisch 
eine tadellose Administration führen, und kann doch der Ver- 
waltung politisch schlechte Dienste leisten und der Gesell- 
schaft ein missüebigcr und nnchthciliger Beamte sein. 

Was die Pflicht, das sogenannte Amtfgcheimniss zu be- 
wahren, anlangt, so kann nicht von einem absoluten Schweig- 
syatem dio Bede sein. Die Vorgänge im Bereiche der admi- 
nistriremlcn Behörde» sollen Niemandem ausser ihren Gren- 
zen kund werden, wenn die Veröffentlichung dem Interesse 
der guten Sache, den Familien- und Vermögensrechten Scho- 
den könnte. Dio Hegel aber sei Oeftentüchkeit des Kegicrons, 
damit die Untertbauen wissen, wer und was ihre Begierung 
sei. Sic haben ein Hecht darauf und eine vernünftige und 
weise Politik gebietet es. 

Der Staatsdiencr ist Diener für den Staat und nicht für 
den persönlichen Träger der Staatsgewalt, wie im Wittelalter, 
wo der Staatsbegriii' im Fürsten unterging. Es kann sich 
zwar die Pflicht der Treue, des Gehorsams und der Aufopfer- 
ung zu der Person des Fürsten emporrichten, da in ihm dio 
Idee des concreten Staates und die Geschichte eines grossen 
Herrscherhauses zur wirklichen Erscheinung kommt Aber 

i) Dahlmann Politik. S. Aufl. 8. 27G, §■ *SS. 
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diese Hingebung soll eine ideale patriotische Begeisterung, 
keine persönliche und subjectivo sein. 1 ) 

Endlich stehe nueh das Verhalten des Beamten ausser 
dem Amte in Harmonie mit der Würde desselben. Alle 
Macht und Ehre und alle äusseren Mittel der Gewalt vermö- 
gen ihn nicht aufrecht zu erhalten und feinen Handlungen 
Ansehen zu verschaffen, wenn er nicht eine durch seinen Be- 
ruf gebotene ehrenhafte und sittliche Lebensweise an den Tag 
legt Ein Mann, der durch soiiio ausgc zeichnete Stellung 
über seine Umgebung hervorragt, kann sich den Blicken der 
Gesellschaft nicht entziehen. Sie wird sein ganzes Leben mit 
dem Vergrb'sserungsglnso einer wachsamen und eifrigen Kritik 
verfolgen. Dcsshalb -werden seine Fehler, aber auch seine 
Tugenden grösser erseheinen. Zuletzt lilsst sichderPrivatmann 
von dem Beamten doch nicht trennen. Die Treue im Klei- 
nen bürgt für die Tüchtigkeit im Grossen. „Die Maximen 
der Weisheit in Staatasachen und Privatangelegenheiten sind 
ganz dieselben".*) 

§ 53. 

Ton der Dauer des Staatsam ts. 

Dos Staatsamt tiberdauert das Individuum. Die Zeit- 
dauer, in welcher die Aemtcr bekleidet werden, hängt viel- 
fach von der Staats Verfassung ab. In der Demokratie liebt 
man den Wechsel und scheut jeilir Einrichtung, wiche einen 
bevorzugten Stand mit bleibender Ueberlcgenbeit hervorrufen 
könnte. In der Monarchie linden wir den Staatsdienst auf 
Lebenszeit als Regel. Verweilen wir bei dieser Staatsform. 

Das Gesetz der Arbi-iutlieiluni;, die kiiiir-tliclic und man- 
n ich faltige Lebensweise unserer Tage verlangt eine Vorbereit- 
ung, welche die volle Zeit und Kraft der Jugend zum Wo- 
nigsten in Anspruch nimmt. Dadurch ist die Notwendigkeit 



i) Zacharias "Vienif- BUiicr vom Staate. Bä. VI, S. 23a/ 
i) Zacharias l e. Bd. II, S. 238. 
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einer lebenslänglichen Amtsführung gegehen. In vielen Zwei- 
gen der Administration würden auch durch häufigen Wechsel alle 
Vortheile der Erfahrung und Uebung verloren gehen und 
manches Amt in der kurzen Spanne Zeit zu einem Ansbcut- 
imgssvstem missbraucht werden. Für Gemeindeämter, zu de- 
nen alle Bürger berufen werden können , empfiehlt sich 
wieder die vorü berge b endo Bekleidung. 

Treu unserer Auflassung über die Besetzung des 
Staatsamts dürfen wir der ConseijuenE nicht ausweichen, 
welche auch volle Freiheit der Staatsgewalt und Rücksicht 
auf die Entfernung eines Stnotsdieners begehrt. IZs ist diese 
ein notwendiges Postulat des Staatawohls. Selbst England 
und Amerika gehen im Allgemeinen von diesem Princip der 
Unbeschr'änktheit aus.') 

Aber die Politik verlangt vom Rechte auch Billigkeit 
und Liberalität, sie verlangt, dass der Beamte durch Grund- 
gesetze gegen wirkliche launenhafte Versetzung und Herab- 
würdigung geschützt sei. Die Würdo des Amtes bedingt auch 
diese Garantie, und wenn nicht, so ist es schon eine Süssere 
Noth wendigkeit, für die schworen Opfer an realen und perso- 
nalen Gütern, eine sichere Berufsexistenz zu bieten. Sonst 
witro das Staatsamt unmöglich oder unwürdigen Männern 
verfallen. 

"Wir finden desshalb auch in allen constitutionellen Staa- 
ten die Gemüther durch Versprechungen beruhigt. Doch ver- 
lango man nicht zu viel und lege keinen zu grossen Werth 
darauf. Mnn streift hiebe! an Unmögliches. Solche Garan- 
tien können allenfalls gegen die gröbsten Ungerechtigkeiten 
schützen, die übrigens in einer guten Regierung auch ohne 
verfassungsmassige Bestimmungen nicht zugefügt würden. Die 
meisten Fälle müssen doch der Amtshoheit des Staates kraft 
seiner Machtvollkommenheit vorbehalten bleiben. Es werden 
auch häufig solche Gewährleistungen in der Praxis y,a einem 
papiernen Schild. Was würde es denn nützen, wollte man 



t) UlunMi; 1. «. Bd. II, S. Ui. 
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das strengste Gesetz zum Schub; der Staatsdiener auf das 
Strengste handhaben ? Es gäbe eine Menge Mittel, die nicht 
gegen dasselbe gerichtet wären, es ober doch illusorisch ma- 
chen kUnnten. Und zuletzt, gestehen wir es offen, sind wir 
selbst schuld daran, wenn dergleichen Gesetze zwecklos wer- 
den. So lange es noch ein Avancement gibt und die Men- 
sehen Menschen bleiben, ist die Unabhängigkeit des Staats- 
dieners eine Phrase, ein Aberglauben. Wie wird ein mög- 
liches Ucbergohen und die Qualifikation gefürchtet! Grosse 
Angriffe durch die Staatsgewalt sind viel weniger zu fürch- 
ten, als die kleinen und obwohl sie oft ebenso empfindlich sind; 
Issst sich doch nicht leicht ein gesetzlicher Damm gegen die- 
selben errichten. 

Es dient also zur Entschuldigung einer jeden liberalen 
wie gewaltthiitigen Regierung, dass zuletzt die Menschen sich 
selbst abhängig machen. Es spricht diess gewissermaßen da- 
für, dass die Machtvollkommenheit des Staates durch solche 
Garantiegesetze eigentlich doch nicht beschränkt werden kann. 
Sie steht zu hoch, so dass trotz der besten Absichten, den 
Menschen durch Gesetze von ihr loszubinden, er sich selbst 
von ihrer Grösse nicht frei machen kann, sondern ihr sich 
unterwirft. 

Das Streben nach Selbständigkeit des Staatsdieners hat 
noch am meisten Sinn beim Richteramt; 1 ) in der engeren Ad- 
ministration und der Gesetzgebung wäre, sie ein direkter Wi- 
derspruch mit dem Begriff der Staatsgewalt, deren unmittel- 
bare Diener die Verwaltungsbeamten sind. Hefter hat wahr- 
lich Recht, wenn er sagt: „Eine Regierung in der gesetzge- 
benden Gewalt durch die Stände, in der Ausrührung der Ge- 
setze durch die Selbständigkeit ihrer eigenen Beamten 
beschränkt, wäre eine banre Nullität." 

Und was soll die Unabhängigkeit selbst beim Richtor- 
amte nützen? Wenn sie da oder dort nicht bestünde, würde 



i) Ktübsr die SelbstKndfj-ktit des Bichtcramü. 18H2. - Pftiffcr di* 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit den Richtorornte«. 1851. 
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das Recht Dicht schlechter gesprochen. Die beste Justiz sind 
gute Gesetze mit Ausschliessung der Cabinetsjustiz. Ohne 
diese fuhrt euch die Selbständigkeit des Richteramtes zu 
keiner guten Rechtsprechung. Und wozu besteht denn im aller- 
schlimmsten Falle die Volksvertretung! 

^ Manche meinen, schon, das blosso Vorhandensein eines 
Gsrantiegeaetzes wirke gut und sei ein Zeichen der Politik 
der Zeit Dagegen haben wie nur den gewichtigen Einwand 
■vorzubringen, dass es für die Politik und die Autorität der 
Gesetze nichts Gefährlicheres gibt, als wenn sie bestcheu und 
nicht gehalten werden tonnen. 

Die Ansicht des Dienst Vertrags schwingt sich Uber diese 
Fragen leicht hinweg. Sic macht nllc diese Punkte zum In- 
halt eines privatrechtlichcn Vertrags, ro dnss sich erzwingbare 
obligatorische Rechte und Pflichten bilden. 

Eine Consequenz der Freiheit der Uebernahme ist die 
Freiheit der Resignation. Wenn man zum Amte nicht ge- 
zwungen werden kann, darf man auch nicht gebunden wer- 
den, in demselben zu bleiben. Freilich setzt der freie Rück- 
tritt die Vollendung der einmal begonnenen Aufgabe voraus, 
und der Abschied löst die Verbindlichkeiten nicht, deren 
En Iste liungszeit in das frühere Amtsi ei'hiiltniss fällt. 

Manche Dienstverhältnisse sind nur an vorübergehende 
Leistungen geknüpft und geben mit deren Erfüllung zu Ende, 
wie die Comniissionen der Techniker und Sachverstän- 
digen etc. 

Die Amtsgewalt geht mit dem Tode unter. Sic soll 
eine rein persönliche, in keiner Weise Gegenstand eines Erb- 
rechtes oder Amvarl-Hiaft sein. Ein eigenibiiniliolu'i' 
Fall ist der iW'echsel der Nohen bea inten mit der Crcirung 
eines neuen Ministeriums. Der Standpunkt der Politik macht 
diess erklärlich. Da mit einem solchen Falle der Regel nach 
eine gänzliche \eriindcrung des politischen Geistes des Mini- 
steriums verbunden ist, so ist es billig und räthlicb, dem 
neuen Clicf die Wahl seiner Mitarbeiter und den bisherigen 
Beamten den Wunsch, jenem zu folgen, freizustellen. 

Muss der Beamte vor dorn Tode seine Beruftsthktlgkcit 
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aufgeben, bo werden, trügt er seilst die Schuld, tdlo Bezie- 
hungen zwischen ihm und dem Stinte gelöst. Die Fälle ilor 
Entsetzung, Entlassung, Suspension etc. als Strafen wegen 
begangener Hechts Verletzung verweisen wir auf das Htrnfrecht- 
liche Gebiet 

Wird er durch unverschuldete Ereignisse von seinem 
Posten gerufen, dann finden wir zwar im strengen Recht kei- 
nen Grund , der dem Staate auch fernere Unterstützung und 
Unterhaltung des Beamten geböte, aber äussere Grunde der 
Zweckmässigkeit und Politik zwingen hiezu, wenn wir von 
den Forderungen der Humanität und Liberalität, die auch nn 
den Staat gelichtet werden können, absehen wollen. Der 
Staat muss eine stiinrlesgemässe Pension in Aussicht stellen 
und reieben , denn jSicmand würde ihm seine Kruft widmen, 
wenn die Existenz bei jedem äusseren Unfall der Dienstun- 
fübigkeit auf dem Spiele stünde. Und von weisen Ersparungen 
für die Zukunft aus der Besoldung wird doch wohl Keiner 
reden wollen. 

Ebenso sind es äussere Gründe, welche dem Stimto die 
rtlieht der Unterstützung der Hinte rlasscnen auferlegen. Eine 
kleine Steuerlast für den Beamten ist ein empfehlcnswcrthcr 
Modus, das Bewusstsein der natürlichen Pflicht der Fürsorge 
für die Familie hervorzurufen und wach zu erhalten. Zwischen 
dem Hagestolzen und Verehelichten kann hiebe! kein Unter- 
schied gemacht werden. Jener kann doch keinen Revers der 
Ehelusigkcit ,111-: teilen, :im allerwenigsten der alte Hagestolz, 
da dieser häufig die grüsste Heirathslu-st zeigt. Und schreitet 
er spät zur Ehe, so waren die Forderungen an ihn um so 
begründeter, da die "Wilirwlieinliehkeit, den Ernährer zu ver- 
lieren, für die Familie um so grösser ist. Freilich muss der 
Stent auch eine Besoldung reichen, welche die Ehe möglich 
macht; sonst ist der Pen.iionsbeitr.ig eine wahrhaft boshafte 
Hagestolzen Steuer, welche ein Verhältniss trifft, woku der 
Stant selbst zwingt. 

Einen grösseren Gehalt, der es dem Beamten möglich 
macht , durch Ersparungcn die Zukunft seiner Familie zu 
sichern, können wir doch wohl nicht vorschlaget), wenn wir 
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nicht zugleich dafür ganratiren kennen, dass die Benmten- 
welt eine hebere Menschheit bildet ') 



i) Siehe über dien« Capliel 8. J. M. Stvfftrt Vcihkltniai de* Stutea 
und der Diener in einander. Wünburg 1708. — Grünnsr der 8U»lsdiens» 
aus dem Gcsi chta punkte des Rechts aal der Nationalökonomie. 1808. — 
PätU Jahrbücher. 182B. II, », 825 u. f. Die Verhältnisse der Staatsdiener 
von £THmermann. — Hefter Beitrüge mm deutschen Staats- and Fönten- 
recht. 1829. n. — Hertel Worte über den Staatsdienst. 182T. — Brtwen 
du VerhKltni» der Stutaverwaltatunibeamten im Stute. 18.15. — Meuter- 
im die Verhältnisse der Stuttdiener. 1838. — Erdtnatm philosophische 
Vorlesungen über den Stint. B. 138 n. f. — ZBpfl Gnindsitie des eonstj- 
tulioncll-monarchiechen Sümlsrcchto. S. 864 u. f. — ÄlSier üffentlithes 
Hecht des deutschen Bundei. S. S85 u. f. — ff. A. ZaAariat S tut» recht 
Bd. n, S- 109- 
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VIERZEHNTES CAMTEL. 
Von den einzelnen Gebieten der Staatsverwaltung. 



§■ 54. 

Der Segriff der StaatsverwaltungHlehre. 

Nachdem wir uns mit dem Unterschied der Verfassung 
und der Verwaltung vertraut gemacht, ist der Inhalt unseres 
Werkes leicht und sicher festzustellen. 

Ergibt sich die Verfassung als die ruhende Basis, die 
Verwaltung als das bewegte uud Bewegung erzeugende Ele- 
ment des Staatsorganismus, so enthält unser Wissensgebiet die 
Grund- und Lehrsätze, welche die Staatsgewalt als handeln- 
des und thätiges Princip in der Verwirklichung der Staats- 
zwecke zu verfolgen hat. Oder definiren wir kürzer: unsere 
Wissenschaft hat die Lehren von der praktischen Verwirk- 
lichung und Durchführung der Stnatsidee tum Gegenstand. 

Die Verfassungslebre beobachtet die bleibende Grundform 
des Staates, die Verwalrongslehre den Kreislauf seiner Stoffe- 
und Elemente. Jene ist daher Plastik und Anatomie, diese 
Physik und Physiologie. 

Da die Verwaltung, wie schon oben erörtert, nicht ein 
andere« Gebiet, als die Verfassung ist, sondern beide den 
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Staat in feiner ganzen Einheit und Gesnmmtheit nur in ver- 
schit'dcneu lii'y.iehuugi'n uninis.smi, so ersticken sieli auch un- 
sere Grundlehren auf das ganze politische Leben. Sie geben 
Vorschriften für die Cultur und Nahrung der materiellen und 
geistigen Interessen des Volkes, wie für die aweckmiissigste 
Administration der Iteebtsgescfze. 

Dio Verw.illungslelnvn ihn ninfoi-iellen Gebietes begegnen 
uns in der Iicvölkciungswissenschafl, der Ge.suudheitspolizei, der 
N.'itionaliikoiiomic, der Finanz Wissenschaft und der Militärver- 
waltung. Die geistigen Interessen finden ihre Würdigung und 
Fürsorge in der (Julturpoh'tik und der Sittlich kchspolizci und 
die Grundsätze für die Handhabung der Rechtsordnung ent- 
wickelt die Justiz vcrwitltusg und Sicherheitspolizei, . ^ 

Diese Wissenschaften insgesammt, welche übrigens noch 
in einzelne Discipünen zerlegt werden können , sollen durch, 
das vorliegende Werk zu einem systematischen Ganzen ver- 
bunden werden und dem administrativen Beruf ein Hand- und 
Hilfsbuch, ein Katechismus sein. 

Ein solches Werk kann um so mübr Nutzen stiften, als 
ein abgeschlossenes System der Crundfchrcn der Staatsver- 
waltung im Sinne der Gegenwart' noch nicht vorhanden ist, 
und doch die tiefer greife mir luiulVtlieilung unserer Zeit es 
dringend notlnvcndig erscheinen lilsst. Die einzelnen hierher 
gehörigen Discipline» sind durchgängig in den grösseren Wer- 
ken der Staats Wissenschaften zerstreut, oder für sich als grös- 
sere Werke behandelt. 

'. '.' ." V / - 

Die Staats verwaltungsl ehre im VarhSltniss zu den ver- 
wandton Wissens chatten . 

Unser Wissenskreis gehört zur Familie der Staatswis- 
senschafton.' Diese stellen ein grösseres allgemeineres Ge- 
biet dar, von dem die Urundiebrcn der Staatsverwaltung 
einen besonderen Thoü bilden. 
. . Unter den übrigen unseren Grundlelircn vorwandten 
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staatswissen schaftlichen Disciplincn nennen wir vorerst das 
Staatsrecht. Es ontliült im Allgemeinen das Staatsvcr- 
fassungs- und Ver wal t « ngsrech t. Im engeren Sinne 
bedeutet es nur jenes und begreift dann die feststehenden 
rechtlichen Grundformen des Staatslcbens in sich. Diese be- 
ziehen sich hauptsächlich auf die Sahir und Grenzen der 
Staatsgewalt, auf deren Träger und die Rechts vcrhttltnisse 
derselben zu den Staatsangehörigen.- 

Das Staatsrecht ist also Verfassungslehre und damit ist 
sein Verhältniss zu der Slaatsvcrwaitungslehrc charaktcrisirt. 1 ) 

Jenes kann positives Staatsrecht sein, insofern es 
die gegebenen liechtsbestimmungon eines concroten Staates 
entwickelt, oder philosophisches Staatsrecht, welches 
die allgemeinen rechtlichen Vcrnunftprincipien für die Grund- 
formen des Staates zum Gegenstand hat 

Ebenso kann das Vor waltungs rec bt positives und 
allgemeines sein. Jenes gründet sieh auf die positiven Grund- 
sätze für die Administration eines bestimmten Staates; dieses 
enthalt die allgemein gültigen Grundwahrheiten für die Thä- 
tigkeit der regierenden Staatsgewalt 

Das Verwaltungsrecht im letzteren Sinne trifft mit un- 
serem Gebiete Kusammen, aber wir müssen uns gegen die 
Anwendung des Begriffes „Recht" erklären. Er ist nur eino 
richtige Bezeichnung für das positive Verwaltungsrecht, 
neraiieh insofern es sich hier um bestimmte von der Staatsgewalt 
vorgeschriebene Hegeln, also Rechtsformen der Verwaltung 
handelt 

Aliein die allgemein gültigen Grundwahrheiten für die 
administrative Thadgkoit gehen nicht im Rechtsbegriff auf. Es 
sind zwar auch Gesetz und Rocht eine wichtige Quelle für 
die Verwaltung, aber nicht ausschliesslich und nicht in dem 
strengen Sinne, welchen wir mit dem Verfassungsrecht ver- 
binden. Hier ist das Hecht die einzige concreto unbeugsame 
Lebensform. Man versteht desshalb unter Staatsrecht vor- 
nehmlich das Staatverfassungsrecht In der Verwaltung kann 

'} Öiulio dsa vorigen Paragraph. 
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das Recht nur als allgemeines, flüssiges Princip, als elastische Regel 
erscheinen , welche dem Drange des undulirenden Zettgeistes 
folgt. Die Verwaltung ist fortwährende Strömung im staat- 
lichen Leben, welche nicht den starren Rechtssatz, sondern 
nur das bewegliche Rechtsprincip verträgt .■,.>. 1V 

Die Administration hat aber, wie bemerkt, nicht in allen 
Dingen das Recht vor Augen. Für dio ersten wichtigen Ver- 
waltungsaete wird dieses woLl nölhig sein, aber unmöglich ist 
es für die spcciellcn mikroskopischen Zwecke auf der Susser- 
sten Peripherie des Verwaitungsorgnnismus. Es sind oft un- 
vorhergesehene, eben so rasch entstehende, als vergehende 
Bedürfnisse zu erfüllen, und zwar so geschickt als möglich, 
ohne Hilfe eines Rechtssatzes, wenn nur im Allgemeinen die 
wahre Idee des Staatszweckes gewahrt bleibt. 

Wenn freilich das Recht überhaupt alles Wahre, Gute, 
dem Staatszwecke Entsprechende bedeuten soll, so ist aller- 
dings die gesammte Verwaltungslebre ein Verwaltungsrecht ; 
dann ist aber der Begriff des Rechts in eine unsichtbare und 
nebelhafte Ferne gerückt 

Ein anderer verwandter Begriff ist dio Staatswirlh- 
schaftslohre. Sie gehört, wie spater deutlicher wird, im 
weiteren und engeren Sinne zu unserem System. In jener 
Bedeutung ist sie die S taats Wissenschaft , welche das öffent- 
liche ökonomische Volks- und Slaatslebcn zum Inhalt hat; 
in diesem Sinne begreift sie den wirth schuftenden Staat allein 
in sich und ist dann gleichbedeutend mit Finanz«' issenscliaft. 

Die Begriffe 'Polizei und l'olizciwissenschaft ha- 
ben durch ihre Charakterlosigkeit den Anspruch auf Berück- 
sichtigung und Untersuchung verscherzt. Aus einem Begriffe, 
aus dem Alles gemacht worden kann, ist zuletzt Nichts zu 
machen; mit ihm fängt auch Jeder an, was er will. 

Wir wollen zu den vielen vagen und pedantischen Defi- 
nitionen, welche uns e, Berg') aufführt, nicht eine neue fü- 



>) t>. Berg Handbuch de« deuteten PolbtiretilW. Bd. 1, S. 1-30, 
Bd. IV, S. 8. 
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gen, lassen vielmehr •diese' Namen «1* 'Bezeichnung 1 für eine 
apecielle Däciplin, wo möglich, gans fallen. 

< Dio meisten Definitionen, besonders auch die Ansichten, 
der Praxis, scheinen danV üborcmBustimroen, dass die Poliaei. 
dio Rcgierungsthiltigkrii im engsten 9innc, also die vollzie- 
hende Gewalt ausser der Militär- und Finanz Verwaltung be- 
deutet. Demnach ist die Politei ein engerer Kreis als der nn-^ 
serer Verwaltiingalehren: und nur. ein Theil derselben ;>) diese 
schh'osseri die Militär- und' 'FinanKverwaltnngslehre ein. ') 

Die p o Ii tisch eOekonomi e, unter der wir seit Bau 
die allgemeine und ipeciell« Nritionali'ikonomie, d. h. Volks- 
wirthschaffslohre , VolLswii-tli.sch»flspo]irik und Finanzwissen- 
schaft .verstellen,») bildet gleichfalls einen besonderen Theil 
des beabsichtigten Werkes. Dieses umfnsst ein weiteres Ge- 
biet] wie im nächsten Abschnitte ersichtlich wird. .! mm- r.-' 

Schliesslich haben wir noch auf den Begriff der sogenann- 
ten ii Gameralwinsonseliaften einzugehen. Diese Be- 
aetchnuag ist nur durch einen Iiistorischen Rückblick au ver- 
ateben. 'It..«-!-. . 'i ■>/•■.! ■ ■■>'■ - ■' ' ■ ■<■■'■•■ 

Die Staatsverwaltung im Mittelalter, der -Zeit eines un- 
ausgebildeteo .politischen Lebens, ging in der fürstlichen Pri- 
TBtwirthschoft unter. Die Interessen der fürstlichen Hofhalt- 
ung und die Aufgaben für <len Staat waren so ineinander 
verflochten, dass sio durch dieselben Personen und dieselben 
Mittel, ihre gemeinsame Lösung fandon, Der Beamte des Ho- 
fes war Diener des Staates und der flnanitielle Bedarf floss 
aus derselben Quelle : für Beide. Begreiflicherweise war auch 
daa.iWweta Vom Staato: und von der Hofwirthschaft oder 
Staatsverwaltung;!- und Privatwirthschaftslehre , die insgcsanimt 
Camera l Wissenschaft genannt wurden-, identisch , da der Hof 
d,es Kegenten mit dem Kamen „Cammer" und die Uofwirth- 
schftft als - B Cflmmerwesen u bezeichnet wurden. ■ - 



. . ')■« Mehl Knorklopädi* dei Stutzt iueniehaftao. S.E7* a. MS, a.3. 
Ueber: die. Bedn.li.ng der Poli.ei alt. Wiuenschsf. und Frule >lehe die 
■plMrea CapiMl. über Jnsliivo.WiUTijr «ad Sichorheitapolitci. 

i) Bau Grondsätie der Volkawirituchaftslehnj. 6. Aufl. 3. 8, S. 9 a. f. 
Otnimr, dl: Grundlohn™ der SuuKyornillnpj. IS 
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Nicht bloss das ökonomische Gebiet umfassten die Ca- 
meral Wissenschaften, sondern auch Justiz und Polizei, die in 
jener Zeit als bescheidene Staatezwecke ebenfalls den Came- 
ralbeamten übertragen waren. Die Grenao der Beschäftigung 
Sur den Staats- und Hofdiener war in der Zeit, wo man die Ar- 
beitet)] eüang nicht kannte, nur die Quantität, die dann eine 
bunte Mischung aller möglichen Aufgaben in sieh schloss, 
wenn sie nur der Masse nach zu lösen waren. - ,-*J -ivjih 

Diese Zustände fallen in die Kindheit des Staatslebens. 

Mit der fortschreitenden Entwickln ng des öffentlichen 
Lebens wuchsen die Angelegenheiten und Aufgaben desselben 
an Umfang und Charakter neben den fürstlichen Zwecken 
und es schieden sich aothw endiger Weise Staat und Hof als 
zwei selbständige Gebiete aus. Der Staat erhob sich als eine 
für sich bestehende Persönlichkeit aus dem systemlosen allge- 
meinen Leben. Damit bildete sich auch der wissenschaftliche 
Begriff vom Staate immer mehr aus, und die SUatsdisciplinen 
trennten sich als selbständige Gebiete von den Came ml Wissen- 
schaften, welche Bezeichnung nunmelir dem chaotischen Rest 
von Privatwirtbschaftslehren verblieb. 1 ) > - >;'.'t, 

Diese Auffassung ist nicht allen Schriftstellern ge- 
meinsam. s ) . ; i :■ ■ - "i 

Ein eigentlich innerer Grund hiefür ist, genaugenommen, 
aooh nicht gegeben, Ks hätte ebenso gut die Staatsverwalt- 
ungslehre das Recht, den fraglichen Titel zu beanspruchen, 
weil sie ihn gemeinsam mit der Privatwirt hschaftslehre theilte. 
Die wissenschaftliche Terminologie ist auch nicht ganz ent- 
schieden und die gelehrte Conversation versteht ohnehin unter 



i) So Botho- System der Volkswirtl. Schaft. 1. AnE. S. SJ n. f. — 
Den Ausseht!») rJer Privalwirthschaftaleumi will auch Lote Handtuch der 
Slaatowinhirhsftsleh«. S. AoH. Bd. I,B; 5. — l'&liu Grand™ (Ut *ney- 
klopKdiicfae Vorträge Uber die genannten Staats Wissenschaften. I8ä5. 
S. 7, §. fl. 

9) Siehe. nooh Fulda Grtmdaitio der ukononiisch-poli tischen tmd Ca- 
mefalvlMtns«kafUa 18d S. Bd.I. S, 8. - Schnait Enoydopldie derCamend- 
wiascDtchaftep. 3. Aufl. - Bau. Ghundrir« der Camerilwiawaatliaft md 
Wirthscbaftslehre. 1826. 
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Camera 1 Wissenschaft meist die drei Hnuptverwaltungsfäoher: 
Nation alükonomie, Polizei und -Finanz. 1 ) 

Die eigentlichen Rechtswissenschaften (Criminalrecht, Ci- 
vilrecht und* die entsprechenden Processlehren) sind unserem 
Wissenskreis ferner gerückt. Sie entwickeln den -abstrakten 
Rcchtsgedanken, beobachten nicht die, Staatagcwnlt ab han- 
delndes Princip an sich, sondern stellen formale Rechtsnormen 
für die handelnde Regierung auf. 

Die technischen Wissenschaften, welche nur die An- 
wendung der Naturgesetze für die Cultara wecke der Gesell- 
schaft lehren, demnach nur angewendete Katurlehren sind, 
können mir als wichtige Hilfswissenschaften , keineswegs aber 
aje Theflo unseres Systems m Betracht gezogen werden. 

So wünschenswert!) und förderlich für die- Sache die 
technische Bildung . unserer Vcrwaltungsbeninten ist, so ist es 
doch, Angesichts des Umfange* ihrer Fachwissen scliaften,. eine 
tatsächliche Unmöglichkeit, eine gründliche Bildung. in den 
technischen Fächern denselben zur Pflicht zu machen. Das 
Gesetz der Arbeits theilung weist dieso Gebiete besonderen 
technischen Beamten zu und die Regicrnng iuuss sich begnü- 
gen, von ihren Aspiranten in der Administration eine allge- 
meine, cncyklopüdische Bildungen den Natur Wissenschaften und 
technischen Fächern zu verlangen'). 

Unser System, welches sich der technischen Wissenschaf- 
ten gutachtlich -bedient, entwickelt nun alle Lehren über den 
Staat, seine Fortbildung und Vervollkommnung, sofern in ihm 
ein t bätiges Princip zur Realjsirung, der Staatsawecke auftritt, 
also sofern er regiert, admiuistrirt, verwaltet wird 3 ). 



rj ämnetfcli Handbuch der neueren Stastiverwallnng: Öd. I, 8. »3, 
§. 33. . ' ' 

t) tv «o« über die «iiaenachaitliche Bildung derBeamton In den Mi- 
niaterlen de» Innern, Tubinger Zeitschrift fiir die gesummte Staatawi»cn- 
«chaft. Jahrgang 184&. S. 1*2. — Ueber die Verbindung der Naturlehre 
mit der StaaUwiasentchaft liehe Zacharias Vierzig Bücher lern Staate. 

Bd. n, 8. i Ii/t 

*) Siehe olicn ö. 136 u. (. - Matchut Politik der inneren Slaatirer- 
wsttung. Bd.- 1, fi. vm a. t. 

IS» 
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; Von der Politik. Verwaltungspolitii. ' '\ ' 

Ein weiterer, »chwer au losender Begriff, der Mutiger 
genannt als vorstanden wird, ist die Politik. Dieser Ausdruck 
muss sich die be Ii ob igst« Anwendung gefallen lassen. Wir 
haben am Ende so viel Begriffsbestimmungen von der Poli- 
tik, als Bücher Ubor den Staat, denn fast jeder Schriftsteller 
macht seine eigene Definition. Dicss steht wohl vom wissen- 
schaftlichen Standpunkte aus Jedem frei. Niemand ist libe- 
raler als die Wissenschaft Sie räumt Jedem das Recht ein, 
zu denniren ( wie er will,' wenn sich nur die Definition in 
allen ihren Günsen Uenzen ei"probt. 

Im Allgemeinen sind dem Umfange nach zweierlei Deut- 
ungen üblich. 

Man versteht im weiteren Sinne unter Politik die Staats- 
wissenschaft überhaupt, die Gesammtleh.ro vom Staat; so faes- 
ten sie schon die Alten und besonders Aristoteles auf). Im 
engeren Sinne versteht man darunter die Grundsätze Uber 
den internationalen Verkehr der Staaten, d. h. die Diploma- 
tie.») Damit wtfre Ton der Politik nicht mehr gesagt, als 
dass sie auch als Bezeichnung anderer bekannter Disa'plinen 
vorkömmt und eine rein nominelle Bedeutung habe. 

Es wird aber auch eino speeifische Lehre unter dieser 
Bezeichnung aufgeführt und hier Stessen wir auf die eigent- 
liche Gontroverse. Was die Politik ata eine besondere selb- 
ständige Wissenschaft wohl enthalte, — das ist der Diffe- 
renzpunkt. 

Wir können uns mit keiner der bestehenden Ansichten 
zufrieden geben. 

Die Politik ist nicht eine Staatsklughcitslehrc, ob nun Klug- 



i) Siels Dtn-h Rotchcr System dor Volkswirlhsohaft. 1. Aufl. Bd. I, 
S.S. -.fflu.« nUgepeipflä SUatureebt. Bd. I, S. i. 

') t. Hattert Leintuch Ucs Verauuftrcchti. B& II, S. 15 u. 23 u. f. 
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heit niedere Schlauheit oder höhere- Weisheit bedeute. 1 ) Die 
Klugheit kann gar keine Wissenschaft abgeben, sagt Ai-üto- 
teles mit Recht.") 1. .«vi .'•'•i'-l-y •-. ■ 

Sie ist auch nicht die Wissenschaft von der besten Ein- 
richtung des Staates 3 ) oder von der geordneten Anzeige über 
Stoßgeschäfte,«) am allerwenigsten Journalistik. ' ''- '•' 

Am meisten hat noch jene Ansicht für sich, welche die 
Politik a\n die Lehre von den Mitteln, nur vollständigen Er- 
reichung des Stantszweekcs definirt 8 ) 

■Allem diene Begriffsbestimmung drängt uns das Bedenke« 
auf, dnss eine Wissenschaft von den Mitteln an sich nicht be- 
stehen kann. Die Untersuchung über diese für einen bestimm- 
ten Zweck ist selbst eine Betrachtung des letzteren und er- 
streckt sieh damit auf das ganne Gebiet, dem Mittel und Zweck 
angehören. Dalior gerätli auch die Politik als „Wissenschaft 
von den Mitteln 1 ' immer in die Betrachtung tiber die Aufgaben 
und das Wesen 'Am Staates selbst,«) und wiederholt Gegen- 
stände : ans den schon bekannten stantswissenschaftlichen Ge- 
bieten. Mit anderen Worten: Die Politik in diesem Sinne 
Itfst sich genau betrachtet immer in die gewöhnlichen übrigen 
Lehren 'vom 'Staate auf.' ' 

Wir fragen: Lehrt drts Verfhssungsrccht in den versöhie- 
denen Grundformen des Staatiorganismus nicht die Mittel zur 
Durchführung einer Verfassung? Was soll denn derVer- 
fassungspolitik noch übrig bleiben? 

Entwickelt denn das Criminalrecht nicht schon die zweck- 
mässigen Mitte] nur Verfolgung und Bestrafung des Unrechts 
und zur Wiederherstellung des Rechts, was 6olI denn die 
Crimi na! politik noch erörtern? 

■) Luden Handbuch der Staataweisheit oder der Politik. Bd. L S. 36. 
i) ArütcttU. Ethik üb. VI, op. TITL Siehe hier und cap. IX. das 
VerhSltaia »«in** Klo$uüt tra.l Politik äberhnupt. 
I| SpUHtt Vnrlciiunccn über Politik. S. S. 
«) BchlS:er Btsattgelehrtheit B. IB. 

*) t. Hohl EacvklopSdic '1er Staat!» buenachaftfn. S. 511. — BMau 
CocvklopMdi« der Stiu.Uirisien.cbsften. 1. Aufl. 8' 95. — ZBpj! GrtindtHtis 
des »llgcmi-incn Stnatsr^hti. Bd. I, 5. (6, g. 13. 

*) r. Mahl Enatklopädlo der EUaUwieaeagcbiftcn. §. 03 u. 94 u. f. 
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Oder gehen wir zur vollständ igen Verdeutlichung auf 
den vermeintlichen Unterschied von Finanz Wissenschaft und 
Finanzpolitik ein. Jene hat doch ausgemachter Weise unter 
Andern» die zwcclunässigsteo Abgaben zur Deckung der 
Staatsbcdürfhisse zu erörtern? Handelt sio damit nicht von 
den Mitteln für Staatszwecke? Oder will man einen graduellen 
Unterschied in der Tauglichkeit der Mittel ziehen und sagen : 
die Finanzwisseuschaft lehrt die guten, die Finanzpolitik die 
noch bessern, die bestmöglichsten Mittel. Das wäre doch 
eine zu starke Zumuthung für die wissenschaftliche Systematik! 
Die Mittel fiir die Staatszwceke sind also kein besonderes 
Motiv und Gesetz, am die Politik zu eine* selbständigen 
Wissenschaft zu erheben. 

Auch der Unterschied von Recht und Wohlfahrt, der 
so viele Irrthünier ho rv argem fen hat, vermag dies* nicht. Ein 
solcher Unterschied ist gar nicht vorhanden. Daa Recht tnuss 
von den Zwecken der Wohlfahrt erfüllt sein und die Wohl- 
fahrt findet vorzüglich durch das Recht ihre Verwirklichung. 
Und wenn auch ein Unterschied gemacht werden soll, so 
liegt er in den Begriffen von Mittel und Zweck. Jenes ver- 
hüll sich zu diesem wie Recht zur Wohlfahrt. Dann gilt 
aber dos bereits oben Gesagte. ') 

Die Politik hat nun allerdings einen speeifischen Charak- 
ter, der sie jedoch nur als eine besondere Methode in der wis- 
senschaftlichen Bearbeitung der verschiedenen Reiten und Ge- 
biete des Staatslobons, aber nicht als eine bcsonuei-c Lehre 
erscheinen lä*st. 

Die Politik, soweit wir die ihr bisher zugetheiltc und von 
ihr behandelte Aufgabe recht übersehen, ist vorzugsweise auf 
die Streitfrage zwischen dem, was ist «nd dem, was sein soll, 

*) Ucbtr da» YerhKltflisa von Recht und Politik siehe «. Hohl Enev- 
Mopldic rler SmaMwisfcoKhsften. 8. 5*3 u. f. - Zutboriat YimSf Bü- 
cher i oni s laI1 te. Bd. I, S. 169 u. f. — Z4yfl Grundlose des allgemeinen 
Staatsrecht». Bd. 1, S. IS, §, 14. a. Aufl. - SrAvitlh«,,t*r Zflijlf Biici.fr 
*°n) Staate. Bd. III, S. 14. — SthätfU die Konkurrem der Organe du 
Staatalebens, Beitrage iu einer Revision der Grundbegriff" de[ a uup ™" 
Staatlich«. Tübinger ZoilMhiifu Jahrg. XV III. 3. 588'n. f. 
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.gerichtet Sie betrachtet das Staatsleben in seiner Fortbild- 
ung zum Heueren. > 

Der Staat in einer «teten Entwicklung, in emem ewigen 
Werden begriffen, wird durch die Politik in seiner volleiido- 
teron Form, mit seinem zw ockn lässigeren Inhalt geschildert. 

Dass der Staat besteht und wie er besteht, ist zunächst 
kein Thema der Politik, sondern wie er sein soll und könnte. 
Sie ist die Pädagogik des Staates, welche ihn die sioherata 
und glücklichste Bahn fuhren will. Sie hat es auch nicht so- 
wohl mit den ausgemachten feststehenden Wahrheiten und 
Thateachen zu thun, sondern sie bemächtigt sich vielmehr 
immer der Zweifel und Contraversen und sucht nach der re- 
lativ besten Lösung derselben. Die Politik ! ist weniger histo- 
risch ala speculativ, nicht conservativ, sondern informatorisch, 
nicht sowohl negativ und kritisch, als positiv und organisato- 
risch. Zackariae streift on dieser Ansicht vorbei , wenn er 
sagt; „Das Kocht geht immer den geraden' Weg, die Politik 
hat unter mehreren Wegen, die zum Ziele führen, den besseren, 
d. h. den zu wählen, welcher dem geraden am nächsten liegt". ') 

Der bestehende Staat ist ihr also immer nur die Veran- 
lassung , einen neuen zu construiren. Der Politik ist nichts 
recht, sie will am gegebenen Staat immer verbessern, dcsshalb 
kann sie das Prineip der fortgesetzten Reform, des politischen 
Lebens genannt werden. Man könnte zwar bemerken, dass 
es auch eine conserrative Politik gäbe. Ganz richtig, aber 
sie hat es doch auch mit dem Kampf zwischen dorn, was ist, 
und dem, was werden soll, zu thun. Nur macht sie es um- 
gekehrt, indem sie das Gegebene dem Werdenden entgegen- 
stellt. Sie ist desshaib auch keine wahre Politik und auf sie 
wird diese Bezeichnung missbrliuchlich angewendet. Sic ist 
Rückschritt, im besten Falle Stillstand. Wer aber nur das 
Bestehende erhalten, also stillstehen will, der braucht nicht 
zu denken, der vertritt kein wissenschaftliches Prineip. Denn 
Wissenschaft ist Fortschritt. 

Es ist Übrigens ganz treffend, die Politik auch Staata- 



«) K. S. ÄiaWiaa ViBtiig Büchel 
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künst zu nennen-; sie ist weniger Wissen, als lKöiMenj r raid 
liat auch, wie die Kunst, einen idealen Zug, tritt mehr schöp- 
ferisch ala gelehrt auf, sinnt nur auf . den neuen Staat in ei- 
nem, schöneren, vollendeteren Bilde. ») ..• , .r : iVj .< 

;Aber.oucJi in dieser Auffassung kuun sich-, die PoEtik. die 
Eliro einer selbständigen Wissenschaft muht retten. Sie'bleibt 
.immer nur eine besondero Methode für die Staats wissenschaft- 
lichen Di sc ipl inen. Jede Politik, die man tmt'aUcr Vorsicht 
und Mühe als besondere Wissenschaft in dem obigen Sinn 
:dajstellen will, löB/l sich ebenfalls in die gewöhnlichen bekannten 
Lehren. v{<m Staate auf. Und die ; leUterrti verlieren, umge- 
kel»-t ihren Chnraktcr nickt, wenn sie diese Methode vamvenden. 
. :Jedo Staatswissonschaft mi»s ihr Objekt in eoiner Ent- 
wicklung, also auch in seiner , möglichen und notwendigen 
Gestaltung für: die nächste Zukunft begreifen, wenn sie ihre 
Aufgabe erfüllen und nicht stillstehen will- Bei der Be- 
trachtung des Staates, eines organisch; werdenden Lebens, kann 
,ein für alle Mal die Frage nach dem, was ist, von der Fragt 
nach dem, was werden soll und kann, nicht: getrennt -werden. 
Ea ist kein wesentlicher Unterschied zwischen der Lehre vom 
gegenwärtigen und zukünftigen Staate denn es ist immer der- 
selbe Gegenstand. Jede Staat» Wissenschaft ist also Politik und 
muss eine solche sein. ., ■! ■■■■■ 

Seihst die positiven Staataichren, welcho sich hauptsach- 
lich an das Gegebene und Bestehende auscldiesseu, > müssen 
ihren Blick auf die mögliche und -nothwendige Fortbildung 
des Stoffes richten, wenn sie nicht als todte, mechanische Kunde 
von Gcsetzon und Regeln erscheinen woIlonL- n. i- '. 
. ■ ■ Ein grösseres Feld hat die Methode der Politik in den 
ollgemeinen Staatslehren. Hier kann diu Forschung noch 
freier von den aus der Vernunft und Erfahrungen gewonne- 
nen allgemeinen Resultaten auf dio zukünftige werdende Ge- 
staltung eingehen. Die allgemeine philosophische Staatslehre 
wird desshalb auch am häufigsten Politik genannt: 

- Auch für unser Werk können wir die fragliche Bencnn- 



') T>!unt,M allgemein«» StMtsretht. Bi. I,, t. 3 n-4. '. 
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ning in.. Ansprach nehmen: Auch hx.dcn Orundlobren der 
StantHTenTBlhing begeben wir uns in dem Kampf zwischen 
.dem, was ist und dem; -»ab werden, soll'und kfcon, zwischen 
dem Erreichten uuddem W Uns eihons werthon j zwischen dergegen- 
wartigen und der zukünftigen beiHeieB Stents Verwaltung. 

Hfi tiei> - wir uns vorgenommen y ein» : YcrwalOTngBpolitik 
OT-sahreiben, ' wir- hatten .unwillkürlich ian damselhen Resultate, 
Oiu den Gruhdlchi-cn der Staatsverwaltung gelangen müssen, 
wie -der ,i welcher eine Verössungsjioh'tik: 1 entwirft, in ein all- 
gemeines Staatsrecht gerälh, wie der, welcher eine Finanz- 
politik schreibt,' zuletzt dach nur eine E4u nil oh rd darstellt. 
,i\ .uWir worden künftig im Altgeroemen: den 'Ausdruck Po- 
litik . für jede StaMswiiselJsolinft m Anwendung, bringen und 
ika Speele! len diejenige steatswissensehafilirlie Methode darunter 
begreifen, welche das StmitHleheii je nach ueinen' verschiede- 
nen Seiten nicht blo?? an siel),- sondern in seiner 1 Fortbildung, 
in dorn Verhältnis» zwischen ■ samem wwku'dien' Dasein und 
dem; zukünftigen, das seih Boll ufidji kann,' in Betracht '■ zieht. 
i(r«s -Zms. 'Wir :haban noeh'^eine Bemerkung- Uber den 
toi ^'Unteischiefl von Verfnssimgs- und VerwaltungspoKtik zu 
machen. .!■»;-.' 'it *w .:i •' • ■: ■ . i <- ■i-.nu 

Streng genommen ist der Begriff Politik in dem von 
uns angenommenen Sinn anf die Verfassung eigentlich 
nicht 'anwendbar; sicherlich steht, dem Begriff. der Ver- 
waltung die Politik naher. 1 ) Da, diese <Jqs f'rincip ,(W 
Fmhei! in der Foi-ibilihm^ ilr- St^aislcbens vom Gege- 
benen zum Werdenden ist und dasselbe in einer steten 
Umgestaltung und Umwandlung zum Höheren darstellt, 
so steht sie nothwendig mit der Idee der Verfassung, 
welche die ruhende, stetige Form, die bleibende, feste 
Ordnung bedeutet, im Widerspruch. 

Freilich ist dieser Begriff der Stetigkeit und Ruhe nur 
relativ, die Verfassung ist nicht ein unerschütterlicher, 
unwandelbarer Fels, sondern die Grundformen dos Staa- 
tes sind, wie das Leben, welches sie timscbliesscn, den 



') BluaLMi J. o. 
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Gesetzen der Veränderlichkeit , wenn such in grösseren 
Zwischenräumen, unterworfen und es hat daher die Po- 
litik tuieh in dar Verfassung ein Objekt ihres Denkens. 
Iraner aber ist das Princip jener gegen den Begriff die- 
ser gerichtet und schon dadurch, das» die Politik Verän- 
derungen und Reformen der Verfassung vorschlägt, for- 
dert sie zur Thtttigkeit, zum Handeln, d. i. eigentlich zum 
Regieren auf. Eine Verfassung geben und ändern ist 
im allgemeinsten und weitesten Sinne auch ein Akt des 
Regieren«. 

Die Politik will eben immer regieren. Allee, was Politik 
heisst, hat eine Tendenz zu reformiren, umzugestalten, zu 
handeln. „Daher wird auch nicht der Gesetzgeber, son- 
dern der Staatsmann genannt, welcher mit der Anord- 
nung des Einzelnen zu thun hat, denn dieser scheint al- 
lein eigentlich zu handeln, sowie bei einem Bau die Mau- 
rer und Zimmerleute zu arbeiten scheinen".') 

Die Verwaltungspolitik ist also die Politik im engeren 
Sinne. Dom Objekt und dem Zweck nach gibt es zwar 
eine Verrassungspolitik ; der Form und Methode nach ist 
diese selbst eine Verwaltungspolitik 2 ). 

i) ArUiuuU, Ethik. IIb. VI, np. S. 

i) Di« *lt«r« Literatur Übet Politik sieb« bei PsJ.lt Grund™ für 
encyklupB (lisch c Vortrüge Über die geiimmtcB StaatiwisscaBtaaftcn. 1825. 
8. IS* u. f. — Dia nsueren od e. Mohl EncyklopKrlio der SUMswiMen- 
Mhafttn. 8. B5S, §. 87. 
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"FÜNFZEHNTES CAPITEL. 



Das System des vorliegenden Werkes. 



§■ 67. 

Anordnung des S taflas. 

Die wichtigste Aufgabe, die uns nun obliegt, ist die Ord- 
nung des zu bearbeitenden Stoffe?. Duruh strenge Systematik 
wollen wir einer pinnlosen Casuistik vorbeugen und dem Titel 
des Buches gerecht werden. 

Er sind freilich Systeme nicht dos alleinige Heil der 
Wissenschaft; es laset sich such ohne einsolehes im Emelnen 
Tüchtiges filr dio Wissenschaft und das Leben schaffen. Aber 
die Schule fordert ein System, wie auch ein tieferes Eindrin- 
gen in die Sache, eine klare, dauernde Erkenntniss derselben 
durch eine logische Herrschaft über den zu behandelnden Stoff 
bedingt ist. Stein sagt: „Die jvissenschaftlicho Erkenntniss 
eines jeden Lebendigen in der körperlichen sowohl, als in 
der geistigen Welt beginne erst da, wo ein bestimmtes und 
bowusstes System aufgestellt werde". ') 



1 lieber liio Nothwcndlglicit des SyitcnMtüctien In der GoiQÜlchifti- 
Ichre siehe noch Btctn ÖTuteni der Ütutowitnwbafk B<L II, 8. B u. f. 
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Wir wissen, dass die Verfassung und Verwaltung beide 
das ganze staatliche Gemeinschaftsleben umfassen und dieses 
in zwei Hauptrichtungen ausströmt, die i» einer dritten ihre 
Norm und Grenze finden. Die Menschheit des organischen 
Slantsgnnzen arbeitet entweder um einen realen Zweck, oder 
sie ringt nach einem idealen Ziel. Alle Acusscrungen des 
staatlichen Gemeinschaftslebens, alle Meinungen und Thntsa- 
chen, alle Hoffnungen und Bestrebungen, alle Siego und Er- 
rungenschaften zeigen vorherrschend entweder einen materiel- 
len oder einen ethischen Charakter. Wir sagen desshalb vor- 
herrschend, weil beide Seiten des staatlichen Dnseins sich be- 
dingen, in cumndtir ubcigelian, also nicht von einer Allein- 
herrschaft, sondern nur von der Prii'valenz der einen oder 
andern Seite die- iicde.fcein kann. , '. , ;; TJ ' .'">■'>> 

Diese beiden Richtungen, welche auf sich bezogen, nnd 
sieb selbst Überlassen, ursprünglich das Bestreben der Diver- 
genz zeigen, finden in einer dritten Macht ihren Einhcits- und 
Mittelpunkt, dem Hechte. Damit das Leben durch die realen 
und materiellen Tendenzen nicht in einem wilden Zcrstürungs- 
kampfe, in niedrigem, egoistischen Gebahrcn sich auflose, setzt 
die, Vernunft, des Hechts das Mass des Erlaubten fest. Damit 
aber andrerseits das Leben durch einseitige, ideale Bestrebun- 
gen nicht in phantastischen Idealismus, in unwirkliche Träu- 
mereien sich verliere, bestimmt das Hecht die Grenze des Mög- 
lichen, | .Das Hecht ist die Einheit und Harmonie des realen 
und idealen Verkehrs im normalen Gesetze^ >4 ; jt^lS-ff^äPff* 
,1/Wic haben daher drei und eigentlich nur drei grosse 
Wissensgebiete, die Güterlcbre, die Moralphilosophie und die 
Hechts Wissenschaft. : .' _ ,thM -Uff 'm-'dsj/jt' 

-j Auf Grundlage dieser Drcitheilung lässt -sich nun 
folgendes System errichten. ;- : ■ f^gS? ' 

Die Staatsgewalt entwickelt nach jenen drei Richtungen 
ihre administrative Thiitigkeit und sonach bilden auch die 
Wissenschaften von der Staatsverwaltung , dio Yerwaltungs- 
politik, drei besondere Kreise. Sie finden den Gegenstand ihrer 
Untersuchung entweder in einem physisch-materiellen oder in 
einem geistig- ethischen Prineip des Daseins oder in der für diese 
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Gesellsclmftsprincipien Höthigen Sicherung und Förderung des 

Sechtalebens. .. „..■< ... , ivu 

AJa einzelne 'Theile dieser Wiasenskreiac ergeben .sich 

folgende:. „....-,.„; -■ i 1 f . .11 

..iL,, Zu den. Yerwaltungslekren im materiellen Ge-. 
biete gehören- . ,.,,■!' - I . .! ■„•-;. 

, .. ,1.,! dip,. Be^iUkerungswiss'ens.chafii; die Bevfilke-, 
..mng ; . und. ihre Bewegung ist eine nnturgegohichdicho Thatn 
aaehe. Diese Lehre theilt pich in drei Disciplincn: 
;„",*), & die Bevölkerungsstatistik,, welche die That-, 
packen, und Zustände des ßevölkerungslebens. in seinen 
verschiedenen Entwicklung« Indien and Beziehungen er-, 
...miftelt.-und feststellt; ■'. m- '> -i'l 

b) in die Pop ul ntioni stik, welche die Gesetze der 
Bevölkerungsbewegung aus jenen Ergabnissen erforscht; 

c) in die Be völker ungs politik, welche die Grund- 
■ SUtze der staatlichen Einwirkung auf das Bcvölkcrungs- 

leben entwickelt; 

2. die Politik für das physische' ^.ei'.en" 3er 
staatlichen Menschheit,' die sogenannte Gesun.dhe'i'tsJ 

3. die Wissenschaft von' den Gesetzen 'und 1 Regeln, 
nach welchen die materiellen Mittel für das Toi k und den 
Staat gewonnen worden, nemlich die Volks wiHh - 
schaftsichre (allgemeine Nationalökonomie) stund <idie 

Wolksfwirthscuaftspolitik (specielle Natiohalökono- 
mie). Die letztere enthält die Pflege der Produktion nach 
. .. ihrer-. Verzweigung in die verschiedenen Gewerbe^ und die 
. ;der Consumtion. Da die Thatsacheri dorArnSuth und der 
Theuorung vorherrschend ökonomischer Natur sind, und 
besonders, die consumtiven Zwecke betreffen, so gehört in 
die Volkawirthachaftapolitik auch noch -v 

b) die Thcuerungapolizei ; 
.. , 4. die..]uehi-e, von den materiellen Mitteln für die Be- 
dürfnisse und Zwecke des Staate* als solchen, die Fiuaaz- 
,,.w,Ufie»schaft oder Politik. | '/. -.: ,j 



5.. die Militärverwaltungslehro. Dm Heer ge- 
hört zur physischen Grundmacht des Staates. Ea besteht 
und wirkt durch physische Elemente und Gesetze. 

II. Zur Verwaltungspolitik im Gebiete des gei- 
stig ethischen Lebens zählen wir vior besondere Ge- 
genstände. Dieses Bereich bietet zunächst zwei Hnnptthcile 
der Beobachtung dar. Die rein denkende Welt oder 
das inteUcctuellc Leben (Verstand), sodann die Ge- 
müthssphUre, die denkende ; Welt, welche zugleich 
empfindet. Gemiith ist nicht Gefühl; es empfindet nicht 
bloss, es ist auch Quelle von Ideen. In dieser letzten Sphäre 
tritt das religiöse und sittliche, dann dns ästhetische Lehen auf. 

Das GcniÜth als religiöse und moralische Empfindung 
entspricht dem Begriffe Seele. 

Die Acusserungsn des geistigen Lehens haben also eine drei- 
fache Quelle : den Vers ta n d, aus dem die Wissenschaft schöpft, 
die Seele, in welcher die Religion wurzelt und das ücinGth, 
iu dem die Kunst schafft. Diese drei Bereiche erfüllt je eine 
Idee: die des Wahren, des Guten und des Schönen. Die 
Wissenschaft strebt nach dem Wahren, die Religion und 
Moral nach dem Guten, die Kunst nact) dem Schü'ncn. 
Wir haben demnach folgende Gruppe: 
1» die Vcrwaltuugsle.hre der wissonsehaf t- 
licUen CuHut, Cultur des Wahren. 

2. die Pflege der ästhetischen Bildung, Cul- 
tur dea Schüncn; 

8. die Verwaltungspoiitik der religiösen und 
4. die der moralischen Interessen, Pflege des Guten. 
Die vierte Diseiplin hat auch die Politik des Staates in Be- 
zug auf Sitte und den socialen geinüthliohcn Verkehr auf- 
zunehmen, da dio hierin liegenden Thataach.cn nur der per- 
manente, concrete Ausdruck der sittlichen Anschauung des 
Volkes sind. 

Die Lehren ad 3 und 4 bezeichnet man als Religions- 
Sitteu- und Sittiichkeitspolim. 
III. Die dritte Abtheilung der Verwaltungspolitik, welche 
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das Rcchtsleben, die foroiala Seit© der staatlichen Coetistenz, 

zum Gegenstände hat, zerfallt in die Politik 

1. der Justizverwaltung im Allgemeinen, 
■ 2. der Rechts- und Sicherheitspolizei im Beson- 
deren, 1 ) wozu wir auch Gefängnisswesen und Go- 
fängnisspolizei rechnen. 

' /; §■ 53. 

Schema. 

Zur Erleichterung der Uebersicht stellen wir folgendes 
Schema auf: 

die Staats verwaltungsletireii 

I. des ithislsfh materlelltB Volkslebens: 

1. Bevölkerungswisscnschaft: 

a) Bevölkerungsstatistik , 

b) Populationistik, 

c) Berolkerungspolitik ; 

2. Gesundheita- oder Medi cinalpolizei , 
.3. Nationalökonomie: 

■) Volkswirthschaftslehre (aligemeine oder theo- 
retische Nationalökonomie), 



<} Ueber die syst Pinn Ii sehe Orrfnung der Stutewiaseniehift überhaupt 
und der Politik imbeniidere tiehe Schlätar «»gemein« StuUrecht und 
SlMtaverfuinngsrecbt 1193. S. 13 u. £ — Sonnen/ei« Hendbuch der in- 
neren StMtmorwiiltung. 1798. Bd. I, S. I u.£, S. S9 n. £ — PöUlt Oraad- 
riu für cnr.yklnpü tische Vorlesungen. 1825 . S. 2 u. f., S. 163 a. f. — 
r. Roltecl Lehrbach des Vemuaftrecbte» and der Btiatawlsienscha/len. 
18*0. Bd. II, 8. I u. f., S. SB u. I. — ÄAmiBeenner Zwölf Bücher vom 
Sb-t*. 1839. Bd. I, S. SO q. £ - Za^orta, ViorUt BBther vom Stute. 
1839. Bd. I, 8. 169 n. f. — Stahl die Philosophie de» Beoht«. 18*6. Bd. 
II, Ii, S. 178 u. f. — Friet Politik, hsnusgegeben von April. I8<8. 8. 1. 
u. f. — Bitfau Encvklopüdie der Staitswisicnschaften. IBS!. 3. Aufl. 9. 
SB. — e. JWoAI Encykiop. der Stistsw. 1859. 8. 16 «. f., S. 639 a. f. — 
OuUtwmn die Politik. Ol Aufl. Bd. I, 8. »6 u. L 
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v» I b) V Olks wirtliscliiif t spoli t ik : (speciellc bder 

praktische Nationalökonomie), mit . der ,; -i 

a) Armen-, und. . ■ i . . . i i. ■; ■ . ,i 

.... iü ß).Theuornngspolizei;,n.i 
, 4.. FinanzwissenseUaft und Politik, ■. 1 

6. Militärverwaltungsjjahbo^ i n I. >, • ; .. .> . 

II. der gfistlg ethiscbrD Interessen, Ciiltitrjtalitlk: 

1. der intellectuollcn'Bosti'obu ngen, (Wissen- 
schaft), , 

2. des Gcmlithslcbens: 

a) 'tPfi^gc dor ästhetischen; ' ■•> " f "'■ 

b) der religiösen, :>•'*. '• > > " 

c) der ethischen Bildung ; 

in. der BefctatsSpttiMi'''- ' " -Jli' 

1. Justizverwaltung ira 4l!^.emoincn ; : , 

2. Rechts- un.d Sicherheitspolizei 'insbeson- 
dere. (Polizei der Staatssicherheit, der iiffcntliolicn Ruhe 
und Ordnung, der Sicherheit für Person und Eigen thum, 
des Voreins- und socialen Verkehrswesens, der Presse, des 
Gefängnisswesens). I \. JI \, I 'I .'..;.,,||, , ., . , , «- 

I, Den kritischen Lewe wird es bcfreuiden, auch. Dis- 
ziplinen aufgeführt zu finden, die . nauh einer strengen 
Prüfung ihren Platz hier vielleicht nicht behaupten kühnen. 
Schon aus Oonscqucnz mussten die von uns nls Qcsell- 
schaftswisseiiPi.'liaft bezeichneten Lehren hin wegbleiben. Al- 
lein es sind die Acten über die Controverscn der Gesell- 
schaftswissenschaft noch nicht spruchreif, ferner 1 die Stel- 
■ Inng mancher gesellschafts wissenschaftlichen Disciplm zu' der 
Yerwaltungspoh'tik eine so nahe, dass die Aufführung der 
fraglichen Disciplin noch kein ausgemachter Fehler ist. 
Wenn diess aber auch der Fall wäre, so sind es methodo- 
logische d'ründe, welche die Mitbehnndlüng- der einen 
öder anderen Pisciplin u mim güllglich nothVendig machen. 
So wiiie.es nicht möglich, die Bevölkerungspolitik ohne 
Bevölkerungsstatistik .und I'opuktionistik instruetiv zu ge- 
ben, ebenso die. Volks Wirtschaftspolitik bu entwickeln,. 
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ohne durch die allgemeine Nationalökonomie auf sie vor- 
bereitet zu haben. 

Auch verlangt die Rechts- und Sicherheitspolizei die 
vorläufige Behandlung der allgemeinen Grundsätze der 
Justizverwaltung, ohne desshalb eine Processleure geben 
zu müssen. 

Es wird ferner auffallen, dass wir die Diplomatie nicht 
in unserem Systeme aufgeführt haben. "Wir kennen aber 
keine besondere Verwaltungslehre unter diesem Titel. 
Die administrativen Grund- und Lehrsätze über den Verkehr 
der Staaten finden sämiutlich ihre Erörterung in den 
verschiedenen oben aufgeführten Disciplinen. Die Diplo- 
matie als Verwaltungsfehre ist nur die Anwendung der 
übrigen Lehren auf den internationalen Verkehr. So 
werden unvermeidlich Zoll- und Handelsverträge in der 
Volkswirthschaftspolitik, die Frage über Auswanderungs- 
und Colonialwescn in dieser Lehre und der Bevölkerungs- 
wiasensebaft, die militärische Beziehung der Staaten zu 
einander in der Militärverwaltungslehre ihre Behandlung 
finden. 

Nur im Rechtsgesetze bietet der internationale Verkehr 
einen Mittelpunkt zu einer besonderen staatswissenschaft- 
lichen Disciplin, nämlich dem internationalen Staats- und 
Völkerrecht. 

Wer die Statistik vermisst, den müssen wir auf die 
Bevölkerungs Wissenschaft verweisen. Die Statistik gehört 
sofern sie als sclbstständigc Lehre betrachtet werden kann, 
zu den historischen Wissenschaften und nicht in das System 
der dogmatischen Stnatsvenvaltungslehro, da wir sie aber 
nur als eine Methode staatswissenschaftlicher Studien be- 
trachten, so findet sie als solche in den einzelnen Dis- 
cipb'nen, besonders aber in der Bevölkerungs Wissenschaft, 
die gebührende Berücksichtigung. ') 

2. Es ist üblich, in den allgemeinen Untersuchungen 



') In dor Beröllcerangswiiaenflcliart werden wir noch ausführlichere 
Bcchcnichaft Ton unserer Ansicht geben. 

a*rilnar, die Onndlobru d«r BliiurMwillune. IS 
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eines Werkes auch Uber die Nützlichkeit und Nothwcn- 
keit dos behandelten Gegenstandes Betrachtungen anzu- 
st eilen. Wir gestehen offen , dnss uns diess wider die 
Natur geht. Hat denn nicht jede Wissenschaft als solche 
Anspruch, von jedem nach wahrer Bildung aufrichtig 
Strebenden gesucht und geschätzt au werden? Hat nicht 
jeder Gegenstand der Wissenschaft einen Freibrief der 
AutoritUt und Würdigung? Sollte sich beim ornsten Stu- 
dium über das Wesen des Staates die Wichtigkeit der 
Staatsvcrwaltungslohro nicht unabweisbar aufdrängen? 
Wenn ein Werk nicht durch seinen Inhalt den Werth 
des behandelten Gegenstandes zur Uebcrecugung bringt, 
ein einzelner selbst an der Spitze stehender Paragraph, 
in welchem man sich doch nur in allgemeinen Redens- 
arten bewegen kann, vermag es nicht Das ganze Ruch 
muas ein Empfehlungsbrief des Werkes sein. Und wenn 
das nicht der Fall ist, so kommt man bei Unterlassung 
der Lohreden doch nicht in den lächerlichen Widerspruch, 
das nicht erkannt und vollendet zu haben, was man selbst 
gelobt und empfolilen hat. 

Wir wolle» nicht den stolzen Anspruch erheben, wie 
Aristoteles in seiner Ethik, welcher die Wissenschaft vom 
Staate als die höchste bezeichnet, der alle andern Wis- 
senszweige untergeordnet sind. ') Im antiken Staate, der 
alles Leben verschlang, ist diese Ansicht begreiflich. 
Allein in der modernen Welt gilt sie nicht mehr; die 
geistige Entwicklung der Menschheit hat neue der Staats- 
wissenschaft gleich wichtige Gebiete entdeckt. Nur das 
bleibt wahr, das3 die Staatakunat zu den wichtigsten 
Lehren der Erkentniss gehört, und keine der neueren 
Wissenschaften Über ihr zu stehen kömmt Sie ist nicht 
geringer, sondern andere sind ihr nur gleichgestellt worden. 

Von dem Entwurf einer Verwaltungspolitik, die beson- 
ders auch der studirenden Jugend gewidmet sein soll, 
schreckt uns ferner die Ansicht des grossen Staatsweisen 



') Arülotda Ethik. Jib. J, cup. 1. 
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nicht ab, dass die Staats Wissenschaft kein Studium für die 
Jlinglinge sei, da ihnen die Kenntniss vom menschlichen 
Leben, vonseinen Geschäften und Handlungen, einem Haupt- 
gegenetando dieser Wissenschaft, abgingen, und ohnehin 
die Leidenschaft sie beherrsche. 1 ) Allein (ins darf 
man nicht wörtlich nehmen, und wenn auch, so entscheiden 
hier nicht die Jahro, wie er selbst sagt, sondern das Ziel 
und der Beruf des Lebens. Sodann war die Staatskunst 
der Alten eine ganz andere, als die gegenwartige; sie 
war vielmehr eine Kunst der Empirie und Praxis. — Ein 
theoretisches System vom Staate kann unserer heutigen 
academischen Jugend wohl als eine Vorbereitung für ihre 
künftige Lebensstellung dienen ; zudem bei uns zu Lande 
und im ganzen Zeitalter bis zur selbständigen Ausübung 
des erworbenen Wissens so viele Jahre verfiiessen, dass 
alle Leidenschaft erkaltet, ja oft bedauerlicher Weise die 
ganze Berufsencrgio abgestorben ist. 



>) Arütotela l. c. 
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